


REGIONALPLAN

MITTELHESSEN

2001



Regionalplan Mittelhessen
2001

Beschlossen durch die Regionalversammlung Mittelhessen am 20. Oktober 2000
Genehmigt durch die Hessische Landesregierung am 24. April 2001

Bekannt gemacht vom Regierungspräsidium Gießen im Staatsanzeiger 25, vom 18. Juni 2001
Regierungspräsid ium Giessen
als  Geschäf tsste l le  der

Regionalversammlung Mi t te lhessen



Herausgeber: Regierungspräsidium Gießen, Dezernate 31.1 bis 31.3 und 34
Landgraf-Philipp-Platz 1-7, 35390 Gießen
Tel: (06 41) 3 03-0   Fax: (06 41) 3 03-24 99
E-Mail: N.Taeubl@rpgi.hessen.de
Internet: www.rp-giessen.de

Kartendruck: Orell Füssli, Zürich

Gießen, im April 2001



I

VORWORT

Der vorliegende Regionalplan Mittelhessen wurde auf der Basis des 1994 novellierten Hessi-
schen Landesplanungsgesetzes (HLPG) erarbeitet. Mit dieser Novelle wurde am 1. Mai 1997
„die Regionalplanung den Regionalversammlungen übertragen.“ Die mittelhessische Regio-
nalversammlung hat die daraus erwachsende Verantwortung für die Region mit großem
Ernst und sehr engagiert übernommen. Die Beratungen zum Raumordnungsgutachten
(1997), die Beratungen zum Regionalplan und weitere Initiativen für die Region sind Belege
für diese Arbeit. So wurde u.a. erreicht, daß der Landesentwicklungsplan tlw. Zielvorstellun-
gen aus Mittelhessen (Entlastungsfunktion) übernommen hat.

Der Regionalplan Mittelhessen 2001 enthält die räumlichen Ordnungs- und Entwicklungsvor-
stellungen für den Regierungsbezirk Gießen bis zum Jahre 2010. Diese Vorstellungen werden
in der Raumordnungskonzeption und in fachlichen Zielen, Grundsätzen und Erfordernissen
konkretisiert. Der kommunalen Bauleitplanung sowie raumbedeutsamen Vorhaben und In-
vestitionen der öffentlichen Planungsträger steht damit eine Planungsgrundlage zur Verfü-
gung, die einerseits (im überörtlichen, überfachlichen Interesse) bindet und andererseits
einen so weiten Rahmen vorgibt, daß genügend Raum für örtliche/fachliche Entwicklungs-
vorstellungen bleibt.

Die Mindestinhalte des Regionalplans sind im HLPG (§ 6 (3)) vorgegeben und es ist festge-
legt, daß Regionalpläne die Inhalte des Landesentwicklungsplanes (LEP) zu beachten haben.
Eine Grundlage des Regionalplans ist das Raumordnungsgutachten (1997), das die Regional-
versammlung eingehend beraten, dem sie ihren Stempel aufgedrückt und das sie beschlos-
sen hat. Weitere Beratungen und Beschlüsse begleiten den Regionalplan-Entwurf und eröff-
neten das Beteiligungsverfahren. Die Anregungen und Bedenken aus Anhörung und Offenle-
gung (1998) führten nach eingehender Beratung zu erheblichen Änderungen des Entwurfs
und damit zur erneuten Offenlage (§ (4) HLPG). Die erneute Offenlage löste nochmals über
4.000 Anregungen und Bedenken aus, die alle beraten und entschieden wurden. Zwar
konnte nicht jedem Antrag gefolgt werden, aber insgesamt wurde ein ausgewogenes, an
regionalen Interessen orientiertes Ergebnis erreicht. Das gilt auch für die Integration des
„Forstlichen Rahmenplans“ (1997) und des Landschaftsrahmenplans“ (1998) die beide mit
ihren raumbedeutsamen Zielen – unter Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen – in den Regionalplan eingegangen sind.

Der Regionalplan enthält eine Vielzahl von Ansätzen, die eine positive Entwicklung der Regi-
on ermöglichen, das gilt besonders für die Siedlungsentwicklung und das Angebot an In-
dustrie und Gewerbeflächen. In Ergänzung dazu enthält der Plan im Teil II Umsetzungsstra-
tegien mit Handlungsempfehlungen für regionale und lokale Akteure sowie für die Beteiligten
im Planungsprozeß. Dort werden Kooperationserfordernisse und Aktionsfelder benannt in
denen vielfältige Synergieeffekte einer Zusammenarbeit dargestellt und empfohlen werden.
Außerdem liegt im Teil II ein regionalwirtschaftliches Entwicklungskonzept vor, mit einer A-
nalyse der Stärken und Schwächen Mittelhessens, mit einem Gewerbeparkkonzept und mit
zahlreichen branchenbezogenen Empfehlungen. Der Teil II schließt mit Grundsätzen für die
Erarbeitung eines Emissionsminderungskonzeptes. Derartige Umsetzungsstrategien und
Handlungsempfehlungen in Verbindung mit dem Regionalplan wurden bisher in Hessen nur
für die Region Mittelhessen erarbeitet und sind insoweit planerisches Neuland. Es bleibt sehr
zu wünschen, daß die dort aufgezeigten Anregungen und Chancen zum Wohle der Region
aufgegriffen werden.
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Die Mitwirkenden an diesem breit ausgelegten Planungsprozeß haben ein großes Arbeitspen-
sum bewältigen müssen und dafür sei ihnen an dieser Stelle ganz herzlich gedankt. Das gilt
für die Mitarbeiter und Kommunalpolitiker der Städte und Gemeinden (99 % haben sich be-
teiligt!), das gilt für die Fachbehörden und sonstigen Institutionen und das gilt in besonde-
rem Maße auch für die Mitglieder der Regionalversammlung. Die heimische Presse hat über
den Planungsprozeß, die Beteiligten und die unterschiedlichen Interessen dankenswerter
Weise sehr ausführlich berichtet und damit sicher auch einen Beitrag zur mittelhessischen
Identität geleistet. Dabei dürfte auch deutlich geworden sein, daß sich das Regierungspräsi-
dium (Geschäftsstelle der Regionalversammlung) als Mittler zwischen Land und Region posi-
tioniert sieht.

Jetzt wird es darauf ankommen, den Plan umzusetzen und dafür zu sorgen, daß Ziele,
Grundsätze und Empfehlungen im Interesse der Region verwirklicht werden.

Gießen, im Mai 2001

(Ulrich Künz) i. V.
Der Vorsitzende der Regionalversammlung
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Bekanntmachung des Regionalplans Mittelhessen

Nachstehend mache ich gemäß § 8 Abs. 6 HLPG den Regionalplan Mittelhessen 2001 und die Ge-
nehmigung der Landesregierung bekannt.
Gießen,  21. Mai 2001
Regierungspräsidium Gießen

(Schmied)
Regierungspräsident

Genehmigung des Regionalplans Mittelhessen

Die Landesregierung hat am 24. April 2001 den folgenden Beschluss gefasst:

"Der Regionalplan Mittelhessen wird von der Landesregierung gemäß § 8 Abs. 1 des Hessischen
Landesplanungsgesetzes (HLPG) in der Fassung vom 29.11.1994 (GVBl. I S. 707) in der beige-
fügten Fassung, bestehend aus Plantext und Karten, mit folgenden Ausnahmen und Auflagen ge-
nehmigt:

I.1. Die Aufstufung der Gemeinden Bad Camberg, Braunfels, Hadamar, Schotten, Solms
zu Mittelzentren wird gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1 HLPG von der Genehmigung ausge-
nommen. Die Funktionsergänzungen bei Dillenburg/Haiger und Grünberg/Laubach
sind zu streichen.

I.2. Die Aufstufung von Limburg a.d. Lahn zum Oberzentrum in Verbindung mit Diez,
Rheinland-Pfalz wird nicht befürwortet. Das Land Rheinland-Pfalz hat bezüglich Diez
einen entsprechenden Vorbehalt gemacht. Es gilt der Landesentwicklungsplan Hessen
2000 (LEP).

I.3. Der in der Karte des Regionalplans im Landkreis Gießen auf der Grenze zum Vogels-
bergkreis in der Gemeinde Laubach nordöstlich des Ortsteils Freienseen ausgewiesene
Bereich für Windernergienutzung wird von der Genehmigung ausgenommen.

I.4. Der zweite Satz des Ziels C 11/3.1 auf Seite 121: "Für Windkraftanlagen außerhalb
dieser Bereiche mit über 500 kW Leistung sind Abweichungsverfahren erforderlich."
wird von der Genehmigung ausgenommen.

I.5. Der genehmigte Regionalplan Mittelhessen begründet keine finanziellen Ansprüche
gegen das Land oder Dritte. Sofern der Vollzug dieses Plans Entschädigungsansprü-
che gegen das Land Hessen verursachen würde, bedürfen entsprechende Maßnah-
men der Genehmigung der Landesregierung.
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In den Plan werden folgende Fußnoten aufgenommen:

II.1. In die Begründung zu Kapitel B 6.2-3 Z wird im 2. Absatz hinter der Klammer eine
Fußnote ausgebracht. Die Fußnote lautet: "Ergänzt wird: "im April 2000"." Der Absatz
lautet sodann: "Diese Darstellung beinhaltet die Flächen für die Errichtung eines eu-
ropaweiten ökologischen Schutzgebietsnetzes "Natura 2000", für dessen Aufbau das
Land Hessen die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung ("FFH-Gebiete", gem.
Richtlinie 92/43 EWG) im April 2000 an die EU-Kommission gemeldet hat."

II.2. In Kapitel C 2-17 (G) wird am 2. Satz eine Fußnote angebracht. Die Fußnote lautet:
"Entspricht nicht der Rechtslage".

Darüber hinaus sind folgende Hinweise zu beachten:

III.1 Auf die Vorgabe des LEP unter Ziffer 7.3.1, dass, wenn Maßnahmen des aktuellen
Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen wegen ihres Planungsfortschrittes nicht als
raumordnerisch abgestimmte Planungen in den Regionalplänen ausgewiesen werden
können, sie als Planungshinweise aufzunehmen sind, wird hingewiesen.

III.2 Der Teil II des vorgelegten Regionalplans Mittelhessen: "Umsetzungsstrategien für
den Regionalplan Mittelhessen" bleibt ohne rechtsförmliche Wirkung und bedarf des-
halb nicht der Genehmigung. Die darin vorgetragenen Strategien können bei der Um-
setzung wichtig und nützlich sein. Sie entsprechen allerdings nicht in allen Fällen der
Politik der Landesregierung.

III.3 Die in Abschnitt C 14.3 Wissenschaft und Forschung enthaltenen Grundsätze und Be-
gründungen finden, soweit sie konkrete Angaben zum Ausbaustand und zu Ausbau-
zielzahlen für die Hochschulen in Mittelhessen enthalten, nicht die Zustimmung der
Landesregierung. Nachdem der Landesentwicklungsplan dazu keine Aussagen mehr
enthält, handelt es sich bei dem Abschnitt zwar um ein zulässiges Konzept der Pla-
nungsregion, das aber ohne rechtliche Verbindlichkeit ist und auf Grund des allgemei-
nen Finanzierungsvorbehalts dieser Genehmigung keinen Anspruch auf Umsetzung,
insbesondere durch die Landesregierung, beinhaltet.

III.4 Im rechtsgültigen Landesentwicklungsplan ist eine aktualisierte Bevölkerungsprojek-
tion mit einem auf das Jahr 2020 erwarteten Perspektivzeitraum enthalten. Die Pro-
jektionsdaten im Regionalplan Mittelhessen basieren demgegenüber noch auf der al-
ten Projektion, da die neue Bevölkerungsprojektion zum Zeitpunkt der Erstellung des
Regionalplans noch nicht zur Verfügung stand. Soweit die fachplanerischen Aussagen
im Regionalplan in einem engen Bezug zur Einwohnerzahl und Bevölkerungsstruktur
stehen, sind die aktualisierten Perspektiven der neuen Bevölkerungsprojektion bei der
Umsetzung des Regionalplans anzuwenden und im Rahmen der folgenden Fortschrei-
bung zu berücksichtigen.

Der bisher geltende Regionale Raumordnungsplan Mittelhessen (RROPM), beschlossen durch die
Regionale Planungsversammlung beim Regierungspräsidium in Gießen am 13. Juli 1994, festge-
stellt durch die Hessische Landesregierung am 09. März 1995, bekannt gemacht vom Hessischen
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung mit Erlass vom 26. April 1995
(StAnz. 23/1995) wird mit dieser Genehmigung und ihrer Veröffentlichung im Staatsanzeiger
durch die obere Landesplanungsbehörde aufgehoben.“
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A Rahmenbedingungen

A 1 Ök o logisc he  Ra hme nbe d ingunge n
Aus der Situation der natürlichen Lebensgrundlagen bzw. Naturpotentiale und ihrer
Belastung und Inanspruchnahme ist ein besonderer Handlungsbedarf abzuleiten.
Trotz partieller umweltpolitischer Erfolge in den vergangenen Jahren muß im derzeiti-
gen Trendpfad mit einer weiteren Zunahme der Umweltbelastungen gerechnet wer-
den, wenn prognostizierte Zunahmen an Wirtschaftsleistung, Arbeitsplätzen und Ver-
kehr sich in der bisherigen Form realisieren.

Im abiotischen Bereich – mit z. T. erheblichen Auswirkungen auf den biotischen Be-
reich und die Widerstandskraft naturnaher Ökoysteme insgesamt - stehen die Kom-
ponenten „klimarelevante Gase“, „Säurebildner“, „Wasserverbrauch“ und „Flächen-
verbrauch“ im Vordergrund. Die Emissionen an „klimarelevanten Gasen“ und „Säure-
bildnern“, teilweise auch der Trinkwasserverbrauch, können durch Verbrauchssen-
kung, Effizienzsteigerung bzw. schadstoffmindernde Technologien reduziert werden.
Der Handlungsansatz der Regionalplanung zur Verwirklichung dieser Optimierungs-
pfade ist allerdings begrenzt. Sie kann jedoch indirekt über die raumstrukturelle Ges-
taltung und begleitend über anzuregende Umsetzungsstrategien den Rahmen für die
weitere Realisierung aufzeigen.

Hinsichtlich des „Flächenverbrauchs“, für den auch bei reduziertem Wachstum von
Wirtschaft und Bevölkerung bzw. bei Realisierung von Optimierungspfaden weitere
Zunahmen zu erwarten sind, kommt der Regionalplanung eine deutliche Steuerungs-
funktion zur Verminderung neuer Flächeninanspruchnahmen zu.

Der biotische Bereich, der Zustand von Natur und Landschaft hinsichtlich der Arten-
bzw. Lebensgemeinschaften und Biotope ist sowohl von qualitativen Veränderungen
durch Umweltbelastungen (z. B. Stoffeinträge) als auch durch den Entzug naturnaher
Lebensräume durch Besiedlung, Zerschneidung und Versiegelung betroffen. Hier ist
der Trend einer weiteren Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen zu mindern
sowie die Sicherung der Freiraumstruktur zu stärken (s. Abschnitt B 6).

Zusätzliche Zerschneidungswirkungen sollen durch kompakte Zuordnung von Sied-
lungs- und Verkehrsflächen vermieden werden.

Die Darstellung der ökologischen Rahmenbedingungen läßt eine quantifizierte Zu-
stands- und Entwicklungsbeschreibung im Sinne zeitlich gestaffelter Wertreihen nicht
zu. Der Handlungsbedarf ist jedoch sowohl zu einzelnen Aspekten als auch insgesamt
belegt und auf politischer Ebene programmatisch fixiert. Die Optimierung von Maß-
nahmen im bzw. zugunsten des Umweltbereichs soll zu einer nachhaltigen, d. h. öko-
logisch, ökonomisch und sozial tragfähigen Weiterentwicklung beitragen. Als Voraus-
setzung gelten:
� eine Wirtschaftsweise, die künftigen Generationen gegenüber der gegenwärtigen

eine mindestens gleichwertige Lebensqualität sichert,
� ein Umgang mit den natürlichen Ressourcen in der Art und Weise, daß deren

Tragfähigkeit nicht überfordert und deren Regenerationsfähigkeit nicht gefährdet
wird,

� ein Abbau bereits vorhandener Überbelastungen der Ökosysteme.

Aufbauend auf der Situation in der Region Mittelhessen sind in den Regionalplan die-
se Voraussetzungen bei der Formulierung von Zielen der Raumordnung, von
Grundsätzen und weitergehenden Empfehlungen eingeflossen. Insgesamt sind – nicht
nur im Regionalplan – alle Planungen und Maßnahmen darauf auszurichten, daß ein
bereits erreichter Qualitätsstand der Umwelt nicht verschlechtert wird. Sie sollen
grundsätzlich darauf gerichtet sein, lokale, regionale und globale Umweltbelastungen
zu vermindern, ohne zu einer Mehrbelastung an anderer Stelle zu führen.
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A 2 Be vö lk erungse ntw ick lung  f ür  d ie  Gesa mt -
r e g ion

Nach den Vorgaben des LEP Hessen 2000 ist im Planungszeitraum bis zum Jahr
2010 wegen anhaltender, aber sich abschwächender Zuwanderungen, in Hessen und
Mittelhessen von Bevölkerungszuwächsen auszugehen.

Als Orientierungswert wird in Mittelhessen – ausgehend von 1.060.367 Einwohnern
am 31.12.1996 – mit 1.129.000 Einwohnern gerechnet. Dabei ist ein positiver Wande-
rungssaldo von 112.700 Personen (58.400 Deutsche, 54.300 Ausländer) vom
01.01.1994 bis zum 31.12.2010 angenommen worden.

Die natürliche Bevölkerungsentwicklung (Geburten und Sterbefälle) wird hingegen
negativ verlaufen.

Die von Ort zu Ort sehr stark differierenden Änderungen in der Altersstruktur der Be-
völkerung sind bei der Planung neuer und der Erweiterung oder Änderung bestehen-
der Infrastrukturen zu beachten.

Den veränderten gesellschaftlichen Rollenbildern und der damit verbundenen Zunah-
me von neuen Lebensformen und Haushaltsstrukturen ist Rechnung zu tragen.

Die Vorgaben (LEP Hessen 2000) zur Bevölkerungsentwicklung für Hessen und die
Regionen bis 2010 gehen von folgenden Annahmen aus:

� Die altersspezifische Geburtenziffer der deutschen Bevölkerung wird ausgehend
vom erreichten Niveau in 1994 konstant gehalten.

� Bei den Ausländern wird unterstellt, daß sie sich bis zum Jahr 2020 dem Verhal-
ten der Deutschen und der damit verbundenen niedrigen Geburtenhäufigkeit an-
gleichen.

� Die Lebenserwartung ist seit 1970/72 bis 1991/93 jährlich um rd. 3 Monate auf
73,5 Jahre bei neugeborenen Knaben und 79,8 Jahre bei Mädchen gestiegen. Es
wird noch ein allerdings erheblich abgeschwächter Anstieg bis 2000 und dann ei-
ne Stagnation auf dem erreichten Niveau angenommen.

Insgesamt ergäben sich aus diesen Annahmen bei der natürlichen Bevölkerungsent-
wicklung Rückgänge.

� Bei der Entwicklung der Wanderungen wird ein positiver Wanderungssaldo unter-
stellt, der die natürlichen Rückgänge der Bevölkerung ausgleicht und zu weiterem
Bevölkerungsanstieg führt.

Zusammenfassend wird in der Projektion von folgenden Wanderungssalden ausge-
gangen:

Tab. A 2-1: Wanderungssalden 01.01.1994 - 31.12.2010

Insgesamt Deutsche Ausländer
Reg.-Bez. Darmstadt + 293.400 + 81.000 + 212.400
Reg.-Bez. Gießen + 112.700 + 58.400 + 54.300
Reg.-Bez. Kassel + 139.100 + 84.800 + 54.300
Hessen + 545.200 + 224.200 + 321.000

Quelle: LEP Hessen 2000.

Daraus sind folgende Bevölkerungsentwicklungswerte ermittelt und für die Regionen
als Vorgabe entwickelt worden:
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Tab. A 2-2: Bevölkerung 1993 - 2000/2010

Hessen RB
Darmstadt RB Gießen RB Kassel

Bevölkerung insg.
- am 31.12.1993
- am 31.12.2000
- am 31.12.2010
(z. Vgl. Projektion vom Mai
1993) *)

5.967.305
6.186.200
6.290.400

(6.387.200)

3.671.010
3.790.200
3.828.100

(3.895.800)

1.042.522
1.093.400
1.129.000

(1.155.900)

1.253.773
1.302.600
1.333.300

(1.335.500)

- Veränderung (absolut)
  1993 – 2000
  2000 – 2010

+ 218.895
+ 104.200

+ 119.190
+ 37.900

+ 50.878
+ 35.600

+ 48.827
+ 30.700

- Veränderung (in %)
  1993 – 2000
  2000 – 2010

+ 3,7
+ 1,7

+ 3,2
+ 1,0

+ 4,9
+ 3,3

+ 3,9
+ 2,4

Deutsche
- am 31.12.1993
- am 31.12.2000
- am 31.12.2010
- Veränderung (absolut)
  1993 – 2000
  2000 – 2010
- Veränderung (in %)
  1993 – 2000
  2000 – 2010

5.207.555
5.218.000
5.040.600

+ 10.445
+ 177.400

+ 0,2
- 3,4

3.083.131
3.059.900
2.908.100

- 23.231
- 151.800

- 0,8
- 5,0

954.516
971.500
959.600

+ 16.984
- 11.900

+ 1,8
- 1,2

1.169.908
1.186.600
1.172.900

+ 16.692
- 13.700

+ 1,4
- 1,1

Ausländer
- am 31.12.1993
- am 31.12.2000
- am 31.12.2010
- Veränderung (absolut)
  1993 – 2000
  2000 – 2010
- Veränderung (in %)
  1993 – 2000
  2000 – 2010

759.750
968.200

1.249.800

+ 208.450
+ 281.600

+ 27,4
+ 29,1

587.879
730.300
920.000

+ 142.421
+ 189.700

+ 24,2
+ 26,0

88.006
121.900
169.500

+ 33.894
+ 47.600

+ 38,5
+ 39,0

83.865
116.000
160.300

+ 32.135
+ 44.300

+ 38,4
+ 38,2

*) Diese Veränderung war als obere Variante Grundlage für die im März 1995 festgestellten Regionalpläne.

Quelle: LEP Hessen 2000.

Im Regionenvergleich wird für Mittelhessen mit den stärksten Zuwächsen (prozentual)
bis zum Zieljahr 2010 gerechnet.

Diese optimistische Annahme für Mittelhessen ist aus den erheblichen Zuwächsen
hergeleitet, die in den letzten Jahren realisiert wurden sowie der Lagegunst gegen-
über dem Rhein-Main-Gebiet. Ob sich diese Entwicklung jedoch tatsächlich einstellen
wird, wird nicht zuletzt davon abhängen, ob es gelingt, den nötigen Zuwachs an Ar-
beitsplätzen für einen großen Teil der Bevölkerung in der Region zu realisieren.
Für Mittelhessen wird dabei in der Zeit von 1993 bis 2010 mit folgenden Werten für
Geburten, Sterbefälle und Wanderungssalden gerechnet:
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Tab. A 2-3: Projektion der Bevölkerungsentwicklung im Reg.-Bez. Gießen
1993 - 2010

Fortschreibungskomponenten
Bevölkerung

Jahr
Ge-

burten
Sterbe-

fälle

Wande-
rungs-
saldo

am 31.12.

1993 11.249 11.067 10.254 1.042.522
1994 11.082 10.727 6.068 1.048.945
1995 10.964 10.600 8.188 1.057.497
1996 10.864 10.615 7.931 1.065.677
1997 10.700 10.752 7.857 1.073.482
1998 10.523 10.828 7.867 1.081.044
1999 10.320 10.951 7.867 1.088.280
2000 10.103 11.077 6.090 1.093.396
2001 9.868 11.188 6.141 1.098.217
2002 9.631 11.301 6.094 1.102.641
2.003 9.461 11.439 6.099 1.106.762
2004 9.265 11.503 6.097 1.110.621
2005 9.155 11.664 6.082 1.114.194
2006 9.131 11.829 6.064 1.117.560
2007 9.115 12.028 6.069 1.120.716
2008 9.094 12.212 6.037 1.123.635
2009 9.134 12.424 6.047 1.126.401
2010 9.261 12.644 6.027 1.129.045

Quelle: LEP Hessen 2000.



8

A 3 Wir tsc ha f t l i c he  Ra hme nbe dingunge n

Die regionalwirtschaftlichen Herausforderungen für Mittelhessen bestehen in den re-
gional realisierbaren Beiträgen zur Verringerung der Arbeitslosigkeit, in der Förde-
rung eines zukunftsfähigen Strukturwandels und nachhaltigen Wirtschaftsentwick-
lung (Regionale Agenda 21), in der Bewältigung der Auswirkungen der Militärkon-
version (u. a. Aufgabe von 10 Kasernen in Mittelhessen), in der Nutzung der Chan-
cen des europäischen Binnenmarktes und des weltweiten Standortwettbewerbs
der Regionen sowie in der Verringerung der Verkehrsüberlastungen durch Fern-
pendler nach Südhessen (regionale Entlastung).

Die wirtschaftliche Situation Mittelhessens ist besonders geprägt von der Nachbar-
schaft zum südhessischen Verdichtungsgebiet. Im Vergleich zum Regierungsbezirk
Darmstadt weist Mittelhessen, bezogen auf den Bevölkerungsanteil von 17,5 %, stark
unterdurchschnittliche Beschäftigtenzahlen (14,6 %) bei durchschnittlichen Industrie-
beschäftigtenanteilen (17,4 %) und stark unterdurchschnittliche Beschäftigtenanteile
im Dienstleistungsbereich auf (12,8 %). Die Wohnfläche in Mittelhessen entspricht
dem Bevölkerungsanteil (17,7 %). Unterdurchschnittlich sind in Mittelhessen auch die
Einkommen der Privathaushalte (14,9 bzw. 14,4 % von Hessen).

Der Entwicklungsabstand Mittelhessens zu Südhessen ist beträchtlich:

In einer Rangfolge der 179 europäischen Regionen nach dem Bruttoinlandsprodukt
pro Kopf rangiert Mittelhessen auf Platz 69, während Südhessen hinter den Stadtregi-
onen Ile de France (Paris) und Hamburg mit Platz 177 die dritte Stelle einnimmt. Nach
einer mittelfristigen Wachstumsprognose für die deutschen Regionen liegt Südhessen
unter den westdeutschen Regionen an zweiter, Mittelhessen an sechster, Nordhessen
an siebenter Stelle. Der Strukturwandel verläuft in Mittelhessen langsamer als in Süd-
hessen. Ein um 8 % höherer Industrieanteil und ein entsprechend niedrigerer Dienst-
leistungsanteil an der Bruttowertschöpfung 1994 zeigt das deutlich.

Die Arbeitslosigkeit in Mittelhessen von 11,8 % (im Februar 1997) liegt über dem Lan-
desdurchschnitt (außer im Arbeitsamtsbezirk Limburg), obwohl Mittelhessen zusätz-
lich einen hohen Auspendlerüberschuß nach Südhessen aufweist, der eine noch hö-
here Arbeitslosigkeit verhindert. Die Zahl der Arbeitslosen in Mittelhessen betrug im
Februar 1997  49.913. Der Auspendlerüberschuß nach Südhessen betrug im Jahr
1995  36.500. Die großräumliche Funktionstrennung zwischen Wohnen und Arbeiten
verursacht regelmäßige Verkehrsüberlastungen, die den mittelhessischen Standort-
vorteil der räumlichen Nähe zur Wachstumsregion Rhein-Main gefährden. Dieser
Gefahr ist mit der vorsorgenden raumordnerischen Planung wirtschaftsnaher Infra-
struktur und wohnortnaher, regionaler Arbeitsplätze u. a. in Bürodienstleistungen in
Mittelhessen zu begegnen. Vorschläge zur Verringerung der Arbeitslosigkeit finden
sich im regionalwirtschaftlichen Entwicklungskonzept im Teil II.

Neben der regionalwirtschaftlichen Verflechtung mit Südhessen ist die regionale Ver-
bindungsfunktion in Nord-Süd- und in Ost-West-Richtung sowie die internationale
Verflechtung der mittelhessischen Wirtschaft von Bedeutung. Eine an der Zukunftsfä-
higkeit orientierte raumordnerische Entwicklungsplanung fördert die Innovation und
sorgt für eine nachhaltige Verbesserung der regionalen Standortqualität im globalen
Wettbewerb.

Nicht erst seit der jüngsten Struktur- und Konjunkturkrise vor dem Hintergrund der
Globalisierung ist die internationale Wettbewerbsfähigkeit einer Region das wichtigste
Maß für ihre wirtschaftliche Entwicklung im Standortwettbewerb der Regionen. Doch
dafür gibt es keine regionalstatistischen Daten. Die regionale Wettbewerbsfähigkeit
wird im Vergleich zu anderen Regionen (national und international) bestimmt. Sie wird
definiert als „Export“-Überschuß der Regionen über die Regionsgrenzen. Die regio-
nale Wettbewerbsfähigkeit kann daher sowohl über die Steigerung der „Exporte“ als
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auch über die Verminderung der „Importe“ für die Region positiv beeinflußt werden.
Dabei sind nicht die nationalen Grenzen, sondern die Regionsgrenzen entscheidend
(Exportorientierung, Export-Basis-Konzept der Wirtschaftsförderung), wofür es aber
keine Statistik gibt. Voraussetzung für jede Exportsteigerung und/oder Importminde-
rung ist andererseits die Wettbewerbsfähigkeit in bezug auf Preise (Kosten) und Qua-
lität.

Ziel für die Unternehmen und die staatliche Wirtschaftsförderung der Regionen muß
es sein, einerseits am expandierenden Welthandel angemessen teilzuhaben und an-
dererseits regionale Wirtschaftskreisläufe zu stärken. Da Exportüberschüsse der ei-
nen Region Importüberschüsse der anderen bedeuten, werden tendenziell ausgegli-
chene, regionale Handelsbilanzen angestrebt. Ohne regionale Import-Export-Daten ist
diese Zielerreichung nur ungenau zu bewerten und zu beeinflussen.

Zur Sicherung der mittelhessischen Wettbewerbsfähigkeit muß die Exportentwicklung
mit der weltwirtschaftlichen Verflechtung Schritt halten. Dafür müssen neue Märkte
erschlossen werden. Im Sinne einer ausgeglichenen Handels- bzw. Leistungsbilanz
(die allerdings regional nicht erstellt wird) werden sich auch die Importe erhöhen müs-
sen. Beides gehört zum Ziel einer regionalen Eigenentwicklung, die nicht mit regio-
nalwirtschaftlichem Autarkiebestreben verwechselt werden darf.

Zur regionalen Eigenentwicklung gehört die Förderung des regionalen Strukturwan-
dels – sektoral und in bezug auf die technologische Entwicklung und regionale Wirt-
schaftskreisläufe. Dabei spielen Export und Import nicht unbedingt eine Rolle und
sollten keine Bedingung für Wirtschaftsförderung sein.



10

B Raumordnungskonzept ion

B 1 Überge ordne t e  Funk t ione n
Mittelhessen hat folgende Aufgaben zu erfüllen:
� eigenständiger Wirtschaftsraum
� Entlastungsfunktion für das Rhein-Main-Gebiet
� Brückenfunktion.

Darüber hinaus verfügt die Region über bedeutende Ressourcen, die es zu sichern
und zu entwickeln gilt:
� Sicherungsfunktion natürlicher Ressourcen,
� Sicherung und Ausbau von Forschung und Lehre (Kooperation).

Vor dem Hintergrund europaweiter und globaler Entwicklungen scheint es wenig rea-
listisch, Eigenständigkeit zu propagieren. Trotzdem ist eine Regionalpolitik möglich,
die anstelle von Abhängigkeit der Eigenständigkeit/Eigenverantwortung Vorschub
leistet. In Mittelhessen soll jede Gelegenheit genutzt werden, regionale Verantwortung
zu übernehmen, Wertschöpfungsstrategien für die Region zu entwickeln und diese
auch umzusetzen.

Den typischen Belastungen der Ballungsräume:

� weiter wachsender Individualverkehr,
� Beeinträchtigungen der Umweltqualität (Wasser, Luft, Lärm, Freiraumerholung),
� Wohnungsengpässe,
� Ver- und Entsorgungsprobleme.

soll mit Entlastungsstrategien begegnet werden. Dazu gehört der Abbau von Mobi-
litätszwängen durch z. B. Verlagerung von Arbeitsplätzen aus dem Ballungsraum
nach Mittelhessen. Dazu gehört auch die Nutzung preisgünstigeren Baulands für die
Schaffung von Wohnraum oder die Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten
in Mittelhessen.

Die Brückenfunktion Mittelhessens ergibt sich aus der zentralen Lage in Deutsch-
land und Europa, aus der Lage und den Verflechtungen mit dem Rhein-Main-Raum,
dem Siegerland und dem Ruhrgebiet sowie Teilen von Nordhessen. Durch die Grenz-
öffnung nach Osteuropa und die fortschreitende Einigung Europas hat die Ost-West-
Verbindung eine erhebliche Zunahme des Verkehrs erfahren, ein Abflachen dieser
Entwicklung ist derzeit nicht erkennbar. Der bisherigen und künftigen Entwicklung ist
Rechnung zu tragen.

Zu den herausragenden natürlichen Ressourcen Mittelhessens gehören

� qualitativ hochwertige Grundwasservorkommen, die als Trinkwasser genutzt werden,
� reizvolle, wenig belastete, abwechslungsreiche Erholungslandschaften,
� große Waldgebiete mit differenzierten Nutz- und Schutzfunktionen,
� Rohstofflagerstätten,
� landwirtschaftlich wertvolle Produktionsgrundlagen.
� Biotopflächen für Pflanzen und Tiere sowie deren Verbund und Vernetzung

Das Lehr- und Forschungspotential in Mittelhessen ist weit überdurchschnittlich
ausgebaut und als hochwertiger Standortfaktor zu sichern und weiter zu entwickeln.
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B 2 Reg iona le s  Le i tb i ld
B 2-1 (G) Gleichwertige Lebensbedingungen sollen in allen Landesteilen erreicht werden. D. h.

für Mittelhessen: wirtschaftliche und soziale Entwicklung sowie Erhaltung und Siche-
rung der natürlichen Lebensgrundlagen werden sorgsam aufeinander abgestimmt,
dabei ist die Entwicklungspolitik auf Nachhaltigkeit auszurichten – Regional-Agenda
21 -. Außerdem ist die erforderliche Infrastruktur an den geeigneten Standorten nach-
haltig zu sichern.

B 2-2 (G) Das vergleichsweise hochwertige Potential der natürlichen Lebensgrundlagen, der
hohe Anteil naturnaher Lebensräume und deren Vernetzung in Mittelhessen sind zu
sichern und weiter zu entwickeln. Bestehende Beeinträchtigungen von Natur und
Landschaft sind abzubauen und künftig zu vermeiden und auszugleichen.

B 2-3 (G) Die wirtschaftliche und politische Eigenständigkeit und Eigenverantwortung der Regi-
on ist auf allen Ebenen zu fördern und zu stärken. Die polyzentrale Struktur ist im Sin-
ne der dezentralen Konzentration als Standortvorteil zu nutzen und auszubauen. Dies
gilt sowohl für Hessen insgesamt, wo ein Übermaß an Zentralisierung vermieden wer-
den muß als auch für die Region Mittelhessen selbst. Die überörtlich bedeutsame Inf-
rastruktur Mittelhessens ist insbesondere in den zentralen Orten zu erhalten und er-
forderlichenfalls auszubauen. Der Kernraum der Region mit seinen Oberzentren hat
hierbei Leitfunktionen zu übernehmen.

B 2-4 (G) Die Lebensfähigkeit der Region ist (nur) durch enge Kooperation der Zentren unter-
einander und mit dem Umland (Kreise und Gemeinden) sicherzustellen. Gleichzeitig
darf sich der Kernraum nicht auf Kosten des Umlandes derart entlasten, daß nachtei-
lige Wirkungen die Entwicklung der Gesamtregion behindern.

B 2-5 (G) Für den benachbarten Verdichtungsraum Rhein-Main hat die Region eine wirtschaftli-
che Entlastungsfunktion , die die unverzügliche Erreichbarkeit z. B. des Flughafens ü-
ber die Verringerung täglicher Verkehrsüberlastungen durch überregionale Berufs-
pendler nach Frankfurt am Main durch die Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze si-
chert. Mittelhessen soll nicht zum Anhang des Rhein-Main-Gebietes mit der Funktion
eines Arbeitskräfte- und Ressourcenlieferanten werden, sondern eigene Interessen
definieren und verfolgen.

B 2-6 (G) Durch regionalplanerische Flächensicherung und Flächenvorsorge an geeigneten
Standorten soll die Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze ermöglicht werden, um

� Siedlungsstrukturen zu sichern, die Verkehrsvermeidungsstrategien entgegen-
kommen,

� Handlungsspielräume für Konzepte der Regional- und der Kommunalentwicklung
zu eröffnen,

� Benachteiligungen von Frauen abzubauen,
� den Verdichtungsraum Rhein-Main zu entlasten (Verkehr, Siedlungsdruck) und
� Entwicklungsimpulse aus Südhessen aufnehmen zu können.

B 2-7 (G) Die Kooperation zwischen Kommunen, Verbänden und Wissenschaft hat in Mittelhes-
sen Tradition (Mittelhessenrunde) und beachtliche Erfolge aufzuweisen (z. B. Trans-
ferzentrum Mittelhessen, Biotechnologie-Region), die weiter ausgebaut, gefördert und
zu einem stabilen Standortfaktor entwickelt werden soll. Im Wege interkommunaler
Kooperation sollen gemeinsame Projekte für Wohnen und Arbeiten sowie Konzeptio-
nen zur Erhaltung lebensfähiger und lebenswerter Innenstädte entwickelt werden.

B 2-8 (G) Kooperationen in Forschung und Lehre sollen offensiv das vorhandene Potential absi-
chern. Die Qualifizierungsangebote der Hochschulen und Fachhochschulen sollen,
wie in der Vergangenheit, auch von Menschen außerhalb der Region genutzt werden
(insbesondere aus dem Rhein-Main-Raum).
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B 2-9 (G) Die vorhandenen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Potentiale sind zu nut-
zen. Durch Kooperation und Koordination ist  die regionale Wettbewerbsfähigkeit mit
innovationsfördernder sozialer, kultureller und wirtschaftsnaher Infrastruktur sicherzu-
stellen. Damit verbundene Synergieeffekte sind auszuschöpfen (Regional-Agenda
21). Die Wertschöpfung in der Region soll erhöht und der eigenständigen Entwicklung
nutzbar gemacht werden. Das wertvolle kulturhistorische Erbe der Region verpflichtet
zu verantwortlichem Umgang insbesondere mit den Bau-, Kunst- und Bodendenkmä-
lern.

B 2-10 (G) Zwischen den Ballungsräumen Rhein-Main und Rhein-Ruhr sowie wegen der Ent-
wicklung des gemeinsamen europäischen Marktes und der deutschen Vereinigung hat
Mittelhessen Brückenfunktionen zu übernehmen, die zwangsläufig mit zusätzlichen
Belastungen verbunden sind. Durch integrierte Verkehrskonzepte und strategische
Maßnahmen sind die negativen Folgewirkungen der steigenden Verkehrsbelastung zu
mindern.

Abb. B 2-1: Leitbild

Quelle: eigene Bearbeitung.
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Begründung
Das Leitbild wurde überarbeitet, um Vorgaben des LEP Hessen 2000 aufzunehmen,
um die Lesbarkeit zu verbessern und um neueren Entwicklungen gerecht zu werden.

Inhaltlich sind folgende Stichworte wesentlich bzw. erläuterungsbedürftig:

zu B 2-1 Gleichwertige Lebensbedingungen sind als Kohäsionsziel auch Bestandteil europä-
ischer Politik. Seit 1980 sollen die Raumordnungspläne der sozialen, kulturellen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Entwicklung dienen (HLPG-Novelle 1980). Seither
verfolgt die Regionalplanung diesen umfassenden Planungsansatz und weitet den
darin enthaltenen Nachhaltigkeitsaspekt mit jeder Neuaufstellung des Regionalplans
aus. Eckpunkte für eine Regional-Agenda 21 lagen schon in der Vergangenheit vor
und werden im vorliegenden Regionalplan weiterentwickelt (s. a. B 2-7).

Die Zusammenführung der Bereiche Umwelt, Wirtschaft und Soziales erfüllt den A-
genda 21-Ansatz für die regionale Ebene in sehr hohem Maße. Die förmliche Beteili-
gung aller wesentlichen Institutionen, die Offenlage des Regionalplans und damit die
Zugänglichkeit für alle Bürgerinnen und Bürger1 sowie eine außerordentlich breite
Diskussion – unterschiedlichster Aspekte des Regionalplans – in der heimischen
Presse sind Vorbild für jede überörtliche Agenda 21.

zu B 2-2 Hochwertiges Potential: Reizvoller Wechsel zwischen Mittelgebirgen, Senken und Tal-
auen, hoher Waldflächenanteil, landwirtschaftlich gut nutzbare Flächen, ergiebige,
hochwertige Grundwasservorkommen, bedeutende Teilräume mit geringer Umwelt-
belastung.

zu  B 2-3 Die  Polyzentralität wird  als Ziel ausdrücklich betont; gleichzeitig wird damit dem Kon-
bis B 2-4 zept der dezentralen Konzentration gefolgt. Eine negative Entwicklung des Kern-

raumes wird sich nahezu auf die gesamte Region nachteilig auswirken, insbesondere
auch für das unmittelbare Umland. Ein gerechter Lastenausgleich zwischen den Zent-
ren und dem Umland sichert den größtmöglichen Nutzen für die Gesamtregion.

zu B 2-5 Die Entlastungsfunktion für Südhessen bedingt u. U. stärkere Belastungen für Mittel-
hessen, z. B.:
� mehr Siedlungs-, Gewerbe- und Verkehrsflächen,
� mehr Abfall und Abwasser,
� größerer Ressourcenverbrauch.
Diesen Belastungen muß ressourcenschonend mit Nachhaltigkeitsprinzipien begegnet
werden.

zu   B 2-3 Das aktive, eigenständige Handeln soll betont werden.
und B 2-9 Das Erfordernis, Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur noch intensiver aufeinander

abzustimmen, soll bereits Inhalt des Leitbildes sein.

zu  B 2-7 Viele  Probleme lassen sich gemeinsam besser lösen, deshalb werden Kooperationen
bis B 2-9 zwischen Staaten, Kommunen und anderen Instanzen an Bedeutung gewinnen. Die

Förderpolitiken von EU, Bund und Land tragen dem in vielen Bereichen Rechnung.
Die Einbindung der Mittelhessenrunde (unterschiedliche Institutionen, verschiedene
Ebenen) in strukturpolitische Strategien und Projekte entspricht den Agenda 21-
Intentionen ebenso wie das breit angelegte Anhörungs- und Beteiligungsverfahren bei
der Aufstellung der Regionalplans.

zu B 2-8 Die Hochschulen/Fachhochschulen werden von den Einsparbestrebungen erheblich
tangiert werden. Initiative und Kooperation können Benachteiligungen gegenüber an-
deren Regionen/Standorten vermeiden helfen.

                                          
1 Beteiligungsmöglichkeit zahlreich wahrgenommen
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zu B 2-9 Die Unterhaltungskosten der Infrastruktur werden zur Überprüfung und Einschränkung
des Angebotes führen. Die Sicherung der raumordnerisch richtigen Standorte muß
Ziel der Regionalplanung sein.

B 3 Re g iona le  Ra umst ruk tur ,  Raumordnungs -
k onz e pt ion

B  3 . 1 V e r b i n d u n g s a c h s e n

B 3.1-1 (G) Die Bevölkerung der Region soll ihre sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Bedürf-
nisse in zumutbarer Entfernung decken können.

B 3.1-2 (G) Der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur hat sich an Nachhaltigkeitsprinzipien zu orientie-
ren und unverhältnismäßige Beeinträchtigungen von Mensch und Umwelt zu vermei-
den. Dieses Zielbündel wird mit der Ausweisung von zentralen Orten und Verbin-
dungsachsen sowie mit der Integration von Verkehrsplanung und räumlicher Planung
verfolgt (Achsen-Schwerpunkt-Konzept).

B 3.1-3 (G) Das Achsensystem ist eine wesentliche Grundlage für die siedlungsstrukturelle Wei-
terentwicklung der Region. In die dort liegenden zentralen Orte soll schwerpunktmäßig
die Siedlungsentwicklung gelenkt werden.

B 3.1-4 (G) Ein abgestuftes System von Verbindungsachsen soll der groß- und kleinräumigen
Erschließung dienen. Es kennzeichnet die Teilräume oder Korridore der Region, in
denen der Personen- und Gütertransport besondere landes- und regionalplanerische
Bedeutung hat. Mit den Achsen wird verdeutlicht, wo die Wiederinbetriebnahme, die
Erhaltung, der Ausbau oder die Schaffung von Verkehrsinfrastruktur erforderlich ist
und wo die Organisation verschiedener Verkehrssysteme so zu entwickeln ist, daß der
angestrebte Leistungsaustausch unter Berücksichtigung von Umwelterfordernissen
gewährleistet wird.

B 3.1-5 (G) Großräumige Fernverkehrsverbindungen auf Schiene und Straße (und Wasser) sollen
den Leistungsaustausch sichern zwischen

� Verdichtungsräumen im nationalen und internationalen Maßstab und
� Oberzentren des Landes und der Nachbarländer unter Einbindung der Mittel-

zentren.

B 3.1-6 (Z) Als großräumige Fernverbindungsachsen (gemäß LEP-Entwurf) werden ausgewiesen:

1. (Frankfurt am Main/VR 2 Rhein-Main) - Gießen - Marburg - Kirchhain – Stadtallen-
dorf - (Kassel)

2. (Frankfurt am Main/VR Rhein-Main) - Gießen - Wetzlar - Herborn - Dillenburg –
Haiger - (Siegen) 3;

3. (Frankfurt am Main/VR Rhein-Main) - Gießen - Grünberg - Alsfeld - (Bad Hersfeld)
4. (Frankfurt am Main/Wiesbaden/VR Rhein-Main) - Limburg a. d. Lahn/(Diez) -

Montabaur - (Köln)
5. (Koblenz - Diez) - Limburg a. d. Lahn - Weilburg - Wetzlar - Gießen - Grünberg –

Alsfeld - (Bad Hersfeld)

                                          
2 VR = Verdichtungsraum Rhein-Main
3 Gleichzeitige Bedeutung als Nahverkehrs- und Siedlungsachse
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B 3.1-7 (G) Regionalachsen sollen auf Schiene und Straße
� die innerregionale Siedlungsstruktur erschließen,
� den Leistungsaustausch zwischen den Mittelzentren sowie
� die Anbindung an die Oberzentren und das überregionale Fernverkehrsnetz ge-

währleisten.
Betrieb und Ausbau öffentlicher Verkehrssysteme sind ein wesentliches Entwick-
lungsinstrument für den Siedlungsraum

B 3.1-8 (Z) Regionalachsen
1. Marburg - Dautphetal - Biedenkopf - (Bad Laasphe)
2. Marburg - Wetter(Hessen) - (Frankenberg)
3. Gießen - Alsfeld - Lauterbach(Hessen) - (Fulda)
4. Limburg a. d. Lahn - Hadamar - Elbtal - (Rennerod) - nördl. Dilltal - (Siegen)
5. Gießen – Lich – Hungen – Nidda – (Büdingen – Gelnhausen)
6. Cölbe – Wetter(Hessen) – (Frankenberg)

B 3.1-9 (G) In überörtlichen Nahverkehrs- und Siedlungsachsen soll die Siedlungsstruktur mit
Betrieb und Ausbau öffentlicher Nahverkehrssysteme - insbesondere auf der Schiene
- abgestimmt und koordiniert weiterentwickelt werden.

B 3.1-10 (G) Die Nahverkehrs- und Siedlungsachsen sollen im ländlichen Raum die Verbindung
der Grundzentren untereinander und vorrangig mit den Mittelzentren in definierter
Qualität sicherstellen. Die Siedlungsentwicklung ist darauf abzustimmen.

B 3.1-11 (G) Einige Nahverkehrs- und Siedlungsachsen haben zusätzliche, überwiegend schwach
ausgeprägte regionale und in Einzelfällen sogar überregionale Verbindungsfunktio-
nen; diese Funktion ist bei allen Planungen und Maßnahmen zu sichern.

B 3.1-12 (Z) Überörtliche Nahverkehrs- und Siedlungsachsen

 1. Weilburg - Weilmünster - Grävenwiesbach - (Usingen), rV *)
 2. Solms - Braunfels - Grävenwiesbach - (Usingen)
 3. (Rennerod) - Driedorf - Herborn – Gladenbach, rV - Weimar
 4. Dautphetal - Gladenbach , rV
 5. Dillenburg - Steffenberg - Breidenbach – Biedenkopf, rV

  6. Eschenburg - Dietzhölztal - (Netphen)
 7. Lollar - Staufenberg - Grünberg
 8. Grünberg - Laubach - Hungen - (Friedberg)
 9. Kirchhain - Wohratal - Gemünden(Wohra)
10. Kirchhain - Homberg(Ohm) - Gemünden(Felda)
11. Mücke - Ulrichstein - Schotten - (Nidda)
12. Ulrichstein - Herbstein
13. Lauterbach(Hessen) - Herbstein - Grebenhain - (Gedern), rV
14. Grebenhain - Freiensteinau - (Hosenfeld-Großenlüder)
15. (Großenlüder) - Schlitz - (Niederaula)
16. Alsfeld - Grebenau - (Niederaula)
17. Alsfeld - (Schwalmstadt), rV
18. (Niederaula) – Schlitz – (Bad Salzschlirf)
19. Herborn – Bad Endbach – Gladenbach – Lohra – Weimar
20. Kirchhain - Alsfeld

*) regionale Verbindungsfunktion

Begründung
zu  B 3.1-1 Die  Sicherung der  Verkehrsinfrastruktur bei wachsendem Kostendruck wird schwieri-
bis B 3.1-4 ger und voraussichtlich in Teilbereichen auch zum Rückbau führen. Mit den Achsen

werden bedeutende Verbindungsfunktionen gekennzeichnet. Es wird davon ausge-
gangen, daß eine Verkehrsinfrastruktur, die die Siedlungsschwerpunkte verbindet und
stärkt, und die die zumutbare Erreichbarkeit zentraler Einrichtungen gewährleistet,
gleichzeitig die Tragfähigkeit und Auslastung der sozialen Infrastruktur verbessert. Die
individuelle Mobilität wird angesichts wachsender Arbeitsmarktprobleme stärker als
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bisher Kostendrücken ausgesetzt sein, so daß die Erreichbarkeit von Räumen,
Standorten und Infrastrukturen (zu vertretbaren Gesamtkosten) für zunehmende Be-
völkerungsteile an Bedeutung gewinnt.

Die Schwerpunktbildung für Wohnen und Arbeiten sowie die Bündelung von Ziel- und
Quellverkehr begünstigt die Organisation des ÖPNV.

zu B 3.1-5 Großräumige Fernverbindungsachsen werden im LEP-Entwurf dargestellt. Regional-
achsen sowie überörtliche Nahverkehrs- und Siedlungsachsen bleiben der Regional-
planung vorbehalten. Fernverbindungsachsen erfüllen z. T. Funktionen von regiona-
len oder von Nahverkehrs- und Siedlungsachsen (z. B. Dillachse).

zu B 3.1-8 Im Raumnutzungskonzept Diez - Limburg wurde die B 54 für das „Funktionale Stra-
ßennetz“ als überregionale Verbindung definiert und vorgeschlagen, diese Funktiona-
lität im Regionalplan zu berücksichtigen. Begründet wird der Vorschlag mit der B 54,
die den Raum Diez - Limburg mit Planungsregionen in Hessen, Rheinland-Pfalz und
Nordrhein-Westfalen verbindet und entsprechende Verkehrsmengen aufweist. Außer-
dem bestehen zwischen Limburg a. d. Lahn und Rennerod ÖPNV-Angebote. Die Vor-
gaben des LEP lassen keine Einordnung in die Kategorie „großräumiger Fernverkehr
- nationale und internationale Bedeutung“ zu. Die Achse Limburg - Rennerod wird da-
her neu als Regionalachse ausgewiesen.

zu  B 3.1-11 Nahverkehrs- und Siedlungsachsen mit regionalen Verbindungsaufgaben sind mit „rV“
bis B 3.1-12 gekennzeichnet. Die hier verlaufenden Bundesstraßen haben nachrangig regionale

oder überregionale Verbindungsfunktionen. Die Verkehrsmengen liegen durchschnitt-
lich bei 6.000 Kfz./24 h und damit deutlich unter den Regionalachsen, die außerdem
noch über Schienenverkehr verfügen (Ausnahme: Regionalachse Limburg a. d. Lahn
- (Rennerod - Siegen)).

B  3 . 2 S t r u k t u r r ä u m e

B 3.2-1 (Z) Zur nachhaltigen ordnungs- und entwicklungspolitischen Orientierung der Planungen
und Maßnahmen werden Ordnungsräume, Verdichtungsräume und ländliche Räume
ausgewiesen (s. Textkarte).

Ordnungsraum

B 3.2-2 (G) Die günstige polyzentrale Struktur ist durch Schwerpunktbildung auszubauen, zu stär-
ken und in Abstimmung mit der Verkehrsplanung zu vernetzen. Durch Verkehrsver-
meidung und -verlagerung soll der Kfz-Verkehr reduziert werden. Dem ÖPNV kommt
hier besondere Bedeutung zu.

B 3.2-3 (G) Siedlungs- und Verkehrsdynamik sind mittel- bis langfristig so zu steuern, daß die
Lebens-, Arbeits- und Umweltbedingungen qualitativ erhalten und verbessert werden.
Vorsorgende Siedlungs- und Offenhalteplanung in Verbindung mit der Sicherung von
Freiraumfunktionen wird auch dann erforderlich, wenn kein aktueller Bedarf vorliegt.
Durch die Ausweisung von „Siedlungsbereichen“, „Bereichen für Industrie und Gewer-
be“ und „Regionale Grünzüge“ wird diese Zielsetzung konkretisiert.

B 3.2-4 (Z) In den Stadtkernen der Mittel- und Oberzentren sind deren zentralörtliche Funktionen
zu bündeln und zu sichern.

B 3.2-5 (G) In den Ordnungsräumen hat die land- und forstwirtschaftliche Produktion besonders
wichtige Sozialfunktionen (Erholung, sauberes Wasser, Frischluft) zu überneh-
men.Durch Festlegung von Siedlungsschwerpunkten sollen auch die land- und forst-
wirtschaftliche Produktionsstandorte vor einer ungesteuerten Siedlungsentwicklung
geschützt werden.
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B 3.2-6 (G) Im Ordnungsraum „Dillgebiet“ ist der Strukturwandel – Ausbau des Dienstleistungsbe-
reichs – zu unterstützen und gleichzeitig der industrielle Bereich zu stärken. Deshalb
und für die ansässigen, entwicklungsfähigen Betriebe muß trotz schwieriger topogra-
phischer Verhältnisse dringend Flächenvorsorge getroffen werden. Außerdem ist die
industrienahe Infrastruktur zu erhalten und auszubauen. In Wetzlar ist der Dienstleis-
tungsbereich ebenfalls auszubauen. Darüber hinaus müssen geeignete Flächen so-
wohl für die Entlastungsfunktion (besonders im Süden der Region) als auch für den
Strukturwandel vorgehalten werden. Insbesondere in Gießen, Marburg und Wetzlar
müssen Flächen für Neuansiedlungen vorgehalten werden („Bereiche für Industrie
und Gewerbe“). Interkommunale Kooperation beim Flächenmanagement und bei der
Bauleitplanung sind im oberen Dillgebiet ebenso erforderlich wie zwischen der Stadt
Marburg und den Randgemeinden

Begründung
zu B 3.2-1 Die Strukturräume werden durch den Landesentwicklungsplan vorgegeben (abge-

stimmt mit der Ministerkonferenz für Raumordnung).

Der hochverdichtete Zentralbereich des Ordnungsraumes ist der Verdichtungsraum.
Bevölkerungs- und Siedlungsdichte sind im Ordnungsraum deutlich höher als im länd-
lichen Raum. Für die Zukunft wird eine stärkere Entwicklungsdynamik erwartet bzw.
angestrebt.

zu B 3.2-2 Konzeptionslose, ungesteuerte Entwicklung verschärft Nutzungskonflikte und führt zu
Reibungsverlusten bei der Umsetzung von Planungen und Maßnahmen. Dynamische
Entwicklungen erfordern besonders sorgfältige Rahmenplanung, da Fehler sich
schnell irreversibel verfestigen und ein Umsteuern schwierig wird.
Projekt- und Standortentscheidungen der Wirtschaft fallen heute oft unter hohem Zeit-
druck. Vorsorgeplanung ist erforderlich, um ausreichend schnell die gewünschte Flä-
chennutzung realisieren zu können.

zu B 3.2-3 Wenn sich Gewerbeflächenplanung an der aktuellen Nachfrage orientiert, ist sie
i. d. R. zu langsam. Angebotsplanungen schaffen eine Voraussetzung für die Ansied-
lung von Betrieben/Schaffung von Arbeitsplätzen. Die Ausweisung interkommunaler
Gewerbegebiete soll – wo sinnvoll und möglich – genutzt werden.

Vorsorgende Planung dient auch den kleinen und mittelständischen Betrieben, die in
erheblichem Umfang Träger und Stabilisatoren des Arbeits- und Ausbildungsmarkts
sind.

Verdichtungsraum

B 3.2-7 (G) In diesem Teilraum wird eine weitere Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten an-
gestrebt. Negative Verdichtungsfolgen sind zu vermeiden.

B 3.2-8 (Z) Die Siedlungsentwicklung ist konzeptionell über die Gemeindegrenzen hinweg so
aufeinander abzustimmen, daß Wohnen und Arbeiten in zumutbarer Entfernung unter
dem Aspekt der Verkehrsvermeidung ermöglicht wird (Schwerpunktbildung). In den
„Siedlungsbereichen“ und den „Bereichen für Industrie und Gewerbe“ sind durch akti-
ve interkommunale Zusammenarbeit entsprechende Konzeptionen zu realisieren. In
den größeren „Bereichen für Industrie und Gewerbe“ soll gemeinsames Flächenma-
nagement Nutzungsprioritäten setzen (erforderlichenfalls mit Hilfe von § 205 Abs. 2
BauGB). Für die Entwicklung des großflächigen Einzelhandels sind interkommunale
Konzeptionen zur Sicherung der Funktionsfähigkeit der Innenstädte und zur Ver-
kehrsminderung zu erstellen.

B 3.2-9 (G) Die Weiterentwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) hat Vorrang vor
dem motorisierten Individualverkehr. Dementsprechend soll die ÖPNV-Organisation
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optimiert und der Linienausbau soll auf die siedlungsstrukturelle Gesamtentwicklung
abgestimmt werden.

B 3.2-10 (G) Im Kern des Verdichtungsraums sind die ober- und mittelzentralen Funktionen in den
Stadtkernen von Gießen und Wetzlar zu sichern bzw. auszubauen. Grundversor-
gungsfunktionen können im Siedlungszusammenhang der Kernbereiche von Unter-
zentren und Kleinzentren und an anderen verkehrsgünstigen Standorten im Verdich-
tungsraum angeboten werden. Dabei ist eine Anbindung an das ÖPNV-Netz dort zu
verbessern, wo dies bisher nicht ausreichend geschah. Hierbei sind die Mobilitäts-
und Sicherheitsansprüche von Frauen zu berücksichtigen. Großflächige Siedlungstä-
tigkeit soll am SPNV konzentriert werden.

B 3.2-11 (G) Regionale Freiraumsicherung und –entwicklung (Regionale Grünzüge) ist mit der
kommunalen Freiraumplanung zu verknüpfen. Die Freiraumqualität ist entsprechend
den Funktionen Klima/Frischluft, Siedlungsgliederung, Erholung/Landschaftsbild zu
erhalten oder zu erhöhen. Die Siedlungsrandgestaltung soll den Erholungsbelangen
Rechnung tragen.

Begründung
zu B 3.2-7 Die Ministerkonferenz  für Raumordnung hat 1993 eine Neuabgrenzung der Verdich-

tungsräume vorgenommen und die mittelhessischen Vorstellungen übernommen.
Damit wird das Streben der Region nach Eigenständigkeit und Eigenverantwortung
unterstützt.

zu B 3.2-8 Kernraum der Region ist der Verdichtungsraum um die Oberzentren Gießen und
Wetzlar. Der Kernraum bestimmt wesentlich die Entwicklung der Gesamtregion, die
sich in scharfer Konkurrenz zu anderen Regionen in Deutschland, in der Europäi-
schen Union oder anderen Teilen der Welt befindet. In dieser Lage müssen durch Ko-
operation Synergieeffekte, Einsparpotentiale, effiziente und intelligente Lösungen ge-
nutzt und Reibungsverluste durch falsch verstandene Konkurrenz vermieden wer-
den.

Das Flächenpotential für Siedlung und für Industrie und Gewerbe in den Oberzentren
Gießen, Marburg und Wetzlar ist sehr begrenzt. Die Flächenknappheit erschwert er-
heblich Entwicklungen, die für die oberzentralen Funktionen erforderlich sind, z. B.:

� Schaffung von Wohnraum, um Wanderungsgewinne realisieren zu können,
� Schaffung von Arbeitsplätzen, um einen oberzentralen Arbeitsmarkt auszubilden,

die Arbeitslosenzahlen abzubauen, die Auspendlerzahlen zu reduzieren,
� Schaffung hochrangiger Handels-, Kultur- und Sporteinrichtungen mit erhöhtem

Flächenbedarf.

zu B 3.2-11 Die Attraktivität des Kernraums der Region wird ganz wesentlich von der Lebens- und
Umweltqualität mitbestimmt. Wanderungsgewinne und betriebliche Neuansiedlungen
werden in Zukunft vermehrt von diesen Faktoren beeinflußt.

Ländlicher Raum
B 3.2-12 (Z) Im ländlichen Raum ist der Strukturwandel zu fördern, um seine eigene wirtschaftliche

Entwicklung zu ermöglichen und Abhängigkeiten zu verringern. Wanderungsverluste
sind zu verhindern, um eine ausreichende Tragfähigkeit für die Infrastruktur zu si-
chern, um eine Überalterung der Bevölkerung zu vermeiden und um den Wande-
rungsdruck auf die Verdichtungs- und Ordnungsräume zu mindern.
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B 3.2-13 (G) Die ländlichen Räume sind als attraktive Lebens- und Wirtschaftsräume mit eigenem
Wert und eigener Zukunftsperspektive weiterzuentwickeln. Einem Übermaß an
Fremdbestimmung und einer funktionalen Beschränkung auf ergänzende Leistungen
für die Verdichtungs- und Ordnungsräume ist entgegenzuwirken. Leistungen für den
Ressourcenschutz sollen ausgeglichen werden.

B 3.2-14 (G) Die Stärken ländlicher Kultur und ländlichen sozialen Lebens sind auszubauen. Ei-
genständigkeit und Eigenverantwortung sind zum Nutzen der Gesamtregion zu för-
dern.

B 3.2-15 (G) Einer weiteren Erhöhung der Abhängigkeit vom Individualverkehr ist entgegenzuwir-
ken. Eine flächendeckende Mindestbedienung im ÖPNV ist sicherzustellen.

B 3.2-16 (G) Die kleinen und mittelständischen Betriebe des ländlichen Raumes sollen gesichert
und gefördert werden durch:

� Bereitstellung von wirtschaftsnaher Infrastruktur (Angebotserweiterung von Tech-
nologietransferzentren, Bereitstellung von Telekommunikation),

� Sicherung der Erreichbarkeit benachbarter und weltweiter Industrie- und Handels-
zentren,

� Pflege weicher Standortfaktoren (Ausbau der Qualifikationsangebote, Pflege der
Kultur- und Erholungslandschaft).

B 3.2-17 (G) Land- und forstwirtschaftliche Belange haben unter Beachtung des zentralörtlichen
Siedlungskonzeptes und der Erfordernisse von Landschaftspflege sowie der Grund-
wassersicherung im „Ländlichen Raum“ Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen.
Landwirtschaftliche Betriebsstandorte sind gegen Wohnsiedlungsentwicklungen abzu-
sichern.

B 3.2-18 (Z) Im strukturpolitischen Interesse sind den rohstoffabbauenden und –verarbeitenden
Betrieben Entwicklungsmöglichkeiten offenzuhalten. Durch die „Bereiche oberflächen-
naher Lagerstätten“ und die „Bereiche für den Abbau oberflächennaher Lagerstätten“
sollen die Betriebe (eine abgestufte) Planungssicherheit erhalten (s. a. Kap. C 10).

B 3.2-19 (G) Teilräumliche (regionale) Entwicklungskonzepte sind auf der Basis des vorliegenden
Leitbildes, der Raumordnungskonzeption und des regionalwirtschaftlichen Entwick-
lungskonzeptes Mittelhessen zu fördern.

B 3.2-20 (G) Die regionalen Akteure sollen sich auf gemeinsame Entwicklungsziele und –strategien
verständigen und zur Umsetzung Konzepte erstellen oder an der Erstellung mitwirken.

Begründung
zu B 3.2-12 Der ländliche Raum leistet aufgrund seiner Großflächigkeit einen wesentlichen Beitrag

zur Gesamtentwicklung der Region (Anlehnung an MKRO). Land- und Forstwirtschaft
produzieren Nahrungsmittel sowie Rohstoffe und können gleichzeitig zur Sicherung
der natürlichen Ressourcen beitragen. Zusammen mit vor- und nachgelagerten Wirt-
schaftsbereichen bilden die Land- und Forstwirtschaft einen wichtigen Arbeitsplatz-
und Wirtschaftsfaktor. Raumordnungsberichte (1973, 1990) und Raumordnungsgut-
achten (1995) belegen, daß der ländliche Raum Abwanderungstendenzen unterliegt.

zu B 3.2-13 Die ländlichen Räume werden nicht als periphere funktionale Ergänzungen der Ver-
dichtungsräume gesehen. Nur wenn die ländlichen Räume eigene Ziele haben und
verfolgen, können sie ein Übermaß an Fremdbestimmung vermeiden. Die Weiterent-
wicklung regionaler Wertschöpfung soll dazu beitragen.

zu B 3.2-14 Die Bedeutung des ländlichen Raumes liegt in der Kleinteiligkeit der Siedlungsstruk-
tur, einer besseren Überschaubarkeit der Lebensbeziehungen, in engeren gesell-
schaftlichen Bedingungen und in einer stärkeren Verbundenheit mit den natürlichen
Lebensgrundlagen (MKRO). Deshalb sollen lebenswerte dörfliche und kleinstädtische
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Strukturen im kulturellen und sozialen Bereich gefördert werden. Für den Ressour-
censchutz müssen tlw. Leistungen erbracht werden, tlw. ist er mit erheblichen Restrik-
tionen verbunden; dafür ist ein Ausgleich erforderlich.

zu B 3.2-15 Um eine Benachteiligung von Bevölkerungsgruppen zu vermeiden, die auf den ÖPNV
angewiesen sind (z. B. Schüler, Arbeitslose, fahrunfähige Senioren), ist eine flächen-
deckende Mindestbedienung im ÖPNV zu fordern (s. a. RROG 1997).

zu B 3.2-16 Die Wirtschaftsstruktur des ländlichen Raumes ist weitgehend durch mittelständische
und kleinere Betriebseinheiten geprägt (MKRO); daher ist die wirtschaftsbegleitende
Infrastruktur entsprechend auszurichten. Ländliche Räume sollen attraktive Lebens-
räume mit eigenem Wert und Zukunftsperspektive sein, deshalb sind Maßnahmen zur
Sicherung und Entwicklung ausgeglichener Arbeitsmärkte notwendig (LEP Hessen
2000).

zu B 3.2-17 Die Land- und Forstwirtschaft ist zu unterstützen bei der Wahrnehmung vielfältiger,
den ländlichen Raum in weiten Teilen prägenden Funktionen (MKRO).

zu B 3.2-18 Planungssicherheit über die wirtschaftliche Nutzung der Rohstoffe ermöglicht langfris-
tig orientierte Investitionen und trägt zur Sicherung von Arbeitsplätzen und damit zur
Stärkung des ländlichen Raumes bei. In der Steine- und Erden-Industrie (Gewinnung
und Verarbeitung) sind in Mittelhessen fast 5.000 Personen beschäftigt; im ländlichen
Raum weist der Regionalplan 75 Gebiete für die Rohstoffgewinnung mit zusammen
über 1.000 ha aus.

zu   B 3.2-19 Innerhalb des durch den Regionalplan gesteckten Rahmens ist viel Raum für fachliche
und B 3.2-20 Konzepte und Projekte. Die Möglichkeiten sollen von den Akteuren genutzt werden,

indem Stärken ausgebaut und Schwächen reduziert werden. Die Umsetzungsstrate-
gien (Teil II des Regionalplans) bieten dafür vielfältige Ansätze.

B  3 . 3 Z e n t r a l e  O r t e  u n d  V e r f l e c h t u n g s b e r e i c h e

B 3.3-1 (G) Das Netz hierarchisch gegliederter zentraler Orte ist als wesentliches Element der
Siedlungsstruktur in seiner Leistungsfähigkeit zu erhalten und weiter zu entwickeln.

B 3.3-2 (G) Zentrale Orte sind als Schwerpunkte der überörtlichen Versorgung in ihrer Funktion zu
sichern und als Verknüpfungspunkte im überregionalen und regionalen Verkehrssys-
tem bedarfsgerecht zu entwickeln.

B 3.3-3 (Z) Zentrale Orte und, soweit erforderlich, zentralörtliche Siedlungsbereiche, sind als
Standorte innerhalb der Gemeinden mit zentralörtlichen Funktionen festgelegt. Sie
wurden so bestimmt, daß in allen Teilen des Landes die zentralen Einrichtungen ent-
sprechend dem Bedarf der Bevölkerung innerhalb des jeweiligen Verflechtungsbe-
reichs unter zumutbarem Zeit- und Kostenaufwand erreichbar sind.

B 3.3-4 (G) Durch Bündelung der Funktionen Wohnen, Arbeiten und Infrastruktur soll die Tragfä-
higkeit zentrenrelevanter Einrichtungen gesichert werden.

Begründung
zu   B 3.3-1 Die räumlichen  Verflechtungen werden  wesentlich geprägt von Dienstleistungen (be-
und B 3.3-2 sondere Bedeutung des Handels), von sozialer, Qualifikations- und Verkehrsinfra-

struktur. Auch eine ausgeprägte Arbeits(platz)zentralität (Einpendler) schafft großräu-
mige Verflechtungen. Sehr hochwertige Infrastrukturen, wie Universität, Theater, Klinik
der Maximalversorgung, ICE-Halt, Bus-Bahnhof haben große Einzugsbereiche (zu-
mutbare Entfernung ca. 1 Std. mit öffentlichen Verkehrsmitteln). Die Zahl der Nut-
zer/Einwohner soll groß genug sein, um die Infrastruktur tragen bzw. auslasten zu
können. Diese Prinzipien gelten abgestuft entsprechend für die Zentrenhierarchie und
entsprechend der zugehörigen Verflechtungsbereiche.

zu  B 3.3-2 Die zentralörtlich orientierte Siedlungsentwicklung ist zugleich Voraussetzung zur Er-
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bis B 3.3-4 füllung einer Reihe ökologischer Erfordernisse:

� Die zentrenorientierte Siedlungsentwicklung erlaubt die Realisierung höherer
Siedlungsdichten als eine disperse Siedlungstätigkeit; sie trägt damit zur Reduzie-
rung des Flächenverbrauchs bei.

� Die Bündelung von Wohnen, Arbeiten, Ausbildung und Versorgung schafft keine
zusätzlichen Mobilitätszwänge, reduziert so die Verkehrsmengen und führt zur
Vermeidung von Emissionen und erleichtert den Schutz vor Immissionen.

� Siedlungsschwerpunkte lassen eine effizientere ÖPNV-Organisation zu als dies
bei einer dispersen Siedlungsstruktur möglich ist (besseres Angebot, wirtschaftli-
chere ÖPNV-Bedienung, weniger Emissionen).

� Zugleich wird der Energieverbrauch gedrosselt und darüber hinaus die Möglich-
keit verbessert, Energieverbundsysteme (Kraft-Wärme-Kopplung, Nahwärmever-
sorgung) mit höherem Wirkungsgrad zu installieren, was zusätzlich zu Einsparef-
fekten führt.

Dem folgend besitzen zentralörtlich orientierte Siedlungsentwicklungen eine hohe öko-
logische Priorität.

Aufgrund der Finanzsituation der öffentlichen Haushalte haben Bestandssicherung
und Erhaltung einer Mindestqualität und flächendeckenden Versorgung mit öffentli-
chen Einrichtungen und Dienstleistungen große raumstrukturelle und regionalpoliti-
sche Bedeutung.

Zentrale Orte sind die im Landesentwicklungsplan ausgewiesenen
� Oberzentren,
� Mittelzentren mit Teilfunktionen von Oberzentren und
� Mittelzentren
sowie die im Regionalplan ausgewiesenen
� Unterzentren mit Teilfunktionen von Mittelzentren sowie
� Unter- und Kleinzentren (Grundzentren).

Jedes höherrangige Zentrum hat zugleich auch die Aufgabe der Zentralen Orte niedri-
gerer Stufe.

Ober-, Mittel- und Grundzentren (Unter- und Kleinzentren)
B 3.3-5 (G) Zentrale Orte, deren geplante Zentralitäts- und Funktionsbestimmung über den Ent-

wicklungsstand wesentlich hinausgehen, sollen auf der Grundlage regionaler und
kommunaler Entwicklungskonzepte ihre volle Zentralitäts- und Funktionsbestimmung
erreichen.

Oberzentren (OZ) und oberzentraler Siedlungsbereich

B 3.3-6 (G) Oberzentren sind Großstädte mit mind. 100.000 Einwohnern im städtebaulich zu-
sammenhängenden Bereich oder auch Städte mit im Ansatz großstädtischem Cha-
rakter. Sie sind Standorte hochwertiger spezialisierter Einrichtungen mit z. T. landes-
weiter, nationaler oder sogar internationaler Bedeutung. Sie bieten damit Agglomera-
tionsvorteile für die gesamte Region und sind in dieser Funktion zu stärken und
weiter zu entwickeln.

B 3.3-7 (G) Oberzentren sind Verknüpfungspunkte großräumiger und regionaler Verkehrssyste-
me. Die Zentren im Verflechtungsbereich sind ebenso bedarfsgerecht an das OZ an-
zubinden wie die Verbindung zwischen OZ und benachbarten Verdichtungsräumen si-
cherzustellen ist.

B 3.3-8 (G) Oberbereiche umfassen mindestens 500.000 Einwohner, in ländlichen Räumen nicht
unter 250.000 Einwohner.



23

B 3.3-9 (Z) Als Oberzentren 4 werden ausgewiesen:
� Gießen und
� Marburg
� Wetzlar wird in Funktionsverbindung mit Gießen zum Oberzentrum aufgestuft.

B 3.3-10 (G) Die Oberzentren sollen Entwicklungsmotor für die gesamte Region sein. Die Ober-
zentrumsfunktionen sollen erhalten und weiterentwickelt werden.
Die Kooperation der Oberzentren Gießen, Marburg und Wetzlar ist über die vorhan-
dene Form hinaus weiter zu vertiefen.

B 3.3-11 (Z) Die Theater in Gießen und Marburg sind zur Sicherung oberzentraler Funktionen zu
erhalten.

B 3.3-12 (G) Die Oberzentren müssen gemeinsam mit dem unmittelbaren Umland Strategien ent-
wickeln, die jede Schwächung der Zentren vermeiden. Ein regionalplanerisches An-
gebot sind die ausgewiesenen/benannten oberzentralen Siedlungsbereiche. Hier sind,
soweit notwendig, interkommunale Kooperationsformen zu entwickeln.

Oberzentraler Siedlungsraum

B 3.3.-13 (Z) Der Regionalplan weist oberzentrale Siedlungsräume für Gießen, Limburg (Teilfunkti-
on), Marburg und Wetzlar im Rahmen der Siedlungsbereiche aus. Die oberzentralen
Siedlungsräume sollen insbesondere die Standorte für ober(mittel-)zentrale Infra-
struktur und Dienstleistungseinrichtungen, für die allgemeine Siedlungs- und Gewer-
beentwicklung des Oberzentrums sowie für Versorgungseinrichtungen mit ober(mittel-
)zentralem Einzugsbereich definieren und sichern.

B 3.3-14 (Z) Der oberzentrale Siedlungsraum für das Oberzentrum Gießen greift über die Stadt-
grenzen hinaus und umfaßt im wesentlichen die an die Stadt angrenzenden Siedlun-
gen:

Stadt Gießen (alle Stadtteile)
Gemeinde Heuchelheim (alle Ortsteile)
Stadt Linden (alle Stadtteile)
Gemeinde Wettenberg (alle Ortsteile)
Gemeinde Buseck (Ortsteil Alten-Buseck)
Gemeinde Fernwald (Ortsteil Annerod).

B 3.3-15 (Z) Zum oberzentralen Siedlungsraum von Wetzlar gehört auch der Stadtteil Aßlar der
Stadt Aßlar. Die oberzentralen Siedlungsräume von Limburg a. d. Lahn und Marburg
liegen innerhalb der Stadtgrenzen. Die Stadt Diez (Rheinland-Pfalz) ergänzt den o-
berzentralen Siedlungsraum von Limburg a. d. Lahn.

B 3.3-16 (Z) Für die oberzentralen Siedlungsräume sind im Rahmen der kommunalen Bauleitpla-
nung Entwicklungskonzeptionen zu erstellen, die den Aufgabenstellungen für die Re-
gion gerecht werden.

B 3.3-17 (Z) Sind oberzentrale Siedlungsräume gemeindegrenzenüberschreitend festgelegt, kön-
nen Einzelmaßnahmen, die oberzentrale Funktionen enthalten, nur im Einvernehmen
mit dem Oberzentrum festgelegt werden.

Begründung
zu  B 3.3-5 Die Einstufung als Mittel- oder Oberzentrum ist einerseits an die Vorgaben des LEP
bis B 3.3-9 gebunden:

� Bevölkerung im Zentrum
� Bevölkerung im Verflechtungsbereich
� Verknüpfungsfunktion von Verkehrssystemen

                                          
4 Die Regionalversammlung befürwortet eine Aufstufung von Limburg a. d. Lahn/Diez zum länderübergreifenden Oberzentrum.
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Andererseits hat die Ministerkonferenz für Raumordnung einen Katalog von Einrich-
tungen vorgelegt, die überörtliche Versorgungsaufgaben wahrnehmen (können). Die-
se Richtwerte und Infrastrukturstandards liegen den Kriterien des LEP Hessen 2000
zugrunde. Die Zentralität (Überschußbedeutung) einer Stadt oder Gemeinde bemißt
sich nach den Dienstleistungen, die für andere Kommunen im Verflechtungsbereich
erbracht werden.

Wenn geplant (gewünscht) ist, eine Kommune in der Zentrenhierarchie aufzustufen
(als geplant auszuweisen), dann müssen Entwicklungskonzepte (kommunale und re-
gionale) vorgelegt werden, die belegen, in welchen Schritten die erforderliche Infra-
struktur, die entsprechende Arbeitsmarktzentralität und Einzelhandelszentralität er-
reicht werden kann (Vorgabe des LEP Hessen 2000).

zu   B 3.3-8 Der LEP Hessen 2000 grenzt keine Oberbereiche ab. Die Regionalversammlung
wünscht

und B 3.3-9 eine Aussage der Landesregierung zu Oberbereichen, deren Erfordernis und deren
Abgrenzung. Der Altkreis Lauterbach ist überwiegend mit dem Oberzentrum Fulda
verbunden.  Die Oberzentren Gießen,  Marburg und Wetzlar bilden einen gemeinsa-
men  Oberbereich (LEP-Hessen 80). Bei der Beratung des Raumordnungsgutachtens
hat sich  die ehemalige Planungsversammlung  gegen die Abgrenzung von  selbstän-
digen  Oberbereichen für Gießen und Marburg ausgesprochen.

zu B 3.3-9 Zur Sicherung und Entwicklung oberzentraler Funktionen sind in Wetzlar erhebliche
Anstrengungen bei der Infrastrukturausstattung erforderlich (Einrichtungen für den
spezialisierten, höheren Bedarf), z. B. muß die Einzelhandelszentralität deutlich ver-
bessert werden (der Gesamtumsatz des Einzelhandels muß die einzelhandelsrele-
vante Kaufkraft der ortsansässigen Bevölkerung sehr deutlich übersteigen).

Die Erhaltung der Infrastruktur im derzeitigen Umfang und auf dem derzeitigen Niveau
wird in Zukunft für die öffentlichen Hände noch schwieriger werden. Ein Weg, die er-
reichten Standards angemessen abzusichern, sind Kooperationen.

zu B 3.3-10 Zwischen 1987 und 1995 verzeichnet die Stadt Gießen Wanderungsgewinne, die
jedoch deutlich unter dem Regionsdurchschnitt liegen. Damit hat sich zwar der nega-
tive Trend (1970 – 1987) nicht fortgesetzt, ein Attraktivitätszuwachs bzw. ein Erstar-
ken des Oberzentrums kann daraus aber nicht abgeleitet werden.  Marburg verzeich-
net überdurchschnittliche Zuwächse; entsprechende Raten werden von Wetzlar nicht
erreicht.
Der deutliche Mangel an Industrie- und Gewerbeflächen, den der RROPM 1995 für
die Oberzentren konstatiert hat, wurde durch Konversionsmaßnahmen abgemildert.
Trotzdem bleiben gut geeignete Industrie- und Gewerbeflächen ein knappes Gut, das
eine Angebotsplanung kaum zuläßt. Regionalplanung muß daher über vorsorgende
Flächensicherung längerfristig Entwicklungsmöglichkeiten offen halten. Deshalb weist
der Regionalplan den „Bereich für Industrie und Gewerbe“ in Lützellinden wiederum
aus. Die bauleitplanerische Realisierung dieser Fläche ist außerdem als interkommu-
nales Kooperationsprojekt geeignet.

zu B 3.3-13 Nur wenn die Oberzentren zusammen mit dem Umland gemeinsame Interessen defi-
nieren, daraus Ziele ableiten und diese umsetzen, kann der Kernraum der Region
seine Lokomotiv-Funktion erfüllen. Dazu muß auf Seiten der Beteiligten die Erkennt-
nis wachsen, daß die Zentren ohne das Umland zu wenig Entwicklungsmöglichkeiten
haben, und daß Bedeutung und Dynamik des Umlands ohne gesunde Zentren we-
sentlich geringer ist als sich das die lokalen Akteure vorstellen können.

Das Wachstum der Umlandgemeinden bei gleichzeitiger Schwächung der OZ und die
Erfahrung, daß es zunehmend schwieriger wird, oberzentrale Einrichtungen im OZ
selbst unterzubringen (z. B. wg. Flächenknappheit), erfordern Strategien, die den be-
obachteten Bedeutungsverlust auffangen. Diesem Ziel soll u. a. die Ausweisung und
Definition oberzentraler Siedlungsräume dienen.
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Sofern die Oberzentren wg. Flächenmangel keine Betriebe ansiedeln können, müs-
sen insbesondere Angebote im oberzentralen Siedlungsbereich gemacht werden.
Gleiches gilt für Wanderungsgewinne und Siedlungsplanungen. Die oberzentralen
Siedlungsbereiche sollen den Wohnsiedlungsflächenbedarf aufnehmen, der einerseits
am Oberzentrum nicht zu realisieren ist und der andererseits über den projizierten
Bedarf der Standortkommune hinausgeht (gemeinsame Entwicklungskonzeptionen).

zu   B 3.3-10 Die OZ und MZ mit Teilfunktionen von Oberzentren können ihre Aufgabe als Entwick-
und B 3.3-12 lungsmotoren für die Region nur dann dauerhaft erfüllen, wenn genügend Flächen-

potential zur Verfügung steht oder wenn ausreichend Dispositionsspielräume eröffnet
werden. Insbesondere in Gießen ist der räumliche Zuschnitt durch die Gebietsreform
so knapp bemessen, daß das räumliche Entwicklungspotential nicht ausreicht für die
Schaffung von Arbeitsplätzen im industriell-gewerblichen Sektor.

Mittelzentren (MZ)

B 3.3-18 (G) Mittelzentren haben mittelstädtischen Charakter und weisen möglichst 7.000 Einwoh-
ner im zentralen Ortsteil auf. Sie sind Standorte für gehobene Einrichtungen im wirt-
schaftlichen, kulturellen, sozialen und politischen Bereich sowie für weitere öffentliche
und private Dienstleistungen.

B 3.3-19 (G) Mittelzentren sind Verknüpfungspunkte der öffentlichen Nahverkehrsbedienung. Sie
sind mit den Zentren des Mittelbereichs ebenso bedarfsgerecht zu verbinden wie mit
dem zugehörigen Oberzentrum.

B 3.3-20 (G) Der Mittelbereich umfaßt mindestens 40.000 Einwohner und unterschreitet im ländli-
chen Raum nicht die Zahl von 20.000 Einwohnern.

B 3.3-21 (Z) Als Mittelzentren werden ausgewiesen:
� Alsfeld � Grünberg FE � Laubach FE
� Bad Camberg* � Hadamar* � Lauterbach(Hessen)
� Biedenkopf � Haiger FE � Schotten*
� Braunfels FE* � Herborn � Solms FE*
� Dillenburg FE � Hungen FE/Lich � Stadtallendorf
� Gladenbach � Kirchhain � Weilburg

FE = Funktionsergänzung*)

                                          
*) Funktionsergänzungen u. Aufstufungen von der Genehmigung ausgenom-
men
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B 3.3-22 (E)5 Mittelzentren mit beson- Bereiche, in denen kooperiert werden soll 6
derem Kooperationsbedarf

Braunfels und Solms Studienqualifizierende Bildungsgänge
Soziale und kulturelle Infrastruktur
Anbindung an den Regionalverkehr

Dillenburg, Haiger und Herborn Industrie- und Gewerbeflächenerschließung
Industrie- und Gewerbeflächenmanagement
Organisation von Ausgleichsmaßnahmen
ÖPNV-Organisation/Abstimmung
Infrastruktur

Hungen und Lich Kulturelle und soziale Infrastruktur
Sport- und Freizeitinfrastruktur
Ausbau und Sicherung des SPNV und
ÖPNV-Angebotes

Grünberg und Laubach Gewerbeflächenmanagement
Infrastrukturausstattung
ÖPNV-Organisation/Abstimmung

Kirchhain und Stadtallendorf Infrastrukturausstattung
Gewerbeflächenmanagement
ÖPNV-Organisation/Abstimmung
Freizeitanlagen

Gladenbach mit den Klein- Gewerbeflächenmanagement
zentren Bad Endbach u. Lohra Fremdenverkehrsinfrastruktur

ÖPNV-Organisation/Abstimmung

Weilburg mit dem Klein- Industrie- und Gewerbeflächenmanagement
zentrum Löhnberg Ausgleichsflächenkonzept

Mittelzentren mit Teilfunktionen eines Oberzentrums

B 3.3-23 (G) Mittelzentren können aufgrund ihrer Größe, ihrer regionalen Bedeutung und Ausstat-
tung mit oberzentralen Einrichtungen in Teilbereichen Versorgungsaufgaben für den
Oberbereich erfüllen.

B 3.3-24 (Z) Als Mittelzentrum mit Teilfunktionen eines Oberzentrums ist ausgewiesen:
� Limburg a. d. Lahn 7 (mit Diez, Rheinland-Pfalz)
Beide Städte sollen die Kooperation vertiefen.

zu   B 3.3-18 Biedenkopf  liegt  knapp  unter der  7.000 EW-Marke,  die MZ Gladenbach, Grünberg,
und B 3.3-21 Haiger, Laubach und Weilburg liegen (im zentralen Ortsteil) deutlich darunter. Wegen

ihrer Bedeutung im ländlichen Raum und im Verflechtungsbereich werden sie als MZ
ausgewiesen. Damit wird sowohl der Gesamteinwohnerzahl dieser Städte Rechnung
getragen als auch dem Konzept der dezentralen Konzentration. Einrichtungen/Infra-
struktur zur Deckung des periodischen Bedarfs sind im LEP Hessen 2000 dargestellt.

                                          
5 (E) = Empfehlungscharakter
6 Im Teil II „Umsetzungsstrategien“ wird näher darauf eingegangen.
7 Die Regionalversammlung befürwortet eine Aufstufung von Limburg a. d. Lahn/Diez zum länderübergreifenden Oberzentrum.
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Die neu vorgeschlagenen Mittelzentren erreichen die Schwellenwerte für Einwohner
im Zentrum und für Einwohner im Mittelbereich (in Abhängigkeit vom Strukturraum) oft
nicht. Sie sollen jedoch das Netz der MZ verdichten, um die Benachteiligung gegen-
über Süd- und Nordhessen abzubauen, da auch dort die Schwellenwerte (Kriterien) in
größerer Anzahl nicht erreicht werden.

zu B 3.3-20 Die Mittelbereiche (MB) des gültigen RROPM 1995 erfüllen hinsichtlich der Einwoh-
nerzahl die Vorgabe des LEP Hessen 2000.

Es sind städtebauliche Entwicklungskonzepte zur Stärkung der neuen Mittelzentren
erforderlich, die durch das Land gestützt und gefördert werden sollen. Kooperations-
möglichkeiten sind zu nutzen.

zu B 3.3-22 Die Ausweisung von Zentren in Funktionsergänzung begründet Kooperationserfor-
dernisse. Die Kooperationsfelder werden hier zwar vorgeschlagen, sollen aber zwi-
schen den beteiligten Städten selbst festgelegt werden.

Unterzentren (Grundzentren)

B 3.3-25 (Z) In den Unterzentren soll das volle Spektrum der Einrichtungen des täglichen Bedarfs
angeboten werden. Damit soll die überörtliche Grundversorgung der Bevölkerung mit
Gütern und Dienstleistungen im Nahbereich gewährleistet werden.

Unterzentren mit Teilfunktionen von Mittelzentren

B 3.3-26 (Z) Einwohnerstarke Unterzentren, deren überörtlich bedeutende Infrastrukturausstattung
über die Versorgung des täglichen Bedarfs hinausgeht, werden als Unterzentren mit
Teilfunktionen von Mittelzentren ausgewiesen.

B 3.3-27 (Z) Als Unterzentren (UZ) werden ausgewiesen:

Unterzentrum zusätzliche Funktionen
(zentraler Ortsteil)

Aßlar (Aßlar)
Angelburg Kooperationsbedarf
Biebertal (Rodheim-Bieber)
Breidenbach (Breidenbach) FE
Buseck (Großen-Buseck) FE Kooperationsbedarf
Dautphetal (Dautphe-Friedensdorf)
Dietzhölztal (Ewersbach) FE Kooperationsbedarf
Driedorf (Driedorf)
Ehringshausen (Ehringshausen)
Eschenburg (Eibelshausen) FE Kooperationsbedarf
Grebenhain (Grebenhain) FE Kooperationsbedarf
Herbstein (Herbstein) FE Kooperationsbedarf
Homberg(Ohm) (Homberg)
Hünfelden (Kirberg/Dauborn)
Langgöns (Lang-Göns) Kooperationsbedarf
Linden (Großen-Linden) Kooperationsbedarf
Lollar (Lollar) FE Kooperationsbedarf
Mengerskirchen
Mücke (Merlau/Nieder-Ohmen)
Neustadt(Hessen) (Neustadt)
Pohlheim (Watzenborn-Steinberg) Kooperationsbedarf
Reiskirchen (Reiskirchen) FE Kooperationsbedarf
Runkel (Runkel) FE Kooperationsbedarf
Schlitz (Schlitz) UZ mit Teilfunktionen eines MZ
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Staufenberg (Staufenberg) FE Kooperationsbedarf
Steffenberg (Steffenberg)FE Kooperationsbedarf
Villmar (Villmar) Kooperationsbedarf
Weilmünster (Weilmünster)
Wettenberg (Krofdorf-Gleiberg)
Wetter(Hessen) (Wetter)

FE = Funktionsergänzung

B 3.3-28 (E) 8 Unterzentren mit besonderem Bereiche, in denen kooperiert werden soll 9
Kooperationsbedarf

Buseck und Reiskirchen Industrie- und Gewerbeflächenmanagement

Dietzhölztal und Eschenburg Industrie- und Gewerbeflächenerschließung
Organisation von Ausgleichsmaßnahmen

Grebenhain und Herbstein Infrastruktur – insbes. für den Fremdenverkehr

Lollar und Staufenberg auch mit den Siedlungsentwicklung, Infrastrukturausstattung,
Kleinzentren Allendorf(Lda.) und Verkehrsplanung, Industrie- und Gewerbe-
Fronhausen flächenmanagement. In die Kooperation kön-
nen

die Kleinzentren Allendorf(Lda.) und Fronhau-
sen

einbezogen werden.

Steffenberg und UZ Angelburg Interkommunales Gewerbegebiet

Runkel und Villmar Siedlungsentwicklung und die Organisation von
Ausgleichsmaßnahmen

Biebertal, Heuchelheim, Kooperation ausbauen: Altenheim, Bauhof
Wettenberg

Begründung
zu B 3.3-25 Unterzentren sollen einen städtischen Kern mit möglichst 3.000 Einwohnern aufwei-

sen. Sie sollen über das eigene Gemeindegebiet hinaus Versorgungsaufgaben für ei-
nen Grundversorgungsbereich erfüllen. Grundversorgungsbereiche weisen i. d. R.
15.000 Einwohner, im ländlichen Raum nicht unter 10.000 Einwohner auf. Einrichtun-
gen/Infrastruktur zur Deckung der Grundversorgung sind im Landesentwicklungsplan
dargestellt.

zu B 3.3-27 Das Netz der Mittelzentren ist relativ dicht. Die Ausweisung zusätzlicher Mittelzentren
ist unter Versorgungs- und Tragfähigkeitsaspekten nicht erforderlich und vor dem
Hintergrund von Haushaltsengpässen nicht sinnvoll. Die Aufstufung von Unterzentren
wäre unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen allenfalls möglich, wenn gleich-
zeitig an anderer  Stelle Mittelzentren  abgestuft werden.  Das setzt voraus,  daß ei-
nerseits ein   überprüfbarer Bedeutungszuwachs bei bestimmten Unterzentren festge-
stellt wird und andererseits entsprechende Bedeutungsverluste bei derzeitigen Mittel-
zentren zu konstatieren sind.

                                          
8 (E) = Empfehlungscharakter
9 Im Teil II „Umsetzungsstrategien“ wird näher darauf eingegangen
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Für Unterzentren, die zu Mittelzentren aufgestuft werden sollen (Planung), ist auf der
Grundlage regionaler und kommunaler Entwicklungskonzepte darzustellen, wie die
angestrebte Zentralitäts- und Funktionsbestimmung (Infrastrukturausstattung, Ver-
kehrsanbindung, Flächenpotential usw.) erreicht werden soll.

zu B 3.3-27 Teilweise weist nicht nur der zentrale Ortsteil überörtlich bedeutende Infrastruktur auf.
Sie trägt zur Versorgung der Bevölkerung bei und wird nicht in Frage gestellt. Dessen
ungeachtet sollen sich Neuentwicklungen in das Konzept der dezentralen Konzentra-
tion einpassen und zur Schwerpunktbildung, zur Bündelung von Kräften, zur Schaf-
fung von Fühlungsvorteilen, zur Verkehrsvermeidung beitragen.

zu B 3.3-28 Die Kooperation und die entsprechenden Bereiche werden nicht von „oben“ vorgege-
ben. Kooperation wird empfohlen (siehe Teil II „Umsetzungsstrategien“).

Zielsetzungen und Vorteile der kommunalen Zusammenarbeit dürfen sich nicht gegen
die Interessen der Gesamtregion richten. Die Kooperation im Umland von Ober- und
Mittelzentren darf nicht zu deren Schwächung führen.

Viele Kommunen kooperieren in den Bereichen Wasserver- und –entsorgung; dies
wird hier nicht dargestellt.

Kleinzentren (Grundzentren)

B 3.3-29 (Z) Kleinzentren sollen im Nahbereich ergänzende Funktionen zu den Unterzentren
wahrnehmen. In ländlichen, dünn besiedelten Teilräumen der Region sollen die Klein-
zentren zur Sicherstellung des haushaltsnahen, täglichen Grundbedarfs einen Beitrag
leisten.

B 3.3-30 (Z) Die starken Kleinzentren im Nahbereich der Ober- und einiger Mittelzentren sollen
dort die Grundversorgung sichern. In den oberzentralen Siedlungsbereichen sollen die
Kleinzentren ergänzende Funktionen in interkommunaler Kooperation wahrnehmen.
Der Ausbau dieser Kleinzentren darf die Zentralität der übergeordneten Zentren nicht
schwächen.

B 3.3-31 (Z) Als Kleinzentren (KlZ) werden ausgewiesen:

Kleinzentrum (zentraler Ortsteil)

Allendorf/Lumda (Allendorf) FE Kirtorf (Kirtorf)
Amöneburg (Amöneburg) Lahnau (Waldgirmes)
Antrifttal (Ruhlkirchen) Lahntal (Sterzhausen/Goßfelden)
Bad Endbach (Endbach) Lautertal(Vogelsberg) (Hörgenau)
Beselich (Beselich) Leun (Leun)
Bischoffen (Niederweidbach) Löhnberg (Löhnberg)
Brechen (Niederbrechen) Lohra (Lohra)
Breitscheid (Breitscheid)
Cölbe (Cölbe) Merenberg (Merenberg)
Dornburg (Frickhofen) Mittenaar (Bicken)
Ebsdorfergrund Münchhausen (Münchhausen)
(Dreihausen/Heskem) Rabenau (Londorf) FE
Elbtal (Dorchheim) Rauschenberg (Rauschenberg)
Elz (Elz) Romrod (Romrod)
Feldatal (Groß-Felda) Schöffengrund (Schwalbach)
Fernwald (Steinbach) Schwalmtal (Brauerschwend)
Freiensteinau (Freiensteinau) Selters(Taunus) (Niederselters)

Siegbach (Eisemroth)
Sinn (Sinn)

Fronhausen (Fronhausen)
Gemünden(Felda)
(Burg-/Nieder-Gemünden) Ulrichstein (Ulrichstein)
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Grebenau (Grebenau) Waldbrunn(Westerwald) (Ellar-Fussingen)
Greifenstein (Beilstein/Allendorf) Waldsolms (Brandoberndorf)
Heuchelheim (Heuchelheim) Wartenberg (Angersbach)
Hohenahr (Erda) Weimar (Niederwalgern/Niederweimar)
Hüttenberg (Rechtenbach) Weinbach (Weinbach)

Wohratal (Wohra)

FE = Funktionsergänzung

zu B 3.3-30 Die Entwicklung starker Kleinzentren beruht häufig auf der Nachbarschaft zum Ober-
oder Mittelzentrum. Mittel- bis längerfristig können die daraus resultierenden Wachs-
tumsimpulse nur gesichert werden, wenn das höherrangige Zentrum keine gravieren-
de Schwächung hinnehmen muß. Es liegt somit auch im besonderen Interesse der
Kleinzentren, Bedeutungsverluste der Ober- und Mittelzentren zu verhindern und die
Kooperation zu suchen.

B  3 . 4 S t ä d t e n e t z e

B 3.4-1 (G) Städtenetze ergänzen die tragende Rolle der Regionalplanung. Sie sollen auf der
Basis des Zentralen-Orte-Systems gemeinsame Ziele kooperativ in Angriff nehmen
und die Konkurrenzfähigkeit der Region damit stärken.

B 3.4-2 (G) Städtenetze sollen Synergieeffekte nutzen, die sich aus Informationsaustausch und
Zusammenarbeit gewinnen lassen. Mit Hilfe von Entlastungsstrategien soll gemein-
sam versucht werden, Ressourcen einzusparen (z. B. Arbeitsteilung im Infrastruktur-
bereich).

B 3.4-3 (G) Das Städtenetz Lahn-Sieg-Dill10 soll in dem Sinne weiterentwickelt werden, daß stär-
ker projektbezogen gearbeitet wird.

Begründung
zu  B 3.4-1 Städtenetze sind freiwillige, räumliche und sachliche Zweckbündnisse. Das Städtenetz

Lahn-Sieg-Dill wurde 1994 als eines von 11 Modellvorhaben im Rahmen eines For-
schungsprojekts des Bundesbauministeriums in Leben gerufen. Nach dem Ende der
dreijährigen Projektphase haben sich die Städte entschlossen, ihre freiwillige Koope-
ration – stärker projektbezogen – fortzusetzen. Die Arbeitsschwerpunkte des Städte-
netzes Lahn-Sieg-Dill liegen im Bereich Verkehr, Wirtschaftsförderung, Qualifizierung,
Kultur und Verwaltungsmodernisierung.

Weitere neue Städtenetze, die zu einer Stärkung der Region führen, werden seitens
der Regionalplanung durch Beratung und Moderation gefördert.

                                          
10 Betzdorf, Siegen, Haiger, Dillenburg, Herborn, Wetzlar, Marburg, Gießen
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B 4 Re g iona le  Be vö lk erungse ntw ick lung

B 4-1 (G) Die innerregionale Verteilung des erwarteten Bevölkerungsanstiegs soll sich nach
regionalplanerischen Kriterien vollziehen, d. h. die Bevölkerungsanstiege sollen mög-
lichst dort konzentriert werden, wo Arbeitsplätze, soziale und kulturelle Infrastruktur
vorgehalten werden und leistungsfähige Angebote des öffentlichen Personenverkehrs
bestehen. Dies ist im wesentlichen in den zentralen Orten und den Orten an den Ver-
bindungsachsen gewährleistet bzw. möglich. Zur Aufnahme der Bevölkerungszu-
wächse müssen dementsprechende Siedlungsflächen bevorzugt an diesen Orten
ausgewiesen werden (s. auch Kap. B 3.3).

B 4-2 (G) Der Abnahme der Bevölkerung durch eine ungünstige Altersstruktur in Teilräumen der
Region ist entgegenzuwirken. In abwanderungsbedrohten ländlichen Räumen soll die
Bevölkerungsentwicklung stabilisiert werden. Rahmenbedingungen für notwendig
werdende zusätzliche Arbeitsplätze aufgrund des steigenden Erwerbspersonenpoten-
tials sind durch angemessene Ausweisung von Industrie- und Gewerbeflächen zu
schaffen (siehe auch Kap. C 5.3). Dabei ist auch der Abbau des Auspendlerüber-
schusses besonders ins Rhein-Main-Gebiet durch Förderung neuer Arbeitsplätze an-
zustreben.

B 4-3 (G) Die von Ort zu Ort sehr stark differierenden Änderungen in der Altersstruktur der Be-
völkerung sind bei der Planung neuer und der Erweiterung oder Änderung bestehen-
der In- frastrukturen zu beachten.

B 4-4 (G) Den veränderten gesellschaftlichen Rollenbildern und der damit verbundenen Zunah-
me von neuen Lebensformen und Haushaltsstrukturen ist Rechnung zu tragen.

Begründung

zu  B 4-1 Das innerregionale Verteilungsmodell
bis B 4-4 Ausgangspunkt für das innerregionale Verteilungsmodell der Bevölkerungsentwick-

lung
aufgrund der Projektionsvorgabe für die Region bildet zunächst die Ermittlung der
fiktiven natürlichen Bevölkerungsentwicklung für alle Städte und Gemeinden der
Region.

•  Die sich ergebende negative natürliche Bevölkerungsentwicklung für die  Städte
und Gemeinden aus dieser Berechnung wird zunächst ausgeglichen mit der Folge,
daß in keiner Gemeinde Bevölkerungsrückgänge projiziert werden.

•  Darüber hinaus wird von der verbleibenden fiktiven Verteilungsmasse die Hälfte
proportional verteilt, wobei die Mittelzentren einen Zuschlag erhalten.

•  Die Mittelbereiche mit den höherwertigen Zentren Gießen, Marburg, Wetzlar und
Limburg a. d. Lahn erhalten wegen ihres hohen Ausstattungs- und Versorgungs-
grads einen weiteren Zuschlag.

•  Einen weiteren Zuschlag erhalten die durch Zuwanderungsdruck aus dem Rhein-
Main-Gebiet exponierten Mittelbereiche und Städte und Gemeinden.

•  Zwischen den Städten und Gemeinden werden Zu- und Abschläge aufgrund der
noch vorhandenen Flächenpotentiale insbesondere an Gewerbeflächen und der
erreichten ÖPNV-Ausstattung vorgenommen. Daraus ergeben sich die in der Tab.
B 4-1 enthaltenen Werte (Auf- und Abrundung auf volle 100er-Werte).

Altersstruktur
Neben der Veränderung der absoluten Werte der Einwohnerentwicklung (Zuwächse)
ergeben sich für das Jahr 2010 und den dazwischen liegenden Zeitraum erhebliche
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Veränderungen in der Altersstruktur der Bevölkerung. Für Mittelhessen und die
Städte und Gemeinden sind sie in der Tab. B 4-2 zusammengestellt.

Haushalte
Auf der Grundlage der Bevölkerungsprojektion und der daraus entwickelten Alters-
strukturveränderungen in den Städten und Gemeinden der Region Mittelhessen hat
das IWU (Institut für Wohnen und Umwelt, Darmstadt) die Veränderung der Haushalte
im Planungszeitraum ermittelt. Ausgehend von geschätzten 436.000 Haushalten am
31.12.1993 wird bis zum Jahr 2010 mit einer Steigerung der Zahl der Haushalte um
16 % auf 505.750 Haushalte gerechnet. Orientiert an der Haushaltsentwicklung ist der
Wohnungsbedarf zu entwickeln. Die Veränderungen für die Städte und Gemeinden
der Region sind in der Tab B 4-3 zu entnehmen
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Tab. B 4-1: Projektion der Bevölkerung in Mittelhessen für das Jahr 2010

Mittelbereich
Gemeinde/Stadt
Region

Bevölkerung
Stand: 31.12.93

Bevölkerung
Stand: 31.12.99

natürliche Ent-
wicklung bis

2010

Projektion
2010

MB Alsfeld
Alsfeld,Stadt 17.734 18.027 17.494 18.400
Antrifttal 2.161 2.245 2.240 2.300
Feldatal 3.104 2.989 3.353 3.400
Gemünden(Felda) 3.215 3.308 3.355 3.400
Grebenau,Stadt 3.223 3.031 3.139 3.300
Homberg(Ohm),Stadt 7.901 8.096 7.835 8.200
Kirtorf,Stadt 3.722 3.686 3.917 4.000
Romrod,Stadt 3.034 3.137 2.803 3.300
Schwalmtal 3.378 3.334 3.122 3.500
Summe 47.472 47.853 47.258 49.800
MB Biedenkopf
Angelburg 3.687 3.756 3.133 3.800
Biedenkopf,Stadt 14.558 14.089 14.287 14.600
Breidenbach 6.544 6.926 6.441 7.100
Dautphetal 12.393 12.162 12.470 12.700
Steffenberg 4.516 4.461 4.263 4.700
Summe 41.698 41.394 40.594 42.900
MB Dillenburg-Haiger
Dietzhölztal 6.539 6.547 6.782 6.900
Dillenburg,Stadt 24.937 25.124 24.727 26.000
Eschenburg 10.491 10.756 11.061 11.200
Haiger,Stadt 20.154 20.212 19.720 21.200
Summe 62.121 62.639 62.290 65.300
MB Gießen
Allendorf(Lumda),Stadt 4.003 4.130 3.714 4.200
Biebertal 10.389 10.441 10.438 10.800
Buseck 12.314 13.337 12.585 14.000
Fernwald 6.417 6.677 6.249 7.100
Gießen,Stadt 73.705 72.768 70.289 80.300
Heuchelheim 7.714 7.723 7.556 8.500
Hungen,Stadt 12.506 12.825 12.030 13.500
Langgöns 11.304 11.877 11.308 12.200
Lich,Stadt 12.937 13.215 13.373 14.100
Linden,Stadt 11.698 12.040 11.982 13.000
Lollar,Stadt 9.641 10.005 9.330 11.000
Pohlheim,Stadt 16.700 17.119 16.809 18.600
Rabenau 5.541 5.641 5.529 6.000
Reiskirchen 9.723 10.582 10.147 11.000
Staufenberg,Stadt 7.728 7.775 7.710 8.200
Wettenberg 11.728 12.247 11.050 13.000
Summe 224.048 228.402 220.099 245.500
MB Gladenbach
Bad Endbach 8.704 8.758 8.781 9.000
Gladenbach,Stadt 11.751 12.671 10.751 12.800
Lohra 5.661 5.796 5.672 5.900
Summe 26.116 27.225 25.204 27.700
MB Grünberg-Laubach
Grünberg,Stadt 13.735 14.221 13.084 15.000
Laubach,Stadt 10.329 10.587 9.319 11.100
Mücke 10.023 10.258 9.492 10.900
Schotten,Stadt 11.469 11.478 10.793 12.400
Summe 45.556 46.544 42.688 49.400
MB Herborn
Breitscheid 4.858 5.035 5.077 5.100
Driedorf 5.147 5.269 5.092 5.400
Herborn,Stadt 21.597 21.415 20.386 22.500
Mittenaar 5.112 5.151 4.991 5.300
Siegbach 3.074 3.002 3.561 3.600
Sinn 6.385 6.585 6.036 6.600
Summe 46.173 46.457 45.143 48.500
MB Kirchhain
Amöneburg,Stadt 5.184 5.338 5.425 5.500
Kirchhain,Stadt 16.067 16.334 15.216 16.900
Rauschenberg,Stadt 4.668 4.892 4.510 5.000
Wohratal 2.508 2.647 2.455 2.600
Summe 28.427 29.211 27.606 30.000
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Tab. B 4-1: Projektion der Bevölkerung in Mittelhessen für das Jahr 2010 (Fortsetzung)

Mittelbereich
Gemeinde/Stadt
Region

Bevölkerung
Stand: 31.12.93

Bevölkerung
Stand: 31.12.99

natürliche
Entwicklung

bis  2010

Projektion
2010

MB Lauterbach
Freiensteinau 3.447 3.476 3.223 3.600
Grebenhain 5.344 5.327 4.815 5.500
Herbstein,Stadt 5.243 5.200 5.517 5.600
Lauterbach(Hessen),Stadt 14.774 14.668 13.397 15.300
Lautertal(Vogelsbergkreis) 2.691 2.699 2.534 2.800
Schlitz,Stadt 10.254 10.286 9.741 10.600
Ulrichstein,Stadt 3.770 3.376 3.644 3.800
Wartenberg 3.811 4.049 3.585 4.200
Summe 49.334 49.081 46.456 51.400
MB Limburg
Beselich 5.246 5.676 4.976 5.700
Brechen 6.567 6.611 6.298 7.200
Bad Camberg,Stadt 13.454 13.983 13.594 15.000
Dornburg 8.508 8.600 8.818 9.000
Elbtal 2.470 2.686 2.486 2.700
Elz 7.120 7.984 6.526 8.000
Hadamar,Stadt 11.516 12.262 11.243 13.100
Hünfelden 9.882 10.307 9.674 10.700
Limburg a. d. L.,Stadt 31.753 33.546 29.763 37.000
Runkel,Stadt 9.187 9.810 10.423 11.300
Selters(Taunus) 7.722 8.177 7.552 8.700
Villmar 6.986 7.361 6.566 7.900
Waldbrunn(Westerwald) 5.920 6.223 6.352 6.400
Summe 126.331 133.226 124.271 142.700
MB Marburg
Cölbe 6.715 6.993 6.513 7.500
Ebsdorfergrund 8.836 8.946 9.361 10.000
Fronhausen 3.888 4.077 3.436 4.300
Lahntal 6.635 6.704 6.899 7.600
Marburg,Stadt 76.582 77.541 74.682 85.000
Münchhausen 3.702 3.718 3.734 3.800
Weimar 6.607 7.040 6.653 7.600
Wetter(Hessen),Stadt 9.289 9.612 8.767 10.000
Summe 122.254 124.631 120.045 135.800
MB Stadtallendorf
Neustadt(Hessen),Stadt 9.301 9.479 9.296 9.800
Stadtallendorf,Stadt 21.439 21.643 20.464 22.500
Summe 30.740 31.122 29.760 32.300
MB Weilburg
Löhnberg 4.419 4.515 4.578 4.700
Mengerskirchen 5.629 6.010 5.448 6.100
Merenberg 3.107 3.445 3.148 3.500
Weilburg,Stadt 13.562 13.674 12.987 14.100
Weilmünster 9.104 9.364 8.829 9.600
Weinbach 4.750 4.855 4.178 4.800
Summe 40.571 41.863 39.168 42.800
MB Wetzlar
Aßlar,Stadt 13.308 14.053 12.314 14.500
Bischoffen 3.536 3.586 3.495 3.700
Braunfels,Stadt 10.899 11.486 9.688 11.700
Ehringshausen 9.041 9.267 8.676 9.800
Greifenstein 7.582 7.437 7.367 7.800
Hohenahr 4.886 5.084 4.676 5.200
Hüttenberg 9.783 10.081 10.585 11.000
Lahnau 8.427 8.626 8.460 9.400
Leun,Stadt 5.701 6.004 6.086 6.300
Schöffengrund 6.215 6.433 6.537 7.000
Solms,Stadt 13.289 13.955 11.732 14.600
Waldsolms 4.826 5.156 4.514 5.400
Wetzlar,Stadt 54.188 52.687 49.419 58.500
Summe 151.681 153.855 143.549 164.900

Landkreis Gießen 248.112 253.210 242.502 271.600
Lahn-Dill-Kreis 259.975 262.951 250.982 278.700
Landkreis Limburg-Weilburg 166.902 175.089 163.439 185.500
Landkreis Marburg-Biedenkopf 249.235 253.583 243.209 268.700
Vogelsbergkreis 118.298 118.670 113.999 124.500
Mittelhessen 1.042.522 1.063.503 1.014.131 1.129.000
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Tab. B 4-2: Bevölkerungsprojektion: Altersstruktur im Jahr 2010

Projektion 2010Mittelbereich
Gemeinde/Stadt
Region 0-u.3.J. 03-u 06.J. 06-u.10.J. 10-u.16.J 16-u 20.J. 20-u.60.J. 60-u 65.J. 65-u 75.J. ab 75 J. insgesamt

MB Alsfeld
Alsfeld,Stadt 532 583 852 1.380 962 9.231 971 1.954 1.935 18.400
Antrifttal 84 89 134 217 149 1.300 93 155 79 2.300
Feldatal 109 117 167 243 117 1.784 178 306 378 3.400
Gemünden(Felda) 122 139 184 279 167 1.847 159 293 210 3.400
Grebenau,Stadt 53 62 100 174 135 2.145 203 232 196 3.300
Homberg(Ohm),Stadt 284 287 397 618 397 4.490 469 728 530 8.200
Kirtorf,Stadt 162 154 182 228 137 2.164 269 417 287 4.000
Romrod,Stadt 68 45 39 110 133 2.102 217 395 190 3.300
Schwalmtal 50 93 156 267 182 1.912 241 347 253 3.500

Summe 1.465 1.569 2.211 3.517 2.380 26.975 2.800 4.826 4.057 49.800
MB Biedenkopf
Angelburg 118 120 172 193 219 2.016 239 449 274 3.800
Biedenkopf,Stadt 401 431 638 1.015 757 7.544 830 1.595 1.389 14.600
Breidenbach 148 165 225 445 361 4.100 416 690 551 7.100
Dautphetal 350 337 455 766 581 6.992 771 1.406 1.042 12.700
Steffenberg 104 127 197 323 263 2.730 222 433 300 4.700

Summe 1.121 1.180 1.687 2.742 2.181 23.382 2.478 4.573 3.556 42.900
MB Dillenburg-Haiger
Dietzhölztal 244 238 335 579 379 3.801 311 548 465 6.900
Dillenburg,Stadt 641 658 1.006 1.862 1.325 13.928 1.376 2.875 2.329 26.000
Eschenburg 353 372 516 884 617 6.360 480 949 669 11.200
Haiger,Stadt 654 687 1.009 1.642 1.154 11.504 1.006 1.935 1.609 21.200

Summe 1.892 1.954 2.866 4.967 3.474 35.593 3.173 6.307 5.072 65.299
MB Gießen
Allendorf(Lda.),Stadt 109 104 173 330 271 2.459 219 335 199 4.200
Biebertal 247 241 338 630 459 5.916 703 1.248 1.018 10.800
Buseck 357 419 627 1.097 748 7.615 774 1.370 993 14.000
Fernwald 90 106 163 304 266 4.271 468 841 591 7.100
Gießen,Stadt 1.377 1.300 1.905 3.782 3.397 50.656 4.044 7.561 6.279 80.300
Heuchelheim 163 149 240 497 386 4.836 520 966 743 8.500
Hungen,Stadt 316 338 456 725 501 7.476 935 1.492 1.261 13.500
Langgöns 295 269 406 703 566 7.224 723 1.168 846 12.200
Lich,Stadt 489 492 684 1.103 672 7.983 717 1.154 806 14.100
Linden,Stadt 330 332 459 743 602 7.519 757 1.258 1.001 13.000
Lollar,Stadt 346 339 490 814 539 5.785 688 1.160 836 11.000
Pohlheim,Stadt 564 553 804 1.444 1.112 10.233 970 1.642 1.280 18.600
Rabenau 124 157 259 462 319 3.335 365 578 399 6.000
Reiskirchen 348 362 547 896 601 6.207 556 826 657 11.000
Staufenberg,Stadt 183 202 338 534 384 4.702 494 779 584 8.200
Wettenberg 223 251 363 659 544 7.467 829 1.506 1.159 13.000

Summe 5.560 5.614 8.250 14.723 11.368 143.684 13.761 23.885 18.653 245.499
MB Gladenbach
Bad Endbach 283 264 369 668 439 4.976 451 868 681 9.000
Gladenbach,Stadt 276 308 454 852 644 7.281 661 1.280 1.044 12.800
Lohra 151 149 200 376 294 3.355 334 575 466 5.900

Summe 711 721 1.024 1.896 1.377 15.612 1.446 2.723 2.191 27.700
MB Grünberg-Laubach
Grünberg,Stadt 342 353 527 982 787 7.764 943 1.668 1.634 15.000
Laubach,Stadt 250 288 432 743 577 5.910 755 1.215 930 11.100
Mücke 285 318 455 770 589 6.350 630 853 648 10.900
Schotten,Stadt 391 386 539 950 644 6.896 638 1.101 853 12.400

Summe 1.269 1.345 1.954 3.445 2.597 26.920 2.966 4.838 4.065 49.399
MB Herborn
Breitscheid 175 183 265 428 269 2.631 289 492 366 5.100
Driedorf 159 160 221 392 300 2.934 302 543 390 5.400
Herborn,Stadt 543 546 794 1.387 1.062 12.413 1.362 2.368 2.026 22.500
Mittenaar 142 157 234 374 226 3.025 307 518 316 5.300
Siegbach 100 121 202 340 255 1.963 153 286 181 3.600
Sinn 125 152 237 454 345 3.386 475 826 601 6.600

Summe 1.244 1.319 1.953 3.375 2.457 26.352 2.888 5.034 3.881 48.501
MB Kirchhain
Amöneburg,Stadt 132 169 251 452 311 3.120 275 468 323 5.500
Kirchhain,Stadt 276 268 437 874 730 9.978 995 1.775 1.567 16.900
Rauschenberg,Stadt 79 98 201 420 313 2.788 314 452 335 5.000
Wohratal 85 77 125 264 203 1.504 109 157 75 2.600

Summe 572 613 1.015 2.011 1.557 17.390 1.692 2.852 2.300 30.000
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Tab. B 4-2: Bevölkerungsprojektion: Altersstruktur im Jahr 2010 (Fortsetzung)

Projektion 2010Mittelbereich
Gemeinde/Stadt
Region 0-u.3.J. 03-u 06.J. 06-u.10.J. 10-u.16.J 16-u 20.J. 20-u.60.J. 60-u 65.J. 65-u 75.J. ab 75 J. insgesamt

MB Lauterbach
Freiensteinau 77 85 141 223 159 2.010 244 340 322 3.600
Grebenhain 113 119 184 288 226 3.426 317 456 372 5.500
Herbstein,Stadt 173 179 238 381 260 3.185 322 491 371 5.600
Lauterbach(Hessen),Stadt 293 290 480 907 705 8.216 932 1.716 1.762 15.300
Lautertal(Vogelsberg) 36 43 84 151 118 1.687 180 295 205 2.800
Schlitz,Stadt 295 319 468 686 471 5.991 502 910 958 10.600
Ulrichstein,Stadt 76 74 107 209 179 2.388 154 325 288 3.800
Wartenberg 91 101 138 220 198 2.385 260 464 344 4.200

Summe 1.154 1.210 1.840 3.064 2.316 29.287 2.910 4.996 4.623 51.402
MB Limburg
Beselich 127 148 227 384 285 3.189 307 554 478 5.700
Brechen 146 162 255 466 345 4.127 399 676 624 7.200
Bad Camberg,Stadt 455 449 595 901 642 8.477 867 1.604 1.009 15.000
Dornburg 302 294 390 680 486 4.522 531 959 837 9.000
Elbtal 115 122 174 228 152 1.515 90 171 134 2.700
Elz 156 156 245 476 397 4.403 538 977 652 8.000
Hadamar,Stadt 408 393 539 912 619 7.553 684 1.120 872 13.100
Hünfelden 269 285 399 756 606 6.209 656 910 611 10.700
Limburg a. d. L.,Stadt 825 949 1.436 2.531 1.992 20.107 2.074 3.997 3.089 37.000
Runkel,Stadt 330 344 467 638 507 6.519 696 1.049 750 11.300
Selters(Taunus) 158 171 236 404 275 5.838 395 692 531 8.700
Villmar 173 192 308 599 455 4.373 468 750 582 7.900
Waldbrunn(Westerwald) 260 250 323 517 345 3.655 303 447 300 6.400

Summe 3.726 3.915 5.594 9.493 7.104 80.485 8.007 13.907 10.469 142.701
MB Marburg
Cölbe 154 138 207 403 382 4.716 399 622 479 7.500
Ebsdorfergrund 372 372 465 657 423 5.602 549 832 727 10.000
Fronhausen 62 70 113 226 208 2.534 250 477 361 4.300
Lahntal 170 199 289 457 362 4.594 430 664 436 7.600
Marburg,Stadt 1.512 1.483 2.226 3.912 3.039 57.165 3.848 6.541 5.274 85.000
Münchhausen 77 94 174 332 223 2.073 191 331 305 3.800
Weimar 130 130 201 335 257 4.820 464 778 485 7.600
Wetter(Hessen),Stadt 207 206 333 671 526 5.635 628 956 839 10.000

Summe 2.684 2.693 4.008 6.992 5.420 87.137 6.758 11.201 8.906 135.800
MB Stadtallendorf
Neustadt(Hessen),Stadt 315 324 452 723 500 5.424 478 929 655 9.800
Stadtallendorf,Stadt 432 475 722 1.231 1.023 12.309 1.473 2.893 1.942 22.500

Summe 747 798 1.174 1.955 1.524 17.733 1.952 3.822 2.597 32.300
MB Weilburg
Löhnberg 194 172 225 408 266 2.357 236 502 338 4.700
Mengerskirchen 186 173 263 461 333 3.626 285 452 322 6.100
Merenberg 170 180 226 342 193 2.012 145 177 55 3.500
Weilburg,Stadt 300 333 491 897 723 7.857 785 1.612 1.101 14.100
Weilmünster 269 255 353 612 457 5.594 567 922 571 9.600
Weinbach 57 81 153 398 329 2.743 270 472 296 4.800

Summe 1.177 1.193 1.712 3.118 2.301 24.189 2.288 4.138 2.684 42.801
MB Wetzlar
Aßlar,Stadt 382 398 579 976 760 8.216 803 1.346 1.040 14.500
Bischoffen 80 91 158 304 205 1.930 277 393 262 3.700
Braunfels,Stadt 253 263 349 581 438 6.555 737 1.310 1.213 11.700
Ehringshausen 267 268 387 674 480 5.255 602 1.123 745 9.800
Greifenstein 188 215 308 561 382 4.180 438 794 735 7.800
Hohenahr 108 123 169 307 252 3.101 296 466 378 5.200
Hüttenberg 386 365 469 779 538 6.282 588 946 645 11.000
Lahnau 237 250 366 608 413 5.527 521 861 617 9.400
Leun,Stadt 292 294 404 578 329 3.111 325 582 385 6.300
Schöffengrund 199 237 395 662 430 3.589 423 661 405 7.000
Solms,Stadt 253 246 359 802 678 7.938 962 1.875 1.486 14.600
Waldsolms 110 132 199 325 267 3.277 291 480 319 5.400
Wetzlar,Stadt 1.239 1.329 2.029 3.784 3.068 31.838 3.361 6.560 5.291 58.500

Summe 3.995 4.213 6.170 10.942 8.239 90.799 9.624 17.396 13.522 164.900

Landkreis Gießen 6.153 6.255 9.210 16.447 12.732 157.358 15.459 26.769 21.217 271.600
Lahn-Dill-Kreis 7.132 7.486 10.989 19.284 14.170 152.744 15.685 28.736 22.474 278.700
LK Limburg-Weilburg 4.903 5.108 7.305 12.611 9.405 104.675 10.295 18.045 13.153 185.500
LK Marburg-Biedenkopf 5.735 5.904 8.807 15.594 12.059 161.555 14.325 25.170 19.551 268.700
Vogelsbergkreis 3.295 3.483 5.046 8.302 5.929 69.509 6.979 11.776 10.181 124.500
Mittelhessen 27.317 28.336 41.456 72.238 54.295 645.842 62.743 110.497 86.576 1.129.002
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Tab. B 4-3: Haushalte in Mittelhessen 1987/1993/2010

Mittelbereich
Gemeinde/Stadt
Region

VZ 1987 31.12.1993
geschätzt

Projektion
2010

Entwicklung
1993 zu 2010
(1993=100)

MB Alsfeld
Alsfeld,Stadt 6.534 7.191 7.788 108,31
Antrifttal 669 739 778 105,28
Feldatal 931 1.021 1.176 115,18
Gemünden(Felda) 1.041 1.164 1.230 105,68
Grebenau,Stadt 988 1.145 1.336 116,70
Homberg(Ohm),Stadt 2.600 2.860 3.021 105,64
Kirtorf,Stadt 1.080 1.251 1.443 115,37
Romrod,Stadt 1.016 1.105 1.405 127,14
Schwalmtal 1.088 1.192 1.343 112,65
Summe 15.947 17.668 19.521 110,49
MB Biedenkopf
Angelburg 1.213 1.368 1.692 123,66
Biedenkopf,Stadt 5.448 5.785 6.328 109,38
Breidenbach 2.116 2.286 2.753 120,45
Dautphetal 3.797 4.249 4.996 117,57
Steffenberg 1.486 1.659 1.880 113,33
Summe 14.060 15.347 17.649 115,00
MB Dillenburg-Haiger
Dietzhölztal 2.204 2.487 2.690 108,16
Dillenburg,Stadt 9.349 10.287 11.520 111,99
Eschenburg 3.404 3.945 4.522 114,62
Haiger,Stadt 6.721 7.754 8.668 111,79
Summe 21.678 24.473 27.400 111,96
MB Gießen
Allendorf(Lda.),Stadt 1.299 1.500 1.625 108,35
Biebertal 3.960 4.380 4.957 113,18
Buseck 4.469 5.163 6.073 117,63
Fernwald 2.497 2.870 3.600 125,43
Gießen,Stadt 38.527 41.479 47.883 115,44
Heuchelheim 3.205 3.565 4.221 118,39
Hungen,Stadt 4.432 4.918 5.890 119,77
Langgöns 3.621 4.473 5.337 119,32
Lich,Stadt 4.489 5.274 5.834 110,63
Linden,Stadt 4.867 5.618 6.635 118,10
Lollar,Stadt 3.440 3.892 4.635 119,09
Pohlheim,Stadt 5.994 7.050 8.136 115,41
Rabenau 1.853 2.083 2.375 114,00
Reiskirchen 3.150 3.773 4.385 116,21
Staufenberg,Stadt 2.874 3.172 3.588 113,10
Wettenberg 4.547 5.094 6.164 121,01
Summe 93.224 104.304 121.339 116,33
MB Gladenbach
Bad Endbach 2.927 3.350 3.727 111,27
Gladenbach,Stadt 3.933 4.390 5.134 116,95
Lohra 1.745 2.011 2.294 114,07
Summe 8.605 9.751 11.155 114,40
MB Grünberg-Laubach
Grünberg,Stadt 4.323 5.177 6.244 120,60
Laubach,Stadt 3.402 3.954 4.633 117,18
Mücke 3.126 3.576 4.194 117,28
Schotten,Stadt 3.457 4.135 4.635 112,10
Summe 14.308 16.842 19.706 117,01
MB Herborn
Breitscheid 1.546 1.761 1.948 110,62
Driedorf 1.666 1.894 2.107 111,25
Herborn,Stadt 8.067 8.847 9.888 111,76
Mittenaar 1.698 1.895 2.133 112,58
Siegbach 1.009 1.089 1.274 116,97
Sinn 2.390 2.659 2.940 110,56
Summe 16.376 18.145 20.290 111,82
MB Kirchhain
Amöneburg,Stadt 1.705 1.932 2.212 114,51
Kirchhain,Stadt 5.557 6.208 7.545 121,54
Rauschenberg,Stadt 1.523 1.718 1.959 114,03
Wohratal 713 849 867 102,16
Summe 9.498 10.707 12.584 117,53
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Tab. B 4-3: Haushalte in Mittelhessen 1987/1993/2010 (Fortsetzung)

Mittelbereich
Gemeinde/Stadt
Region

Bevölkerung
Stand: 31.12.93

Bevölkerung
Stand: 31.12.99

natürliche Ent-
wicklung bis  2010

Projektion
2010

MB Lauterbach
Freiensteinau 3.447 3.476 3.223 3.600
Grebenhain 5.344 5.327 4.815 5.500
Herbstein,Stadt 5.243 5.200 5.517 5.600
Lauterbach(Hessen),Stadt 14.774 14.668 13.397 15.300
Lautertal(Vogelsbergkreis) 2.691 2.699 2.534 2.800
Schlitz,Stadt 10.254 10.286 9.741 10.600
Ulrichstein,Stadt 3.770 3.376 3.644 3.800
Wartenberg 3.811 4.049 3.585 4.200
Summe 49.334 49.081 46.456 51.400
MB Limburg
Beselich 5.246 5.676 4.976 5.700
Brechen 6.567 6.611 6.298 7.200
Bad Camberg,Stadt 13.454 13.983 13.594 15.000
Dornburg 8.508 8.600 8.818 9.000
Elbtal 2.470 2.686 2.486 2.700
Elz 7.120 7.984 6.526 8.000
Hadamar,Stadt 11.516 12.262 11.243 13.100
Hünfelden 9.882 10.307 9.674 10.700
Limburg a. d. L.,Stadt 31.753 33.546 29.763 37.000
Runkel,Stadt 9.187 9.810 10.423 11.300
Selters(Taunus) 7.722 8.177 7.552 8.700
Villmar 6.986 7.361 6.566 7.900
Waldbrunn(Westerwald) 5.920 6.223 6.352 6.400
Summe 126.331 133.226 124.271 142.700
MB Marburg
Cölbe 6.715 6.993 6.513 7.500
Ebsdorfergrund 8.836 8.946 9.361 10.000
Fronhausen 3.888 4.077 3.436 4.300
Lahntal 6.635 6.704 6.899 7.600
Marburg,Stadt 76.582 77.541 74.682 85.000
Münchhausen 3.702 3.718 3.734 3.800
Weimar 6.607 7.040 6.653 7.600
Wetter(Hessen),Stadt 9.289 9.612 8.767 10.000
Summe 122.254 124.631 120.045 135.800
MB Stadtallendorf
Neustadt(Hessen),Stadt 9.301 9.479 9.296 9.800
Stadtallendorf,Stadt 21.439 21.643 20.464 22.500
Summe 30.740 31.122 29.760 32.300
MB Weilburg
Löhnberg 4.419 4.515 4.578 4.700
Mengerskirchen 5.629 6.010 5.448 6.100
Merenberg 3.107 3.445 3.148 3.500
Weilburg,Stadt 13.562 13.674 12.987 14.100
Weilmünster 9.104 9.364 8.829 9.600
Weinbach 4.750 4.855 4.178 4.800
Summe 40.571 41.863 39.168 42.800
MB Wetzlar
Aßlar,Stadt 13.308 14.053 12.314 14.500
Bischoffen 3.536 3.586 3.495 3.700
Braunfels,Stadt 10.899 11.486 9.688 11.700
Ehringshausen 9.041 9.267 8.676 9.800
Greifenstein 7.582 7.437 7.367 7.800
Hohenahr 4.886 5.084 4.676 5.200
Hüttenberg 9.783 10.081 10.585 11.000
Lahnau 8.427 8.626 8.460 9.400
Leun,Stadt 5.701 6.004 6.086 6.300
Schöffengrund 6.215 6.433 6.537 7.000
Solms,Stadt 13.289 13.955 11.732 14.600
Waldsolms 4.826 5.156 4.514 5.400
Wetzlar,Stadt 54.188 52.687 49.419 58.500
Summe 151.681 153.855 143.549 164.900

Landkreis Gießen 248.112 253.210 242.502 271.600
Lahn-Dill-Kreis 259.975 262.951 250.982 278.700
Landkreis Limburg-Weilburg 166.902 175.089 163.439 185.500
Landkreis Marburg-Biedenkopf 249.235 253.583 243.209 268.700
Vogelsbergkreis 118.298 118.670 113.999 124.500

Mittelhessen 1.042.522 1.063.503 1.014.131 1.129.000
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B 5 S ie d lungs st ruk t ur  und  S ie d lungse nt -
w ick lung

B  5 . 1 F l ä c h e n  f ü r  S i e d l u n g s z w e c k e

B 5.1-1 (Z) Die als Flächen für Siedlungszwecke ausgewiesenen Siedlungsbereiche, Zuwachs
umfassen die zentralörtlichen Standorte für notwendige neue Wohnbauflächen, ge-
mischte Bauflächen, kleinere gewerbliche Bauflächen und für Sonderbauflächen so-
wie die für diese Flächen aus städtebaulicher Sicht notwendigen ergänzenden Grün-
flächen. Eine Zersiedlung der Landschaft ist auszuschließen.

B 5.1-2 (Z) Die Siedlungsbereiche, Zuwachs haben gegenüber anderen Raumnutzungsansprü-
chen und –funktionen Vorrang im Sinne der gesetzlichen Anpassungspflicht.

(K) Siedlungsbereiche (Zuwachs und Bestand) sind in der Plankarte dargestellt.

B 5.1-3 (Z) Für Ortsteile, für die in der Karte keine Siedlungsbereiche, Zuwachs ausgewiesen
sind, ergibt sich die Siedlungstätigkeit aus dem „Eigenbedarf“ (Ersatz-, Nachhol- und
Neubedarf für die ortsansässige Bevölkerung). Dieser Bedarf kann gemäß dem ta-
bellarisch ausgewiesenen maximalen Wohnsiedlungsflächenbedarf (Eigenbedarf) im
„Siedlungsbereich-Bestand“ gedeckt oder – falls hier keine Flächen zur Verfügung
stehen – am Rande der Ortslagen zu Lasten der Bereiche für Landschaftsnutzung und
–pflege bis zu 5 ha realisiert werden, wobei städtebauliche, denkmal- und land-
schaftspflegerische sowie naturschützerische Belange zu berücksichtigen sind.

B 5.1-4 (G) Grundsätzlich soll vor der planerischen Ausweisung bzw. Inanspruchnahme zusätzli-
cher Freiflächen  für Wohnen das Wohnungsangebot durch Maßnahmen der städte-
baulichen Sanierung und Stadterneuerung, Dorferneuerung, Aktivierung und Ergän-
zung bzw. Nachverdichtung vorhandener Baugebiete im Zusammenhang mit der be-
bauten Ortslage verbessert werden.

B 5.1-5 (G) Der Nutzung planungsrechtlich abgesicherter Flächen ist Vorrang gegenüber anderen
Nutzungen einzuräumen.

Begründung
zu B 5.1-1 Hauptsächlich für den Wohnungsneubau sind in den zentralen Orten Flächen als

„Siedlungsbereiche, Zuwachs“ ausgewiesen, die den genannten Zielen entsprechen.
Sie dienen der langfristigen Absicherung geeigneter Siedlungsräume und können hin-
sichtlich der Wohnsiedlungsfläche nur im Rahmen des ermittelten und im Textteil ta-
bellarisch dargestellten Wohnsiedlungsflächenbedarfs in Anspruch genommen wer-
den.

zu B 5.1-2 Die Bereitstellung dieser Flächen durch die planende Kommune ist für die Siedlungs-
tätigkeit der Zuwanderungsgewinne wie auch der Eigenentwicklung vorzusehen.

zu B 5.1-3 Um die Eigenentwicklung der nichtzentralen Ortsteile weitestgehend zu sichern, sind
die Ortsränder, an denen sich nach Abwägung eine weitere Siedlungsentwicklung
vollziehen kann, von den die Bebauung ausschließenden raumordnerischen Schutz-
kategorien freigestellt (s. Kap. B 6.1).

zu B 5.1-4 Als „Siedlungsfläche-Bestand“11 werden entsprechend der Kategorie „Siedlungsbe-
reich, Zuwachs“ dargestellt: Flächen, die bereits besiedelt sind oder für die ein rechts-
kräftiger Bebauungsplan vorliegt oder die innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile liegen. Sportplätze, Freizeitanlagen und Einzelbauwerke, die vom besiedel-
ten Bereich abgesetzt liegen, werden nicht als „Siedlungsfläche-Bestand“ ausgewie-
sen.

                                          
11 Stichtag: 01.01.2001
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B 5.1-6 (Z) Der Wohnsiedlungsflächenbedarf der Städte und Gemeinden ist in der nachfolgenden
Tab. B 5.1-2 ausgewiesen.

Begründung:
zu B 5.1-6 Der aus dem Wohnungsbedarf resultierende Flächenbedarf (s. Tab. B 5.1-1) der

Städte und Gemeinden ermittelt sich aus den folgenden Komponenten:
•  Wohnungsbedarf und
•  Dichtewert (Wohnungen/ha), gestaffelt nach Zentralität, Lage in der Region und

regionalen Gewerbeschwerpunkten.
Der gesamte Wohnungsbedarf setzt sich aus den Komponenten Neu-, Nachhol- und
Ersatzbedarf zusammen. Davon werden Neu- und Nachholbedarf zu je 95 % flächen-
wirksam. Dagegen soll der Ersatzbedarf nicht flächenwirksam werden, d. h. daß die-
se Komponente zu 100 % in den Siedlungsbestand integriert werden muß.

Der Dichtewert gibt die Anzahl der Wohnungen/ha an. Er wird zunächst durch die
strukturräumliche Zuordnung der jeweiligen Stadt oder Gemeinde als Basiswert fest-
gelegt. Diese Werte konnten - aus Stichprobenuntersuchungen bestätigt - gegenüber
den bisherigen Dichtewerten tlw. angehoben und für die einzelnen Strukturräume neu
festgelegt werden. Der LEP Hessen 2000 sieht folgende Werte vor:

Tab. B 5.1-1: Dichtewerte in Wohneinheiten je ha

Gemeinden mit Funktion als ...
Region/Strukturraum Basiswert

allgemein OZ MZ, MZ mit Teilfunk-
tionen eines OZ

Mittelhessen
- Verdichtungsraum 25 30 30
- Ordnungsraum 18 25 20
- ländlicher Raum 15 - 18

Die Einführung des Dichteaufschlages (vgl. RROG Mittelhessen 1997) bezüglich der
Lage und der Schwerpunktfunktion zur Siedlungsflächenbegrenzung beinhaltet u. a.
auch eine soziale Komponente. Mit der Steigerung der Dichtewerte werden die Träger
der Bauleitplanung veranlaßt, mehr Wohnungen pro ha unterzubringen. Bei der tradi-
tionellen ein- bis zweigeschossigen Bauweise im mittelhessischen Raum werden die
hierfür benötigten Bauparzellen in ihren Größen stärker beschränkt werden müssen
als in der Vergangenheit. Hier kommt der positive ökologisch Aspekt des absolut ge-
ringeren Flächenverbrauchs zur Geltung. Unter diesen Bedingungen könnte der
Grundstückserwerb auch für die niedrigeren Einkommensschichten möglich bleiben.

Mit der Division des flächenrelevanten Wohnungsbedarfs durch den jeweils über Ba-
sisdichtewert zuzüglich der Zentralitäts- und Lageaufschläge entwickelten kommu-
nenspezifischen Dichtewert wird der Wohnsiedlungsflächenbedarf der einzelnen
Städte und Gemeinden für den Planungszeitraum bis zum Jahre 2010 ermittelt. Dieser
errechnete Flächenbedarf gilt als Maximalwert und soll nicht überschritten werden.
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Tab. 5.1-2: Maximaler Wohnsiedlungsflächenbedarf 2010

WOHNSIEDLUNGSFLÄCHENBEDARF
1993 - 2010  in ha

Flächenbedarf aus
Gemeinde/Stadt
Mittelbereich
Region

flächen-
wirksamer
Wohnungs-

bedarf
Eigenent-
wicklung

Zuwan-
derung

Insge-
samt

Gemeinde/Stadt
Mittelbereich
Region

Alsfeld, Stadt 916 19 19 38 Alsfeld, Stadt
Antrifttal 76 3 2 5 Antrifttal
Feldatal 200 7 6 13 Feldatal
Gemünden(Felda) 121 4 4 8 Gemünden(Felda)
Grebenau, Stadt 233 8 8 16 Grebenau, Stadt
Homberg(Ohm), Stadt 303 8 9 17 Homberg(Ohm), Stadt
Kirtorf, Stadt 250 8 8 16 Kirtorf, Stadt
Romrod, Stadt 330 9 9 18 Romrod, Stadt
Schwalmtal 202 7 6 13 Schwalmtal
MB Alsfeld 2.631 73 71 144 MB Alsfeld
Angelburg 359 12 12 24 Angelburg
Biedenkopf, Stadt 819 18 19 37 Biedenkopf, Stadt
Breidenbach 576 19 20 39 Breidenbach
Dautphetal 912 30 31 61 Dautphetal
Steffenberg 292 10 10 20 Steffenberg
MB Biedenkopf 2.958 89 92 181 MB Biedenkopf
Dietzhölztal 318 10 11 21 Dietzhölztal
Dillenburg, Stadt 1.672 35 35 70 Dillenburg, Stadt
Eschenburg 719 24 24 48 Eschenburg
Haiger, Stadt 1.244 24 24 48 Haiger, Stadt
MB Dillenburg-Haiger 3.953 93 94 187 MB Dillenburg-Haiger
Allendorf(Lumda) 192 6 7 13 Allendorf(Lumda)
Biebertal 775 19 20 39 Biebertal
Buseck 1.123 24 25 49 Buseck
Fernwald 841 18 18 36 Fernwald
Gießen, Stadt 6.545 55 117 172 Gießen, Stadt
Heuchelheim 784 13 13 26 Heuchelheim
Hungen, Stadt 1.166 28 28 56 Hungen, Stadt
Langgöns 1.039 26 26 52 Langgöns
Lich, Stadt 781 19 19 38 Lich, Stadt
Linden, Stadt 1.219 20 20 40 Linden, Stadt
Lollar, Stadt 904 15 16 31 Lollar, Stadt
Pohlheim, Stadt 1.362 29 30 59 Pohlheim, Stadt
Rabenau 382 11 11 22 Rabenau
Reiskirchen 748 21 21 42 Reiskirchen
Staufenberg, Stadt 567 14 14 28 Staufenberg, Stadt
Wettenberg 1.268 25 25 50 Wettenberg
MB Gießen 19.696 343 410 753 MB Gießen
Bad Endbach 504 16 17 33 Bad Endbach
Gladenbach, Stadt 935 25 25 50 Gladenbach, Stadt
Lohra 357 12 12 24 Lohra
MB Gladenbach 1.796 53 54 107 MB Gladenbach
Grünberg, Stadt 1.247 26 26 52 Grünberg, Stadt
Laubach, Stadt 827 19 20 39 Laubach, Stadt
Mücke 786 22 22 44 Mücke
Schotten, Stadt 653 15 16 31 Schotten, Stadt
MB Grünberg-Laubach 3.513 82 84 166 MB Grünberg-Laubach
Breitscheid 263 7 8 15 Breitscheid
Driedorf 296 9 9 18 Driedorf
Herborn, Stadt 1.459 29 30 59 Herborn, Stadt
Mittenaar 321 10 11 21 Mittenaar
Siegbach 237 8 8 16 Siegbach
Sinn 399 10 10 20 Sinn
MB Herborn 2.975 73 76 149 MB Herborn
Amöneburg, Stadt 358 11 12 23 Amöneburg, Stadt
Kirchhain, Stadt 1.567 35 36 71 Kirchhain, Stadt
Rauschenberg, Stadt 308 10 11 21 Rauschenberg, Stadt
Wohratal 59 3 1 4 Wohratal
MB Kirchhain 2.292 59 60 119 MB Kirchhain
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Tab. 5.1-2: Maximaler Wohnsiedlungsflächenbedarf 2010 (Fortsetzung)

WOHNSIEDLUNGSFLÄCHENBEDARF
1993 - 2010  in ha

Flächenbedarf aus
Gemeinde/Stadt
Mittelbereich
Region

flächen-
wirksamer
Wohnungs-

bedarf
Eigenent-
wicklung

Zuwan-
derung

Insge-
samt

Gemeinde/Stadt
Mittelbereich
Region

Freiensteinau 198 6 6 12 Freiensteinau
Grebenhain 417 14 14 28 Grebenhain
Herbstein, Stadt 362 12 12 24 Herbstein, Stadt
Lauterbach(Hessen), St. 1.028 21 22 43 Lauterbach(Hessen), St.
Lautertal 232 8 8 16 Lautertal
Schlitz, Stadt 473 11 12 23 Schlitz, Stadt
Ulrichstein, Stadt 226 7 8 15 Ulrichstein, Stadt
Wartenberg 366 10 10 20 Wartenberg
MB Lauterbach 3.302 89 92 181 MB Lauterbach
Beselich 445 13 13 26 Beselich
Brechen 635 15 15 30 Brechen
Bad Camberg, Stadt 1.360 27 27 54 Bad Camberg, Stadt
Dornburg 506 16 17 33 Dornburg
Elbtal 119 5 3 8 Elbtal
Elz 880 22 22 44 Elz
Hadamar, Stadt 1.124 23 23 46 Hadamar, Stadt
Hünfelden 759 22 22 44 Hünfelden
Limburg a. d. L., Stadt 3.826 68 69 137 Limburg a. d. L., Stadt
Runkel, Stadt 1.372 34 35 69 Runkel, Stadt
Selters(Taunus) 910 22 22 44 Selters(Taunus)
Villmar 650 16 17 33 Villmar
Waldbrunn(Westerwald) 316 10 11 21 Waldbrunn(Westerwald)
MB Limburg 12.902 293 296 589 MB Limburg
Cölbe 729 18 18 36 Cölbe
Ebsdorfergrund 708 18 18 36 Ebsdorfergrund
Fronhausen 412 10 10 20 Fronhausen
Lahntal 756 21 21 42 Lahntal
Marburg, Stadt 6.591 67 133 200 Marburg, Stadt
Münchhausen 176 6 6 12 Münchhausen
Weimar 875 19 19 38 Weimar
Wetter(Hessen), Stadt 774 24 25 49 Wetter(Hessen), Stadt
MB Marburg 11.021 183 250 433 MB Marburg
Neustadt(Hessen), Stadt 562 17 18 35 Neustadt(Hessen), Stadt
Stadtallendorf Stadt 1.871 47 47 94 Stadtallendorf Stadt
MB Stadtallendorf 2.433 64 65 129 MB Stadtallendorf
Löhnberg 142 6 4 10 Löhnberg
Mengerskirchen 385 13 13 26 Mengerskirchen
Merenberg 145 5 3 8 Merenberg
Weilburg, Stadt 826 21 22 43 Weilburg, Stadt
Weilmünster 566 19 19 38 Weilmünster
Weinbach 232 7 8 15 Weinbach
MB Weilburg 2.296 71 69 140 MB Weilburg
Aßlar, Stadt 1.001 16 17 33 Aßlar, Stadt
Bischoffen 262 8 9 17 Bischoffen
Braunfels, Stadt 978 20 21 41 Braunfels, Stadt
Ehringshausen 694 16 17 33 Ehringshausen
Greifenstein 425 14 14 28 Greifenstein
Hohenahr 421 14 14 28 Hohenahr
Hüttenberg 803 17 18 35 Hüttenberg
Lahnau 827 14 14 28 Lahnau
Leun, Stadt 175 6 5 11 Leun, Stadt
Schöffengrund 418 10 11 21 Schöffengrund
Solms, Stadt 1.366 20 20 40 Solms, Stadt
Waldsolms 491 14 15 29 Waldsolms
Wetzlar, Stadt 4.496 59 60 119 Wetzlar, Stadt
MB Wetzlar 12.357 228 235 463 MB Wetzlar

Landkreis Gießen 21.772 388 456 844 LK Gießen
Lahn-Dill-Kreis 19.285 394 405 799 Lahn-Dill-Kreis
Landkreis Limburg-Weilburg 15.199 364 365 729 LK Limburg-Weilburg
Landkreis Marburg-Biedenk. 20.498 448 521 969 LK Marburg-Biedenk.
Vogelsbergkreis 7.374 199 201 400 Vogelsbergkreis
Mittelhessen 84.128 1.793 1.948 3.741 Mittelhessen
Quelle: IWU Darmstadt, eigene Berechnungen
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Die planenden Städte und Gemeinden können im Rahmen ihrer Bauleitplanung den
zur Flächenbedarfsberechnung zugrunde gelegten Dichtewert variieren, d. h. die
Wohneinheitendichte kann in den einzelnen Bebauungsplänen angehoben, aber auch
abgesenkt werden, solange die Veränderung des Dichtewertes in einem städtebaulich
vertretbaren Rahmen und in Anpassung an die vorhandene Siedlungsstruktur verläuft.

Durch die vorherrschend ländlich geprägte Siedlungsstruktur des mittelhessischen
Raumes ist zur Erhaltung dieses Gesamteindrucks die beliebige Erhöhung der Dich-
tewerte nicht möglich. Letztlich wird im ländlichen Raum bei Flächenverknappung die
Verlagerung der Siedlungstätigkeit an andere Ortsteile unumgänglich sein.

B 5.1-7 (G) Bei der Planung von Wochenendhausgebieten, Ferienhausgebieten und Gebieten für
Wochenendplätze ist insbesondere den Belangen der Landschaftspflege und des
Naturschutzes, der Land- und Forstwirtschaft, des Gewässerschutzes (vgl. Kap. B 6,
s. a. entsprechendes Fachkapitel C), des Orts- und Landschaftsbildes sowie der Er-
holungseignung der Landschaft Rechnung zu tragen. Ihre Planung soll grundsätzlich
schwerpunktmäßig und in Zuordnung zu vorhandenen Ortslagen und Infrastrukturein-
richtungen erfolgen.

Begründung
zu B 5.1-7 Wochenendhausgebiete und Gebiete für Wochenendplätze bieten der Bevölkerung

aus den städtisch geprägten Räumen Erholungsmöglichkeiten in Gebieten mit günsti-
gem Landschafts- und Freiraumbezug. Während Wochenenderholung stärker den so-
zialen Aspekt der Erholung betont, wird die Ferienerholung stärker für den Fremden-
verkehr (Gastronomie, Übernachtungen) und damit für strukturpolitische Ziele einge-
setzt. Auch in den Fremdenverkehrsgebieten kann erst durch die Bündelung be-
stimmter Einrichtungen und durch ausreichende Übernachtungsmöglichkeiten die er-
forderliche Tragfähigkeit von Fremdenverkehrsinfrastrukturen erreicht werden.

B  5 . 2 F l ä c h e n  f ü r  I n d u s t r i e  u n d  G e w e r b e

B 5.2-1 (Z) Die für die Entwicklung der Wirtschaft benötigten und geeigneten Flächen sind vor-
rangig im Siedlungsbestand zu erhalten und ggf. aufzuwerten (z.B. Mobilisierung und
Reaktivierung ungenutzter Gewerbeflächen bzw. Gewerbebrachen, Konversion ehe-
mals militärischer Anlagen, Nutzungsintensivierung). Soweit diese Flächen nicht ge-
eignet oder nicht ausreichend sind, werden im Regionalplan ab einer Größenordnung
von 5 ha „Bereiche für Industrie und Gewerbe, Zuwachs“ mit Vorrang in gewerblichen
Schwerpunkten ausgewiesen.

B 5.2-2 (Z) Die in der Plankarte ausgewiesenen „Bereiche für Industrie und Gewerbe, Zuwachs“
sollen der Entwicklung bestehender Betriebe sowie der Neuansiedlung von Industrie
und Gewerbebetrieben dienen. Sie haben gegenüber anderen Raumnutzungsansprü-
chen Vorrang im Sinne der gesetzlichen Anpassungspflicht.

(K) „Bereiche für Industrie und Gewerbe, Zuwachs“ sind in der Plankarte dargestellt.

B 5.2-3 (Z) Standorte für Ansiedlungen außerhalb der o. g. Zentren bzw. Schwerpunktorte können
für die folgenden besonderen Betriebsarten zugelassen werden:

� Betriebe, die zur Rohstoffgewinnung standortgebunden sind,
� Betriebe, die wegen ihrer besonderen Anforderungen nicht im besiedelten Bereich

zulässig sind,
� Betriebe, die im Handel, Handwerk oder Dienstleistungen einen lokalen Bedarf ab-

decken,
� Betriebe, die existentiell auf bestimmte Standorte angewiesen sind.

B 5.2-4 (Z) Die gewerbliche Eigenentwicklung kann in allen Städten und Gemeinden in den aus-
gewiesenen „Bereichen für Siedlung-Bestand und Zuwachs“ stattfinden. An den zent-
ralen wie nichtzentralen Ortsteilen ohne Ausweisung von „Bereichen für Siedlung,
Zuwachs“ und „Bereichen für Industrie und Gewerbe, Zuwachs“ kann die Gebietsaus-
weisung zur Deckung des Eigenbedarfs zu Lasten der „Bereiche für Landschaftsnut-
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zung und -pflege“ bis zu 5 ha zugelassen werden, wobei städtebauliche, denkmal-
und landschaftspflegerische sowie naturschützerische Belange zu berücksichtigen
sind.

B 5.2-5 (Z) Für bestehende Industrie- und Gewerbebetriebe außerhalb der Standorte mit „Berei-
chen für Industrie und Gewerbe, Zuwachs“ wird der Flächenbedarf für Betriebserwei-
terungen in dem „Bereich für Siedlung-Bestand“ bzw. „Bereich für Industrie und Ge-
werbe-Bestand“ abgedeckt. Falls dort für den betrieblichen Eigenbedarf keine Flächen
mehr zur Verfügung stehen, kann er am Rande der Ortslagen zu Lasten der „Bereiche
für Landschaftsnutzung und -pflege“ realisiert werden, wobei städtebauliche, denkmal-
und landschaftspflegerische sowie naturschützerische Belange zu berücksichtigen
sind. Voraussetzung ist, daß eine Anbindung an die Verkehrs- und sonstige Infra-
struktur gegeben ist. Andere Flächenausweisungen des RPl lassen hier auch den Ei-
genbedarf nicht zu.

(K) Bereich für Industrie und Gewerbe-Bestand.

B 5.2-6 (Z) Aussiedlungen von Betrieben in zentralen Orten sollen am gleichen Ortsteil stattfin-
den.

B 5.2-7 (G) Die Kommunen sollen in der Bauleitplanung für Teilbereiche eine kleinzellige Parzel-
lierung vorsehen.

Begründung
zu B 5.2-1 Die in der Plankarte ausgewiesenen „Bereiche für Industrie und Gewerbe, Zuwachs“

sind überwiegend den zentralen Orten der Mittel- und Oberzentren zugeordnet wor-
den, da sich in diesen Einzugsbereichen hauptsächlich die prognostizierten Bevölke-
rungszuwächse vollziehen und für das nötige Arbeitsplatzangebot ausreichend geeig-
nete Flächen bereitstehen müssen. Darüber hinaus sind für die Ausweisung neben
der städtebaulichen Komponente die „Verträglichkeit mit den benachbarten Nutzun-
gen“, die Verkehrsinfrastruktur, d. h. gute Lage zu den überregionalen Verkehrstras-
sen (Schiene und Straße) und die topographische Situation von Bedeutung. Die Ent-
wicklung beinhaltet auch betriebliche Entwicklungen und Ansiedlungen, die dem er-
forderlichen örtlichen Strukturwandel dienen.

Die von den Ortsrändern abgesetzten Ausweisungen im Regionalplan sind bei
Realisierung aus raumordnerischer Sicht als eigene Siedlungseinheiten bzw. –ansät-
ze zu bewerten und fallen nicht unter die splitterhafte Siedlungsentwicklung.

zu B 5.2-2 Dem zentralörtlichen Konzept folgend sind sie weitestgehend den Ober- und Mittel-
zentren und den gewerblichen Schwerpunkten und ihren Mitorten zugeordnet (s. hier-
zu die Gewerbeschwerpunktkonzeption in Kap. C 5.3).

Die Ausweisungen orientieren sich an folgenden Kriterien:

� Anbindung an regionalbedeutsame Verkehrs- und Energietrassen, insbesondere
an Verkehrsknotenpunkte bzw. Verknüpfungspunkte Schiene/Straße, Kommunika-
tion,

� zumutbare Erreichbarkeit von Wohnstandorten – vornehmlich für Teilzeitbeschäf-
tigte – insbesondere unter dem Gesichtspunkt des vorhandenen Angebots des öf-
fentlichen Personennahverkehrs,

� städtebauliche Zuordnung unter dem Gesichtspunkt einer Minimierung der Ver-
kehrsbelastung (insbesondere von Wohngebieten), Optimierung der Verkehrswe-
ge, Nähe zu zentralen Orten,

� Berücksichtigung des regionalen Flächenangebotes auch mit der Möglichkeit ge-
meindegrenzenübergreifender (kooperativer) Flächenausweisungen,

� rationelle Energieversorgung,
� Emissions- und Abfallminderung,
� einwandfreie Ver- und Entsorgung,
� Standorteignung im Hinblick auf die vorhandene wirtschaftsnahe Infrastruktur,
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� Erhaltung der natürlichen Ressourcen, des Natur-, Klima- und Landschaftsschut-
zes,

� keine Kollision mit Flächen, die vorrangig anderen Raumnutzungsansprüchen vor-
behalten sind,

� Berücksichtigung der Vorbelastung (z. B. Altlasten).

zu B 5.2-7 Eine kleinzellige Parzellierung bietet vielen an- bzw. umsiedlungswilligen Kleinbetrie-
ben eine bessere Entscheidungsgrundlage bei der Standortwahl. Kleinere Flächenzu-
schnitte entsprechen u. U. eher den Flächenwünschen ansiedlungswilliger Betriebe.

B  5 . 3 G r o ß f l ä c h i g e  E i n z e l h a n d e l s vo r h a b e n

B 5.3-1 (G) „Großflächige Einzelhandelsvorhaben“ (Einkaufszentren, großflächige Einzelhandels-
betriebe und sonstige großflächige Handelsbetriebe) müssen sich in die bestehende
raumordnerische und städtebauliche Ordnung einfügen.

B 5.3-2 (Z) Die „großflächigen Einzelhandelsvorhaben“ sind unter besonderer Berücksichtigung
ihrer Auswirkungen auf die städtebauliche Entwicklung und Ordnung sowie unter den
Aspekten des Umweltschutzes in die Siedlungsgebiete zu integrieren. Dabei gelten
folgende Voraussetzungen:

� Erhaltung der festgelegten Zentralitätsfunktionen der – auch benachbarten – Zent-
ralen Orte und der bereits integrierten Geschäftszentren im Rahmen der zentral-
örtlichen Gliederung.

� Sicherung der Zentren in Orten, in denen Maßnahmen zur städtebaulichen Sanie-
rung und Entwicklung, Stadterneuerung und Dorferneuerung durchgeführt werden
bzw. worden sind.

B 5.3-3 (Z) Die verbrauchernahe Versorgung muß – unter der Zielsetzung räumlich ausgegliche-
ner Versorgungsstrukturen, insbesondere einer wohnungsnahen Grundversorgung –
in zumutbarer Erreichbarkeit auch für immobile Bevölkerungsschichten erhalten blei-
ben. Dies gilt in besonderer Weise für die ortsteilbezogene Versorgung mit Gütern des
täglichen Bedarfs. Bei der geplanten Errichtung und Erweiterung großflächiger Einzel-
handelsvorhaben außerhalb der Innenstadtbereiche sind innenstadtrelevante Sorti-
mente auszuschließen.

B 5.3-4 (Z) Als Standorte für „großflächige Einzelhandelsvorhaben“ kommen nur Oberzentren und
Mittelzentren in Betracht. In begründeten Ausnahmefällen (z. B. Flächenknappheit)
können zur Verkehrsentlastung der Zentren auch an geeigneten benachbarten Stand-
orten sowie Unter- und Kleinzentren „großflächige Einzelhandelsvorhaben“ eingerich-
tet werden. Dies setzt eine interkommunale Abstimmung zwischen den betroffenen
Zentren zwingend voraus.

B 5.3-5 (Z) In der Planungsregion Mittelhessen (Regierungsbezirk Gießen) ist die Ansiedlung von
Factory-Outlet-Center (Hersteller-Direktverkaufszentren) wie auch die schrittweise
Entwicklung dieser Verkaufsform nur in den Kernbereichen der Innenstädte der Ober-
zentren und Mittelzentren mit Teilfunktionen eines Oberzentrums zulässig.

B 5.3-6 (Z) „Großflächige Einzelhandelsvorhaben“ haben bei Festlegung ihrer Verkaufsflächen-
größe, der Sortimentshauptgruppen und des daraus resultierenden Einzugsbereichs
den zentralörtlichen Verflechtungsbereich (Versorgungsbereich) zu beachten.

B 5.3-7 (Z) Sondergebiete für großflächigen Einzelhandel im Rahmen der kommunalen Bauleit-
planung nach § 11 Abs. 3 BauNvO sind nur in den „Siedlungsbereichen“ lt. Regional-
plan zulässig.

B 5.3-8 (Z) Die genannten Ziele gelten auch für die beabsichtigte Umnutzung von bisher gewerb-
lichen Betrieben oder anderen baulichen Anlagen zu großflächigen Einzelhandelsbe-
trieben, für die beabsichtigte Umwidmung von Gewerbegebieten zu Sondergebieten
für großflächigen Einzelhandel und gilt auch für die Agglomeration von mehreren klei-
neren Einzelhandelsbetrieben.
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B 5.3-9 (Z) „Großflächige Einzelhandelsvorhaben“ müssen eine enge bauliche und funktionelle
Verbindung zu bestehenden Siedlungsgebieten aufweisen. Standorte außerhalb der
zentralörtlichen Siedlungsbereiche sind auszuschließen.

B 5.3-10 (Z) Die Einrichtung von Verkaufsflächen innerhalb von Industrie- und Gewerbeflächen ist
nur für die Selbstvermarktung der in diesen Gebieten produzierenden und weiterver-
arbeitenden Betriebe zulässig, wenn die Verkaufsfläche einen untergeordneten Teil
der durch das Betriebsgebäude überbauten Fläche einnimmt.

Begründung
zu  B 5.3-1 Es ist davon auszugehen, daß der Prozeß der Funktionstrennung im Einzelhandel wei-
bis B 5.3-9 ter fortschreitet. Der spezialisierte Einzelhandel wird weiterhin in den städtischen Zent-

ren verbleiben. Der „großflächige Einzelhandel“ ist eine Betriebsform, die – soweit sie
genehmigungsfähig ist – als „Flächenfresser“ und Verkehrserzeuger an die verkehrs-
günstige Peripherie oder, falls dort keine Flächen vorhanden sind, in das Stadt-
Umland-Gebiet gehört. Dabei können die ober- und mittelzentralen Verwaltungsgren-
zen nicht die allein ausschlaggebende Rolle spielen. In diesem Zusammenhang ist die
neue Variante der großflächigen Einzelhandelsvorhaben „auf der grünen Wiese“ zu
nennen, die sogenannten „Factory-Outlet-Center“ als besondere Form der Einzelhan-
delsprojekte. Aus Sicht der
� Ministerkonferenz für Raumordnung (s. Entschließung vom 3. Juni 1997 und

Beschluß vom 4. Juni 1998),
� der Wirtschaftsministerkonferenz (Beschluß vom 15. Mai 1998),
� der Konferenz der Ministerpräsidenten (Beschluß vom 9. Juli 1998),
� der ARGEBAU-Ministerkonferenz (Beschluß vom 5. Dezember 1997)

handelt es sich um eine den traditionellen innerstädtischen Einzelhandel bedrohende
Verkaufsform, der mit allen zu Gebote stehenden Mitteln des Planungs-, Förder- und
Steuerrechts entgegenzutreten ist, um negative Entwicklungen zu vermeiden. Factory-
Outlet-Center sind Einkaufszentren i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO.

Weiterhin darf die Ansiedlung „großflächiger Einzelhandelsvorhaben“ die verbrau-
chernahe Versorgung, insbesondere der nicht motorisierten Bevölkerung, nicht ge-
fährden und die Abhängigkeit vom Individualverkehr besonders im ländlichen Raum
nicht erhöhen. Das bedeutet auch, daß Ober- und Mittelzentren die wohnungsnahe
Grundversorgung in den Klein- und Unterzentren zu berücksichtigen haben.

zu B 5.3-10 Bei abnehmenden Flächenreserven für die gewerblich-industrielle Entwicklung und
dem zunehmenden Flächenanspruch des Groß- und Einzelhandels sind die noch ge-
eigneten Flächen für die Ansiedlung arbeitsplatzintensiver, produzierender und wei-
terverarbeitender Betriebe zu sichern. In der jüngeren Vergangenheit hat der Einzel-
handel mit der Konzentration und Expansion der Verkaufseinrichtungen die traditio-
nellen Versorgungsstandorte in bzw. nahe den Wohnbereichen verlassen und mit
großen, flächenintensiven Einrichtungen die peripher gelegenen Industrie- und Ge-
werbeflächen belegt. Dieser Fehlentwicklung in Teilbereichen soll entgegengewirkt
werden. Zu diesem Sachverhalt hat auch die ehem. Regionale Planungsversammlung
am 14. April 1997 den gleichlautenden Beschluß gefaßt.
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B 6 Fre i ra ums t ruk t ur /F re i ra umsicherung

B 6-1 (G) Der Freiraum ist insgesamt und mit seinen ökologischen, ökonomischen und sozialen
Frunktionen für eine nachhaltige Raumentwicklung zu sichern.Dem weiteren Verlust
an Freiraum und einer dauerhaften quantitativen und qualitativen Beeinträchtigung der
Freiraumfunktionen ist entgegenzuwirken.

B 6-2 (G) Freiraumbeanspruchende Nutzungen und Maßnahmen sind so zu verwirklichen, daß
die Flächeninanspruchnahmen und Trennwirkungen auf ein Minimum beschränkt
werden und die Freiraumfunktionen sowie deren räumliche Vernetzung nicht beein-
trächtigt werden. Funktionen des Siedlungsbereichs sind mit denen angrenzender
Freiräume für Ausgleich und Ergänzung zu verknüpfen

B 6-3 (G) Vor allem im Verdichtungs- und Ordnungsraum sind zusammenhängende Freiräume
in einem Freiraumverbund zu entwickeln. Die Vernetzung mit den Freiflächen inner-
halb der Siedlungsbereiche ist herzustellen.

Begründung
zu  B 6-1 Der Freiraum, also der außerhalb der besiedelten Flächen gelegene Bereich, bildet

die
bis B 6-3 Grundlage für eine Vielzahl von Nutzungen (Land- und Forstwirtschaft, Trinkwasser-

gewinnung usw.). Er dient der Erholung und Freizeitgestaltung, dem Ressourcen-
schutz (für Bevölkerung und Wirtschaft) und vor allem der Regeneration und Regulati-
on des Naturhaushalts insgesamt. Gleichzeitig bildet der Freiraum die Komplemen-
tärfunktion zum Siedlungsbereich.

Insbesondere durch Siedlungstätigkeit (Wohnsiedlung, Gewerbe, Handel, Dienstleis-
tungen) und Zerschneidung sind in der Vergangenheit deutliche Verluste bzw. Um-
wandlungen erfolgt. Ebenso eingetreten, statistisch jedoch weniger erfaßbar, sind
qualitative Beeinträchtigungen der Freiraumfunktionen.

Auch bei geringerer oder stagnierender Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung
werden Inanspruchnahmen des Freiraums weiterhin unvermeidlich sein.

Die Sicherung des Freiraums und der Freiraumfunktionen und ihre Entwicklung sowie
die verantwortungsvolle und sparsame Ausgestaltung notwendiger Freiraumi-
nanspruchnahmen sind tragendes Element einer dauerhaft umweltgerechten Raum-
entwicklung als Grundlage für die nachhaltige Sicherung und Erhaltung der natürli-
chen Lebensgrundlagen, der ökologischen Stabilität und der wirtschaftlichen Entwick-
lung. Dabei ist nach Lösungen und Strategien zu suchen, bei denen ein rationeller
Umgang mit dem Freiraum ohne wesentliche Einschränkung an z. B. Wohnqualität,
sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnissen erfolgen kann.

Freiraumsicherung ist sowohl unter strukturräumlichen Aspekten zu verfolgen (z. B.
Verdichtungs- und Ordnungsraum mit besonderem Sicherungsbedarf) als auch hin-
sichtlich einzelner, hervorgehobener ökologischer, sozialer oder ökonomischer Frei-
raumfunktionen. Darüber hinaus ist der planerische Ansatz durch eine verursacherbe-
zogene Herangehensweise zu vervollständigen. Dies bedeutet die Optimierung einer
flächen- und ressourcensparenden Planungskonzeption bei allen raumbeanspruchen-
den Vorhaben.

Freiraumsicherung bedeutet eine Aufwertung des besiedelten Bereichs.

Die Regionalplanung setzt mit der Freiraumsicherung im Verdichtungs- und Ord-
nungsraum sowie mit den Vorrangbereichen für einzelne, besonders bedeutsame
Freiraumfunktionen den Rahmen für die weiteren fachlichen und kommunalen Pla-
nungen. Im Zuge einer nachhaltigen Raumentwicklung ist dieser Ansatz nicht restrik-
tiv, sondern vielmehr entwicklungsbezogen ausgerichtet. In der fachlichen und örtli-
chen Konkretisierung stehen die Verbesserung der Freiraumsituation und im besonde-
ren Maße die Optimierung siedlungsbezogener Funktionen im Vordergrund. Das be-
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zieht die aktuellen und zu erwartenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedürf-
nisse und Rahmenbedingungen mit ein.

Die fachübergreifende Charakteristik des Themas „Freiraumsicherung“ ist prädesti-
niert, die Aufgaben, Probleme und Lösungen nicht nur in Form der Abwägung sekt-
oraler Interessen und Belange wahrzunehmen, sondern vielmehr bisherige Positionen
kritisch zu hinterfragen und kreativ aufzugreifen. Gemeinsame, von verschiedenen
Interessenträgern erarbeitete bzw. vereinbarte Lösungen lassen i. d. R. größere Ak-
zeptanz erwarten. Damit ist in der Umsetzung der Ziele und Grundsätze zur Freiraum-
sicherung die Chance gegeben, z. B. fach- und gemeindeübergreifende Zusammen-
arbeit zu forcieren.

Der Umgang mit der knappen Ressource Freiraum hat zudem eine ökonomische
Komponente mit u. U. wachsender Bedeutung. So z. B. bei den Unterhaltungsauf-
wendungen im besiedelten Bereich bzw. für Infrastruktur, Ver- und Entsorgungsanla-
gen.

B  6 . 1 S i c h e r u n g  s i e d l u n g s s t r u k t u r e l l e r  F r e i r a u m -
f u n k t i o n e n

B 6.1-1 (Z) Im  „Regionalen Grünzug“  hat die Sicherung und Entwicklung des Freiraums und der
(K) ökologischen, sozialen und ökonomischen Freiraumfunktionen Vorrang vor anderen

Raumansprüchen.

B 6.1-2 (Z) Die Funktionen des „Regionalen Grünzuges“ dürfen durch die Landschaftsnutzung
nicht beeinträchtigt werden. Planungen und Maßnahmen, insbesondere bauliche An-
lagen, die zu einer Zersiedlung, zu einer Beeinträchtigung der Gliederung von Sied-
lungsgebieten, der Freiraumerholung, des Wasserhaushalts oder der ungünstigen
Veränderung der klimatischen Verhältnisse führen können, sind nicht statthaft.

B 6.1-3 (Z) Vorhaben, die der Freiraumerholung der Allgemeinheit dienen und die Funktionen des
„Regionalen Grünzuges“ nicht beeinträchtigen, sind zulässig. Die Größe von Garten-
hütten ist auf max 30 m³ umbauten Raum zu begrenzen.

B 6.1-4 (Z) Die „Regionalen Grünzüge“ sind mit den Freiflächenstrukturen im Siedlungsbereich zu
verbinden.

Begründung
zu  B 6.1-1 Der „Regionale Grünzug“ kommt im Verdichtungs-  und Ordnungsraum und  in Teil-

räu-
bis B 6.1-4 men mit vergleichbarer Siedlungsdynamik als regionalplanerisches Instrument zur

Ausweisung. Diese Strukturraumtypen sind gegenüber dem „ländlichen Raum“ durch
eine höhere Einwohnerdichte, höheren Siedlungsflächenanteil, ein engmaschiges
Verkehrsnetz und insgesamt große Entwicklungsdynamik, vor allem hinsichtlich der
Siedlungsentwicklung, gekennzeichnet. Daraus resultiert ein größerer Bedarf an Frei-
raumfunktionen, z. B. für die Gliederung bestehender und künftiger Siedlungsberei-
che, wohnungsnahe Erholungsflächen, den klimatischen und ökologischen Ausgleich.

Der „Regionale Grünzug“ dient der Sicherung von Freiraumfunktionen unter besonde-
rer Berücksichtigung der Siedlungsstruktur.

„Regionale Grünzüge“ sind prinzipiell multifunktional begründet; d. h. sie beinhalten
eine größere Anzahl unterschiedlich ausgeprägter Freiraumfunktionen, deren Wech-
selwirkungen untereinander und mit den benachbarten Siedlungsbereichen. Beson-
ders hochwertige, überörtlich bedeutsam ausgeprägte Einzelfunktionen, z. B. die
Durchlüftungsbahnen oder Biotopschutz werden durch entsprechende überlagerte
Planzeichen hervorgehoben.

Die Bedeutung des „Regionalen Grünzugs“ für die Erholung konzentriert sich auf die
Vorsorge gegenüber den Ansprüchen auf eine wohnungsnahe Erholung der Bevölke-
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rung insgesamt. Grundvoraussetzung ist neben der Eignung die Zugänglichkeit der
Landschaft für die Allgemeinheit.

Primär privatnützige, insbesondere nur für kleine Bevölkerungsgruppen zugängliche
Freizeiteinrichtungen, Wochenend- und Zweitwohnsitze oder als solche genutzte
(Garten-)Grundstücke stehen diesem Erfordernis i. d. R. entgegen, weil sie der Mehr-
heit der Bevölkerung den freien Zugang zur Landschaft unmöglich macht. Aus diesem
Grund ist die Begrenzung der Maximalgröße von Gartenhütten wichtig.

Der „Regionale Grünzug“ bildet die überörtliche Struktur eines Freiraumverbundes, mit
dem die innerhalb der Siedlungsbereiche gelegenen Freiflächen zu verknüpfen bzw.
zu vernetzen sind. Daraus ergeben sich im Zusammenhang mit der kommunalen
städtebaulichen Grünflächenplanung und –gestaltung Ansätze zur Sicherung bzw.
Verbesserung der Wohn- und Wohnumfeldqualität.

Im Zuständigkeitsbereich der kommunalen Planungsaufgaben erfolgt die Umsetzung
bzw. Konkretisierung der mit dem „Regionalen Grünzug“ verbundenen Sicherungs-
und Entwicklungsvorstellungen primär über die Bauleitplanung und die Landschafts-
planung. Damit sind die wesentlichen Aspekte, nämlich die Steuerung der Siedlungs-
entwicklung unter Nichtinanspruchnahme des „Regionalen Grünzuges“ sowie die Si-
cherung der Freiraumfunktion durch landschaftsplanerische Maßnahmen innerhalb
des „Regionalen Grünzugs“ aufgegriffen. Die Verknüpfung mit den Freiflächen im
Siedlungsbereich und deren Gestaltung bedeutet eine besondere grünplanerische
Aufgabe im Zusammenhang mit der städtebaulichen Konzipierung und Gestaltung
(Bauleitplanung und Landschaftsplanung).

Zur Sicherung besonderer Freiraumfunktionen steht darüber hinaus das fachplaneri-
sche bzw. fachgesetzliche Instrumentarium z. B. des Naturschutz-, Agrar- oder Forst-
rechts zur Verfügung.

B 6.1-5 (Z) Im  „Bereich für Landschaftsnutzung  und  –pflege“  ist die  Landbewirtschaftung  und
(K) Pflege der Landschaft, das Landschaftsbild sowie die Eigenentwicklung von Natur und

Landschaft zu sichern.

B 6.1-6 (Z) Die Errichtung baulicher Anlagen ist nur für privilegierte Vorhaben oder kleinflächige
Maßnahmen im Anschluß an bebaute Ortslagen zulässig. Waldneuanlagen sind klein-
flächig zulässig, sofern aus der örtlichen Situation heraus keine negativen Wirkungen
auf schutzwürdige Biotope, Landbewirtschaftung und Landeskultur gegeben ist.

Begründung
zu   B 6.1-5 Der  „Bereich für Landschaftsnutzung und –pflege“  umfaßt die  Teilbereiche  des Frei-
und B 6.1-6 raums, die nicht vorrangig dem Wald bzw. der Landwirtschaft oder Rohstoffgewinnung

zugeordnet sind. Einbezogen sind Brachflächen und Grünflächen (Sport und Freizeit,
Erholung, Kleingärten usw.) außerhalb der Siedlungsbereiche. Der überwiegende Teil
unterliegt der landwirtschaftlichen Nutzung, für deren Fortbestand eine Mindestagrar-
struktur zu erhalten ist.

Im Vordergrund steht die Erhaltung und Entwicklung der Freiraumfunktionen – auch
im Sinne einer Offenhaltung der Landschaft -, wobei kleinflächige Inanspruchnahmen
(bis max. 5 ha) für die Waldneuanlage, die Erweiterung von Siedlungs- und Gewerbe-
flächen unter Würdigung der spezifischen örtlichen Situation möglich und zulässig
sind.
Der „Bereich für Landschaftsnutzung und –pflege“ eröffnet für die kommunale Bauleit-
planung und die Landschaftsplanung wesentliche Handlungsspielräume. Überörtlich
bedeutsame Erfordernisse sind hier weniger stark formuliert, so daß mit dieser Dar-
stellung der örtlichen und fachlichen Planung entsprechende Gestaltungsmöglichkei-
ten und Flexibilität gegeben sind. Dies gilt z. B. für die i. d. R. kleinflächigen Sied-
lungserweiterungen an nicht zentralen Ortsteilen, für privilegierte Vorhaben im Au-
ßenbereich und für die Waldneuanlage sowie Ersatzaufforstung.



52

B  6 . 2 S i c h e r u n g  ö k o l o g i s c h e r  F r e i r a u m f u n k t i o n e n

B 6.2-1 (G) Die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ist durch die Erhaltung und Entwicklung
der ökologischen Freiraumfunktionen dauerhaft zu gewährleisten und zu verbessern.

Die Fähigkeit von Natur und Landschaft zur Selbstregulation, Regeneration und na-
turbestimmten Eigenentwicklung darf durch Nutzungen und sonstige Inanspruchnah-
men nicht beeinträchtigt werden. Eine standortgerechte Land- und Forstwirtschaft ist
zu erhalten und zu fördern.

B 6.2-2 (G) In Teilräumen und Bereichen mit besonders bedeutsamen, wertvollen, gefährdeten
oder entwicklungsfähigen ökologischen Freiraumfunktionen für die Sicherung von
Naturgütern, deren Regenerationsfähigkeit und für den Arten- und Biotopschutz sind
künftige Beeinträchtigungen auszuschließen. Bereits vorhandene Beeinträchtigungen
sind zu reduzieren.

Planungen und Maßnahmen zur Nutzung, Entwicklung und Gestaltung des Freiraums
sollen primär der Wiederherstellung oder Verbesserung der Funktionsfähigkeit insge-
samt bzw. einzelner Faktoren und ihrer Wechselwirkungen dienen.

Begründung
zu   B 6.2-1 Im  Rahmen der  Freiraumsicherung kommt der  Sicherung  der  natürlichen  Lebens-
und B 6.2-2 grundlagen eine herausgehobene Bedeutung zu. „Ökologische Freiraumfunktionen“

umfassen dabei die – zunächst nicht nutzungsorientiert definierten Faktoren bzw. de-
ren Zusammenwirken und Wechselwirkungen im Naturhaushalt. Diese Komponenten
und Prozeßabläufe (z. B. Stoffumwandlungen) bestimmen im wesentlichen Umfang
die Qualität der natürlichen Lebensgrundlagen und die Fähigkeit, z. B. stoffliche Be-
lastungen oder Inanspruchnahmen in gewissem Umfang zu kompensieren bzw. über
ihre eigene, naturbestimmte Regulations- und Regenerationsfähigkeit auszugleichen.
Der vorsorgenden Sicherung dieser Freiraumfunktionen, d. h. der Schonung funkti-
onsfähiger Bereiche und der Wiederherstellung und Entwicklung der Funktionsfähig-
keit in beeinträchtigten Bereichen kommt damit ein besonderer gesamtplanerischer
Stellenwert zu. Die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung kann wichtige Beiträ-
ge liefern.

„Ökologische Freiraumfunktionen“ erfüllen neben den durch biotische Faktoren be-
stimmten Lebensräumen und Lebensgemeinschaften von Tieren und Pflanzen (Arten-
und Biotopschutz) ebenso die natürlichen Ressourcen (Boden, Wasser, Luft) mit ih-
rem Potential bzw. ihrem Regenerationsvermögen und ihren Wechselwirkungen.

B 6.2-3 (Z) Der „Bereich für Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft“ dient der Siche-
rung und Entwicklung eines überörtlichen ökologischen Verbundsystems. Bestehende
naturnahe oder mit besonderer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz genutzte
Bereiche sind vor Nutzungsumwandlungen und Eingriffen nachhaltig zu sichern; die
biotoper-

(K) haltende Nutzung ist zu fördern.
Maßnahmen zur Sicherung, Gestaltung und Entwicklung von Vernetzungsstrukturen
haben Vorrang vor Maßnahmen, die eine Beeinträchtigung der Biotop- und Vernet-
zungsfunktionen bewirken können.

Das Instrumentarium von Naturschutz und Landschaftspflege, insbesondere die
kommunale Landschaftsplanung, kann in diesen Bereichen die einzelnen Schutz-,
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen in Anpassung an die jeweiligen örtlichen Gege-
benheiten konkretisieren und differenzieren.

Begründung
zu B 6.2-3 (Z) Die dargestellten „Bereiche für Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft“

umfassen die schutzwürdigen, teilweise bereits durch Naturschutzrecht unter Schutz
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stehenden Landschaftsbestandteile als auch die Bereiche, die aus überörtlicher Sicht
zu einer besonderen Schutzwürdigkeit im naturschutzrechtlichen Sinn bzw. zusätzlich
zur Vervollständigung des ökologischen Verbundsystems entwickelt werden sollen.
Der Landschaftsrahmenplan und die darin getroffenen Zielvorstellungen zum regio-
nalen Biotopverbund bilden eine wesentliche Grundlage. Ebenfalls eingeflossen sind
die Ergebnisse kommunaler Landschaftspläne. Die Bereiche für Schutz und Entwick-
lung von Natur und Landschaft bilden damit die Grundstruktur für den Aufbau eines ö-
kologischen Verbundsystems im Sinne der Entschließung der MKRO vom 27.11.1992.
Gleichzeitig bedeuten sie den regionalplanerischen Beitrag für das naturschutzrecht-
lich vorgegebene Ziel von Schutz und Entwicklung naturnaher Lebensräume auf 10 %
der (Landes-) Fläche bzw. 20 % der Fläche stehender Gewässer.

Diese Darstellung beinhaltet die Flächen für die Errichtung eines europaweiten ökolo-
gischen Schutzgebietsnetzes „Natura 2000“, für dessen Aufbau das Land Hessen die
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung („FFH-Gebiete“, gem. Richtlinie 92/43
EWG)*) an die EU-Kommission gemeldet hat.

Die regionalplanerische Vorrangzuweisung zugunsten des Arten- und Biotopschutzes
bedeutet i. d. R. nicht den Ausschluß jeglicher anderer Ansprüche (im Sinne eines ge-
nerellen Nutzungsverbots, sondern lediglich derjenigen, die mit dem Schutzziel nicht
vereinbar sind). Eine Vielzahl dieser Bereiche ist durch die (standortangepaßte) land-
wirtschaftliche Bodennutzung bzw. durch ordnungsgemäße nachhaltige Forstwirt-
schaft entstanden. Für eine Erhaltung dieser Qualität wird eine entsprechende
Weiterbewirtschaftung notwendig sein. Die gewünschte Weiterbewirtschaftung dieser
Flächen muß durch geeignete Rahmenbedingungen für die landwirtschaftlichen Be-
triebe sowie durch Förderprogramme unterstützt werden.

In der Kartendarstellung sind die „Bereiche für Schutz und Entwicklung von Natur und
Landschaft“ in Teilbereichen dem „Bereich für die Landwirtschaft“ überlagert. Diese
Überlagerung hebt diejenigen Gebiete hervor, in denen eine standortgerechte land-
wirtschaftliche Nutzung diese ökologische Freiraumfunktion gewährleistet erscheinen
läßt bzw. diese fördert; z. B. in Teilbereichen der Tallagen (LSG-Auenverbund).

Besondere Biotope im Wald sind ebenfalls durch entsprechende Nutzungsarten und
–intensitäten entstanden und weiter zu fördern.

Für die Neuschaffung und Entwicklung naturnaher Lebensräume sowie den Verbund
bzw. die Vernetzung bestehender und künftiger Biotopflächen kommen Bereiche in
Betracht, die heute diese Funktionen (noch) nicht bzw. nur in geringem Umfang erfül-
len; die jedoch aufgrund ihres Potentials und/oder aus der räumlichen Situation her-
aus zukünftig darin zu entwickeln sind. Bei allen Planungen und Maßnahmen, die die-
se Bereiche tangieren, sollen die Erfordernisse der Freiraumsicherung zugunsten der
Entwicklung von Biotop(Verbund)Flächen beachtet werden.

B 6.2-4 (Z) In dem „Bereich für den Schutz oberirdischer Gewässer“ sind die Retentionsräume
der Gewässer für die Hochwasserrückhaltung und den Hochwasserabfluß zu sichern.
Sie sind von Bebauung, Versiegelung des Bodens und Aufschüttungen freizuhalten.
Zulässig sind lediglich diejenigen Nutzungen und Maßnahmen, die den vorbeugenden
Hochwasserschutz nicht einschränken; dazu gehört auch die Neuanlage von Auwald.

(K) Durch Hinzuziehung weiterer Bereiche ist das Retentionsvermögen des Freiraums zu
stärken und die Eigendynamik sowie die natürliche Selbstreinigungskraft der Fließge-
wässer zu verbessern.

Begründung
zu B 6.2-4 Der vorbeugende Hochwasserschutz erhält mit der Ausweisung der „Bereiche für den

Schutz oberirdischer Gewässer“ einen besonderen Stellenwert im Rahmen der Siche-
rung (ökologischer) Freiraumfunktionen. In die räumliche Ausweisung einbezogen

                                          
*) ergänzt wird: „im April 2000“
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sind die als Retentions- und Abflußraum wirksamen Bereiche; d. h. die bereits wasser-
rechtlich festgestellten Überschwemmungsgebiete, diejenigen, deren Feststellung in
Vorbereitung ist sowie die anders ermittelten Überschwemmungsgebiete mit überörtli-
cher Bedeutung.

Über diese Bestandsdarstellung hinausgehende Bereiche, die im Sinne der Ent-
schließung der MKRO vom 29.03.1996 „Grundsätze und Ziele der Raumordnung und
Landesplanung zu einem grenzübergreifenden verbundenen Hochwasserschutz an
Fließgewässern“ aus regionalplanerischer Sicht als künftig zu entwickelnder Retenti-
onsraum zu entwickeln sind, werden ebenfalls einbezogen.

Nutzungen und Maßnahmen innerhalb der „Bereiche für den Schutz oberirdischer
Gewässer“ sind so zu gestalten, daß sie das Retentionsvermögen nicht einschränken
und den Oberflächenabfluß nicht erhöhen oder beschleunigen. Eine ganzjährig ge-
schlossene Vegetationsdecke ist auch bei der landwirtschaftlichen Nutzung anzustre-
ben; Schadstoffeinträge sind zu vermeiden. Das Speichervermögen des Bodens ist zu
pflegen. Durch Landankauf oder Bodenordnung besteht die Möglichkeit, die Flächen
in das Eigentum der Unterhaltspflichtigen zu überführen.

B 6.2-5 (Z) In den „Bereichen für die Grundwassersicherung“ sind die Nutzungen und Nutzungs-
ansprüche  dem besonderen qualitativen  und quantitativen Schutz des Grundwassers
an-

(K) zupassen.

Wassergefährdende Stoffe dürfen nicht, Düngemittel nur im Rahmen der gesetzlichen
Bestimmungen ausgebracht werden. Gefahrenquellen sind zu sanieren.

Die Grundwasserneubildung ist zu fördern, der Oberflächenabfluß ist zu verlangsa-
men und die Versiegelung der Flächen zu reduzieren.

B 6.2-6 (G) Nutzungen, von denen eine potentielle Grundwassergefährdung ausgehen kann, sind
nur zulässig, wenn durch Alternativen oder geeignete Maßnahmen eine Gefährdung
ausgeschlossen werden kann.

Begründung
zu   B 6.2-5 Die  Sicherung der  Ressource  Grundwasser umfaßt sowohl die qualitativen Aspekte
und B 6.2-6 des Schutzes vor Verunreinigungen als auch die nachhaltige Nutzung der Ressource,

d. h. die Verminderung der die Neubildungsrate übersteigenden Grundwasserförde-
rung und die Verbesserung bzw. Steigerung der Grundwasserneubildung.

Ausgewiesen werden diejenigen Teilräume, in denen aufgrund der nachgewiesenen
Grundwasserergiebigkeit und –qualität sowie aufgrund der erhöhten Verschmut-
zungsempfindlichkeit eine besondere Sicherung der Grundwasservorkommen erfor-
derlich ist. Dazu gehören ebenso die Einzugsbereiche der regional bedeutsamen
Wassergewinnungsanlagen. Auch für diese Anlagen ist zur vorsorgenden Sicherung
der Grundwasservorkommen die maximale Entnahmemenge unterhalb des langjähri-
gen Mittels der Grundwasserneubildungsrate zu begrenzen.  Die fachplanerische Um-
setzung erfolgt durch die Festsetzung von Wasserschutzgebieten nach den wasser-
rechtlichen Vorschriften.

B 6.2-7 (Z) In dem „Bereich für besondere Klimafunktionen“ sind die Kaltluftentstehung und die
Kalt- und Frischluftabflußgebiete zu sichern. Sie sind von Bebauung und anderen, die
Kaltluftentstehung und die Durchlüftung behindernden Maßnahmen freizuhalten. E-
missionsquellen bzw. der Ausstoß lufthygienisch bedenklicher Stoffe sind

(K) zu reduzieren.

Begründung
zu B 6.2-7 Die klimatischen Wirkungen des Freiraums umfassen die Entstehung von Kaltluft auf

i. d. R. offenen Standorten, die weitgehend den Waldgebieten zuzuordnende Frisch-
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luftentstehung sowie die Zirkulation bzw. den Kalt- und Frischlufttransport. Sie bezie-
hen sich wesentlich auf die lufthygienischen Ausgleichsfunktionen für Räume mit er-
höhter stofflicher und vor allem thermischer Belastung (insbes. dicht besiedelte Berei-
che). Zur Sicherung dieser Art Ausgleichsfunktion sind in den „Bereichen für besonde-
re Klimafunktionen“ Nutzungen und Maßnahmen auszuschließen, die die Bodenrau-
higkeit erhöhen (Bebauung, z. T. Waldneuanlage) oder neue Wärmequellen bedeu-
ten. Von besonderem überörtlichen Sicherungsbedarf sind – entsprechend der Cha-
rakteristik geländeklimatischer Phänomene – die Tal- und Talhanglagen.

Weniger ausgeprägte, im Zusammenhang mit der Siedlungsdichte jedoch regional-
planerisch wichtig bewertete Klimafunktionen sind ebenfalls in die „Regionalen Grün-
züge“ einbezogen.

B  6 . 3 S c h u t z  s o z i a l e r  u n d  ö k o n o m i s c h e r  F r e i r a u m -
f u n k t i o n e n

B 6.3-1 (G) Die sozialen und ökonomischen Freiraumfunktionen sind durch eine nachhaltige Nut-
zung der Naturgüter des Freiraums für den Menschen und die Wirtschaft zu sichern.
Sämtliche Nutzungen sind so zu gestalten, daß die siedlungsstrukturellen und ökolo-
gischen Freiraumfunktionen nicht beeinträchtigt werden.

B 6.3-2 (Z) Der  „Bereich für die Landwirtschaft“ dient der Sicherung der natürlichen Nutzungseig-
(K) nung der Böden und einer nachhaltigen Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse.

Die landwirtschaftliche Nutzung hat Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen, die
insbesondere eine Flächeninanspruchnahme oder eine nachteilige Veränderung der
natürlichen Nutzungseignung der Böden bewirken können. Die landwirtschaftliche
Nutzungsform ist den standörtlichen Voraussetzungen anzupassen. Die Agrarstruktur
ist hier für eine nachhaltige Landbewirtschaftung zu sichern und zu entwickeln.

Begründung
zu   B 6.3-1 Der  überwiegende  Flächenanteil des  Freiraumes  unterliegt  der  land- und forstwirt-
und B 6.3-2 schaftlichen Nutzung. Er erfüllt damit neben den vielfältigen ökologischen Funktionen

auch zu sichernde wirtschaftliche Funktionen, die sowohl über die Faktoren Einkom-
mensicherung und Arbeitsplätze als auch hinsichtlich der Freiraumerholung mit we-
sentlichen sozialen Erfordernissen und Ansprüchen verknüpft sind. Das durch die
Landnutzungen in erheblichem Maße geprägte Erscheinungsbild der Landschaft bil-
det dazu eine wichtige Grundlage. Darüber hinaus erfüllt die Landwirtschaft gesell-
schaftliche Funktionen, z. B. hinsichtlich der bäuerlichen/landwirtschaftlichen Kultur
und für den Freizeit- und Erholungsraum.

Die Nutzung der Naturgüter des Freiraums ist unter die Prämisse der langfristigen
Sicherung ihrer Nutzungsfähigkeit gestellt worden. Entsprechend dieser, auf Nachhal-
tigkeit auszurichtenden Nutzungsweisen sind die Land- und Forstwirtschaft, Rohstoff-
gewinnung und Freizeitnutzungen umweltschonend zu verwirklichen und so zu ges-
talten, daß sowohl die spezifische, ressourcenbezogene Nutzungsgrundlage als auch
die insbesondere ökologischen Funktionen des Freiraums langfristig gesichert blei-
ben.

Aus diesem Grund ist die im Freiraum gegebene Verknüpfung ökologischer und öko-
nomischer Funktionen durch die planerische Sicherungskonzeption aufzugreifen und
durch die räumliche Zuordnung - bzw. soweit erforderlich Überlagerung – darzustel-
len.

Die Teilräume mit besonderer natürlicher Eignung für die landwirtschaftliche Boden-
nutzung und/oder mit agrarstruktureller Bedeutung bilden die räumlichen Schwer-
punkte der Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte. Sie dienen damit u. a. der
verbrauchernahen Produktion, tragen zur Stabilisierung und Einkommenssicherung
der ländlichen Räume bei und schaffen insbesondere im Verdichtungs- und Ord-
nungsraum durch die Flächenfreihaltung die Voraussetzungen für vielfältige sied-
lungsstrukturelle und/oder ökologische Freiraumfunktionen.
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Der sorgsame und nachhaltige Umgang mit der Ressource Boden schließt die Ein-
haltung der Grundsätze „ordnungsgemäßer Landwirtschaft“ und somit erforderlichen-
falls eine Verminderung der Beeinträchtigungen durch nutzungsbezogene Stoffeinträ-
ge (Dünge- und Pflanzenschutzmittel) und Bodenbearbeitung (Verdichtungs- und Ero-
sionsgefahr) mit ein.

Neben diesen qualitativen Aspekten beinhaltet die nachhaltige Sicherung der natürli-
chen landwirtschaftlichen Nutzungseignung auch die Verminderung der Inanspruch-
nahme für andere Zwecke, z. B. der Bebauung und Zersiedlung – unabhängig von
den jeweils aktuellen agrarpolitischen Rahmenvoraussetzungen bzw. der Marktsituati-
on im Agrarsektor.

B 6.3-3 (Z) In den „Bereichen für den Waldzuwachs“ ist die Vermehrung des Waldbestandes
durch Waldneuanlagen und Gehölzsukzession vorzusehen. Die Waldfunktionen, ins-
besondere die Schutz- und Erholungsfunktion und die Entwicklung  schutzwürdiger
Waldbiotope

(K) sind besonders zu fördern.

Begründung
zu B 6.3-3 Der Waldbestand ist aufgrund seines hohen Beitrages zu den Umwelt-, Lebens- und

Wirtschaftsverhältnissen besonders zu sichern (s. Kap. C 9). Auf geeigneten Stand-
orten, sofern nicht ökologische, landschaftspflegerische oder landwirtschaftliche Be-
lange entgegenstehen, ist die Ausweisung der „Bereiche für den Waldzuwachs“ die
regionalplanerische Vorbereitung der Waldmehrung. Hier sollen bei der Aufgabe der
landwirtschaftlichen Nutzung geeignete Flächen der Entstehung von Wald gewidmet
werden. Mit der Waldmehrung ist eine Erweiterung der positiven Wirkungen, insbe-
sondere der Schutz- und Sozialfunktionen des Waldes verbunden. Eine Verknüpfung
mit Strukturen des Biotopverbundes ist dabei anzustreben.

B 6.3-4 (Z) Die „Bereiche oberflächennaher Lagerstätten“ dienen der langfristigen Sicherung mi-
neralischer Rohstoffe aus oberflächennahen Lagerstätten. Nutzungen und Flächen-
inanspruchnahmen,  die eine spätere Gewinnung der Rohstoffe beeinträchtigen kön-
nen,

(K) sind auszuschließen.

Begründung
zu B 6.3-4 Mineralische Rohstoffe aus oberflächennahen Lagerstätten und Vorkommen sind

mengenmäßig begrenzt, nicht vermehrbar und standortgebunden. Für die langfristige
Sicherung dieser Ressourcen, zur Deckung der Nachfrage aus der Bevölkerung, der
Wirtschaft und für öffentliche Anlagen (Infrastruktur, Verkehrsanlagen) ist eine spar-
same und zweckangepaßte Verwendung erforderlich.  Ebenso sind die Lagerstätten
und die Vorkommen im Sinne einer vorsorgenden Sicherung vor Inanspruchnahmen
zu schützen, damit eine ggf. später erforderliche Gewinnung der Bodenschätze nicht
ausgeschlossen oder erheblich erschwert wird.

Über den Umfang einer Inanspruchnahme dieser oberflächennahen Lagerstätten ist
zu einem späteren Zeitpunkt zu entscheiden. Die besondere Charakteristik, begründet
durch die mengenmäßige Begrenztheit , Nichtvermehrbarkeit und Standortgebunden-
heit mineralischer Rohstoffe, macht es erforderlich, hier das Sicherungsziel über den
zeitlichen Planungshorizont des Regionalplans hinaus zu formulieren.

Mit der Darstellung „Bereich oberflächennaher Lagerstätten“ ist noch keine abschlie-
ßende raumordnerische Entscheidung über eine Rohstoffgewinnung getroffen. Diese
kann ggf. erst im Rahmen einer späteren Fortschreibung des Regionalplans oder ei-
nes Abweichungs- bzw. Raumordnungsverfahrens erfolgen.

Bei einer Überlagerung mit „Bereich für Schutz und Entwicklung von Natur und Land-
schaft“ wird die besondere Bedeutung der jeweiligen Teilbereiche für die Biotopsiche-
rung herausgestellt, die i. d. R. auf die Vegetationsgesellschaft bzw. die anzutreffen-
den Tier- und Pflanzenarten, insbesondere Sonderstandorte, berücksichtigt.
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B  6 . 4 S i c h e r u n g  d e r  n a t ü r l i c h e n  L e b e n s g r u n d l a g e n
u n d  R e s s o u r c e n

B 6.4-1 (G) Die natürlichen Lebensgrundlagen und die Naturgüter sind als Grundlage für die Sta-
bilisierung ausgewogener ökologischer, sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Ver-
hältnisse zu sichern. Diese Sicherung umfaßt die Erhaltung der Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts einschl. der darin wirksamen Faktoren (Boden, Wasser, Luft, Pflanzen
und Tiere), ihrer Wechselwirkungen und Regenerationsfähigkeit sowie die nachhaltige
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter im besiedelten und unbesiedelten Bereich.

B 6.4-2 (G) Die nachhaltige Sicherung der Funktionsfähigkeit der natürlichen Ressourcen ist
durch schonende Nutzungsformen und Reduzierung von Beeinträchtigungen zu errei-
chen. Beeinträchtigungen der natürlichen Ressourcen sind dem Vorsorgeprinzip fol-
gend zu vermeiden bzw. so gering wie möglich zu halten. Nicht oder nur schwer er-
neuerbare Naturgüter dürfen nur genutzt werden, soweit wichtige andere Belange ü-
berwiegen und keine Alternativen zu der Inanspruchnahme bestehen. Die stoffliche
Wiederverwertung (Stoffkreisläufe, Recycling, Brauchwassernutzung) ist der Neuinan-
spruchnahme vorzuziehen.

Begründung
zu   B 6.4-1 Die Sicherung und Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen sowie die schonen-
und B 6.4-2 de Nutzung der natürlichen Ressourcen sind ein wichtiger Standortfaktor für die Regi-

on und unverzichtbar für die Lebensqualität und die ökonomischen Entwicklungschan-
cen. Boden, Wasser, Luft, Tiere und Pflanzen sind einschl. ihrer Wechselwirkungen
die im Naturhaushalt wirksamen Faktoren; ihre Nutzungs- und Funktionsfähigkeit bil-
det die Voraussetzung für ein intaktes Gesamtgefüge der natürlichen Lebensgrundla-
gen.

Ressourcensicherung bezieht sich nicht nur auf den Teilaspekt Freiraum bzw. Frei-
raumfunktionen. Vielmehr sind die Inanspruchnahmen, d. h. die Nutzung der Natur-
güter an einer schonenden Vorgehensweise auszurichten. Beeinträchtigungen im
Sinne eines irreversibelen Verbrauchs oder einer negativen qualitativen Veränderung
sind zu vermeiden. Dieser Ansatz einer vorsorgenden Sicherung beinhaltet neben der
raumbezogen instrumentalisierten Vorgehensweise, z. B. bei Grundwasservorkom-
men, besonderen Biotopen, Rohstoff-Lagerstätten, ebenso den sparsamen und scho-
nenden (nachhaltigen) Umgang bei der Nutzung und Inanspruchnahme durch die Ge-
sellschaft und Wirtschaft. Damit sind verursacher- bzw. nutzerbezogene Maßnahmen,
auch zu einer möglichst geringen stofflichen Belastung und Qualitätssicherung der
Natürgüter erforderlich.

Regionalplanung resp. der Regionalplan setzt den fachübergreifenden Rahmen für die
der Ressourcensicherung (und der Freiraumsicherung) verbundenen Handlungs- und
Gestaltungserfordernisse auf der jeweiligen fachlichen Ebene bzw. für die kommuna-
len Planungsaufgaben. Aus dieser zusammenfassenden, verbindenden Position her-
aus sind für die einzelnen Fachaspekte die grundsätzlichen Formulierungen entwi-
ckelt, die einer weiteren Konkretisierung (s. Teil I C) zuzuführen sind.

Bode n

B 6.4-3 (G) Böden und ihre vielfältigen Funktionen für den Naturhaushalt, die Gesellschaft und
Wirtschaft, als Lebens- und Siedlungsraum sind zu erhalten und nachhaltig zu si-
chern.

B 6.4-4 (G) Böden sind schonend und sparsam zu nutzen. Die Versiegelung ist auf ein unver-
meidbares Maß zu beschränken. Die Wiederverwendung von bereits für Siedlungs-,
Gewerbe- und Infrastrukturanlagen genutzten Flächen hat Vorrang vor der Inan-
spruchnahme bisher anders genutzter Böden.

B 6.4-5 (G) Stoffeinträge, Bodenabtrag und Bodenverdichtung sind auf das unvermeidbare Maß
zu beschränken. Besonders leistungs- und funktionsfähige Böden, d. h. Träger von
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vielfältigen Funktionen, sind vor Zerstörungen und anderweitigen Inanspruchnahmen
zu sichern, sie sind in besonderem Maß schonend und standortgerecht zu nutzen.

Böden mit hoher Leistungsfähigkeit für Produktion (Land- und Forstwirtschaft) und
Regelung im Stoffhaushalt, Böden mit hohem Filter- und Speichervermögen für den
Grundwasserschutz, Böden von kultur- und naturgeschichtlicher Bedeutung, besonde-
re erdgeschichtliche Bildungen und Böden der Extremstandorte sind zu erhalten, vor
Beeinträchtigungen und anderweitigen Inanspruchnahmen zu sichern und schonend
und standortgerecht zu nutzen.

B 6.4-6 (G) Beeinträchtigte und/oder empfindliche Böden sind problemangepaßt zu nutzen und zu
verbessern. Belastete Böden sind zu sanieren. Erosionsanfällige Standorte sollen
durch erosionsvermindernde Nutzungsformen vor Bodenabtrag gesichert werden. Bei
Baumaßnahmen – einschließlich der Rohstoffgewinnung – ist der Verlust von Ober-
boden zu vermeiden.

Begründung
zu  B 6.4-3 Der  Boden  erfüllt für den  Menschen und den  Naturhaushalt wichtige Funktionen als
bis B 6.4-6 Lebensraum, zur Regelung im Stoff- und Energiehaushalt, für die Produktion (Land-

wirtschaft, Ernährungssicherung und Forstwirtschaft) und als Standort von Siedlung
und Infrastruktur. Bodenschutz hat – wie z. B. auch die Freiraumsicherung – ausge-
prägte Querschnittsaufgaben. Da Bodenbelastungen oft mit Wertverlusten und erheb-
lichen Kosten für die Allgemeinheit verbunden sind und zerstörte Böden i. d. R. nicht
wiederhergestellt werden können, sind bei allen Planungen und Handlungen etwaige
Beeinträchtigungen des Bodens aus Gründen der Vorsorge und Sorgfaltspflicht so
weit wie möglich zu vermeiden.

Der Regionalplan enthält keine separate, flächenhafte Darstellung für den Boden-
schutz; vielmehr sind diese Erfordernisse in Orientierung an einzelnen schutzwürdigen
Bodenfunktionen in die Instrumente der Freiraumsicherung einbezogen.

Erfordernisse des Bodenschutzes sind als schutzbedürftige Bodenfunktionen infolge
Ziele der Raumordnung zur Sicherung von Freiraumfunktionen integriert (s. a. Kap. B
6 Freiraumstruktur):

� Bereich für Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft:
Böden mit kultur- und naturgeschichtlicher Bedeutung, Geotope (Archivfunktion),
Böden der Extremstandorte (Biotopentwicklungspotential)

� Regionaler Grünzug:
Bodenschutz allgemein (alle Funktionen)

� Bereich für die Grundwassersicherung:
Böden mit besonderen Filterfunktionen

� Bereich für den Schutz oberirdischer Gewässer:
Böden mit besonderem Speichervermögen

� Bereich für die Landwirtschaft:
Böden mit mittlerer landwirtschaftlicher Nutzungseignung (Ertrags-
/Produktionsfunktion)

� Bereich für Landschaftsnutzung und –pflege:
Bodenschutz allgemein (alle Funktionen)

� Waldbereich, Wald-Zuwachs:
Bodenschutz allgemein, auf Teilflächen Erosionsschutz

Darüber hinaus bestehen weitgehende Konformitäten bei den Grundsätzen der Frei-
raumsicherung und des Bodenschutzes hinsichtlich der Reduzierung von Flächen- i-
nanspruchnahmen, Versiegelung und (Schad-)Stoffeinträgen.
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Wasse r
B 6.4-7 (G) Das Grundwasser ist zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung eines anthropogen weit-

gehend unbeeinflußten Zustandes zu schützen und zu schonen. Nur die unter was-
serwirtschaftlichen und ökologischen Gesichtspunkten gewinnbare Grundwassermen-
ge, die geringer ist als das langjährige Mittel der Grundwasserneubildung, darf ent-
nommen werden. Die Grundwasserneubildung ist zu fördern.

B 6.4-8 (G) Das Grundwasser ist vorsorgend vor Verunreinigungen zu schützen. Maßnahmen zur
Vermeidung von Verunreinigungen sind ursachen- bzw. verursacherbezogen anzu-
setzen. Bestehende Grundwasserbelastungen oder Verunreinigungen sind zu sanie-
ren.

B 6.4-9 (G) Alle Formen der Landnutzung sind den Erfordernissen des vorsorgenden Grundwas-
serschutzes durch Vermeidung von Risiken und/oder Standortalternativen anzupas-
sen.

B 6.4-10 (G) Die Nutzung der Grundwasservorkommen darf die Vegetation, die Schutzfunktion und
die land- und forstwirtschaftliche Nutzung nicht nachteilig beeinflussen. Die Waldve-
getation ist als Grundlage für eine schonende Nutzung des Grundwassers zu sichern.

Begründung
zu  B 6.4-7 Die  Verfügbarkeit  von Grundwasser  hoher Qualität ist  Voraussetzung  für eine gesi-
bis B 6.4-9 cherte Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigem, unbelasteten Trink-

wasser. Auch unabhängig von einer derzeitigen Nutzung als Trinkwasser muß Grund-
wasser vor weitreichenden Stoffeinträgen geschützt werden.

Der erforderliche Schutz der Ressource Grundwasser umfaßt die vorsorgende Siche-
rung der Qualität (Schutz vor Verunreinigungen) und der Quantität der Grundwasser-
vorkommen (Vermeidung übermäßiger, nicht nachhaltiger Grundwassergewinnung,
Sicherstellung der Grundwasserneubildung).

Mit der Ausweisung der „Bereiche für die Grundwassersicherung“ (s. Kap. B 6.1) wer-
den die überörtlich bedeutsamen und schutzbedürftigen Grundwasservorkommen in
der Region als Ziel der Raumordnung besonders gesichert. Darüber hinaus ist flä-
chendeckend der Eintrag nutzungsspezifischer Schadstoffe von Siedlungs-,  Gewer-
be-, Industrie- und Verkehrsflächen ebenso zu vermeiden wie die Einträge von Pflan-
zenschutz- und Düngemitteln aus landwirtschaftlich genutzten Flächen.

Für die Erhaltung der Regenerationsfähigkeit der Grundwasservorkommen bildet die
Gewährleistung und Aktivierung der Grundwasserneubildung zusammen mit der aus-
schließlich nachhaltigen Grundwassergewinnung (max. unterhalb des langjährigen
Mittels der Grundwasserneubildung) eine wesentliche Voraussetzung.

zu B 6.4-10 Wälder wirken dämpfend auf den Oberflächenabfluß und können die Grundwasser-
neubildung quantitativ und qualitativ positiv beeinflussen. Aus diesem und wegen an-
derer Schutz- und Nutzungsfunktionen soll die Nutzung sorgsam vorgenommen wer-
den. Entgegen den i. d. R. einjährigen landwirtschaftlichen Kulturen handelt es sich
bei Wald um besondere Lebensgemeinschaften mit langfristiger Nutzungsdauer.
Selbst bei schneller Nutzung benötigen Bäume 80 (Fichte) bis zu 250 (Eiche) Jahre,
um reif für eine Verjüngung zu werden. Bei großflächiger Schädigung von Wäldern in
Mittelgebirgen ist mit erheblichen ökologischen Konsequenzen zu rechnen (z. B. für
den Hochwasserschutz). Vor Beginn der Erschließung oder Nutzung von Grundwas-
servorkommen sind in begründeten Fällen Vegetationsaufnahmen und forsthydrologi-
sche Gutachten zu erstellen.

B 6.4-11 (G) Die Oberflächengewässer sind so zu bewirtschaften, daß der Zustand mäßiger Be-
lastung (Güteklasse II) nicht überschritten wird. In den „Bereichen für die Grundwas-
sersicherung“ ist die Güteklasse I-II anzustreben. Dazu sind neben den erforderlichen
Neubauten von Kläranlagen die technischen Verbesserungen vorhandener Kläranla-
gen, die Verminderung des Eintrags von gewässerbelastenden Stoffen aus diffusen
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Quellen und Maßnahmen zur Steigerung der natürlichen Selbstreinigungskraft der
Gewässer erforderlich. Die Einleitung von Niederschlagswasser von Verkehrsflächen
darf nicht zu einer Verschlechterung der Wasserqualität führen.

Begründung
zu B 6.4-11 Die Erhaltung und – soweit erforderlich – Verbesserung der Gewässerqualität ist ein

wesentlicher Beitrag zur Wiederherstellung bzw. Steigerung der Funktionsfähigkeit
des Naturhaushalts und zur Sicherung einer vielseitigen Nutzungsmöglichkeit der
Gewässer. Dementsprechend sind die Einleitungen gewässerbelastender Stoffe ve-
rursacherseits auf das angestrebte Qualitätsziel zu reduzieren. Gleichzeitig sind die
regenerativen Wirkungen der natürlichen Selbstreinigungskraft der Gewässer sicher-
zustellen und durch geeignete Maßnahmen zu unterstützen. Dazu gehört u. a. das
Fernhalten schwer abbaubarer und toxischer Stoffe oder sich im Naturhaushalt anrei-
chernder Substanzen wie auch die Erhaltung und Wiederherstellung der regenerati-
onsfördernden Gewässerstrukturen.

B 6.4-12 (G) Die als Abfluß- und Retentionsraum wirksamen Bereiche in und an Gewässern sind in
ihrer Funktionsfähigkeit für den Hochwasserschutz, für die Grundwasserneubildung
und den Landschaftshaushalt zu erhalten. Insbesondere die natürlichen Überflutungs-
bereiche und Rückstaubereiche sind sicherzustellen und in geeigneten Bereichen zu
erweitern. Überschwemmungsgebiete entlang der Gewässer und die Talsohlen sind
von allen Nutzungen freizuhalten, die den Hochwasserabfluß beeinträchtigen und die
durch den Hochwasserabfluß geschädigt werden können.

B 6.4-13 (G) Die Inanspruchnahme von Überschwemmungsgebieten für bauliche Anlagen und
Aufschüttungen ist nicht zulässig. Werden Überschwemmungsgebiete in Anspruch
genommen, so ist der Retentionsraumverlust durch Ersatzretentionsraum auszuglei-
chen. Abflußverschärfenden Maßnahmen im Siedlungsbereich, bei der Landnutzung
oder anderen Vorhaben und der Ausweisung von neuen Bauflächen ist entgegenzu-
wirken. Ausbaumaßnahmen am Gewässer dürfen nicht zu einer Abflußbeschleuni-
gung beitragen.

B 6.4-14 (G) Im Rahmen von Maßnahmen der Gewässerrenaturierung und der Landschaftspflege
im Gewässerbereich ist eine Verlangsamung der Fließgeschwindigkeit anzustreben.
Die biologische Durchgängigkeit und die typischen Strömungsverhältnisse der Ge-
wässerzone sind zu wahren bzw. wiederherzustellen. Die Nutzung der Retentions-
räume als Grünland oder Auwald ist zu sichern und wo erforderlich wiederherzustel-
len.

Begründung
zu  B 6.4-12 Neben  den Aspekten der  Gewässerqualität sind die  Hochwasserrückhaltung und der
bis B 6.4-14 Hochwasserabfluß wichtige fachübergreifende Aufgaben im Rahmen der Sicherung

oberiridischer Gewässer. Hochwasser als Folge starker Niederschlagsereignisse sind
nicht verhinderbar. Der planerische Ansatz muß daher darauf ausgerichtet sein, die
schädlichen Auswirkungen dieser Hochwasser zu verringern. Zur Verwirklichung des
vorbeugenden Hochwasserschutzes darf weder durch Bauvorhaben noch durch die
Land- und Forstwirtschaft der Oberflächenabfluß gesteigert werden. Insbesondere de-
zentrale Möglichkeiten der Flächenentsiegelung, Niederschlagsversickerung und –
speicherung sind auszuschöpfen. Renaturierungsmaßnahmen an Gewässern sollen
u. a. auch zu einer Erhöhung des Retentionsvermögens führen.

In den periodisch oder sporadisch von Überflutungen betroffenen Bereichen sind das
Retentionsvermögen und der Abfluß zu gewährleisten. Retentionsraumbeanspru-
chende oder abflußbehindernde Maßnahmen (Bauvorhaben, Aufschüttungen usw.)
sind ebenso zu verhindern wie Nutzungen, die durch Überflutungen eine Gefährdung
oder Schädigung hervorrufen. Für den vorbeugenden Hochwasserschutz ist die Stär-
kung der Retentionsfunktion der Landschaft durch (Re-)Aktivierung von Bereichen, die
als Retentionsraum geeignet sind, anzustreben. Diese überwiegend im Auenbereich
zu realisierenden Maßnahmen bieten gleichzeitig Ansätze für eine Entwicklung der
natürlichen Auendynamik und die Vernetzung ökologisch wertvoller Bereiche.
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Der Wald in den Mittelgebirgen und die natürliche Vegetation in den Überschwem-
mungsgebieten (Auwald) sind ein guter Hochwasserschutz. Die Erhaltung der vorhan-
denen Wälder, Aufforstungen und die natürliche Entwicklung der Vegetation bilden
kostengünstige Formen des Hochwasserschutzes.

Luf t /K l ima
B 6.4-15 (G) Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, die Landschaft sowie Kultur- und

sonstige Sachgüter sind vor schädlichen Luftverunreinigungen zu schützen. Dem Ent-
stehen von Luftverunreinigungen, insbesondere von säurebildenden Schadgasen ist
durch anlagenbezogene und planerische Maßnahmen entgegenzuwirken. Vorhande-
ne Luftverunreinigungen sind zu reduzieren.

Begründung
zu B 6.4-15 Das Umweltmedium Luft bzw. die Luftqualität muß durch die Reduzierung des Aus-

stoßes von Luftverunreinigungen gesichert werden. Vorrangig vor planerischen Maß-
nahmen durch räumliche Ordnung sind dabei verursacherbezogene Handlungsansät-
ze zur Verminderung des Schadstoffausstoßes zu verwirklichen.

Die Gesamtsumme der Emissionen in Untersuchungsgebieten darf durch geplante
Vorhaben nicht erhöht werden; d. h. zusätzliche Emissionen sind durch emissions-
mindernde Maßnahmen auszugleichen.

Besonderer Handlungsbedarf besteht in den Verdichtungs- und Ordnungsräumen
hinsichtlich des Einsatzes emissionsfreier oder emissionsarmer Verkehrsmittel und
der Verwendung schadstoffarmer oder schadstofffreier Energieträger.

Neben den direkten positiven Wirkungen einer konsequenten Luftreinhaltepolitik auf
die Umwelt und Menschen vor Ort leistet die Reduzierung von Luftverunreinigungen
auch regional und global einen wesentlichen Beitrag zur Klimastabilisierung- bzw.
verbesserung.

B 6.4-16 (G) Die Maßnahmen zur Luftreinhaltung und zum Klimaschutz sind durch die Sicherung
der klimatischen Regenerationsfunktionen der Landschaft zu unterstützen. Dabei sind
die Bereiche mit besonderer Ausprägung von lufthygienischen Ausgleichsleistungen,
insbesondere im Verdichtungs- und Ordnungsraum zu erhalten und in ihrer Bedeu-
tung für die Kalt- und Frischluftentstehung sowie für die Luftaustauschprozesse zu si-
chern.

Begründung
zu B 6.4-16 Luft und Klima haben als wesentliche und schützenswerte Umweltfaktoren hohe Be-

deutung für die planerische Sicherung der Umweltqualität. Die klimatischen Aus-
gleichsleistungen (s. a. Kap. B 1 Freiraumsicherung) sind ein in der Regional- und
Bauleitplanung zu beachtender Faktor. Sie tragen – ergänzend zu emissionsmindern-
den Maßnahmen – zur Lufterneuerung und zum Luftaustausch in bzw. für stärker
stofflich oder thermisch belastete Teilräume bei. Aber auch in ländlich strukturierten
Teilräumen besteht die Notwendigkeit, größere zusammenhängende Regenerations-
gebiete zu sichern.

Natur  und  La ndsc haf t

B 6.4-17 (G) Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft sind in der für den jeweili-
gen Naturraum typischen Form zu schützen und zu entwickeln. Die Funktionsfähigkeit
des Naturhaushalts sowie seiner Wechselwirkungen sind im unbesiedelten und besie-
delten Bereich zu sichern. Grundlage hierfür ist die Sicherung der Kulturlandschaft
durch eine nachhaltige Land- und Forstwirtschaft. Dazu sind auf genügend großen
Flächen mit intaktem oder wenig gestörten Naturhaushalt andere Inanspruchnahmen
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zu unterbinden, eine ungestörte natürliche Entwicklung zu fördern und vorhandene
Schäden zu beseitigen. Auf allen übrigen Flächen ist die Beeinträchtigung des Natur-
haushalts auf das unvermeidbar Maß zu begrenzen. Das Erscheinungsbild der Kul-
turlandschaft ist in seinen vielfältigen Formen und teilraumtypischen Ausprägungen zu
sichern.

B 6.4-18 (G) Die nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter ist zu sichern, nicht oder nur schwer
erneuerbare Naturgüter dürfen nur genutzt werden, wenn andere Belange überwiegen
und keine Alternativen bestehen.

Begründung
zu   B 6.4-17 Der  Schutz von Natur und Landschaft,  einschl. des Naturhaushalts und der Natur-

güter
und B 6.4-18 im unbesiedelten und besiedelten Bereich trägt wesentlich zur Stabilisierung ausge-

wogener ökologischer, sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Berhältnisse bei und
bildet eine wichtige Grundlage für die dauerhaft umweltgerechte Entwicklung. Flä-
chendeckend gilt das Erfordernis, die Inanspruchnahme und/oder Beeinträchtigung
auf das unvermeidbare Maß zu begrenzen. In Teilräumen mit besonderer Ausprägung
typischer Merkmale des jeweiligen Naturraums ist eine hervorgehobene Schutzfunkti-
on zu verwirklichen. Diese beinhaltet neben der Unterbindung von Beeinträchtigungen
oder Inanspruchnahmen die Förderung der natürlichen Entwicklung entsprechend der
im Naturhaushalt wirksamen Faktoren und der Dynamik ihres Zusammenwirkens bzw.
den Leitvorstellungen von Naturschutz und Landschaftspflege (s. Kap. C 1).

Der Schutz und die Entwicklung von Natur und Landschaft sind eng verknüpft mit den
Aufgaben der Freiraumsicherung und des Ressourcenschutzes. Diese Aufgaben er-
fordern insgesamt eine fachübergreifende Würdigung; sie gehen in der regionalplane-
rischen Umsetzung deutlich über die Fachaufgaben von Naturschutz und Land-
schaftspflege hinaus.

B 6.4-19 (G) Für den Schutz und die Entwicklung naturnaher Lebensräume ist unter Beachtung der
naturräumlichen Besonderheiten ein angemessener Teil der Regionsfläche zu si-
chern. Der Mindestumfang hat dabei 10 % der Landesfläche und 20 % der Fläche
stehender Gewässer nicht zu unterschreiten.

Begründung
zu B 6.4-19 Die Erhaltung und Stabilisierung des Arten- und Biotoppotentials erfordert die Siche-

rung der dafür geeigneten naturnahen Lebensräume in einem angemessenen Min-
destumfang, der pauschaliert für die Gesamtregion mit 10 % angesetzt werden kann.
Diese Größenordnung entspricht dem HENatG § 1 Abs. 2 Ziff. 2 („... Auf einem Zehn-
tel der Landesfläche sowie einem Fünftel der Fläche stehender Gewässer hat die
Entwicklung naturnaher Lebensräume deshalb Vorrang.“). Aufgrund der unterschiedli-
chen Vorkommenshäufigkeit und Ausdehnung in den einzelnen Naturräumen kann ei-
ne weitere, teilräumliche Differenzierung dieses Zahlenwertes nicht vorgenommen
werden. Vielmehr bilden die Erkenntnisse aus der Landschaftsplanung die jeweils
fachlich begründeten Größenordnungen. Gleiches gilt für die Vereinbarkeit von Nut-
zungen bzw. die Förderung spezieller Nutzungen auf diesen Flächen. Im Einzelfall ist
ebenfalls zu prüfen, in welchem Umfang dieser Flächenanteil des formellen Schutzes,
d. h. der Ausweisung von Schutzgebieten gem. Naturschutzrecht bedarf.

Der Regionalplan stellt diese Teilräume als „Bereiche für Schutz und Entwicklung von
Natur und Landschaft“ dar (s. Kap. Freiraumsicherung).

B 6.4-20 (G) Der Verbund ökologisch bedeutsamer Freiräume ist als zusammenhängendes Netz
bestehender schutzwürdiger Bereiche und zu entwickelnder Bereiche mit Funktionen
für den Arten- und Biotopschutz zu sichern. Kernzonen sind dabei die landesweit und
regional bedeutsamen natürlichen Lebensräume besonderer Schutzwürdigkeit und
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großflächige Naturschutzgebiete. Sie bilden die Grundlage für die räumliche Ver-
knüpfung.

Begründung
zu B 6.4-20 Die Sicherung, Entwicklung und Gestaltung eines ökologischen Verbundsystems ge-

hört zu den hervorgehobenen Erfordernissen der Raumordnung (s. MKRO). Es dient
der Stabilisierung und Entwicklung des flächenhaften Arten- und Biotopschutzes, wirkt
der Isolation einzelner Lebensräume entgegen und trägt insgesamt zur Lebensraum-
verbesserung bei. In den kommunalen Landschaftsplänen ist unter Berücksichtigung
landschaftsplanerischer Erkenntnisse festzulegen, ob und in welcher Art bzw. in wel-
chem Umfang eine Nutzung möglich oder erforderlich ist. Gleiches gilt für die formale
fachgesetzliche Umsetzung dieser, als „Bereiche für Schutz und Entwicklung von Na-
tur und Landschaft“ dargestellten Bereiche.
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C Fachl iche  Z ie le ,  Grundsätze  und Er for -
dern isse

C 1 Natursc hutz  und  La ndsc ha f ts p f le ge

C 1-1 (G) Naturschutz und Landschaftspflege sollen die Sicherung der Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts sowie die Gestaltung und Entwicklung der Kulturlandschaft im Zu-
sammenwirken mit anderen raum- und entwicklungsgestaltenden Planungsträgern
gewährleisten. Die Dynamik der Eigenentwicklung von Natur und Landschaft sowie
der Wandel in der Kulturlandschaft, ihrer Nutzungen und der an sie gestellten Ansprü-
che sollen in den Leitvorstellungen und den Handlungsansätzen von Naturschutz und
Landschaftspflege ihre Berücksichtigung finden.

C 1-2 (G) Planungen und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zum
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft sollen unter besonderer
Berücksichtigung der strukturräumlichen Erfordernisse und der naturräumlichen Situa-
tion erfolgen.

C 1-3 (G) Der Landschaftsrahmenplan Mittelhessen ist die fachliche Grundlage für die Vorbe-
reitung von Maßnahmen auf überörtlicher Ebene. Die kommunale Landschaftsplanung
ist wichtiges Instrument für die Wahrnehmung dieser Fachaufgaben auf örtlicher Ebe-
ne.

Begründung
zu  C 1-1 Natur und Landschaft unterliegen einer eigenständigen Dynamik und Entwicklung, die
bis C 1-3 in ihrer Ausprägung durch die im Naturhaushalt wirksamen Faktoren bestimmt werden

und durch die Landschaftsnutzung bzw. deren Veränderungen, durch Stoffeinträge
usw. beeinflußt werden. Das Erscheinungsbild der (Kultur)Landschaft ist weitgehend
durch die aktuelle Nutzung, durch frühere Nutzungen und die in den jeweiligen Zeit-
räumen herrschenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
geprägt und gestaltet. Der Wandel dieser Rahmenbedingungen beeinflußt das Er-
scheinungsbild der Landschaft sowie die Einstellung und Werthaltung der Gesellschaft
zu Natur und Landschaft.

Naturschutz und Landschaftspflege leisten einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung
und Entwicklung des Naturhaushalts, des Artenpotentials und der Landschaftsgestal-
tung. Die Instrumente zur Planung und zur Umsetzung von Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege sollen die jeweiligen strukturräumlichen Erforder-
nisse (Verdichtungs- und Ordnungsräume, ländlicher Raum) ebenso einbeziehen wie
die spezifische Situation in den jeweiligen Naturräumen. Dementsprechend ist zu ei-
ner möglichst optimalen Umsetzung der fachlichen Ziele und Grundsätze von Natur-
schutz und Landschaftspflege die jeweilige räumliche Situation bei der Konzipierung
von Maßnahmen zu Schutz/Pflege bzw. Gestaltung/Entwicklung wichtig.

Das Planungsinstrument auf überörtlicher Ebene ist der Landschaftsrahmenplan. Er
bildet u. a. die fachliche Grundlage und dient der Vorbereitung weiterer fachlicher Pla-
nungen und Maßnahmen, insbesondere auch für die raumbezogene Umsetzung der
Vorschriften des Naturschutzrechts. Die örtliche Ebene wird durch den kommunalen
Landschaftsplan ausgefüllt.

C 1-4 (G) Die Verwirklichung der Ziele und Grundsätze von Naturschutz und Landschaftspflege
ist auf der überörtlichen Ebene des Landschaftsrahmenplanes so konkretisiert, daß
sie der jeweiligen naturräumlichen Situation, dem Landschaftscharakter und den dar-
aus resultierenden fachlichen Erfordernissen gerecht wird.
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Für folgende Naturräume bzw. Planungseinheiten 12 sind fachspezifische Leitvorstel-
lungen als Orientierung für Schwerpunktsetzungen bei weiteren Planungen und Maß-
nahmen formuliert:

  1. „Hoher Westerwald“
  2. „Oberwesterwald“
  3. „Lahn-Dill-Bergland“
  4. „Burgwald“
  5. „Marburg-Gießen-Weilburger Lahntal“
  6. „Oberhessische Schwelle“
  7. „Fulda-Haune-Tafelland“
  8. „Hoher Vogelsberg“
  9. „Unterer Vogelsberg“
10. „Vorderer Vogelsberg“
11. „Östlicher Hintertaunus“
12. „Becken- und Senkenlandschaften“

- „Amöneburger Becken“
- „Alsfelder Mulde“
- „Großenlüder-Lauterbacher Graben“
- „Großenlüdener Hügelland“
- „Wetterau“
- „Limburger Becken“
- „Goldener Grund“

Begründung
zu C 1-4 Aufgrund der Vielgestaltigkeit der mittelhessischen Landschaft, ihres Charakters und

der unterschiedlichen Ausprägungen der für Naturschutz und Landschaftspflege wich-
tigen Faktoren (Höhenlage, Relief, Standortverhältnisse, Artenpotential usw.) ist zur
fachgerechten Konkretisierung der spezifischen Ziele und Grundsätze eine teilräumli-
che Betrachtung bzw. Untergliederung erforderlich. Sie bietet die Basis für differen-
ziert und zielgerichtet zu formulierende fachliche Schwerpunkte hinsichtlich der An-
wendung des naturschutzrechtlichen Instrumentariums. Die Abgrenzung der Pla-
nungseinheiten erfolgt in Anlehnung an die „Naturräumliche Gliederung Hessens“.Die
weitere räumliche und inhaltliche Konkretisierung erfolgt auf der fachlichen Ebene des
Landschaftsrahmenplans.

C 1-5 (Z) Maßnahmen zum Schutz von Teilen von Natur und Landschaft, insbesondere die
Ausweisung von Naturschutzgebieten, haben vorrangig in den „Bereichen für Schutz
und Entwicklung von Natur und Landschaft“ zu erfolgen.

Gleiches gilt für Maßnahmen der Biotopentwicklung, zum Biotopverbund und für über-
örtlich bedeutsame Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.

Begründung
zu C 1-5 Insbesondere der Flächenschutz als deutlich raumwirksame Komponente des Natur-

schutzes steht in enger Verbindung mit der Sicherung ökologischer Freiraumfunktio-
nen. Damit bilden die unter Integration der Ergebnisse der Landschaftsrahmenpla-
nung ermittelten und fachübergreifend abgestimmten „Bereiche für Schutz und
Entwicklung von Natur und Landschaft“ den räumlichen Handlungsrahmen für den
Einsatz der naturschutzrechtlichen Instrumente. Sie beinhalten ebenso die überörtlich
bedeutsamen, bereits durch BNatSchG (§ 20 c) und HENatG (§ 23) geschützten Le-
bensräume, für die eine förmliche Schutzgebietsausweisung nicht zwingend erforder-
lich ist.

                                          
12 Gemäß Landschaftsrahmenplan Mittelhessen 1998
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Als erhaltungs- bzw. sicherungsbedürftig sind unter Würdigung der nach C 1-4 (G) ge-
troffenen teilräumlichen Gliederung insbesondere die gebietstypischen Ausprägungen
von Natur und Landschaft (insbesondere Offenlandcharakter, hohe Strukturvielfalt,
kleinräumig wechselnde Nutzungsmosaike, Auen- und Wald-Wiesentäler, kulturhisto-
rische Landschaftselemente) einzustufen. Zu den seltenen/gefährdeten Biotoptypen
zählen insbesondere die in der hessischen Biotopkartierung erfaßten Waldbestände,
Feucht- und Naßstandorte, Gewässer, Uferbereiche, artenreiche Grünlandflächen,
Trockenstandorte, Hute- und Streuobstflächen sowie punktuell Sukzessionsflächen.
Die extensive Landwirtschaft hat eine hohe Bedeutung für die Erhaltung und Entwick-
lung der Kulturlandschaft. Daher ist die Landbewirtschaftung in diesen Bereichen
dauerhaft und nachhaltig zu unterstützen. Der Umsetzung auf dieser Ebene dienen z.
B. die Maßnahmen aus regionalen Landschaftspflegekonzepten und den Land-
schaftsplänen.

Der zuständigen Naturschutzbehörde ist damit als „Ziel der Raumordnung“ ein Rah-
men gesetzt, dessen Beachtung die zukünftige Ausweisung von Schutzgebieten
regionalplanerisch vorbereitet (siehe auch B 6.2-3 (Z)).

C 1-6 (G) Die bestehenden großflächigen Landschaftsschutzgebiete sind in Anpassung an die
aktuellen naturschutzrechtlichen Vorschriften zu überprüfen und unter Einbeziehung
der tatsächlichen landschaftlichen Situation und den naturraumspezifischen Leitvor-
stellungen neu zu konzipieren.

Landschaftsschutzgebiete dienen in besonderem Maße der Sicherung ökologischer
und sozialer Freiraumfunktionen in der Kulturlandschaft; Beeinträchtigungen des Er-
scheinungsbildes der Landschaft sollen gemindert und zukünftig vermieden werden.

Begründung
zu C 1-6 Die Veränderungen in der Kulturlandschaft, ihrer Nutzung und der an sie gestellten

Schutz- und Nutzungsansprüche begründen eine Neubewertung der derzeitigen Situ-
ation. Darüber hinaus liefert die Weiterentwicklung des Naturschutzrechts den Anlaß
für Überlegungen zu einer Neukonzeption. Als fachliche Grundlage steht der Land-
schaftsrahmenplan im Mittelpunkt der planerischen Vorbereitung künftiger Schutzziele
und Gebietsabgrenzungen. Als wichtige Kriterien gelten dabei

� die landschaftliche Eigenart, das Relief und das Landschaftsinventar,
� großflächige, weitgehend unzerschnittene besondere Struktureinheiten,
� Landschaftsprägung durch besondere (historisch gewachsene) Nutzungsformen,
� charakterprägende Siedlungs- und Bauformen,
� die besondere Eignung für landschaftsgebundene Erholungsformen.

C 1-7 (G) Bei der Landschaftsnutzung, bei Vorhaben und Maßnahmen mit Auswirkungen auf
Natur und Landschaft sind Eingriffe und Beeinträchtigungen so gering wie möglich zu
halten. Die Bewertung nicht vermeidbarer Eingriffe und die Festlegung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen soll sich an den naturraumspezifischen Leitvorstel-
lungen orientieren.

Maßnahmen der Landschaftspflege, -gestaltung und –entwicklung sollen aus den
jeweiligen Leitvorstellungen abgeleitet werden. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
sollen primär in den „Bereichen für Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft“
erfolgen.

Begründung
zu C 1-7 Auch künftig werden durch Nutzungsansprüche die Eingriffe oder Beeinträchtigungen

von Natur und Landschaft nicht immer vermeidbar sein. Daher sind Ausgleichs-/Er-
satzmaßnahmen sowie Landschaftsgestaltung und –entwicklung möglichst effektiv
und den standörtlichen Erfordernissen angemessen auszuführen. Die naturräumliche
Betrachtungsweise ist dabei ebenso hilfreich wie die Einbindung von Einzelmaßnah-
men in überörtliche Konzepte. Leitvorstellungen sind im Landschaftsrahmenplan und
in den kommunalen Landschaftsplänen zu formulieren. In den land- und forstwirt-
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schaftlich genutzten Bereichen können Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen dem Biotop-
verbund, aber auch der Stärkung anderer Freiraumfunktionen dienen.

Projekte zur Landschaftsentwicklung (oder einzelner Landschaftsfunktionen) können
dabei durch finanzielle Förderung und durch Maßnahmen der Bodenordnung zielge-
richtet und effizient verwirklicht werden. Als fachlich konzeptionelle Basis leisten der
Landschaftsrahmenplan und der kommunale Landschaftsplan dazu einen wichtigen
Beitrag.

C 2 Immiss ions s chutz
C 2-1 (G) In der Planungsregion sollen bestehende Belastungen der Bevölkerung durch Immis-

sionen (Lärm und Luftverunreinigungen) beseitigt bzw. erheblich reduziert und zusätz-
liche Belastungen verhindert werden. Siedlung, Industrie und Verkehr sind so zu ges-
talten, daß die Bevölkerung so weit als möglich vor Immissionen geschützt wird.

C 2-2 (G) Klimarelevante, anthropogene Emissionen, insbesondere die Vorläufersubstanzen,
welche den Ozonabbau in der Stratosphäre bewirken, sind wo immer möglich zu re-
duzieren, um nachteiligen Treibhauseffekten entgegenzuwirken.

C 2-3 (G In den bisher nur gering durch Immissionen beeinträchtigte Teile der Region sind die-
se besseren Umweltbedingungen zu erhalten.

Luftreinhaltung
C 2-4 (G) Ein Emissionskataster auf der Basis genehmigungsbedürftiger Anlagen soll von den

nach Landesrecht zuständigen Behörden erstellt werden, um Aufschluß über die Ver-
unreinigung der Luft mit Stäuben und Abgasen zu geben. Vor der Errichtung emittie-
render, nach BImSchG genehmigungspflichtiger Anlagen ist großräumig die Immissi-
onsgrundbelastung in der Summe zu überprüfen, um schädlichen Einflüssen auf Be-
völkerung, Tierwelt und Vegetation durch geeignete Maßnahmen entgegenwirken zu
können.

Begründung
zu C 2-1 Zurückgehende Schadstoffkonzentrationen (vgl. hierzu RROG 1997, Kapitel 21,

S. 253 ff. und Lufthygienische Monatsberichte der HLfU, Wiesbaden) sind überwie-
gend auf die Sanierung von Altanlagen zurückzuführen. Um diese Entwicklung fort-
zuführen, ist es erforderlich, daß Altanlagen möglichst zügig auf den neuesten Stand
der Technik nachgerüstet werden.

zu C 2-2 Das Immissionsschutzrecht gilt dem direkten Schutz des Menschen vor (gesundheits-
schädlichen) Immissionen, insofern sind Zielsetzungen zum Schutz vor nachteiligen
Klimaveränderungen nur bedingt sinnvoll in diesem Kapitel angeordnet. In den Fach-
kapiteln wie Energie, Verkehr, Landwirtschaft und anderen, werden daher die ent-
sprechenden Ziele und Grundsätze festgelegt und im Emissionsminderungskonzept
(Teil II des Regionalplans) zusammengefaßt und ergänzt.

zu C 2-3 Der Luftaustausch darf in den für die Frischluftversorgung bedeutsamen Bereichen
nicht beeinträchtigt werden.

C 2-5 (G) Durch "Regionale Grünzüge" sollen zwischen bebauten Gebieten Frischluftschneisen
freigehalten werden, die einen thermischen Luftaustausch ermöglichen (s. Kap. B
6.1).

C 2-6 (G) In den Regionsteilen, die eine hohe Grundbelastung aufweisen, ist bei Produktions-
erweiterungen und bei Errichtung von gewerblichen und industriellen Anlagen (ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen nach BImSchG) eine teilräumliche Bestimmung der
vorherrschenden Immissionssituation durchzuführen.

Begründung
zu  C 2.-5 Teilräume der Region, insbesondere Tal- und Kessellagen mit dichter Besiedlung, ho-
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und C 2-6 hem Industriebesatz und hohem Verkehrsaufkommen, weisen erhöhte Schadstoff-
konzentrationen in der Luft auf. Dies ist tlw. durch Einzelmessungen oder durch die
sog. Flechtenkartierung für praktisch das gesamte Dilltal und im Lahntal für die Berei-
che Gießen, Marburg und Wetzlar nachgewiesen.

C 2-7 (G) Antropogen entstehende Vorläufersubstanzen, welche zur Bildung des bodennahen
Ozons beitragen (Sommersmog), sind nach Möglichkeit schon im Vorfeld durch ge-
eignete Vorkehrungen und Maßnahmen zu vermeiden bzw. abzubauen.
In besonders belasteten Gebieten (Untersuchungsgebiete gem. § 44 BimSchG) sind
Luftreinhaltepläne zu erstellen. Der Luftreinhalteplan soll die festgestellten Emissionen
und Immissionen darstellen sowie Angaben über die festgestellten Wirkungen, die Ur-
sachen und ihre Auswirkungen enthalten. Weiterhin sollten in dem Luftreinhalteplan
eine Abschätzung der zu erwartenden künftigen Änderungen enthalten sein sowie
Maßnahmen zur Verminderung der Luftverunreinigung dargelegt werden.

Begründung
zu C 2-7 Zur Verminderung ozonbildender Vorläufersubstanzen sind insbesondere alle planeri-

schen Möglichkeiten auszuschöpfen, die geeignet sind, die Emissionen von Stickoxi-
den und flüchtigen Kohlenwasserstoffen zu mindern (vgl. hierzu RROG 1997, Kap.
21, S. 253 ff).

C 2-8 (G) Freizeit- und Erholungseinrichtungen sind nicht in unmittelbarer Nähe von bodenna-
hen Emissionsquellen (z. B. stark befahrenen Straßen, Parkplätzen etc.) zu planen.

C 2.-9 (G) Anbauflächen, deren Produkte der Ernährung dienen, sind nicht unmittelbar an stark
befahrenen Straßen oder ihren Verknotungsbereichen oder im Umfeld gewerblicher
Nutzflächen zu planen.

C 2-10 (G) In dicht bebauten Gebieten ist durch Maßnahmen zur Entsiegelung sowie durch Be-
grünung von Fassaden und Dächern eine Verbesserung des Lokalklimas anzustre-
ben.

Lärmschutz
C 2-11 (G) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind durch geeignete Nutzungs-

Zuordnung schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend
dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch auf sonstige schutzbedürftige Gebiete
soweit wie möglich zu vermeiden. Damit ist die Lärmbelastung – einschließlich der
bestehenden Belastung – durch verschiedenartige Lärmquellen zu berücksichtigen.

C 2-12 (G) Die Gemeinden sollen Lärmminderungspläne aufstellen sowie die erforderlichen
Maßnahmen zur Lärmminderung ermitteln und umsetzen. Zukünftige Belastungen
sollen vermieden werden.

C 2-13 (G) Aktive und passive Schalldämmeinrichtungen sind vorzusehen (z. B. Anlage von Im-
missionsschutzstreifen und –wald).

C 2-14 (G) Zwischen Wohnbebauung und Hauptverkehrstrassen ist ein Mindestabstand von
300 m einzuhalten.

Begründung
zu  C 2-11 Eine  Vielzahl wissenschaftlicher Untersuchungen belegt  die gesundheitsbeeinträchti-
bis C 2-14 genden Wirkungen des Lärms. Trotz dieser Erkenntnisse wird der Lärmproblematik

oft noch nicht die erforderliche Aufmerksamkeit gewidmet, und es werden vielfach
noch nicht die notwendigen Lärmschutzmaßnahmen durchgeführt.

Ist eine Annäherung der Wohnsiedlungen auf unter 300 m an eine Hauptverkehrs-
trasse erforderlich, muß durch ein Lärmgutachten nachgewiesen werden, daß die
Grenzwerte der zumutbaren Lärmbelastung nicht überschritten werden. Zu den
Hauptverkehrstrassen zählen Bundesstraßen, Autobahnen sowie Hauptstrecken der
Bundesbahn, wie z. B. die Main-Weser-Bahn und die DB-Neubaustrecke Köln -
Rhein/Main.
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Der Verkehrslärm ist bundesweit für einen sich ausweitenden Lärmteppich verant-
wortlich, der eine gesundheitsschädliche Wirkung ausübt.

Eine sinnvolle Ordnung der Siedlungsstruktur hilft, unnötigen Verkehr zu vermeiden
und wirkt durch eine Konzentration von störendem Gewerbe in geeigneten Industrie-
und Gewerbegebieten insoweit lärmmindernd, als die Fläche insgesamt entlastet wird.

C 2-15 (G) Bei der Planung von Sportanlagen ist durch ausreichende Abstände zu anderen Nut-
zungen sicherzustellen, daß die jeweiligen Immissionsrichtwerte der Sportanlagen-
lärmschutzverordnung (18. BImSchV) eingehalten werden.

C 2-16 (G) Bei der Gestaltung der Siedlungsräume muß durch Verkehrslenkung innerhalb der
Wohngebiete eine Verkehrsberuhigung erfolgen. Durch die Schaffung von Wohnstra-
ßen und verkehrsberuhigten Zonen ist das Wohnumfeld von störenden Lärmbelästi-
gungen freizuhalten.

C 2-17 (G) Insbesondere in Gemeinden, die durch ihre Lage an Hauptverkehrstrassen erheblich
vorbelastet sind, sollen Lärmminderungspläne aufgestellt und umfassende Maßnah-
men zur Reduzierung der Lärmbelästigung eingeleitet werden. Zuständig ist der je-
weilige Straßenbaulastträger*).

C 2-18 (G) Die mit Lärm gering belasteten Räume sind auch künftig von Lärmemittenten freizu-
halten und vor Lärmimmissionen zu schützen.

Begründung
zu  C 2-15 Ruhebedürftige  Einrichtungen  im  kulturellen sowie im sozialen Bereich (z. B. Naher-
bis C 2-18 holungseinrichtungen, Schulen, Kindergärten und Krankenhäuser) können in unmit-

telbarer Nachbarschaft zu lärmintensiven Emittenten ihren Zweck nicht oder nur sehr
eingeschränkt erfüllen. Ein Schutz dieser Einrichtungen muß im Rahmen der Bauleit-
planung erfolgen. In der Bauleitplanung können zum Schutz schallgefährdeter Berei-
che schallschützende Maßnahmen (z. B. Wände, Fenster, Dämme, Bepflanzung)
vorgeschrieben werden.

C 2-19 (G) Im Bereich des Luftverkehrs sind bei dem Ausbau von Landeplätzen sowie bei der
Festlegung von Flugwegen die schutzwürdigen Interessen der Bevölkerung vor Lärm-
beeinträchtigungen vorrangig zu berücksichtigen.

C 2-20 (G) Landeplätze sollen nur in dünn besiedelten Räumen betrieben werden.

C 2-21 (G) Die Schaffung von Einrichtungen für den Flugmodellsport ist an Wohnstandorten und
in Bereichen für Siedlung – Bestand und Planung - sowie in oder in der unmittelbaren
Nachbarschaft von empfindlichen Bereichen (Erholung und Naturschutz) nicht zuläs-
sig.

C 2-22 (Z) Zur Beurteilung der zumutbaren Lärmbeeinträchtigung des Einzugsbereiches ist ein
Lärmgutachten zu erstellen.

Begründung
zu  C 2-19 Luftverkehr,  Flugsport  und Modellflugsport  verursachen Lärm,  der insbesondere  in
bis C 2-22 dichter besiedelten Gebieten und in Erholungsräumen zu Konfliktsituationen führt.

Zahlreiche Pressemeldungen und die Aktivitäten verschiedener Bürgerinitiativen bele-
gen dies. Die Notwendigkeit zur Erstellung von Lärmgutachten ergibt sich aus den
Richtlinien für die Genehmigung der Anlage und den Betrieb von Flugplätzen für
Flugmodelle und für die Erteilung der Erlaubnis zum Aufstieg von Flugmodellen. Ein-
richtungen für den Flugmodellsport unterliegen den Regelungen des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes.

Geruchs-Immissionen

                                          
*) Entspricht nicht der Rechtslage
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C 2-23 (Z) Geruchsbelästigungen müssen durch geeignete Maßnahmen (z. B. einzuhaltende
Mindestabstände bzw. technische Einrichtungen) vermieden werden. D. h. zwischen
Wohnbebauung und geruchsintensiven Betrieben (z. B. tierhaltenden landwirtschaftli-
chen Betrieben, aromastoffeverarbeitenden Betrieben) sind Mindestabstände zur Ver-
hinderung von Geruchsbelästigungen einzuhalten. Bei der Abstandsermittlung sollten
die Ergebnisse standortspezifischer olfaktorischer Gutachten neben der Geruchsim-
missionsrichtlinie (GIRL) des Landes Hessen und dem Abstandserlaß des Landes
Nordrhein-Westfalen zugrunde gelegt werden.

C 2-24 (G) Siedlungsnahe oder im besiedelten Bereich liegende landwirtschaftliche Betriebe sind
erforderlichenfalls auf geruchsarme Bewirtschaftung umzustellen oder mit geruchs-
mindernden Anlagen auszustatten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß in ländlichen
Siedlungen landwirtschaftliche Betriebe zum Lebensumfeld gehören.

Begründung
zu   C 2-23 Die  erforderlichen  Mindestabstände müssen in  einem Radius um  den emittierenden
und C 2-24 landwirtschaftlichen Betrieb eingehalten werden, den die zuständige Fachverwaltung

für einen uneingeschränkten "Produktionsablauf" als notwendig erachtet. Die zukünf-
tige Siedlungsentwicklung muß die Standorte der Aussiedlerhöfe berücksichtigen.

Die Wandlung reiner Bauerndörfer in Wohndörfer hat teilweise zu erheblichen Konflik-
ten zwischen Landwirtschaft und Wohnen geführt. Bei der Lösung dieser Konflikte
sind die Interessen der Kontrahenten ebenso zu berücksichtigen wie zukünftig zu er-
wartende Entwicklungen.

Elektromagnetische Felder
C 2-25 (Z) In unmittelbarer Umgebung von Strahlungsquellen des "nicht-ionisierenden" Fre-

quenzspektrums hat die Kommunalplanung darauf zu achten, daß der dauernde Auf-
enthalt von Menschen und Tieren nicht durch Gebietsausweisungen (Wohnen, Arbei-
ten, Freizeit) gefördert wird. Die Abstände zur Einhaltung der Vorsorgegrenzwerte der
26. BImSchVO sind zu sichern. Dies gilt ebenso bei der Errichtung und dem Betrieb
von Hochfrequenzanlagen.

Begründung
zu C 2-25 Nach dem augenblicklichen Kenntnisstand über die Auswirkungen elektromagneti-

scher Wellen auf biologische Organismen im Spektrum der "nicht-ionisierenden"
Strahlung muß zunächst davon ausgegangen werden, daß bei Einhaltung der Grenz-
werte gemäß den Anlagen 1 und 2 zur 26. BImSchVO ein ausreichender Schutz der
Bevölkerung gewährleistet ist.

Allerdings werden die festgesetzten Grenzwerte der spezifischen Absorptionsrate
(SAR) in der fachlichen Diskussion angezweifelt. Aus diesem Grunde sollte der dau-
ernde Aufenthalt im Nahbereich von Strahlungsquellen vermieden werden.

C 3 Stä dte ba u  und Wohnungsw ese n

C  3 . 1 S t ä d t e b a u

C 3.1-1 (G) Die Aufgabe des Städtebaus besteht in der Fortentwicklung der in der Planungsregion
vorherrschenden Siedlungs- und Baustrukturen unter Berücksichtigung der sich wan-
delnden gesellschaftlichen Bedürfnisse. Die zur weiteren Entwicklung dieser Struktu-
ren benötigten Flächenausweisungen, auf denen die notwendigen Maßnahmen des
Stadtumbaus sowie der Siedlungserweiterungen stattfinden sollen, haben die Ziele
und Grundsätze des Kapitels B 5 Siedlungsstruktur und die folgenden städtebaulichen
Grundsätze zu berücksichtigen.

C 3.1-2 (G) Eine klare Abgrenzung von bebauten Flächen und freier Landschaft soll erreicht wer-
den. Splitterhafte Siedlungsentwicklungen sind auszuschließen. Disperse Siedlungs-
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strukturen sind zu vermeiden. Die Siedlungsentwicklung hat sich an regionaltypischen
Siedlungsstrukturen zu orientieren.

C 3.1-3 (G) Die Flächenbeanspruchung soll gering gehalten werden. Vorrangig im Verdichtungs-
gebiet und in den Ober- und Mittelzentren sind flächensparende Siedlungsformen vor-
zusehen.

C 3.1-4 (Z) Der Nutzung bisher unbebauter Siedlungsflächen (gemäß §§ 30 und 34 BauGB) ist
der Vorrang vor der Ausweisung neuer Siedlungsflächen einzuräumen. D. h., der Be-
darf an Wohn- und Gewerbeflächen ist vorrangig in den vorhandenen Siedlungsge-
bieten durch Verdichtung der Bebauung (Nachverdichtung) und durch Umnutzung von
bereits bebauten Flächen (z. B. Konversionsmaßnahmen) zu decken.
Die Wiedernutzung und städtebauliche Integration von ehemals militärisch genutzten
Flächen ist vorrangig zu betreiben.

Begründung
zu  C 3.1-1 Bei  nicht mehr  so stark  wachsender  Wohnbevölkerung  steigt der  Bedarf  an

Wohn-
bis C 3.1-4 siedlungsfläche. Neben der absoluten steigenden Zahl der Einwohner ist für die

Nachfrage nach Wohnungen vor allem die Entwicklung der Zahl und Größenstruktur
der Privathaushalte ausschlaggebend. Die Altersstruktur bewirkt in Verbindung mit
dem anhaltenden Trend zu kleineren Haushalten einen weiteren Anstieg der Zahl der
Privathaushalte.

Ein zusätzlicher Bedarf an Gewerbeflächen ist z. T. die Folge des Anstiegs der Zahl
der Erwerbspersonen. Darüber hinaus ist in der gewerblichen Wirtschaft partiell eine
weitere Zunahme der Arbeitsfläche pro Erwerbsperson festzustellen.

Durch die Ausschöpfung vorhandener Planungsrechte, die planungsrechtliche Erhö-
hung der baulichen Dichte, durch Überplanung innerörtlicher Brachflächen, Flächen-
recycling von Gewerbeflächen und freiwerdendem Militärgelände können neue Nut-
zungspotentiale im Innenbereich erschlossen werden. Dadurch kann der Umfang der
erforderlichen Siedlungserweiterungen und des damit verbundenen Landschafts-
verbrauchs begrenzt werden. Das Konversionsprogramm des Landes wird durch ent-
sprechende Schwerpunktsetzungen im Rahmen der Wohnungsbauprogramme unter-
stützt.

Baumaßnahmen im Außenbereich tragen in erheblichem Umfang zur Zersiedlung bei,
so daß die Vorhaben auf das unabweisbare Mindestmaß zu beschränken sind. Hier-
bei sind besonders die raumordnerischen Schutzkategorien

� Regionaler Grünzug
� Bereich für Landwirtschaft
� Bereich für den Schutz oberirdischer Gewässer
� Bereich für Wald und Waldmehrung

mit ihrer die Bebauung ausschließenden Wirkung zu beachten.

C 3.1-5 (G) Die Ausweisung neuer Siedlungsgebiete ist in Anpassung an die Siedlungsstruktur an
bestehenden sozialen, kulturellen und technischen Infrastruktureinrichtungen zu ori-
entieren. Die spezifischen Sicherheitsbedürfnisse der verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen, insbesondere die von Frauen und Kindern, Behinderten und alten Men-
schen, sind bei der Planung zu berücksichtigen.

C 3.1-6 (G) Bei der Ausweisung neuer Siedlungsflächen sind in Anlehnung an die Topographie
die Gesichtspunkte der rationellen Energieverwendung, wie Solarenergienutzung,
Abwärmenutzung oder Fernwärmeversorgung, in den Planungen zu berücksichtigen.

C 3.1-7 (G) Bei der Neuausweisung größerer Baugebiete ist der Anbindung an den ÖPNV Rech-
nung tragen.



72

C 3.1-8 (G) Die mit der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme und anderen wertsteigerungsab-
schöpfenden Maßnahmen gegebenen rechtlichen Möglichkeiten zur Bereitstellung
von kostengünstigem Bauland sollen, auch zur Vermeidung einseitiger Sozialstruktu-
ren, ausgeschöpft werden.

C 3.1-9 (G) Die Entwicklung von Flächen für Arbeitsstätten, Wohnraum, Freiraum und Infrastruktur
ist aufeinander abzustimmen. Dabei ist insbesondere auf das charakteristische Orts-
und Landschaftsbild, auf die Belastbarkeit des Naturhaushalts und auf die Belange
des Umweltschutzes und der Denkmalpflege zu achten.

Begründung
zu  C 3.1-5 Der Bevölkerungszuwachs der Städte und Gemeinden durch Wanderungsgewinne

soll
bis C 3.1-9 in der Nähe der bestehenden Infrastruktureinrichtungen angesiedelt werden. In diesen

Bereichen sind aufgrund immer geringer werdender Flächenreserven für Wohnen und
Gewerbe und steigender Bodenpreise Siedlungsformen erforderlich, die einen gerin-
gen Flächenversiegelungsgrad aufweisen, die Erschließungskosten sowie die Kosten
der Erhaltung minimieren und den Freiraum für die Naherholung bewahren. Ebenso
wird hiermit ein größerer Teil der Bevölkerung näher an die Zentren und damit an die
dort vorhandenen Infrastruktureinrichtungen herangeführt.

Durch die Orientierung der Siedlungstätigkeit an den Belangen des ÖPNV soll sowohl
eine bessere Auslastung der Linien des ÖPNV als auch – durch sachgerechte Zuord-
nung verschiedener Flächenfunktionen – eine Verkehrsminimierung angestrebt wer-
den. In Ausnahmefällen, besonders in ländlichen Bereichen, kann die Anbindung neu-
er Siedlungsflächen an den ÖPNV eingeschränkt sein.

Das städtebauliche Instrument der „städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme“ ist be-
sonders hervorzuheben. Es bietet des Kommunen die Möglichkeit, die für die Besied-
lung geeigneten Flächen im Sinne des Gemeinwohls zu sichern und zu angemesse-
nen Preisen zu erwerben.

C 3.1-10 (G) Zur Sicherung der vorhandenen Bausubstanz (zu Wohnzwecken) ist es erforderlich,
die betroffenen Wohnungen, vornehmlich in den alten Siedlungskernen, durch Objekt-
sanierung zu erneuern oder notfalls durch Neubauten zu ersetzen. Auf die Erhaltung
historischer Siedlungsbilder ist hierbei besonders zu achten.

C 3.1-11 (G) Städtebauliche und siedlungsfunktionale Mängel in den zentralörtlichen Bereichen der
Städte und Gemeinden sind durch Maßnahmen der städtebaulichen Sanierung, der
städtebaulichen Entwicklung und der Einfachen Stadterneuerung zu beheben.

C 3.1-12 (G) Für die übrigen Ortsteile sind zur Behebung der Mängel Maßnahmen der Dorferneue-
rung durchzuführen. Hierbei sind die vorhandenen, gewachsenen Siedlungsstrukturen
und –bilder zu berücksichtigen.

C 3.1-13 (G) Der Entwicklung der zunehmenden Wohnraumvernichtung mit dem Effekt der Entlee-
rung der Siedlungskerne und dem Verlust gewachsener sozialer Strukturen muß mit
städtebaulichen Maßnahmen massiv entgegengewirkt werden.

C 3.1-14 (G) Insbesondere die Tendenzen der sozialen Trennung sowie die Verdrängung sozial
und ökonomisch schwächerer Gruppen ist zu vermeiden.

C 3.1-15 (G) Preiswerter Wohnraum muß erhalten bleiben.

Begründung
zu  C 3.1-10 Den Dorferneuerungsmaßnahmen kommt besondere Bedeutung zu, da sie mithelfen,
bis C 3.1-15 den Bestand der ländlich strukturierten, in sich als eigenständige Sozialräume anzu-

sehenden Siedlungseinheiten zu sichern.

C 3.1-16 (G) Eine Belastung der Wohnsiedlungsflächen durch Immissionen sowie durch ein über-
mäßiges Verkehrsaufkommen soll vermieden werden. Bei der Ausweisung neuer



73

Siedlungsflächen haben die Gemeinden von Verkehrswegen (Straßen, Autobahnen,
Eisenbahnstrecken, Flugplätzen u. a.), Industrie- und Gewerbegebieten, Kläranlage
sowie von Aussiedlerhöfen und anderen Emittenten den erforderlichen Abstand zu
halten.

C 3.1-17 (G) Den besonderen Ansprüchen landwirtschaftlicher Betriebe (Aussiedlerhöfe), insbe-
sondere hinsichtlich Betriebsflächen und Emissionen ist Rechnung zu tragen. Im Be-
reich der zentralen Orte von Mittel- und Oberzentren treten deren Belange hinter
städtebauliche Belange zurück.

Begründung
zu   C 3.1-16 Die  Siedlungstätigkeit  in den zentralörtlichen  Bereichen der Ober- und Mittelzentren
und C 3.1-17 stößt zunehmend an Grenzen, die u. a. durch ausgesiedelte landwirtschaftliche Be-

trieb vorgegeben werden, d. h. durch ihre betriebsbedingten Emissionsradien, die von
Siedlungsnutzungen freizuhalten sind. In den Fällen, für die keine alternativen Sied-
lungsflächen für die städtebauliche Entwicklung zur Verfügung stehen, muß die er-
neute Aussiedlung der betroffenen Betriebe geprüft werden.

C  3 . 2 W o h n u n g s w e s e n

C 3.2-1 (G) In der Planungsregion Mittelhessen ist unter Berücksichtigung der Prognose zur Ent-
wicklung der Haushalte sowie der Wohnungsbedarfsprognose eine ausreichende An-
zahl an Wohnungen bereizustellen.

C 3.2-2 (G) Der Wohnungsbestand ist gegenüber anderen Nutzungen abzusichern.
C 3.2-3 (G) Die Bereitstellung ausreichenden Wohnraums ist durch öffentliche Förderung eines

den heutigen Bedürfnissen gerecht werdenden Wohnungsbaus sicherzustellen. Hier-
bei ist neben der Förderung des sozialen Wohnungsbaus auch die Förderung des flä-
chensparenden Eigenheimbaus erforderlich.

Begründung
zu  C 3.2-1 Eine der wesentlichen Aufgaben des Regionalplanes besteht in der Schaffung günsti-
bis C 3.2-3 ger Rahmenbedingungen für eine der mittelhessischen Bevölkerungs- und Haushalts-

entwicklung angepaßten Wohnungsversorgung. So ist eine ausreichende und gesi-
cherte Wohnungsversorgung von herausragender Bedeutung für den Erhalt des sozi-
alen Friedens. Die Wohnung als Lebensmittelpunkt bietet eine wichtige Basis für alle
Mitglieder in unserer Gesellschaft und für die Entfaltung der Persönlichkeit. Die Teil-
nahme am gesellschaftlichen Leben setzt eine angemessene und gesicherte Woh-
nungsversorgung voraus. Dies gilt insbesondere für kinderreiche Familien, Alleiner-
ziehende, junge Erwachsene, ältere Menschen sowie Schwerbehinderte. Die öffentli-
che Fürsorge ist insbesondere darauf zu richten, daß preiswerter Wohnraum für Ge-
ring- und Normalverdiener in ausreichendem Umfang entsteht und erhalten wird. Je-
der vorhandene oder sich neu bildende Haushalt soll eine bedarfsgerechete, an den
heutigen und zukünftigen Anforderungen des Wohnkomforts und an der Größe des
Haushalts orientierte Wohnung nutzen können. Dem Wohnungsbedarf ist durch die
Nutzung des Wohnungsbestands und durch Neubau von Wohnungen Rechnung zu
tragen. Die öffentliche Förderung des Wohnungsbaus soll insbesondere sicherstellen,
daß schwangere Frauen, kinderreiche Familien, ältere Menschen und Schwerbehin-
derte ausreichend mit Wohnraum versorgt werden.

Nicht nur der nachgewiesene Bedarf an Neubauwohnungen sondern vor allem auch
der Auslauf  der Sozialbindung von Mietwohnungen machen deutlich, daß die An-
strengungen zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus auf hohem Niveau verstetigt
werden müssen.

Ein wichtiger Indikator für den anhaltenden hohen Bedarf im sozialen Wohnungsbau
ist die Zahl der sozialwohnungssuchenden Haushalte in Hessen mit Jahreseinkom-
men nach § 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. Auch Haushalte mit darüber hin-
ausgehenden Jahreseinkommen sind in erheblichem Umfang vom Wohnungsmangel
betroffen, ohne daß dies im einzelnen quantifiziert werden kann. Für die Zukunft ist
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damit zu rechnen, daß soziale Disparitäten eher noch zunehmen, so daß mit einem
Rückgang des Bedarfs an Sozialwohnungen nicht gerechnet werden kann.

Der Wohnungsbedarf der Städte und Gemeinden von 1993 bis 2010 ist in der nach-
stehenden Tabelle C 3.2-1 wiedergegeben. Grundlage für die Abschätzung des Woh-
nungsbedarfs bis zum Jahre 2010 ist eine Prognose des Instituts für Wohnen und
Umwelt, Darmstadt.
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Tab. 3.2-1: Wohnungsbedarf 2010
Wohnungsbedarf  2010 Wohnungsbedarf  2010Städte/ Gemeinden

Mittelbereiche
Landkreise
Reg.Bez. Gießen

Neu-
bedarf

Nachhol-
bedarf

Ersatz-
bedarf Gesamt

Städte/ Gemeinden Mit-
telbereiche
Landkreise
Reg.Bez. Gießen

Neu-
bedarf

Nachhol-
bedarf

Ersatz-
bedarf Gesamt

Alsfeld, Stadt 584 381 215 1.179 Freiensteinau 153 56 31 240
Antrifttal 40 39 23 103 Grebenhain 343 96 55 494
Feldatal 157 54 32 243 Herbstein, Stadt 282 99 55 437
Gemünden(Felda) 66 62 35 163 Lauterbach(Hessen),Stadt 759 323 180 1.262
Grebenau, Stadt 185 61 34 279 Lautertal(Vogelsberg) 200 45 26 270
Homberg(Ohm), Stadt 167 152 91 410 Schlitz, Stadt 300 198 110 608
Kirtorf, Stadt 197 66 39 303 Ulrichstein, Stadt 169 69 37 274
Romrod, Stadt 289 59 33 380 Wartenberg 311 74 44 430
Schwalmtal 149 63 36 249 MB Lauterbach 2.518 959 538 4.015
MB Alsfeld 1.835 936 538 3.308 Beselich 362 106 61 529
Angelburg 306 73 39 417 Brechen 534 135 81 750
Biedenkopf, Stadt 556 307 181 1.044 Bad Camberg, Stadt 1.138 293 174 1.605
Breidenbach 485 121 73 679 Dornburg 354 179 102 635
Dautphetal 734 225 128 1.087 Elbtal 77 48 27 152
Steffenberg 219 88 50 357 Elz 774 153 94 1.021
MB Biedenkopf 2.299 813 471 3.584 Hadamar, Stadt 944 239 144 1.327
Dietzhölztal 203 132 76 411 Hünfelden 616 183 107 907
Dillenburg, Stadt 1.215 545 310 2.070 Limburg a. d. L.,Stadt 3.325 702 433 4.460
Eschenburg 548 209 114 872 Runkel, Stadt 1.257 187 115 1.558
Haiger, Stadt 898 411 233 1.542 Selters(Taunus) 808 150 83 1.041
MB Dillenb.-Haiger 2.865 1.297 733 4.895 Villmar 544 140 82 766
Allendorf(Lumda) 123 79 45 247 Waldbrunn 218 115 65 398
Biebertal 584 232 136 952 MB Limburg 10.952 2.629 1.568 15.148
Buseck 909 274 158 1.340 Cölbe 610 157 82 849
Fernwald 733 152 88 973 Ebsdorfergrund 580 166 92 838
Gießen, Stadt 4.691 2.198 1.242 8.131 Fronhausen 353 81 46 480
Heuchelheim 636 189 106 931 Lahntal 649 147 77 873
Hungen, Stadt 967 261 150 1.377 Marburg, Stadt 4.626 2.312 1.034 7.972
Langgöns 857 237 136 1.229 Münchhausen 123 62 37 222
Lich, Stadt 543 280 156 978 Weimar 784 137 74 996
Linden, Stadt 985 298 166 1.449 Wetter(Hessen), Stadt 634 180 101 915
Lollar, Stadt 745 206 120 1.071 MB Marburg 8.359 3.242 1.543 13.144
Pohlheim, Stadt 1.060 374 210 1.643 Neustadt(Hessen), Stadt 402 189 104 696
Rabenau 292 110 64 466 Stadtallendorf, Stadt 1.531 438 235 2.204
Reiskirchen 587 200 110 897 MB Stadtallendorf 1.933 628 339 2.900
Staufenberg, Stadt 429 168 100 698 Löhnberg 56 93 58 208
Wettenberg 1.065 270 155 1.490 Mengerskirchen 295 111 62 468
MB Gießen 15.206 5.528 3.140 23.874 Merenberg 92 61 36 189
Bad Endbach 353 178 95 626 Weilburg, Stadt 560 309 174 1.043
Gladenbach, Stadt 751 233 136 1.120 Weilmünster 407 189 111 707
Lohra 269 107 58 434 Weinbach 146 98 57 301
MB Gladenbach 1.373 517 290 2.180 MB Weilburg 1.556 862 497 2.915
Grünberg, Stadt 1.038 274 154 1.467 Aßlar, Stadt 773 281 157 1.211
Laubach, Stadt 661 210 118 989 Bischoffen 210 66 40 316
Mücke 638 190 113 940 Braunfels, Stadt 782 248 146 1.176
Schotten, Stadt 468 219 118 806 Ehringshausen 541 190 110 840
MB Grünb.-Laubach 2.806 893 503 4.201 Greifenstein 299 149 84 532
Breitscheid 184 93 53 330 Hohenahr 346 98 55 499
Driedorf 211 100 57 369 Hüttenberg 649 195 109 954
Herborn, Stadt 1.066 469 278 1.813 Lahnau 690 180 103 974
Mittenaar 237 100 58 395 Leun, Stadt 68 116 69 253
Siegbach 192 58 35 285 Schöffengrund 318 122 73 513
Sinn 279 141 81 500 Solms, Stadt 1.151 287 167 1.604
MB Herborn 2.169 962 561 3.692 Waldsolms 422 95 54 571
Amöneburg, Stadt 274 102 58 434 Wetzlar, Stadt 3.471 1.262 730 5.463
Kirchhain, Stadt 1.320 329 187 1.837 MB Wetzlar 9.719 3.288 1.897 14.905
Rauschenberg, Stadt 233 91 51 375
Wohratal 17 45 25 87 LK Gießen 16.906 6.012 3.412 26.330
MB Kirchhain 1.845 568 321 2.733 Lahn-Dill-Kreis 14.753 5.547 3.191 23.492

LK Limburg-Weilburg 12.508 3.491 2.065 18.063
LK Marburg-Biedenkopf 15.810 5.767 2.965 24.542
Vogelsbergkreis 5.458 2.304 1.307 9.069

Quelle: IWU Darmstadt Reg.-Bez. Gießen 67.655 23.120 12.940 101.496
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C  3 . 3 D e n k m a l p f l e g e

C 3.3-1 (G) Alle Kulturdenkmäler der Region Mittelhessen wie Bodendenkmäler, Baudenkmäler,
landschaftsbestimmende Gesamtanlagen, von der Bebauung freizuhaltende denk-
malpflegerische Interessenbereiche sowie zu schützende Grünanlagen und Wasser-
flächen sind bei allen Planungen zu berücksichtigen.

C 3.3-2 (G) Bei unabweislichen Nutzungsansprüchen ist die vorherige Erforschung der Denkmäler
zu gewährleisten.

C 3.3-3 (G) Über die Inventarliste des Landesamtes für Denkmalpflege hinaus sind aus Sicht der
Regionalplanung dominierende landschaftsbestimmende Gesamtanlagen (Gruppe A),
Orte mit siedlungsgeschichtlichen und kulturhistorisch wertvollen Ortskernen (Gruppe
B) und Orte mit kulturhistorisch wertvoller Siedlungssubstanz (Gruppe C) zu erhalten
und zu schützen.

C 3.3-4 (Z) Gruppe A:
Eine optische Beeinträchtigung der landschaftsprägenden historischen Silhouetten
und Ansichten durch Maßnahmen der Siedlungsentwicklung, des Grundstoffabbaus,
energiewirtschaftlicher oder verkehrstechnischer Art ist nicht zulässig. Bestehende
Beeinträchtigungen sollen nach Möglichkeit beseitigt werden. Folgende Anlagen sind
zu schützen:

Tab. C 3.3-1: Gesamtanlagen mit regionaler Bedeutung und erheblicher Fernwirkung

Kreis Stadt/Gemeinde (zu schützende
Exposition)

Landschaftsbestimmende
Gesamtanlagen

Gießen Biebertal (N – SO) Vetzberg
Gießen ( - ) Schiffenberg
Wettenberg (S – W) Gleiberg

Lahn-Dill-Kreis Braunfels (S – W) Braunfels
Dillenburg ( - ) Dillenburg
Greifenstein (N – O) Greifenstein
Hohenahr (W – N) Hohensolms
Solms (O – W) Altenberg

Limburg-Weilburg Limburg a. d. Lahn (N – W) Dietkirchen
Limburg a. d. Lahn ( - ) Limburg
Merenberg (W – N) Merenberg

Marburg-Biedenkopf Amöneburg ( - ) Amöneburg
Biedenkopf ( - ) Biedenkopf
Ebsdorfergrund ( - ) Frauenberg
Ebsdorfergrund ( - ) Wittelsberg
Kirchhain ( - ) Stausebach
Lahntal ( - ) Caldern
Marburg (N – S) Marburg
Münchhausen ( - ) Christenberg
Rauschenberg ( - ) Rauschenberg
Stadtallendorf ( - ) Schweinsberg
Wetter(Hessen) ( - ) Mellnau

Vogelsbergkreis Alsfeld ( - ) Herzberg
Schlitz ( - ) Schlitz
Ulrichstein (S – W) Ulrichstein
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Tab. C 3.3-2: Gesamtanlagen von lokaler Bedeutung mit geringer Fernwirkung

Kreis Stadt/Gemeinde
(zu schützen-
de Expositi-
on)

Landschaftsbestimmende Ge-
samtanlagen

Gießen Allendorf(Lumda)  ( – ) Nordeck
Biebertal ( N ) Königsberg
Langgöns ( - ) Cleeberg
Reiskirchen (SO – W) Wirberg
Staufenberg (W – N) Staufenberg

Lahn-Dill-Kreis Braunfels ( - ) Philippstein
Greifenstein ( - ) Beilstein
Wetzlar (W – N) Kalsmunt

Limburg-Weilburg Löhnberg (O – O) Löhnberg
Mengerskirchen ( - ) Maienburg
Runkel ( O ) Dehrn (Schloß)
Runkel ( - ) Runkel
Runkel ( S ) Schadeck
Weinbach (NW – SO) Freienfels
Dornburg (SO – N) Wilsenroth (Dornburg)

Marburg-Biedenkopf Amöneburg (N – W) Mardorf
Amöneburg (N – W) Roßdorf
Biedenkopf ( N ) Breidenstein
Bottenhorn ( O ) Bottenhorn
Cölbe (S – W) Schwarzenborn
Ebsdorfergrund (N – W) Beltershausen
Ebsdorfergrund ( N ) Rauischholzhausen
Gladenbach (S - O) Bellnhausen
Kirchhain (S – W) Emsdorf
Kirchhain (S – O) Großseelheim
Kirchhain ( S ) Himmelsberg
Kirchhain (O – S) Kleinseelheim
Kirchhain (S – O) Langenstein
Kirchhain ( O ) Schönbach
Lohra (N – W) Rollshausen
Lohra (W – S) Seelbach
Münchhausen (SW – N) Niederasphe
Münchhausen ( S ) Wollmar
Rauschenberg ( S ) Albshausen
Rauschenberg (S – O) Burgholz
Rauschenberg ( S ) Ernsthausen
Rauschenberg ( S ) Josbach
Rauschenberg (N – O – S) Sindersfeld
Stadtallendorf (S – W) Hatzbach
Weimar (O – W – S) Kehna
Weimar ( O ) Roth
Wetter(Hessen) (N – O) Amönau
Wetter(Hessen) ( S ) Treisbach
Wetter(Hessen) (N – W – S) Oberrosphe
Wohratal ( N ) Langendorf
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Tab. C 3.3-2: Gesamtanlagen von lokaler Bedeutung mit geringer Fernwirkung (Fortsetzung)

Vogelsbergkreis Alsfeld (NO – SO) Altenburg
Herbstein ( - ) Herbstein (Stadtbefestigung)
Lauterbach(Hessen) (N – O) Frischborn (Schloß Eisenbach)
Lauterbach(Hessen) (N – NO) Sickendorf (Schloß Sickendorf)
Wartenberg (SW – SO) Wartenberg (Burgruine Wartenberg)

C 3.3-5 (Z) Gruppe B:
Im Bereich der historischen Ortskerne ist bei Veränderung an bestehenden Gebäuden
oder bei Neubauten die städtebauliche Struktur und/oder der kunsthistorische Ge-
samteindruck zu erhalten. Die Veränderungen im Baubestand sind ihrer Umgebung in
Lage, Formgebung, Material- und Farbgebung anzupassen. Bestehende Beeinträchti-
gungen sollen beseitigt werden.

Tab. C 3.3-3 Städte/Gemeinden/Ortsteile mit siedlungsgeschichtlichen und kulturhistorisch
wertvollen Ortskernen

Kreis Stadt/
Gemeinde Stadt-/Ortsteil

Gießen Allendorf(Lumda.) Allendorf
Grünberg Grünberg
Laubach Laubach
Lich Arnsburg
Lich Lich

Lahn-Dill-Kreis Braunfels Braunfels
Dillenburg Dillenburg
Dillenburg Donsbach
Dillenburg Frohnhausen
Dillenburg Nanzenbach
Driedorf Driedorf
Haiger Haiger
Herborn Herborn
Wetzlar Wetzlar

Limburg-Weilburg Bad Camberg Bad Camberg
Hadamar Hadamar
Limburg a. d. Lahn Dietkirchen
Limburg a. d. Lahn Limburg
Mengerskirchen Mengerskirchen
Runkel Runkel
Weilburg Weilburg
Weilmünster Weilmünster

Marburg-Biedenkopf Amöneburg Amöneburg
Amöneburg Mardorf
Amöneburg Roßdorf
Bad Endbach Römershausen
Biedenkopf Biedenkopf
Cölbe Schönstadt
Dautphetal Carlshütte
Dautphetal Holzhausen am Hünstein
Ebsdorfergrund Ebsdorf
Ebsdorfergrund Hachborn
Ebsdorfergrund Heskem
Ebsdorfergrund Rauischholzhausen
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Fronhausen Fronhausen
Kirchhain Großseelheim
Kirchhain Himmelsberg
Kirchhain Kirchhain
Kirchhain Langenstein
Kirchhain Stausebach
Lohra Lohra
Marburg Marburg
Neustadt(Hessen) Neustadt
Rauschenberg Rauschenberg
Rauschenberg Schwabendorf
Stadtallendorf Schweinsberg
Wetter(Hessen) Wetter
Wetter(Hessen) Todenhausen

Vogelsbergkreis Alsfeld Alsfeld
Herbstein Herbstein
Homberg(Ohm) Homberg
Lauterbach(Hessen) Lauterbach
Romrod Romrod
Schlitz Schlitz
Schotten Schotten

Quelle: Georg Dehio „Handbuch der deutschen Kunstdenkmäler“, Ausgabe Hessen, 1966, und eigene Erhebungen

C 3.3-6 (Z) Gruppe C:
Im Rahmen von Veränderungen an Gebäuden oder bei Neubauten ist in dem Bereich
mit schützenswerter Bausubstanz eine Einpassung in die umgebende Baustruktur
vorzunehmen. Die Bereiche sind durch die Gemeinden in Zusammenarbeit mit der
Fachbehörde abzugrenzen. Formgebung, Material und Farbgebung sollen den Nach-
bargebäuden angepaßt werden (Ensemblewirkung). Bestehende Beeinträchtigungen
des Ortsbildes sind zu beseitigen.

Tab. C 3.3-4: Städte/Gemeinden/Ortsteile mit kulturhistorisch wertvoller Siedlungssubstanz

Kreis Stadt/Gemeinde Stadt-/Ortsteil Stadt/Gemeinde Stadt-/Ortsteil

Gießen Allendorf(Lumda) Nordeck Laubach Gonterskirchen
Biebertal Krumbach Laubach Ruppertsburg
Gießen Lützellinden Lich Langsdorf
Gießen Wieseck Lich Muschenheim
Grünberg Harbach Lich Nieder-Bessingen
Grünberg Lardenbach Lich Ober-Bessingen
Grünberg Stangenrod Linden Großen-Linden
Hungen Langd Rabenau Geilshausen
Hungen Obbornhofen Rabenau Rüddingshausen
Hungen Rodheim Wettenberg Launsbach
Hungen Villingen Wettenberg Wißmar
Langgöns Cleeberg Pohlheim Dorf-Güll
Langgöns Niederkleen Pohlheim Grüningen
Langgöns Oberkleen Pohlheim Holzheim
Laubach Freienseen
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Tab. C 3.3-4: Städte/Gemeinden/Ortsteile mit kulturhistorisch wertvoller Siedlungssubstanz
(Fortsetzung)

Lahn-Dill-Kreis Aßlar Bermoll Haiger Offdilln
Aßlar Werdorf Haiger Sechshelden
Bischoffen Niederweidbach Haiger Weidelbach
Breitscheid Breitscheid Herborn Schönbach
Dietzhölztal Rittershausen Hohenahr Großaltenstädten
Dillenburg Donsbach Lahnau Atzbach
Dillenburg Eibach Leun Biskirchen
Ehringshausen Dreisbach Leun Leun
Ehringshausen Ehringshausen Mittenaar Bicken
Ehringshausen Kölschhausen Schöffengrund Laufdorf
Ehringshausen Niederlemp Schöffengrund Niederquembach
Eschenburg Eiershausen Schöffengrund Schwalbach
Eschenburg Roth Siegbach Übernthal
Eschenburg Wissenbach Waldsolms Brandoberndorf
Greifenstein Beilstein Waldsolms Kröffelbach
Haiger Allendorf Waldsolms Kraftsolms
Haiger Fellerdilln Wetzlar Blasbach
Haiger Niederroßbach Wetzlar Dutenhofen
Haiger Oberroßbach Wetzlar Hermannstein

Wetzlar Steindorf

Limburg-Weilburg Beselich Obertiefenbach Merenberg Merenberg
Brechen Niederbrechen Runkel Schadeck
Elz Elz Selters(Taunus) Haintchen
Hadamar Niederhadamar Selters(Taunus) Niederselters
Hadamar Steinbach Villmar Villmar
Hünfelden Dauborn m. Gnadenthal Waldbrunn(Ww.) Ellar
Hünfelden Kirberg Waldbrunn (Ww.) Lahr
Limburg a. d. Lahn Ahlbach Weilburg Kubach
Limburg a. d. Lahn Eschhofen Weilburg Odersbach
Limburg a. d. Lahn Lindenholzhausen Weilmünster Langenbach
Limburg a. d. Lahn Offheim Weilmünster Wolfenhausen
Limburg a. d. Lahn Staffel Weinbach Edelsberg
Löhnberg Löhnberg Weinbach Elkerhausen
Löhnberg Niedershausen Weinbach Weinbach
Löhnberg Selters
Mengerskirchen Dillhausen

Marburg- Amöneburg Erfurtshausen Fronhausen Fronhausen
Biedenkopf Amöneburg Mardorf Fronhausen Sichertshausen

Amöneburg Roßdorf Gladenbach Diedenshausen
Angelburg Gönnern Kirchhain Stausebach
Biedenkopf Katzenbach Lohra Altenvers
Cölbe Bürgeln Lohra Kirchvers
Cölbe Schönstadt Lohra Lohra
Dautphetal Buchenau(Lahn) Marburg Ginseldorf
Dautphetal Damshausen Marburg Schröck
Dautphetal Dautphe Münchhausen Münchhausen
Dautphetal Elmshausen Münchhausen Oberasphe
Ebsdorfergrund Ebsdorf Rauschenberg Schwabendorf
Ebsdorfergrund Frauenberg Stadtallendorf Niederklein
Ebsdorfergrund Hassenhausen Wetter(Hessen) Niederwetter
Ebsdorfergrund Rauischholzhausen Wohratal Hertingshausen
Ebsdorfergrund Wermertshausen



81

Tab. C 3.3-4: Städte/Gemeinden/Ortsteile mit kulturhistorisch wertvoller Siedlungssubstanz
(Fortsetzung)

Vogelsbergkreis Alsfeld Eifa Lautertal(Vogelsb.) Dirlammen
Alsfeld Heidelbach Lautertal(Vogelsb.) Hopfmannsfeld
Alsfeld Leusel Lautertal(Vogelsb.) Meiches
Freiensteinau Freiensteinau Mücke Nieder-Ohmen
Gemünden(Felda) Burg-Gemünden Mücke Ober-Ohmen
Gemünden(Felda) Ehringshausen Mücke Ruppertenrod
Gemünden(Felda) Elpenrod Romrod Romrod
Gemünden(Felda) Nieder-Gemünden Romrod Zell
Grebenau Eulersdorf Schlitz Fraurombach
Grebenau Grebenau Schlitz Hartershausen
Grebenau Udenhausen Schlitz Ober-Wegfurth
Grebenau Wallersdorf Schlitz Rimbach
Grebenhain Crainfeld Schlitz Üllershausen
Homberg(Ohm) Büßfeld Ulrichstein Ulrichstein
Kirtorf Kirtorf Wartenberg Angersbach
Lauterbach(Hess.) Maar Wartenberg Landenhausen

Begründung
zu  C 3.3-1 Die  Festlegung der vier Kategorien erfolgt mit dem Ziel, über den eigentlichen Objekt-
bis C 3.3-6 und Ensembleschutz nach dem Hessischen Denkmalschutzgesetz hinausgehend die

das Landschaftsbild prägenden Bausubstanzen sowie die städtebauliche Anordnung
im einzelnen oder als Gesamtes zu schützen bzw. in ihrem kulturhistorischen Wert zu
erhalten. Die Kulturdenkmäler werden vom Landesamt für Denkmalpflege erfaßt.

Ebenso sollen die vorhandenen Freiflächen im Umkreis der zu schützenden Anlagen,
insbesondere Berghänge, in ihrem ungestörten Zustand zur Sicherung der komplexen
Ansichten geschützt werden (z. B. BNatSchG § 2 Abs. 1 Ziff. 13). Über die Land-
schaftsrahmenplanung soll die Flächensicherung unterstützt werden.

C 4 Ve rke hr
C 4-1 (G) Die Verkehrssysteme (Straße/Schiene) in der Region und zu den Nachbarräumen

sind unter Beachtung funktionsgerechter Ergänzung zueinander als integriertes Sys-
tem zu entwickeln, in dessen Mittelpunkt der Ausbau des Umweltverbundes (Bus,
Bahn, Fahrrad und Zu-Fuß-Gehen) steht, um qualitatives Wirtschaftswachstum und
Mobilität zu ermöglichen. Die Mobilitätschancen der bisher benachteiligten Bevölke-
rungsgruppen (Kinder und Jugendliche, Frauen, alte Menschen, Behinderte, nicht
motorisierte Verkehrsteilnehmer) sind gezielt zu verbessern.

C 4-2 (G) Zur Sicherung der bedarfsgerechten Mobilität der Bürger sollen „Mobilitätszentren“ bei
den lokalen Verkehrsgesellschaften eingerichtet werden.

C 4-3 (G) Die vom Verkehr verursachten Belastungen für Menschen und Umwelt sollen unter
Sicherstellung der bedarfsgerechten Mobilität abgebaut werden durch

� Verkehrsvermeidung, u. a. durch abgestimmte Siedlungsplanung und Ansiedlungs-
politik von Arbeitsplätzen (Neuausweisung in der Regel an ÖV- und Schienenan-
schluß bei Gewerbeflächen),

� Verminderung zu erwartender wachsender Verkehrsanteile im Straßen- und Flug-
verkehr u. a. durch den Einsatz von modernen Kommunikationsmitteln,

� Verlagerung von Verkehrsleistungen auf energieeffektivere und emissionsärmere
Verkehrsmittel, Stärkung des ÖPNV,

� umweltverträgliche Verkehrsabwicklung und Verbesserung der Verkehrsausla-
stung,

� technische Energieeinsparung an Verkehrsmitteln (bei Herstellung und Gebrauch)
sowie technische Maßnahmen zur Emissionsminderung und Schadstoffrückhal-
tung,



82

� Verhaltensänderungen der Verkehrsteilnehmer (Beschränkung auf die not-
wendigen Fahrten),

� Unterstützung von Initiativen zur Verminderung des motorisierten Individualver-
kehrs durch Bündelung, z. B. "Car-Sharing“ bzw. "Stattauto" und "Bürgerbus",

� die Ursachen vermeidbarer Mobilität sind zu beseitigen (z. B. Fernpendleranteil
nach Südhessen, regionale Entlastungsfunktion im weitesten Sinn.

� Einführung von modernem Verkehrsmanagement insbesondere zur Entlastung
stark frequentierter Verkehrsachsen und von Innenstädten.

� Einführung von City-Logistik in den Oberzentren und Mittelzentren mit Teilfunktion
von Oberzentren in der Region.

C 4-4 (G) Neue Trassen, die über die unter C 4.3-9 (Z) genannten Maßnahmen hinausgehen,
sind nur bei unabweisbarem Bedarf einerseits und bei Vereinbarkeit mit Landschafts-,
Natur- und Immissionsschutz andererseits statthaft.

Die Anbindung der Region an die nationalen und internationalen Wirtschaftsräume,
insbesondere an das benachbarte Rhein/Main-Gebiet, ist durch das überregionale
Verkehrsnetz sicherzustellen.

Die nach der vollzogenen Einheit und der Öffnung Osteuropas angewachsenen Ost-
West-Verkehrsströme sind durch angemessene Ausbauten der Ost-West-Trassen
auch in Mittelhessen zu berücksichtigen.

Die innerregionale Verkehrserschließung orientiert sich am System der Zentralen Orte
und Verbindungsachsen. Die Anbindung des jeweiligen Umlandes, besonders der
strukturschwachen Gebiete, ist zu gewährleisten.
Vorgesehene Großprojekte in der Region sind auf ihre verkehrlichen Auswirkungen
hin zu prüfen und zu beurteilen.

C 4-5 (G) Neue Kommunikationssysteme sollen flächendeckend und ohne Zeitverzug zur Siche-
rung der Arbeitsplatzstandorte in Mittelhessen eingerichtet werden. Sie sind der
Raum- und Sozialstruktur anzupassen.

C 4-6 (G) Die Radwegverbindungen sind zu einem zusammenhängenden Netz in der Region zu
entwickeln.

C 4-7 (G) Der Schienenverkehr als Transportmittel für gebündelte Mengen ist zu sichern und
auszubauen.

C 4-8 (G) Der Zugang zum leistungsfähigen Schienengüterverkehr muß in der Region gesichert
werden.

C 4-9 (G) Der Schienenpersonenverkehr ist durch entsprechende Ausrichtung der ÖPNV-
Buslinien zu stützen.

C 4-10 (G) In den von der Schiene nicht oder nur teilweise erschlossenen Räumen ist der ÖPNV
durch einen weiteren Ausbau der Busnetze sowie durch deren Integration in Nahver-
kehrskonzepte für Schiene und Straße einschließlich abgestimmter Linien, Fahrpläne,
bedarfsorientierter Beförderungskapazitäten und Tarife zu verbessern. Dazu dienen
die flächendeckend vorhandenen Nahverkehrspläne.

C 4-11 (G) Den spezifischen Mobilitäts- und Sicherheitsbedürfnissen verschiedener Personen-
gruppen (Frauen, Familien, Kindern, alter Menschen, mobilitätsbehinderter Personen,
nicht motorisierter Verkehrsteilnehmer) ist Rechnung zu tragen.

Begründung
zu  C 4-1 Die langfristige Sicherung des Wirtschafts- und Dienstleistungsstandortes Mittelhessen
bis C 4-11 hängt wesentlich davon ab, ob die Verkehrssysteme die nicht zu vermeidenden Zu-

wächse aufnehmen können. Sowohl die bestehenden und entstehenden Kapazitäts-
engpässe in den Verkehrssystemen als auch die wachsenden umweltpolitischen Re-
striktionen (z. B. CO2-Minimierung) lassen erkennen, daß die prognostizierten Ver-
kehrsmengenzuwächse nicht mehr beliebig verkraftbar sind. Es müssen daher die be-
stehenden Kapazitäten durch intelligente Nutzung besser ausgeschöpft werden und es
muß eine Selektion stattfinden, bei der die spezifischen Vorteile der einzelnen Ver-
kehrsarten und -systeme ausgenutzt werden. Die Potentiale der Verkehrsvermeidung
(z. B. wohnortnahe Arbeitsplätze und Nutzung der Kommunikationsangebote) und der
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Umlenkung auf ökologisch verträglichere Verkehrsarten (zu-Fuß-Gehen, Radfahren,
ÖPNV benutzen) sind auszuschöpfen. Innerstädtische Mittelstandsbetriebe sollen für
den Individualverkehr erreichbar bleiben. Nur wenn es gelingt, die bestehenden und
nicht mehr beliebig ausbaubaren überregionalen Verkehrstrassen für den dann noch
unabweisbar notwendigen Verkehr freizuhalten, kann der Wirtschaftsstandort Mittel-
hessen verkehrlich gesichert werden. Im innerregionalen Verkehr ist das ÖPNV-
Angebot, insbesondere auch auf der Schiene, zu verbessern und abzustimmen. Auf die
Integration von Sonderverkehren, insbesondere des freigestellten Schülerverkehrs, in
den allgemeinen Linienverkehr nach § 42 PbefG ist hinzuwirken.

C  4 . 1 W a s s e r s t r a ß e n

C 4.1-1 (G) Die Bundeswasserstraße Lahn ist im Einklang mit landespflegerischen und gewäs-
serökologischen Belangen für die Erholung und den Tourismus nutzbar zu halten.

C 4.1-2 (G) Die an der Lahn vorhandenen Anlagen (Schleusen und Wehre) sind zu unterhalten
oder instand zu setzen, so daß sie für den freizeitbezogenen Bootsverkehr benutzbar
sind. Das Fahrwasser ist von Hindernissen freizuhalten. Die baulichen Maßnahmen
und der Bootsverkehr haben sich hierbei dem Ökosystem des Flußlaufes anzupassen.

C 4.1-3 (G) Die Ergebnisse der ökologischen Sanierungskonzeption zur Lahn sind in zukünftige
Planungsüberlegungen einzubeziehen.

Begründung
zu  C 4.1-1 Ausbaumaßnahmen  für die Erstellung  eines Transportweges für Schiffsgüterverkehr
bis C 4.1-3 sind im Bereich der Region Mittelhessen unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Er-

fordernisse nicht sinnvoll.

C  4 . 2 L u f t ve r k e h r

C 4.2-1 (G) Das Luftverkehrsangebot für die Region Mittelhessen ergibt sich im wesentlichen
durch eine gute, aber verbesserungsfähige Anbindung über Schiene und Straße an
den Flughafen Frankfurt/M. Darüber hinaus gewinnt der Verkehrsflughafen Siegerland
(im Grenzbereich der Region) nach der Einrichtung des Linienflugverkehrs in die neu-
en Bundesländer größere Bedeutung für den nordwestlichen Teil der Region.

C 4.2-2 (G) Für den Bau zusätzlicher Landeplätze und Sonderlandeplätze in der Region ist mittel-
fristig kein neuer verkehrlicher Bedarf erkennbar.

C 4.2-3 (G) Bedarf, der sich aus einer noch steigenden regionalen Nachfrage nach Lufttranspor-
ten ergibt, ist zunächst durch Erweiterung der Kapazitäten an den bestehenden Anla-
gen zu decken. Dabei sind Belange des Lärmschutzes, der Luftreinhaltung, der Sozi-
alverträglichkeit und des Naturschutzes vorrangig zu berücksichtigen.

(K) Die bestehenden Landeplätze sind in der Plankarte dargestellt.

Begründung
zu   C 4.2-1 Für die Verbindungen im Luftverkehr ist eine gute Anbindung der Region über Schiene
und C 4.2-2 und Straße an den Flughafen Frankfurt/Main effektiver als die Einrichtung zusätzlicher

Landeplätze in der Region. Es werden daher keine zusätzlichen Planungen vorgese-
hen.

Ein zusätzlicher Ausbaubedarf im Sinne einer Kapazitätserweiterung ist derzeit an
den mittelhessischen Landeplätzen nicht erforderlich.

Aus der räumlichen Verteilung der bestehenden Landeplätze ergibt sich keine Not-
wendigkeit zum Bau neuer Einrichtungen. Die bestehenden Landeplätze befinden
sich räumlich so in der Region verteilt, daß die Anreise aus den Teilräumen zu
nächstgelegenen Landeplätzen zumutbar ist.

Darüber hinaus bietet sich die Nutzung der der Region unmittelbar benachbarten Lan-
deplätze "Regionalflughafen Siegerland“ auf der Lipperhöhe (Nordrhein-Westfalen),
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Hosenfeld-Jossa (Sonderlandeplatz) im Landkreis Fulda und Reichelsheim im Wet-
teraukreis an.

Den bestehenden Landeplätzen sind jeweils folgende Gebiete zuzuordnen:

Sonder- (S) bzw. Verkehrs- Gebiet
landeplatz (V)

Gießen-Lützellinden (S) Gießen/Wetzlar
Cölbe-Schönstadt (V) Marburg/Kirchhain/Biedenkopf
Lauterbach(Hessen)-Wernges (S) Lauterbach(Hessen)/Alsfeld
Breitscheid (V) Dillenburg/Herborn
Bad Endbach-Bottenhorn (S) Dillenburg/Biedenkopf/Dillenburg/Herborn
Eschenburg-Hirzenhain (S) Dillenburg/Biedenkopf
Elz (S) Limburg a. d. Lahn
Reiskirchen-Ettingshausen (S) Gießen/Grünberg/Laubach
Hünfelden-Dauborn (S) Limburg a. d. Lahn/Bad Camberg

C  4 . 3 S t r a ß e n ve r k e h r

MOTORISIERTER INDIVIDUALVERKEHR
C 4.3-1 (G) Die Anbindung der Region an die benachbarten Zentren und -räume soll über ein Netz

überregional bedeutsamer Straßen gesichert werden.

C 4.3-2 (G) Dabei besitzt der Ausbau Priorität vor dem Neubau von Straßen.

C 4.3-3 (Z) Die nach der vollzogenen Einheit angewachsenen Ost-West-Verkehrsströme sollen
gebündelt durch die Region geführt werden. Hierfür sind der Ausbau der BAB A 5 zwi-
schen Hattenbacher Dreieck und Gambacher Kreuz (6spurig), der 4spurige Ausbau
der B 49 zwischen Wetzlar und Limburg a. d. L. sowie der Ausbau der B 62 zwischen
Alsfeld und Biedenkopf (Ortsumgehungen) und der B 254 zwischen Fulda und Lauter-
bach(Hessen) sowie Lauterbach(Hessen) und Alsfeld erforderlich. Darüber hinaus ist
zur Entlastung der im Regionsgebiet stark frequentierten A 5 der Netzschluß der A 49
zwischen dem derzeitigen Bauende und der A 5 erforderlich.

C 4.3-4 (G) Bei Prüfung einer Ausbaumaßnahme sind zunächst umfassende Interdependenzbe-
trachtungen mit dem ÖV anzustellen und zu untersuchen, ob der Bau der einzelnen
Maßnahme sich nicht dadurch erübrigt, daß im Sinne einer integrierten Problemlösung
sowohl durch Verkehrsvermeidung oder -verlagerung auf umweltfreundlichere Ver-
kehrsarten als auch durch Verlagerung von Verkehrsströmen im bestehenden Netz
die verbesserungswürdige Situation behebbar ist.

Auch müssen zunächst alle verkehrsregulierenden Möglichkeiten, wie z. B. Beschilde-
rungen, Ampelregelungen u. ä., ausgeschöpft werden, bevor Ausbaumaßnahmen er-
wogen werden. Erst wenn dies keine Abhilfe erwarten läßt, sind unter Abwägung der
Umwelteingriffe (UVU und UVP) Neu- und Ausbaumaßnahmen zu rechtfertigen. Hier-
bei sind die Netzzusammenhänge und der Ausbaustand außerhalb der Ausbau-
maßnahme zu beachten.

C 4.3-5 (G) Soweit erforderlich, sollen im Anschluß an den Bau von Ortsumgehungen die entlaste-
ten Durchgangsstraßen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit und zur Erneuerung der
Ortsmitte vom jeweiligen Baulastträger umgebaut werden. Dabei sind auch die Belan-
ge des ÖPNV zu berücksichtigen. Auch wo der Bau von Ortsumgehungen nicht not-
wendig oder nicht möglich ist, bleibt zu prüfen, ob Ortsdurchfahrten durch Umbau ver-
bessert werden können.

C 4.3-6 (G) Die innere Erschließung der Region wird durch das Netz regional bedeutsamer Stra-
ßen gewährleistet. Die Straßen im ausgewiesenen Netz bilden die Verbindung zwi-
schen den Zentralen Orten innerhalb der Region bzw. binden die Einzugsbereiche an
die zugehörigen Zentren an und erschließen den ländlichen Raum. Für diese vorhan-
denen Straßen besteht vereinzelt die Notwendigkeit des Ausbaus von Teilstrecken.

(K) Das Netz der regional bedeutsamen Straßen ist in der Plankarte dargestellt.
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C 4.3-7 (G) Bei der Abwägung der Ausbaunotwendigkeit dieser Teilstrecken mit den damit ver-
bundenen Eingriffen in die Landschaft ist die regionserschließende Bedeutung zu be-
rücksichtigen; sie führt zu einer herausgehobenen Ausbaupriorität.

C 4.3-8 (G) Über das regional bedeutsame Straßennetz hinaus sollen nur nach Einzelnachweis
der Ausbaunotwendigkeit Maßnahmen durchgeführt werden, die der Beseitigung
schienengleicher Bahnübergänge, der Behebung von Unfallschwerpunkten sowie der
Verlagerung von Verkehr aus Wohnsiedlungsgebieten (Ortsumgehungen, Teilortsum-
gehungen) dienen.

Begründung
zu  C 4.3-1 Die  verkehrspolitische  Situation im Straßenbereich wird von notwendigen wachsen-
bis C 4.3-5 den umweltpolitischen Erfordernissen einerseits und zu erwartenden weiteren Ver-

kehrszuwächsen andererseits geprägt. Durch Ausschöpfen von Einsparpotentialen,
Verhaltensänderungen und, soweit möglich, Verlagerung des Verkehrs auf umwelt-
freundlichere Verkehrsarten (zu-Fuß-Gehen, Radfahren, öffentlicher Verkehr) sollen
die Zuwächse bewältigt werden.

Als neue positive Entwicklungen sind allerdings die Vereinigung Deutschlands und die
Überwindung der Teilung Europas durch Schaffung leistungsfähiger Ost-West-Ver-
kehrsadern dauerhaft zu bewältigen. Hierzu sollen in der Region Mittelhessen die be-
stehenden Trassen der A 5, der B 49 zwischen Wetzlar und Limburg a. d. Lahn, der
B 62 zwischen Alsfeld und Biedenkopf, der B 254 zwischen Fulda und Alsfeld sowie
der B 255 zwischen Weimar und Herborn unter Würdigung der Eingriffserheblichkeit
angemessen ausgebaut und zur Entlastung der A 5 die A 49 weitergeführt werden.

Darüber hinaus besteht - stärker aus nordhessischem Interesse begründet - die struk-
turpolitische Notwendigkeit, den bisher schlecht angebundenen nordhessischen
Raum um Frankenberg und Korbach nach Süden über die B 252 an das leistungsfä-
hige überregionale Straßennetz (BAB) anzubinden und dafür Ausbaumaßnahmen
vorzusehen.

C 4.3-9 (Z) Folgende Ausbaumaßnahmen gelten entsprechend den aufgeführten Kriterien als ab-
gestimmt; sie schließen - unabhängig von den im Einzelfall noch durchzuführenden
fachgesetzlichen Verfahren - im räumlich eng begrenzten Bereich ihres Verlaufs an-
dere, entgegenstehende Raumansprüche aus. Dabei ist zu beachten, daß die Plan-
karte wegen ihres Maßstabs keine parzellenscharfe Interpretation zuläßt.

A 5 Sechsspuriger Ausbau zwischen Hattenbacher Dreieck und Gambacher
Kreuz

A 5/L 3127 AS bei Grünberg-Beltershain
A 45/L 3130 AS bei Langgöns
A 45/L 3451 AS Wetzlar-Süd bei Wetzlar-Münchholzhausen
A 49 Neustadt bis zur A 5 bei Gemünden(Felda)
A 480/B 429 Umbau der AS Wettenberg/Umspannwerk Gießen-West 13

A 485/L 3130 AS Linden
B 3 Weimar - Argenstein bis Fronhausen-Bellnhausen
B 8 OU Limburg (Süd)
B 8 OU 14 Brechen-Oberbrechen
B 8 OU Bad Camberg-Erbach - Bad Camberg - Bad Camberg-Würges
B 8/L 3022 Beseitigung eines Bahnübergangs bei Brechen-Niederbrechen mit

Teilverlegung der L 3022
B 49 Bau von Standstreifen zwischen Gießen und Wetzlar

(Ausnahme: Garbenheim nicht abgestimmt)
B 49 Vierspuriger Ausbau zwischen Löhnberg und Wetzlar
B 49 Vierspuriger Ausbau zwischen Limburg a. d. L.-Ahlbach und

Weilburg-West
B 49/L 3359 AS Wetzlar-Dutenhofen/Heuchelheim

                                          
13 tlw. bereits realisiert
14 Ortsumgehung
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B 49 OU Reiskirchen und Reiskirchen-Lindenstruth (Südumgehung)
B 62 OU Biedenkopf - Biedenkopf-Wallau und Biedenkopf-Seewasen
B 252 OU Münchhausen bis Lahntal-Göttingen
B 254 OU Lauterbach(Hessen)-Maar bis Wartenberg-Landenhausen
B 255 OU Weimar-Ober- und Niederweimar
B 255 OU Herborn-Herbornseelbach
B 277 OU Haiger
B 277 OU Aßlar
B 277 Dillenburg (Schloßbergtunnel) 15

B 456 Teilortsumgehung (TOU) Weilburg
B 457 OU Hungen
B 457 OU Lich-Langsdorf
L 3020 Teilortsumgehung Löhnberg
L 3031 OU Bad Camberg
L 3046 Neubau zwischen Greifenstein-Beilstein und Herborn-Merkenbach
L 3048 OU Ebsdorfergrund-Wittelsberg, Ebsdorfergrund-Rauischholzhausen

und Amöneburg-Roßdorf
L 3053 Verlegung zwischen L 3052 und Erdaer Kreuz und Ausbau zwischen

Hohensolms und Königsberger Kreuz
L 3054 Teilortsumgehung Weilmünster
L 3063 OU Runkel-Dehrn
L 3109 OU Merenberg (West)
L 3146 OU Staufenberg-Mainzlar
L 3282 OU Greifenstein-Holzhausen
L 3322 TOU Beselich-Obertiefenbach
L 3448 Teilortsumgehung (innerorts) Limburg a. d. Lahn-Eschhofen
L 3448 Teilortsumgehung Limburg a. d. Lahn-Lindenholzhausen
L 3481 OU Lich-Nieder-Bessingen

(K) Die geplanten Maßnahmen sind in der Plankarte dargestellt.

Begründung
zu C 4.3-9 Die Bestimmung der regional bedeutsamen Straßen ergibt sich aus der Kombination

des Verbindungs- und Erschließungswertes, des jeweiligen Straßenabschnittes sowie
der durchschnittlichen Verkehrsbelastung.
Zur Bündelung des Verkehrs und damit auch zur Entlastung des übrigen Straßennet-
zes wird den zugehörigen Straßen eine herausgehobene Ausbaupriorität zugeordnet.
Die Realisierung ist jedoch - soweit noch nicht geschehen - in den Einzelverfahren in
der UVU zu überprüfen.

Sonstige, mehr kleinräumig wirkende Ausbaumaßnahmen sind nach Einzelprüfung
dadurch gerechtfertigt, daß die Verlagerung aus Siedlungsgebieten (Orts- und Teil-
ortsumgehungen) unzumutbar gewordene Belastungen verringern, Unfallschwer-
punkte abgebaut und schienengleiche Bahnübergänge beseitigt werden.

Über die als Ziele aufgenommenen Maßnahmen hinaus sind zahlreiche weitere Aus-
baumaßnahmen angemeldet worden. Für diese Maßnahmen konnte bisher - häufig
nicht zuletzt wegen der bisher fehlenden Aussagen zu Umweltauswirkungen (fehlen-
de UVU und UVP) keine Abstimmung erzielt werden. Sie gelten daher als Planungs-
hinweis. Dieser Planungshinweis ist von allen Planungsträgern und sonstigen Stellen
zu berücksichtigen, die Ansprüche an die Fläche geltend machen, welche sich im
Verlauf und innerhalb der jeweiligen Trasse befinden.

                                          
15 Nicht in der Karte dargestellt, da im Siedlungsbereich
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Es handelt sich im einzelnen um folgende Maßnahmen:

A 5/A 45 Ausbau des Gambacher Kreuzes mit Spange Kassel Richtung Wetzlar
A 5/B 254 Verlegung der AS Alsfeld-Ost
A 5 AS bei Gemünden(Felda)-Ehringshausen
A 5/L 3133 AS zwischen Holzheim und Garbenteich
A 45 Südkreuz Gießen – AK Gambach (Ausbau auf 6 Fahrstreifen)
A 485/L 3360 AS nördlich von Langgöns
B 8 OU Brechen-Niederbrechen (UVU fehlt)
B 8 OU Elz (Vorschlagsvariante 3 ortsfern) (ROV in Kürze vorgesehen)
B 49 OU Alsfeld-West
B 49 Standstreifen bei Wetzlar-Garbenheim
B 54 OU Hadamar-Oberzeuzheim (UVU fehlt)
B 54 OU Dornburg-Langendernbach
B 62 OU Alsfeld (UVU fehlt)
B 62 OU Biedenkopf-Eckelshausen (UVU fehlt)
B 62 OU Dautphetal-Buchenau (UVU fehlt)
B 62 OU Lahntal-Sterzhausen und Lahntal-Goßfelden
B 62 OU Alsfeld-Angenrod und Alsfeld-Leusel (UVU fehlt)
B 62 OU Kirtorf (UVU fehlt)
B 62 OU Kirtorf-Ober-Gleen (UVU fehlt)
B 62 OU Kirtorf-Lehrbach
B 253 Biedenkopf-Sackpfeife
B 253 OU Breidenbach (UVU für Perftalquerung)
B 253 OU Dillenburg-Frohnhausen
B 253 OU Eschenburg-Wissenbach
B 254 OU Alsfeld-Eudorf
B 277 Haiger-Allendorf bis Kalteiche (Zusatzfahrstreifen)
B 277/L 3451 TOU Wetzlar (Westtangente) (UVU fehlt)
B 429 AS Gießen-West/Heuchelheim
B 489 OU Hungen-Inheiden (UVU fehlt)
B 489 OU Hungen-Utphe (UVU fehlt)
L 1551 TOU Dornburg-Langendernbach (UVU fehlt)
L 3022 OU Niederbrechen (UVU fehlt)
L 3022 TOU Waldbrunn(Westerwald)-Ellar (UVU fehlt)
L 3022 OU Hadamar-Steinbach (UVU fehlt)
L 3043 OU Dietzhölztal-Steinbrücken (UVU fehlt)
L 3044 OU Haiger (UVU fehlt)
L 3054 OU Hüttenberg-Volpertshausen und Weidenhausen (UVU fehlt)
L 3125 OU Ebsdorfergrund-Heskem (UVU fehlt)
L 3133/L 3132/  OU Pohlheim/Watzenborn-Steinberg (UVU und verkehrlicher
L 3129 Nachweis fehlen)
L 3278 OU Hadamar-Niederzeuzheim (UVU fehlt)
L 3281 OU Mengerskirchen-Winkels
L 3324 OU Leun-Biskirchen (UVU fehlt)
L 3324 OU Greifenstein-Allendorf und Ulm (UVU fehlt)
L 3376 OU Aßlar (UVU fehlt)

C 4.3-10 (G) In den verdichteten Wohnsiedlungsbereichen ist einer hohen Umweltbelastung und
hohen Unfallgefahr - verursacht durch starkes Aufkommen des motorisierten Individu-
alverkehrs - durch eine Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs, Schaffung
verkehrsberuhigter Zonen (Tempo-30-Zonen, Lärmschutzmaßnahmen, Reduzierung
der Trennwirkung von Straßen) und Rückbaumaßnahmen von Straßen entgegenzu-
wirken. In Städten und Dörfern ist der Straßenraum in seiner Bedeutung als wichtiger
Kommunikations- und Erlebnisraum wieder aufzuwerten.

C 4.3-11 (G) Die erforderlichen Schutzmaßnahmen gegen den Straßenverkehrslärm im Rahmen
der gesetzlichen Bestimmungen sind zu schaffen.
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C  4 . 4 F a h r r a d ve r k e h r

Radwegeverbindungen
C 4.4-1 (G) Der Fahrradverkehr als umweltfreundlicher Teil des Gesamtverkehrs soll durch die

Entwicklung eines zusammenhängenden Radwegenetzes besonders gefördert wer-
den. Zugleich wird dadurch die Verkehrssicherheit für die Radfahrer erhöht. Auf eine
Verknüpfung von Radwegen mit dem ÖPNV ist bei Radwegekonzepten zu achten
(z. B. Fahrradständer und Unterstellmöglichkeiten an Bushaltestellen und Bahnhöfen).

C 4.4-2 (G) Trassenführung, bauliche Ausgestaltung und Beschilderung von Radwegen sind so zu
konzipieren, daß den spezifischen Sicherheitsbedürfnissen der verschiedenen Bevöl-
kerungsgruppen, insbesondere denen von Frauen und Kindern, Behinderten und älte-
ren Menschen, Rechnung getragen wird.

C 4.4-3 (G) Neue Radwege sollen der Verbindung der Ortsteile mit der Kernstadt bzw. Kernge-
meinde und mit vielfrequentierten zentralen Einrichtungen dienen, wie
� Stadt- bzw. Gemeindeverwaltungen,
� zentralen Schulstandorten,
� Einkaufszentren
� Siedlungsgebieten in Randlagen,
� Gewerbegebieten und großen Betriebsstätten,
� Bahnstationen und Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs,
� gemeindlichen Dienstleistungseinrichtungen (z. B. Krankenhäuser) und regelmäßig

besuchte Freizeiteinrichtungen (z. B. Sportplätze, Schwimmbäder o. ä.).

C 4.4-4 (G) Die Verknüpfung innergemeindlicher Radwege mit den Radwegen der Nachbarge-
meinden ist anzustreben (Netzbildung). Bestehende Gemeinde-, Land- oder Forstwirt-
schaftswege sollen bei entsprechender Eignung als Radwege mitgenutzt werden, da-
bei hat die originäre Nutzung Vorrang vor der Radwegenutzung. Die Beschilderung
der Radwege ist zu verbessern.

C 4.4-5 (G) Als Beitrag zur Hebung der Verkehrssicherheit und zur Energieeinsparung sollen Rad-
wege bei Bedarf auch an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen gebaut werden. Dabei
sind bei der Neugliederung vorhandener Verkehrsflächen die Belange des Radver-
kehrs angemessen zu berücksichtigen. Wo sinnvoll und möglich, sollen aufgelassene
Schienentrassen genutzt werden.

C 4.4-6 (G) Bei der Planung und Finanzierung von Radwegen muß der Alltagsverkehr Vorrang vor
dem Freizeitverkehr haben. In dünnbesiedelten ländlichen Gebieten mit Mittelgebirgs-
charakter dominiert der Freizeitverkehr.

C 4.4-7 (G) Radwegeverbindungen müssen sich trotz des umweltfreundlichen Charakters des
Radverkehrs im Vergleich mit dem motorisierten Straßenverkehr auch an ökologi-
schen Belangen der Landschaft orientieren.

C 4.4-8 (Z) Die Mittelhessen durchquerenden  Radfernwege
R 1 (Fulda) – Schlitz – (Bad Hersfeld)
R 2 Landesgrenze NRW – Biedenkopf – Cölbe –Kirchhain - Neustadt(Hessen) –

Alsfeld – Lauterbach(Hessen) – (Fulda) ... Bayern
R 4 (Frankfurt a. M. – Nidda) – Schotten – Alsfeld – (Schwalmstadt – Bad Karlsha-

fen)
R 6 (Butzbach) – Lich – Grünberg – Homberg(Ohm) – Kirchhain – (Franken-

berg(Eder))
R 7 (Diez) – Limburg a. d. Lahn – Wetzlar – Gießen – Grünberg – Lauterbach(Hes-

sen) – (Bad Hersfeld – Wacha/Thüringen)
R 8 (Wiesbaden) – Bad Camberg – Limburg a. d. Lahn – Hadamar – Herborn – Dil-

lenburg – Biedenkopf – (Frankenberg(Eder))
� Lahn-Radwanderweg,
� Vulkanradweg (Lauterbach–Grebenhain), sowie die
� „Städtenetz-Radroute“ (Siegen, Haiger, Dillenburg, Herborn, Wetzlar, Gießen)
sind, soweit sie noch Lücken im Ausbau aufweisen, zügig zu realisieren.

C 4.4-9 (G) Als Begleitmaßnahmen zum Radwandern sind Saison-Züge auf den touristisch inte-
ressanten Strecken einzusetzen.
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C 4.4-10 (G) An den Radwegen sind die Hinweise auf touristische Attraktionen und Beherber-
gungs- und Gastronomiebetriebe zu verbessern.

Begründung
zu  C 4.4-1 Bei der Entwicklung neuer Verkehrskonzepte, insbesondere auch von ÖPNV-Konzep-
bis C 4.4-10 ten, ist der Radverkehr mit seiner gestiegenen Bedeutung als wesentlicher Bestand-

teil angemessen einzubeziehen und zu berücksichtigen. Darüber hinaus ist der Rad-
verkehr auch als touristische Attraktion in den dafür geeigneten Räumen zu entwi-
ckeln (z. B. Lahn-Radwanderweg).

Bei Radwegeplanungen sind gesicherte Radabstellplätze zu berücksichtigen.

Bei der Planung von Radwegenetzen
� ist zu berücksichtigen, daß Radfahrer besonders umwegempfindlich sind

(Umwegefaktor),
� ist daran zu denken, daß Radwege in hügeligem Gelände in geringerem

Maße angenommen werden (Steigungen max. 5 %),
� sollten im Rahmen des Möglichen Nebenstraßen bzw. Wirtschafts- und

sonstige Wege mit herangezogen werden (zur Verminderung der Flächen-
inanspruchnahme),

� sollten im Siedlungsbereich von Städten und Dörfern erforderlich werdende
Radwegenetze nach Möglichkeit unabhängig vom bestehenden Straßen-
netz konzipiert werden. Dabei ist besonders auf kurze, direkte Wegführun-
gen und gesicherte Stellplätze an Zielen bzw. Verkehrsschnittstellen zu
achten.

C  4 . 5 S c h i e n e n ve r k e h r

C 4.5-1 (G) Der Schienenverkehr stellt bei entsprechender Auslastung als Verkehrsmittel die um-
weltfreundlichere Alternative zum Luftverkehr auf kurzen Strecken und zum Straßen-
verkehr dar. Er ist daher besonders ausbau- und förderungswürdig.

SCHIENENNETZ
C 4.5-2 (G) Der Ausbau des Schienennetzes der Region soll dazu dienen, wachsende Verkehrs-

anteile umweltfreundlicher auf der Bahn zu transportieren. Dem dienen folgende Ziele
und Maßnahmen:

C 4.5-3 (Z) Bau der Neubaustrecke (NBS) Köln - Rhein/Main mit Bahnhof in Limburg a. d. Lahn -
Eschhofen.
Dabei gilt im einzelnen:

C 4.5-4 (G) Die Verknüpfung des NBS-Haltepunktes in Limburg a. d. Lahn vordringlich mit dem
nachrangigen Schienennetz, aber auch mit dem sonstigen öffentlichen und individu-
ellen Verkehr ist unabdingbar.

C 4.5-5 (G) Die ökologischen Beeinträchtigungen der NBS-Trasse sind so gering wie möglich zu
halten.

C 4.5-6 (G) Die mittelfristigen städtebaulichen Konzepte der betroffenen Städte und Gemeinden
sind unter Beachtung des Neubauvorhabens zu entwickeln. Insbesondere sollte die
Stadt Limburg a. d. Lahn durch entsprechende Rahmenvorgaben in die Lage versetzt
werden, städtebauliche Entwicklungen einzuleiten, die eine langfristige Absicherung
des Bahnhofs stützen und bestmögliche Ausnutzung des zu erwartenden Stand-
ortvorteils erlauben.

(K) Die im Bau befindliche Neubaustrecke ist in der Plankarte dargestellt.

C 4.5-7 (Z) Ausbau der Ruhr-Sieg-Strecke zwischen Wetzlar und Hagen mit den Zielsetzungen

� Geschwindigkeitserhöhung,
� Linienverbesserung in engen Bögen,
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� Profilfreimachung der Tunnel,
� Bau einer Verbindungsspange Hagen - Hohenlimburg (außerhalb der Region),
� Einrichtung von Überholgleisen,
� Einsatz von Neitec-Fahrzeugen ermöglichen.

C 4.5-8 (Z) Auf der Main-Weser-Bahn (Kassel, Marburg, Gießen, Frankfurt am Main) soll die Ka-
pazität ausgeweitet werden durch technische Verbesserungen Linienzugbeeinflus-
sung – LZB -, rechnergestützte Zugüberwachung – RZÜ -) und durch den Bau eines
3. bzw. 4. Gleises.

C 4.5-9 (Z) Ausgebaut werden soll die Ost-West-Schienenachse über Lahntal- und Vogelsberg-
bahn nach Thüringen/Sachsen (Leipzig, Dresden); dabei sollen moderne Neitec-Züge
(Pendolino) eingesetzt werden.

Begründung
zu C 4.5-3 Neubaustrecke Köln - Rhein/Main
bis C 4.5-6 Die Neubaustrecke Köln - Rhein/Main mit Bahnhof in Limburg a. d. Lahn soll zügig

realisiert werden, damit Mittelhessen - wenn schon nicht im Kernraum der Region -
am westlichen Rand in Limburg a. d. Lahn Zugang zum europäischen Schnellbahn-
netz erhält. Ein Haltepunkt auf Dauer, der mindestens im Stundentakt in der Relation
Köln - Frankfurt am Main und im 2-Stunden-Takt in der Relation Limburg a. d. Lahn –
Wiesbaden bedient wird und der sowohl mit dem nachrangigen Schienennetz als
auch dem sonstigen öffentlichen und Individualverkehr optimal verknüpft wird, war
dabei unabdingbare Voraussetzung für ein positives Votum der Region zu diesem
Neubauvorhaben; dazu auch die Öffnung der ICE-Strecke für Verbundkarten.

zu C 4.5-7 Ruhr-Sieg-Strecke
An der Ruhr-Sieg-Strecke bestehen derzeit einige Engpässe, die zu Kapazitätsein-
schränkungen und höherem Zeitaufwand führen. Die "Initiative Ruhr-Sieg-Strecke"
hat ein Gutachten darüber anfertigen lassen, in dem der Nachweis geführt wird, daß
bei Investitionen von ca. 515 Mio. DM und den dabei einzusetzenden Infrastruktur-
maßnahmen Fahrzeitverbesserungen von ca. 16 % (von 229 Min. auf 198 Min.) er-
reichbar sind. Es wird ein positives Kosten-Nutzen-Verhältnis für diese Investitionen
nachgewiesen. Mittelhessen hat neben anderen die Aufnahme dieser Maßnahmen in
den Bundesverkehrswegeplan gefordert, nicht zuletzt, um der vorgesehenen Einfüh-
rung des Interregio-Verkehrs auf dieser Strecke bessere Chancen im Verhältnis zu
anderen Verkehrsträgern einzuräumen. Dem will der Bund stattgeben.

zu C 4.5-8 Kassel - Gießen - Frankfurt am Main (Main-Weser-Bahn)
Die für Mittelhessen wichtigste Relation Kassel - Gießen - Frankfurt am Main ist ab
Marburg, insbesondere aber ab Gießen südwärts überlastet und ausbaubedürftig. Es
erscheint dringend erforderlich, die Kapazitäten zu erweitern. Daher ist der Bau eines
dritten Gleises notwendig.

zu C 4.5-9 Ost-West-Schienenachse Lahntal- und Vogelsbergbahn
Der Ausbau der "Lahntalstrecke" zwischen Wetzlar und Limburg a. d. Lahn und der
Strecke Gießen - Fulda wird gefordert, da es ein besonderes Anliegen Mittelhessens
ist, die Relationen nach Osten zu verbessern und gleichzeitig den strukturschwachen
Vogelsbergkreis durch die Verbesserung der Bahnanbindung zu unterstützen. Die
dafür erforderlichen Maßnahmen sind vorgesehen, sie sollen zügig realisiert werden.

C 4.5-10 (Z) Erhaltung und Modernisierung des übrigen Regional- und Nahverkehrsschienennet-
zes auf den bestehenden Strecken der Region.

(Frankenberg) - Marburg (KBS 622)
(Erndtebrück) - Wallau - Marburg (KBS 623)
(Betzdorf) - Haiger - Dillenburg (KBS 462)
Gießen - (Gelnhausen) (KBS 631)
Hungen - (Beienheim) (KBS 632)
Limburg a. d. Lahn - (Westerburg - Au bzw. Wiesbaden) (KBS 461)
Limburg a. d. Lahn - (Frankfurt am Main) (KBS 627)
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Limburg a. d. Lahn - (Siershahn) (KBS 629)
Brandoberndorf – (Grävenwiesbach – Friedrichsdorf) (KBS 637)

C 4.5-11 (G) Auf allen Strecken in der Region sollen folgende Zielvorstellungen verwirklicht werden:

a) Einrichtung eines integrierten Taktfahrplans (RMV) 16 mit Taktverkehren.

b) Verbesserung der Erschließungsfunktion durch bedarfsgerechte Einrichtung neuer
oder Verlegung bestehender Haltepunkte sowie Schließung schwach frequentierter
Halte.

c) Schaffung zeitgemäßer und funktionsgerechter Stationen und Verbesserung des
Zugangs und der Kundeninformation unter Einbeziehung der Bahnhofsvorplatz-
gestaltung.

d) Einsatz von Fahrzeugen mit angemessenem Reisekomfort.

e) Verbesserung der Verknüpfung des Schienenpersonennah- und -regionalverkehrs
mit den Buslinien der jeweiligen ÖPNV-Träger mit dem Ziel der Schaffung eines
integrierten Gesamtnetzes.

f) Verbesserung der Verknüpfung mit dem Individualverkehr durch Park + Ride an
den Schienenhaltepunkten außerhalb der Oberzentren sowie Bike & Ride-Einrich-
tungen an sämtlichen Schienenhaltepunkten.

g) Senkung der laufenden Kosten durch eine rationelle Angebotsgestaltung und Aus-
schöpfung innerbetrieblicher Rationalisierungsreserven.

h) Verbesserung des Fahrweges (z. B. Beseitigung von Geschwindigkeitsrestriktio-
nen) in geeigneten Fällen, Erhöhung der Streckenabschnittsgeschwindigkeiten.

C 4.5-12 (G) Überprüfung der Wiederinbetriebnahme folgender Strecken für den Personenverkehr:
Dillenburg - Ewersbach
Brandoberndorf - Albshausen

C 4.5-13 (G) Die Prüfung, ob diese Strecken wieder betrieben werden, sollte in Abhängigkeit einer
Energiebilanz, der verkehrlichen Zweckmäßigkeit (u. a.. Systemzusammenhang) und
der Wirtschaftlichkeit im Vergleich zum alternativen Busangebot durchgeführt und be-
urteilt werden.

C 4.5-14 (G) Reaktivierbare Bahntrassen werden als Planungshinweis aufgenommen. Sie unterlie-
gen hinsichtlich anderer Raumansprüche einem Abwägungsgebot.

(K) Das Schienennetz ist in der Plankarte dargestellt.

Begründung
zu  C 4.5-10 Die  Strecken des  Schienengrundnetzes bilden die wesentliche Grundlage für ein flä-
bis C 4.5-14 chendeckendes ÖPNV-Angebot; ihre betriebliche Optimierung ist den Zielsetzungen

des hessischen ÖPNV-Gesetzes entsprechend zügig umzusetzen. Alle bestehenden
Fördermöglichkeiten nach Bundesschienenwegausbaugesetz, Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz, Finanzausgleichsgesetz und Regionalisierungsgesetz sollen aus-
geschöpft werden. Die Gemeinden an den Linien des Schienennetzes sollen die ih-
nen zugedachten Verbesserungen unter Nutzung der Fördermöglichkeiten von GVFG
und FAG (Finanzausgleichsgesetz) zügig umsetzen.

Der RMV bildet dabei die wesentlichen organisatorischen Voraussetzungen zur
Durchsetzung der angesprochenen Maßnahmen im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen. Im Rahmen seiner Aufgabenstellungen wird der Aufgabenträger zu-
sammen mit seinen betroffenen Gesellschaftern (Landkreise und kreisfreie Städte
bzw. Städte mit Sonderstatus) in Mittelhessen über die angesprochenen Reaktivie-
rungswünsche von Bahnlinien zu entscheiden haben. Ebenso wird die zusätzliche
Einrichtung weiterer Haltestellen an den Bahnlinien zu entscheiden sein.

Folgende Haltestellenvorschläge sind im Rahmen der Planaufstellung für diese Über-
prüfung mit dem Ziel der Realisierung gemacht worden:

                                          
16 RMV – Rhein-Main-Verkehrsverbund
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(Z)Gießen-Oswaldsgarten KBS 620 (Main-Weser-Bahn) - wird in Kürze realisiert -
Gießen-Ebelstraße KBS 635 (Vogelsbergbahn/Lahn-Kinzig-Bahn)
Gießen-Depot KBS 635 (Vogelsbergbahn)

Gießen-Rödgen KBS 635 (Vogelsbergbahn)
Buseck-Ost (Industriegebiet) KBS 635 (Vogelsbergbahn)
(Z)Reiskirchen-Lindenstruth KBS 635 (Vogelsbergbahn)

Pohlheim-Hausen KBS 631 (Lahn-Kinzig-Bahn)
(Z)Pohlheim-Garbenteich
(Verlegung Richtg. Pfahlgraben) KBS 631 (Lahn-Kinzig-Bahn)
Lich (West) KBS 631 (Lahn-Kinzig-Bahn)
(Z)Biedenkopf/Schulzentrum KBS 623 (Obere Lahntalbahn)

Schienenpersonenverkehr
C 4.5-15 (Z) Auf den Bahnstrecken in der Region sollten folgende Personenfernverkehrsleistungen

angeboten werden:

� auf der Neubaustrecke Köln - Rhein/Main IC/ICE-Verkehr,
� auf den Strecken Kassel - Marburg - Gießen - Frankfurt am Main IR-Verkehr

(Linie 19, ggf. IC/ICE mit Neitec-Fahrzeugen),
� Hagen - Siegen - Wetzlar - Gießen - Frankfurt am Main IR Verkehr (Linie 22)/

Neitec-Fahrzeuge
� Köln - Siegen- Wetzlar - Gießen - Kassel - Halle - Leipzig (IR-Züge) und
� Trier - Koblenz - Limburg a. d. Lahn - Wetzlar - Gießen - Fulda - Thüringen IR-

Züge bzw. Regional-Express (RE).

C 4.5-16 (Z) Auf den vorgenannten Strecken (mit Ausnahme der NBS) sollen ergänzend Regional--
Express(RE)- und Nahverkehrszüge eingesetzt werden.

Begründung
zu  C 4.5-15 Der  Schienenpersonenfernverkehr  und der Güterverkehr  liegen im ausschließlichen
bis C 4.5-16 Verantwortungsbereich der DB AG und ggf. weiter hinzukommender Eisenbahnver-

kehrsunternehmen. Gemeinwirtschaftliche Leistungen des Schienenpersonennahver-
kehrs und Regionalverkehrs werden von den Ländern bzw. von den Gebietskörper-
schaften durch die Verkehrsverbünde bestellt und eingekauft. Für die Region soll ein
angebotsorientiertes leistungsfähiges und den unterschiedlichen Entfernungen ange-
messenes Bahnangebot vorgehalten werden. Die zur Region benachbarten wichtigen
Wirtschaftsräume sollen mit Fernverkehrsangeboten gut erreichbar sein. Der Zugang
zum europäischen Hochgeschwindigkeitsnetz von den Zentren Marburg, Gießen und
Wetzlar aus soll in alle Richtungen (im Norden in Kassel-Wilhelmshöhe, im Osten in
Fulda, im Süden in Frankfurt am Main und im Westen in Limburg a. d. Lahn) durch
schnelle Bahnverbindungen über den ganzen Tag (Taktverkehr mit kurzen Umsteige-
zeiten) erreicht werden. Die dafür geeigneten Zugkategorien InterRegio und Regional-
Express sollen diese Anschlüsse schaffen. Gegebenenfalls sind auch IC/ICE-
Angebote mit Neitec-Fahrzeugen zu schaffen.

Auf den übrigen Strecken, die die Region netzartig erschließen, sowie als Ergänzung
auf den Hauptstrecken mit Fernverkehrsangeboten sind Regionalbahnen - RB - ein-
zusetzen.

Schienengüterverkehr
C 4.5-17 (G) Der Schienengüterverkehr als umweltfreundlichere Alternative zum Straßengüterver-

kehr ist verstärkt zu fördern, insbesondere der Ausbau des kombinierten Verkehrs.

C 4.5-18 (G) Den bisherigen Konzentrationsabsichten der DB AG im Güterverkehr muß entge-
gengewirkt werden. Die Nachfrage nach Gütertransportleistungen der Bahn muß
durch Bahnanschluß an Industrie- und Gewerbeflächen stabilisiert und gesteigert
werden.

Für die im Güterverkehr verbleibenden Bahnlinien
� Kirchhain - Homberg(Ohm)
� Haiger - Burbach - Betzdorf
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� Haiger - Breitscheid
� Mainzlar - Lollar
� Dillenburg - Ewersbach
sind geeignete Maßnahmen zum Erhalt der Güterbeförderung durchzuführen.

C 4.5-19 (Z) Als Auffangposition gegenüber weiteren Konzentrationstendenzen sind regionale und
lokale Logistikzentren für Mittelhessen auszuweisen und zu realisieren. Entspre-
chende Untersuchungen sind durchzuführen.

C 4.5-20 (Z) In den Mittelzentren mit Schienenanschluß sind Terminals für den kombinierten Ver-
kehr (Container-, Logistikbox-, Palettenverladung Straße/Schiene) einzurichten.

C 4.5-21 (G) Die dezentrale Struktur der Holzverladung auf die Bahn in Mittelhessen ist zu sichern.

Begründung
zu  C 4.5-17 Mit  Einführung  des EG-Binnenmarktes  wurden die  bisher in Deutschland wirkenden
bis C 4.5-21 Restriktionen beim Straßengüterfernverkehr gegenüber dem schienengebundenen

Güterverkehr abgebaut. Dies führt zu einer Begünstigung des LKW-Verkehrs, der
daraufhin seinen Transportanteil zu Lasten der Bahn erweiterte.

Es gibt allerdings auch Anzeichen dafür, daß aufgrund der entstandenen und weiter
anwachsenden Restriktionen auf dem Fernstraßennetz der Bundesrepublik mit immer
öfter auftretenden Engpässen (Staus) das Ende dieser Entwicklung absehbar wird.
Vor allem das logistische Konzept der "Just-in-Time"-Zulieferung, das in der Vergan-
genheit zum starken Anwachsen des Straßengüterverkehrs maßgeblich beigetragen
hat, wird wegen der dominierenden Abhängigkeit von der Zeitzuverlässigkeit zuneh-
mend in Frage gestellt.

Der Schienengüterverkehr kann aufgrund seiner zuverlässigen zeitlichen Kalkulierbar-
keit in Zukunft verlorengegangene Marktanteile zurückgewinnen. Dies setzt allerdings
voraus, daß die Bahn schnell genug die dafür erforderlichen Kapazitäten schafft. An-
gesichts der bisherigen Marktanteile der Bahn (ca. 1/4) am Güterverkehrsaufkommen
und der Tatsache, daß offensichtlich die bestehenden Hauptstrecken der DB AG
weitgehend ausgelastet sind, werden allerdings auch die erkennbaren verengten
Handlungsspielräume offensichtlich. Selbst wenn die Bahn große Anteile am Güter-
verkehrsmarkt gewinnen möchte, ist sie dazu aufgrund eigener Kapazitätsengpässe
kurz- und mittelfristig gar nicht in dem gewünschten Umfang in der Lage! Es gilt da-
her, bestehende regionale Ergänzungslinien in die Hauptabfuhrlinien einzubeziehen
und schrittweise auszubauen (z. B. Lahntal-/Vogelsberg-Strecke).

Ein weiteres besonderes mittelhessisches Problem stellt die Bahnverladung von Holz
dar. In Normaljahren werden ca. 100 000 fm (= 10 % des jährlichen Holzaufkommens)
exportiert oder in Gebiete verkauft, die mehr als 300 km entfernt sind. Diese Mengen
werden in der Regel bahnverladen. In Jahren höherer Holzanfälle erhöht sich der Ex-
portanteil und damit das Bahnfrachtaufkommen erheblich. Es besteht ein hohes Inter-
esse, die Voraussetzungen für den Bahntransport eines möglichst großen Anteils des
zu transportierenden Holzes beizubehalten. Konzentrationstendenzen der Bahn zur
Schließung der jetzt noch bestehenden 34 Bahnstationen mit Möglichkeiten zur Holz-
verladung laufen diesen Belangen diametral entgegen. Durch die Konzentration wür-
de der Schwerlastverkehr auf der Straße (Langholztransporte) wachsen und vor allem
in innerörtlichen Bereichen zu massiven Belästigungen führen.



94

C  4 . 6 N a h ve r k e h r

C 4.6-1 (G) Der öffentliche Personenverkehr auf Straße und Schiene als Aufgabe der öffentlichen
Daseinsvorsorge soll die Mobilität zwischen Wohnstandorten und Arbeits-, Bildungs-,
Versorgungs- und Freizeit- und Erholungsstätten ökologisch verträglich sicherstellen.
Den spezifischen Mobilitäts- und Sicherheitsbedürfnissen der verschiedenen Perso-
nengruppen ist Rechnung zu tragen (flexible Bedienungsformen des ÖV, Nachtfahr-
angebote für Frauen, Vernetzung nicht zentraler Ortsteile untereinander).
Die Nahverkehrspläne aller Gebietskörperschaften in Mittelhessen liegen inzwischen
vor.

C 4.6-2 (G) Vor allem in den Räumen der Region, in denen bereits heute Überlastungen des Stra-
ßennetzes durch das starke Aufkommen an motorisiertem Individualverkehr bestehen
oder sich zu entwickeln drohen, sollen durch verstärkten Ausbau des öffentlichen Per-
sonenverkehrs umweltverträglichere Alternativen geschaffen werden.

C 4.6-3 (G) In der Region Mittelhessen soll eine Mindestbedienung des ÖPNV in allen Räumen
vorgehalten werden. Die Mindestbedienung soll sich an den Empfehlungen der Mini-
sterkonferenz für Raumordnung orientieren; danach sind für jeden Ortsteil ab 200
Einwohnern mindestens

� 3 Fahrtenpaare pro Werktag (zum Mittelzentrum und zurück)
� mit maximaler Fahrzeit von 45 Minuten mit dem ÖPNV

vorzuhalten.
Darüber hinaus wird die Mindestbedienung ergänzt durch die Aussagen der Nahver-
kehrspläne der Landkreise und Städte mit Sonderstatus.

C 4.6-4 (G) Der Schienenpersonenverkehr soll aufgrund seines geringen Energieverbrauchs (bei
entsprechender Auslastung), seines höheren Komforts und der erzielbaren höheren
durchschnittlichen Reisegeschwindigkeiten dort Vorrang haben, wo er eine bessere
volkswirtschaftliche Bilanz aufweist als alternative Bedienungsformen.

C 4.6-5 (G) In den Siedlungsgebieten soll erforderlichenfalls eine Verkehrsflächenbewirtschaftung
zugunsten des ÖPNV stattfinden.

C 4.6-6 (G) Das Busliniennetz ist - wie bereits im ÖPNV-Konzept Mittelhessen von 1986 propa-
giert - auf die Haltepunkte des Bahnnetzes als Zubringer zum Regional- und Fernver-
kehr auszurichten. Der Umsteigeaufwand zwischen Bus und Bahn soll durch bauliche
Voraussetzungen und Fahrplankoordination möglichst gering gehalten werden. Für
den gesamten Bereich der Region Mittelhessen wird durch den RMV ein integraler
Taktfahrplan realisiert, in den auch die Buslinien aus den Gebieten von außerhalb in
die Region mit einbezogen werden.

C 4.6-7 (G) Das örtliche Radwegenetz ist auch auf die Haltestellen des öffentlichen Personen-
verkehrs auszurichten. Es müssen sichere und überdachte Fahrradabstellmög-
lichkeiten an den Haltestellen vorgehalten werden. Ebenfalls muß die Mitnahme von
Fahrrädern in den öffentlichen Verkehrsmitteln gewährleistet sein.

C 4.6-8 (G) Park + Ride-Plätze als Übergangspunkte vom Individualverkehr auf den öffentlichen
Verkehr sind dort weiter auszubauen, wo der ÖPNV eine Erschließung der Fläche nur
unzureichend ermöglicht. Grundsätzlich soll ein wohnortnaher Umstieg auf öffentliche
Verkehrssysteme ermöglicht werden. Park & Ride am Rande größerer Städte, insbe-
sondere der Oberzentren sowie in deren Kernbereichen, ist zu vermeiden.

C 4.6-9 (G) Durch offensive Werbung ist das Ansehen des öffentlichen Personenverkehrs auch
auf der Regional-, Kreis- und Gemeidenebene zu verbessern. Insgesamt muß der öf-
fentliche Personenverkehr so organisiert und dargestellt werden, daß er als leichtver-
ständliches System von den Nutzern in höherem Maße angenommen wird.

C 4.6-10 (G) Zur organisatorischen Durchsetzung der vorgesehenen Verbesserungen im Nahver-
kehr sind in den Landkreisen Nahverkehrs(zweck)verbände und Verkehrsgesellschaf-
ten sowie städtischen Eigenbetriebe mit ihrem jeweiligen ÖV-Bereich geschaffen wor-
den bzw. sind zu vollenden. Auf der Regionsebene ist die organisatorische Zusam-
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menarbeit im Rahmen des RMV fortzuentwickeln. Die regionalübergreifende Zusam-
menarbeit ist zu fördern.

Begründung
zu  C 4.6-1 Der ÖPNV wird in der Region unter dem Dach des RMV von den lokalen Nahverkehrs-
bis C 4.6-10 gesellschaften durchgeführt. Die lokalen Nahverkehrspläne sind mit den Erfordernis-

sen der Raumordnung und Landesplanung abzustimmen.

Insbesondere ist dabei die Mindestbedienung der Ortsteile in der Fläche zu berück-
sichtigen. Gemäß der Empfehlung der MKRO ist die Mindestbedienung nicht erfüllt,
wenn weniger als 3 Fahrtenpaare pro Tag zum Mittelzentrum bestehen und die Fahr-
zeit der einfachen Fahrt zum Mittelzentrum mehr als 45 Minuten beträgt.

Die ÖPNV-Bedienung ist im RROG Mittelhessen (1997) in der Karte „ÖPNV-
Versorgung“ dargestellt (S. 210). Für die Orte unterhalb der Mindestbedienung be-
steht das Erfordernis, durch konkrete Verbesserungen Abhilfe zu schaffen. Dies ist in
den Nahverkehrsplänen darzustellen.

C  4 . 7 S c h n i t t s t e l l e n  d e s  V e r k e h r s

C 4.7-1 (G) Voraussetzung zur Schaffung integrierter Verkehrskonzepte (Vernetzung der Ver-
kehrssysteme) sind Schnittstellen des Verkehrs, die den Übergang von einem Ver-
kehrsmittel auf ein anderes ermöglichen bzw. erleichtern.

C 4.7-2 (G) Durch den Ausbau von Schnittstellen des Verkehrs können die einzelnen Verkehrs-
arten ihrer spezifischen Stärke entsprechend eingesetzt werden. Unnötiger Verkehr
kann vermieden werden, die Verkehrsmittel können besser ausgelastet werden.

SCHNITTSTELLEN DES PERSONENVERKEHRS
C 4.7-3 (G) Zur Vermeidung unnötiger Verkehrszunahmen im individuellen Personenverkehr sind

folgende Einrichtungen zu fördern:

� "Bike and Ride" und "Park and Ride" Anlagen für den Übergang vom nichtmotori-
sierten und motorisierten Individualverkehr auf den öffentlichen Verkehr (ÖV).

� Omnibus-/Bahnhofsanlagen/Zentrale Omnibusbahnhöfe (ZOB) - mindestens in den
Mittelzentren -, um den Übergang innerhalb des öffentlichen Straßenpersonenver-
kehrs und vom öffentlichen Straßenpersonenverkehr (Bus) auf den öffentlichen
Schienenverkehr (Bahn) und umgekehrt zu erleichtern.

� Parkplätze in der Nähe von Autobahnanschlußstellen, damit Fahrgemeinschaften
leichter gebildet werden können.

C 4.7-4 (G) Vor Einrichtung von "Park and Ride"-Anlagen und Parkplätzen an Autobahnanschluß-
stellen muß allerdings im Einzelfall geprüft werden, ob die Einrichtung nicht in Konkur-
renz zu bestehenden oder zu schaffenden ÖPNV-Angeboten steht.

SCHNITTSTELLEN DES GÜTERVERKEHRS
C 4.7-5 (G) Zur Sicherung eines Zugangs an die leistungsfähigen schnellen Güterströme über die

Bahn als umweltschonenderem Verkehrsmittel gegenüber dem LKW sind in Mittel-
hessen dezentral Kooperationszentren Schiene/Straße als Teilstandorte eines „De-
zentralen Güterverkehrszentrums“ (GVZ)“ flächenmäßig zu sichern.

C 4.7-6 (G) Flächenoptionen für die Teilstandorte des Güterverkehrskonzepts Mittelhessen sind:
� Gießen/Europaviertel und Güterbahnhof
� Wetzlar/Garbenheim
� Dillenburg/Bahnhof
� Limburg a. d. Lahn/Bahnhof
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C  4 . 8 N a c h r i c h t e n ve r k e h r  ( T e l e k o m m u n i k a t i o n  u n d
P o s t d i e n s t e )

C 4.8-1 (G) Die Versorgung des Planungsraumes mit Postdiensten, Informations- und Kommuni-
kationstechniken soll kontinuierlich an das wachsende Kommunikationsbedürfnis von
Bevölkerung, Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung angepaßt werden.

C 4.8-2 (G) Die Bedienungsqualität in dünn besiedelten Räumen oder kleinen Gemeindeteilen
darf bei einer betriebswirtschaftlich notwendigen Rationalisierung nicht vermindert
werden.

C 4.8-3 (G) Dort wo die Postdienste in kleinen Gemeinden aufgelöst werden sollen, ist durch ge-
eignete Kooperation in Form von „Nachbarschaftsläden“ und Postagenturen die
Grundversorgung zu sichern. Hierzu sollen über die bisherigen Pilotanlagenförderung
hinaus Fördermittel bereitgestellt werden.

C 4.8-4 (G) Für die Nachrichtenträger sind die notwendigen Freiflächen vorzuhalten; für beste-
hende und geplante Funksende- und Empfangsanlagen sind die aus funktechnischen
Gründen benötigten Schutzzonen zu gewährleisten. Richtfunktrassen sind – wenn
möglich – zu bündeln.

C 4.8-5 (G) Die Erreichbarkeit für Mobilfunkdienste muß in allen Gebieten der Region gewähr-
leistet sein.

C 4.8-6 (G) Neue Richtfunkstrecken und Sendeanlagen sind insbesondere unter Beachtung mög-
licher Auswirkungen ihrer elektromagnetischen Felder auf die Umwelt und den Men-
schen mit der Regionalplanung abzustimmen.

C 4.8-7 (G) Der Ton- und Fernsehrundfunk ist störungsfrei zu halten und zu verbessern.

C 4.8-8 (G) Bei der Einführung neuer Medien und Kommunikationssysteme ist die Raumordnung
zu beteiligen.

Begründung
zu  C 4.8-1 Die im  Zuge der Postreform eingetretene  Privatisierung hat die Rahmenbedingungen
bis C 4.8-8 für eine flächendeckende Mindestversorgung der Bevölkerung mit Telekommunikation

und Postdiensten in ländlichen Räumen eher verschlechtert. Die von der Post selbst
durchgeführten Versuche mit „Postagenturen“ in Einzelhandelsgeschäften, Tankstel-
len oder Lotto- und Totoannahmestellen zur Sicherstellung eines Mindestangebots an
Postdienstleistungen stellt ebenfalls eine Möglichkeit dar, die kleineren Orte in dünn
besiedelten Räumen zu bedienen.

Es wird in Zukunft darauf zu achten sein, daß neue Dienste der Telekommunikation
auch in Mittelhessen zügig und flächendeckend eingerichtet werden, damit hier keine
Standortnachteile entstehen.

Zur Aufrechterhaltung und zur Verbesserung der Kommunikation betreibt die Telekom
große Netze:

� Fernmeldenetz,
� Breitband-Verteilnetz und
� Integriertes Datennetz ISDN.
Diese Netze bedienen auch die Region mit den dazugehörigen Diensten. Sie werden
ständig ausgebaut. Im übrigen wird auf die Entschließung der Ministerkonferenz für
Raumordnung "Berücksichtigung der Richtfunkverbindungen der DBP17 in der Regio-
nal- und Bauleitplanung" hingewiesen.

                                          
17 heute: Telekom
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Die Ausstattung des ländlichen Raumes mit moderner Telekommunikationsinfra-
struktur ist raumordnerisch geboten, um die möglichen Vorteile für den ländlichen
Raum zu nutzen.

C 5 Wir tsc ha f tse ntw ick lung

C  5 . 1 Ü b e r g e o r d n e t e  w i r t s c h a f t l i c h e  E n t w i c k l u n g s -
z i e l e

C 5.1-1 (G) Die regionale Wirtschaftsentwicklung Mittelhessens soll nachhaltig, d. h. zukunftsfähig
in ökonomischer, sozialer und ökologischer Hinsicht erfolgen. Eine verstärkt auf
Nachhaltigkeit ausgerichtete regionale Wirtschaftsentwicklung nutzt auch die Möglich-
keiten einer regionalisierten Strukturpolitik und von regionalen Wirtschaftskreisläufen.

C 5.1-2 (G) „Mittelhessen soll aufgrund seiner großräumigen Lage und Verflechtungen insbeson-
dere mit dem Rhein-Main und Rhein-Ruhr-Gebiet, dem Siegerland und Teilen
Nordhessens sowie aufgrund seiner ökonomischen Struktur und siedlungsstrukturel-
len Möglichkeiten mehrere raumordnungspolitisch bedeutsame Funktionen wahrneh-
men: eine Funktion als eigenständiger Wirtschaftsraum, eine Entlastungsfunktion
für das Rhein-Main-Gebiet und eine Brückenfunktion insbesondere zwischen den
erwähnten Verdichtungsräumen.

C 5.1-3 (G) Zu sichern ist die überregionale Bedeutung der drei mittelhessischen Hochschulen
als wichtigste innovative und zukunftsfähige Dienstleistung der Region und die An-
siedlung von Bürobetrieben auch als Beitrag zur regionalen Entlastung Südhessens.

Begründung
zu   C 5.1-2 Die nachstehenden  wirtschaftlichen,  sozialen und ökologischen  Hauptentwicklungs-
und C 5.1-3 ziele dienen gleichrangig der regionalen Wirtschaftsentwicklung:

� Erhöhung der Beschäftigung
� Nutzung und Entwicklung der Humanressourcen
� Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit
� Sicherung und Ausbau der Standortqualitäten
� Förderung des Strukturwandels und der Innovation
� Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in den Teilräumen
� Verringerung großräumlicher Funktionstrennungen von Wohnen und Arbeit
� Verringerung des Ressourcenverbrauchs (Boden, Wasser, Luft, Rohstoffe)
� Verringerung des Energieverbrauchs
� Verringerung der Umweltbelastungen
� Förderung des Strukturwandels
� Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe

(Konkretisierung und Begründung im regionalwirtschaftlichen Entwicklungskonzept,
Teil II)

C 5.1.1 Entwicklung des eigenständigen Wirtschaftsraumes und der regionalen
Wettbewerbsfähigkeit

C 5.1.1-1 (G) Die Stärkung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der mittelhessischen Wirt-
schaft und die damit verbundene Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Ar-
beitsplätze sind vorrangiges Ziel der Wirtschaftsförderung für Mittelhessen. Basis der
wirtschaftlichen Erfolge Mittelhessens sind neben Produktionsunternehmen, deren
Produkte exportiert werden bzw. Produkte, die „Importe“ verringern, auch Dienstleis-
tungen wie z. B. Hochschulbildung und Forschung, die über die Regionsgrenzen hin-
aus „exportiert“ werden. Die Bestandssicherung, Ansiedlung und Erweiterung solcher
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Unternehmen mit wettbewerbsfähigen und damit langfristig sicheren Arbeitsplätzen ist
im Hinblick auf die überregionale oder internationale Standortkonkurrenz vorrangige
Aufgabe.

Begründung
zu C 5.1.1-1 Die Entwicklungsmöglichkeiten sind nach Wirtschaftsbereichen im regionalwirtschaft-

lichen Entwicklungskonzept im Teil II differenziert.

C 5.1.2 Regionale Entlastungsfunktion für Südhessen

C 5 1.2-1 (G) Der Standortvorteil – Nähe zu den südhessischen wirtschaftsnahen Infrastrukturein-
richtungen (z. B. Flughafen) – muß gesichert bleiben. Dazu sind tägliche Verkehrs-
überlastungen durch überregionale Fernpendler durch die Schaffung wohnortnaher
Arbeitsplätze in mittelhessischen Büroparks u. a. mit Telearbeitsplätzen zu verringern
und die komparativen Kostenvorteile zu nutzen. Regionale Standortvorteile wie die
zentrale Lage, regionale Stärken und endogene Potentiale sind durch Standort- und
Regionalmarketing zu nutzen.

(Konkretisierung und Begründung im regionalwirtschaftlichen Entwicklungskonzept,
Teil II)

C  5 . 2 G e w e r b e f l ä c h e n b e d a r f

C 5.2-1 (Z) Die im Regionalplan (Karte) ausgewiesenen 1.700 ha Bereiche für Industrie und Ge-
werbe (Bereich für die gewerbliche Entwicklung) sind nach dem prognostizierten Defi-
zit an Arbeitsplätzen von 90.000 berechnet.

C 5.2-2 (G) Mit der Gewerbeflächenausweisung in Mittelhessen werden folgende Zielsetzungen
verfolgt:

� für das Entstehen neuer Arbeitsplätze in der Größenordnung, die in der Arbeits-
marktbilanz prognostiziert wird, sind die notwendigen Voraussetzungen zu schaf-
fen,

� die regionale Wettbewerbsfähigkeit beim Standortfaktor Flächenverfügbarkeit ist zu
nutzen,

� den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten der vorhandenen Betriebe sind zu
sichern,

� wohnortnahe Arbeitsplätze (räumliche Funktionsmischung von Arbeit und Wohnen
mit kurzen Arbeitswegen, dezentrale Konzentration) sollen geschaffen werden,

� die regionale Eigenentwicklung mit umweltverträglichem Strukturwandel und
� die regionale Entlastung Südhessens zum Abbau regionaler Disparitäten mit Be-

grenzung und Verringerung der mittelhessischen Auspendlerüberschüsse (überre-
gionale Verkehrsvermeidung) sind zu fördern.

C 5.2-3 (G) Wohnortnahe Arbeitsplätze sollen durch den Abbau beruflicher Mobilitätszwänge öko-
nomische, ökologische und soziale Kosten vermeiden helfen.

(Konkretisierung und Begründung im regionalwirtschaftlichen Entwicklungskonzept,
Teil II)

Begründung
zu   C 5.2-2 Gewerbeflächenangebote  dienen vorrangig der Entwicklung ansässiger Betriebe (Er-
und C 5.2-3 weiterungs- und Verlagerungsbedarf) sowie der Neugründung von Betrieben und der

Neuansiedlung von Betrieben aus anderen Regionen. Die Inanspruchnahme der Ge-
werbeflächen in den zurückliegenden Jahren zeigt, daß die Entwicklung aus dem Be-
stand einschließlich Neugründungen gegenüber Ansiedlungen überwiegt.
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Im „ländlichen“ Raum ist der notwendige Strukturwandel durch die Schaffung neuer
Arbeitsplätze mit gleichzeitigem Vermeiden des Fernauspendelns großer Teile der
Erwerbsbevölkerung ohne neue, wohnortnahe Gewerbeflächen nicht möglich.

Die raumordnerische Ausweisung von Gewerbeflächen im RPl ist eine Vor-
sorgeplanung bis zum Jahr 2010 zur regionalen Standortsicherung und Wettbe-
werbsfähigkeit, die zunächst nichts kostet, aber der Umsetzung durch die kommunale
Bauleitplanung bedarf. Bei den gegebenen kurzfristigen Investorenentscheidungen
sind kurzfristig verfügbare Gewerbeflächenreserven auf der kommunalen Ebene in je-
der zentralörtlichen Stufe für den örtlichen Strukturwandel entscheidend.

Über den RROPM 1995 hinausgehende Gewerbeflächenausweisungen sind voraus-
sichtlich nur in Teilräumen wie dem Dillgebiet, oberen Lahntal und dem Gladenbacher
Bergland sowie durch die Wiederaufnahme der von der Feststellung ausgenommenen
Flächen Gießen-Lützellinden und Dillenburg-Manderbach erforderlich. In Gebieten mit
Gewerbeflächenmangel sollten verstärkt die Möglichkeiten der kommunalen Koope-
ration gesucht werden. Die Schaffung der Voraussetzungen für den Strukturwandel
und das Entstehen von Arbeitsplätzen muß auch als überkommunales Ziel verstan-
den werden. Die Regionalplanung unterstützt die kommunale Kooperation.

C  5 . 3 G e w e r b e p a r k k o n z e p t

C 5.3-1 (Z) Das Gewerbeparkkonzept orientiert sich als Schwerpunktkonzept für Gewerbeparks
zur Landesförderung, an den Erfordernissen des Arbeitsmarktes, der militärischen und
gewerblichen Konversion und an den bestehenden Konzentrationen der Kommunal-
und Regionalentwicklung. Es dient der regionalwirtschaftlichen Entlastung einerseits
und den Möglichkeiten der regionalen Siedlungsentwicklung und des Landschafts-
schutzes andererseits.

Die nachstehenden in Realisierung und in Planung befindlichen Gewerbeparks bein-
halten keine Prioritätenrangfolge.

� Gießen, Europaviertel (Ex-Steubenkaserne)
� Gießen, Schiffenberger Tal
� Gießen, Ex-Rivers-Barracks, KFZ-Gewerbe
� Gießen, Technologiezentrum Ohlebergsweg
� Gießen, Gewerbegebiet Lützellinden
� Marburg, Technologie- und Gewerbepark, Stadtwaldviertel, Bahnhofsquartier
� Kirchhain, Industriepark
� Wetzlar, Gewerbepark Spilburg und Westend
� Wetzlar, Dillfeld
� Limburg a.d.Lahn, Gewerbeparkkonzept, ICE-Bahnhof (Teilbereich)
� Limburg a.d. Lahn, Gewerbegebiet an der B 49
� Dillenburg-Manderbach, Gewerbegebiet
� Dillenburg, Bahngelände
� Haiger, Industrie- und Gewerbegebiet „Kalteiche“
� Alsfeld, Gewerbegebiete
� Lauterbach(Hessen), Gewerbegebiet Wallenrod
� Laubach, Gewerbegebiet
� Weilburg/Löhnberg, Wohn- und Gewerbepark
� Neustadt(Hessen), Gewerbegebiet
� Heuchelheim, Industrie- und Gewerbepark
� Wettenberg, ökologisch-optimierter Gewerbepark
� Langgöns, Gewerbepark
� Schlitz, Gewerbegebiet Fraurombach
� Mücke-Atzenhain, Gewerbegebiet
� Interkommunale Gewerbegebiete:
   - Gladenbach/Lohra/Bad Endbach
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   - Angelburg/Steffenberg, Gewerbegebiet

An geeigneten Standorten sind Büroparks als wohnortnahe Arbeitsplätze zu schaffen.

Begründung
zu C 5.3 In einigen Teilräumen wie im hoch industrialisierten Dillgebiet, im oberen Lahntal und

Gladenbacher Bergland führen topographische Restriktionen in Verbindung mit dem
notwendigen Hochwasser-, Auen- und Naturschutz sowie mit Forst- und Verkehrsbe-
langen zu einer außerordentlichen Gewerbeflächenknappheit. Dadurch entsteht in
diesen Gebieten die reale Gefahr einer De-industrialisierung aufgrund von Gewerbe-
flächenmangel, und zwar dort ohne die Chancen einer ausgleichenden Tertiärisierung
trotz einer dynamischen mittelständischen Industriestruktur.

Standorte an der Schiene können wegen anderer Restriktionen nicht in allen Fällen
gefunden werden. Das Europa-Viertel (Ex-Steubenkaserne) Gießen hat einen Schie-
nenanschluß mit Containerkran erhalten. In den Dillenburger Bahn-Recyclingflächen
ist der Schienenanschluß gegeben. Für die Gewerbefläche „Kalteiche“ bei Haiger ist
ein Bahnanschluß möglich.

Die Gewerbeflächenknappheit im Gladenbacher Bergland bewirkte eine kommunale
Kooperation der Stadt Gladenbach mit der Gemeinde Lohra sowie von Angelburg und
Steffenberg zur Realisierung gemeinsamer Gewerbeflächen. Eine kommunale Koope-
rationsmöglichkeit zeigt sich für Gladenbach auch mit Bad Endbach. Kommunale Ko-
operation ist das Mittel der Wahl, wenn sie zu besseren Ergebnissen als die kommu-
nale Konkurrenz führt, die auch eine wichtige Triebfeder kommunaler Wirtschaftsför-
derung ist. So ist kommunale Kooperation auch den mittelhessischen Oberzentren mit
ihren Umlandgemeinden zu empfehlen, die unter Gewerbeflächenknappheit leiden.

Mit oder ohne kommunale Kooperation sollten vor allem die Städte Gießen, Marburg,
Wetzlar und Limburg a. d. Lahn bei der Bereitstellung von Gewerbeflächen bedarfsge-
rechte Gewerbeparkkonzepte entwickeln, die den besonderen Bedürfnissen kleiner
und mittlerer Unternehmen, von Existenzgründern, Handwerksbetrieben, technologie-
orientierten Unternehmen, unternehmensbezogenen Dienstleistern mit infrastruktu-
reller Ausstattung und Synergieeffekten entgegenkommen und evtl. in Telearbeits-
zentren die Möglichkeiten der Telekommunikation nutzen und Fernpendler reduzieren
helfen.

C  5 . 4 G e w e r b l i c h e  S c h w e r p u n k t e

C 5.4-1 (Z) Es werden folgende gewerbliche Schwerpunkte und Mitorte ausgewiesen:
 1. Gießen
 2. Marburg
 3. Wetzlar
 4. Laubach/Grünberg/Hungen (in Funktionsverbindung)
 5. Lich (in Funktionsverbindung mit Hungen)
 6. Biedenkopf und Mitort

� Dautphetal
� Breidenbach

 7. Gladenbach, Flächenkooperation mit Mitort
� Lohra

 8. Kirchhain
 9. Dillenburg/Herborn/Haiger (in Funktionsverbindung)
10. Limburg a. d. Lahn
11. Weilburg und Mitort

� Merenberg
� Löhnberg

12. Alsfeld
13. Lauterbach(Hessen)
14. Homberg(Ohm) und Mitort
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� Mücke-Atzenhain
15. Stadtallendorf

Begründung
zu C 5.4-1 Die Schwerpunktbildung der Gewerbeflächen im RPl erfolgt im Hinblick auf wirtschaft-

liche Fühlungsvorteile nach den zentralen Orten, vorrangig an Ober- und Mittelzent-
ren, aber auch an Unterzentren und für den örtlichen Bedarf u. U. auch an Kleinzent-
ren.

Auch an nicht zentralen Orten hat der RPl mit der 5-ha-Regel Entwicklungsspielraum
für den Strukturwandel geschaffen, der auch teilräumlich und besonders im „ländli-
chen“ Raum auch örtlich gesichert werden muß, wo die landwirtschaftlichen Arbeits-
plätze auf Kreisebene unter 2 % ausmachen. Die örtliche Eigenentwicklung schließt
zur Sicherung des Strukturwandels neben der Entwicklung ansässiger Betriebe auch
geeignete Neuansiedlungen ein, soweit sie nicht besser am zentralen Ort erfolgen.
Die Sicherung der „Eigenart des ländlichen Raumes“ darf dem Strukturwandel und der
Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze nicht entgegenstehen.

(Weitere Konkretisierung und Begründung dazu im regionalwirtschaftlichen Entwick-
lungskonzept, Teil II)

Die Funktion der bisherigen gewerblichen Entwicklungsschwerpunkte soll von den
zentralen Orten erfüllt werden, wobei diese (wie bisher einige gewerbliche Entwick-
lungsschwerpunkte) der Gewerbeflächen-„spende“ durch „Mitorte“ (nicht zentrale Or-
te) bedürfen, wenn sie selbst unter Gewerbeflächenknappheit leiden. Dafür ist z. T.
kommunale Kooperation notwendig. Schwerpunktbildungen können auch in teilräum-
lichen Gewerbeflächenkonzepten festgelegt werden.

Die früheren Mitorte für Gießen – Buseck, Reiskirchen, Heuchelheim, Lollar und
Wettenberg – werden nicht mehr als Flächenspender benötigt, weil Gießen durch Mi-
litär- und Industriekonversion kurz- und mittelfristig ausreichende Gewerbeflächenre-
serven zur Verfügung hat und für den langfristigen Bedarf nach den Vorschlägen der
Regionalplanung die Gewerbefläche Lützellinden beplant, die u. a. auch der regiona-
len Entlastung Südhessens dienen soll.

C  5 . 5 I n n o va t i o n s f ö r d e r u n g

Das Innovationspotential an den drei mittelhessischen Hochschulen ist u. a. durch
eine auch regional unterstützte Existenzgründerförderung zu nutzen.

Begründung
Zur Sicherung von Fremdkapital für Existenzgründer wird ein Verbund mittelhessi-
scher Regionalbanken vorgeschlagen, der diese entwicklungshemmende Lücke
schließen kann.

C 6 Soz ia l -  und Ges undhe i t sw esen

C  6 . 1 G e s u n d h e i t sw e s e n

C 6.1-1 (G) Die vorbeugende Gesundheitsvorsorge ist durch die Verbesserung der Umwelt-, Le-
bens- und Arbeitsbedingungen in der Region kontinuierlich und mit Nachdruck anzu-
streben.
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C 6.1-2 (G) Auf dem Gebiet des öffentlichen Gesundheitsdienstes ist die Leistungsfähigkeit der
Gesundheitsämter hinsichtlich des Gesundheitsschutzes, der Gesundheitsförderung,
der Gesundheitshilfe und der Gesundheitsberichterstattung zu erhalten, zu erarbeiten
und den sich verändernden Bedingungen anzupassen. Im medizinischen Umwelt-
schutz sind kommunale, staatliche und sonstige Einrichtungen und Aktivitäten zu för-
dern und zu koordinieren.

C 6.1-3 (G) Für die Bevölkerung ist die Versorgung mit Einrichtungen des Gesundheitswesens
bedarfsgerecht in allen Teilräumen sicherzustellen.

C 6.1-4 (G) Unter Berücksichtigung technisch-medizinischer Erfordernisse und ökonomischer
Rahmenbedingungen ist der gemeindenahen und dezentralen gesundheitlichen Ver-
sorgung Vorzug vor konzentrierten Großeinrichtungen zu geben.

C 6.1-5 (G) Die gesundheitliche Versorgung erfolgt durch:

� Ärztliche Versorgung
� Zahnärztliche Versorgung
� Psychosoziale Kontakt- und Beratungsstellen
� Einrichtungen der Suchthilfe
� Einrichtungen des psychiatrischen Versorgung
� Allgemein- und Fachkrankenhäuser sowie
� Rettungsdienste zur Erstversorgung

Akut- und Sonderkrankenhäuser
C 6.1-6 (G) Für Akut- und Sonderkrankenhäuser gilt der Krankenhausplan in seiner jeweils aktu-

ellen Fassung. Dort sind die Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung zu
beachten (§ 16 Abs. 2 und § 17 Abs. 4 des Hessischen Krankenhausgesetzes von
1989).

C 6.1-7 (G) Die Standorte der Akut- und Sonderkrankenhäuser sind nach dem Zentrale-Orte-
System auszurichten. Dabei ist die Versorgung in der Fläche in zumutbarer Entfer-
nung zu gewährleisten. Deshalb darf eine ggf. erforderliche Reduzierung von Kran-
kenhausbetten nicht zu Lasten der dezentral gelegenen Kliniken der Grundversorgung
gehen.

Begründung
zu  C 6.1-1 Ziel der Beobachtung und der Bewertung der kleinräumigen gesundheitlichen Verhält-
bis C 6.1-7 nisse ist u. a. die Erarbeitung von Entscheidungsgrundlagen für die Entscheidungs-

träger, z. B. in Fragen von Industrieansiedlung, Verkehrsplanung, Sanierung, Aufla-
generteilung, Überwachung etc.; öffentliche Kontroversen können versachtlich wer-
den.

In der Region besteht insgesamt eine überdurchschnittliche Versorgung mit Kranken-
hausbetten, die ist im einzelnen im RROG 1991 dokumentiert ist.

Psychiatrische Versorgung
C 6.1-8 (G) Die wohnortnahen ambulanten Betreuungsangebote zur psychiatrischen Versorgung

der Bevölkerung sind auszubauen. Die in der Region vorhandenen Ansätze zur Ein-
richtung gemeindepsychiatrischer Verbundsysteme, die Kontakt- und Beratungsstel-
len, Tagesstätten und Angebote zum „Betreuten Wohnen“ und beruflicher Rehabilita-
tion umfassen, sind zu flächendeckenden Angeboten fortzuentwickeln.

C 6.1-9 (G) Für die regionalen und überregionalen Krankenhausangebote gilt der Krankenhaus-
plan in seiner jeweiligen Fassung. Danach wird nach den derzeitigen Erkenntnissen
die konsequente Dezentralisierung der psychiatrischen Krankenhausangebote fort-
geführt. Die Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung sind zu beachten (§
16 Abs. 2 und § 17 Abs. 4 des Hessischen Krankenhausgesetzes von 1989).

C 6.1-10 (G) Behindertenhilfe
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Die Behindertenhilfe – sowohl für Körper- und Sinnesbehinderte als auch für seelisch
und geistig Behinderte – ist durch den Auf- und Ausbau eines Netzes von Einrichtun-
gen auf kommunaler Ebene dem Bedarf entsprechend fortzuentwickeln.

Ärztliche Versorgung
C 6.1-11 (G) Für alle Bewohner der Region ist eine befriedigende ambulante Versorgung durch

niedergelassene Ärzte und Zahnärzte sicherzustellen. Polikliniken und Institutsambu-
lanzen ergänzen das Angebot. Eine dem Bedarf der Bevölkerung gerecht werdende,
möglichst gleichmäßige Versorgung ist in zumutbarer Entfernung anzustreben. Diese
hat auch einen ausreichenden Not- und Bereitschaftsdienst zu umfassen. Der an-
teilsmäßige Anstieg der alten und damit chronisch kranken Menschen ist bei der zu-
künftigen Planung zu berücksichtigen.

Begründung
zu  C 6.1-8 Durch das Gesundheitsreformgesetz (GRG) vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477)
bis C 6.1-11 sowie das Gesundheitsstrukturgesetz (GSG) vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S.

2266) wird die ärztliche Versorgung neu geregelt. Insbesondere wurden durch das
Gesundheitsstrukturgesetz die Regelungen über Zulassungsbeschränkungen wegen
Überversorgung in den §§ 101 bis 103 SGB V wesentlich verschärft. Zukünftig ist der
politische Stadt- und Landkreis als Planungsbereich gesetzlich vorgeschrieben und
die Anordnung von Zulassungsbeschränkungen aufgrund Überversorgung durch den
Landesausschuß der Ärzte und Krankenkassen bei Überschreitung des Versorgungs-
grades von 110 % vorgesehen. Mit Unterversorgung ist wegen der Zulassungsbe-
schränkungen an anderer Stelle zukünftig nicht zu rechnen.

Für eine Übergangszeit nehmen zentrale psychiatrische Krankenhauseinrichtungen in
Mittelhessen noch Versorgungsaufgaben für angrenzende Landkreise wahr. Danach
werden Folgenutzungen für diese Einrichtungen erforderlich.

C  6 . 2 S o z i a l s t a t i o n e n  u n d  m o b i l e  D i e n s t e

C 6.2-1 (G) Sozialstationen, mobile soziale Dienste und ambulante hauswirtschaftliche Dienst-
leistungen dienen der Pflege, Betreuung und Beratung hilfsbedürftiger kranker und
alter Menschen in ihrer vertrauten häuslichen Umgebung. Sie tragen zur Vermeidung
oder Verkürzung stationärer Aufenthalte in Krankenhäusern oder Alteneinrichtungen
bei.

C 6.2-2 (G) In Einzelfällen sind Verbesserungen im pflegerischen und organisatorischen Bereich
anzustreben. In Räumen mit geringer Siedlungsdichte sollte durch eine Zusammenar-
beit mehrerer Gemeinden die Versorgung gesichert werden.

Begründung
zu   C 6.2-1 Eine  flächendeckende  Grundversorgung mit  Sozialstationen und  mobilen  sozialen
und C 6.2-2 Diensten und hauswirtschaftlichen Dienstleistungen auf Gemeindeebene ist vorhan-

den. Dabei bieten die zahlreichen privaten Pflegedienste ergänzende Leistungen zur
Sicherung der Grundversorgung.

C  6 . 3 K i n d e r - ,  J u g e n d -  u n d  F a m i l i e n e i n r i c h t u n g e n

C 6.3.1 Kinderbetreuungseinrichtungen

C 6.3.1-1 (G) Kindertagesstätten (Kindergärten, -horte, -krippen, altersübergreifende Betreuungsan-
gebote) haben einen auf die Gemeindeebene bezogenen Einzugsbereich. Planerische
Konzepte sind daher auf dieser Ebene zu entwickeln. Dabei ist zu berücksichtigen,
daß die Einrichtungen möglichst fußläufig erreichbar sind.
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C 6.3.1-2 (G) Die in der Region bestehenden Angebote sind weiterentwicklungs- und zum Teil aus-
baubedürftig. Auf ein bedarfsgerechtes Angebot muß in folgenden Bereichen hinge-
wirkt werden:
� Kindergärten mit Öffnungszeiten über Mittag
� Ganztagskindergärten/-tagesstätten
� Horte
� Krippen und Krabbelstuben
� betriebliche bzw. betriebsnahe Einrichtungen zur Kinderbetreuung
� Kinderbetreuung im Zusammenhang mit Weiter- und Fortbildung
� betreute Grundschulen/Ganztagsschulen

C 6.3.1-3 (G) Frei werdende Kindergartenplätze sollen dazu genutzt werden, den Bedarf an zusätz-
lichen Betreuungsplätzen abzudecken. Daher sollten nutzungsflexible Einrichtungen
oder nicht mehr benötigte Kindergartenplätze anderen Altersgruppen zur Verfügung
gestellt werden.

Begründung
zu  C 6.1.3-1 Grundsätzlich  läßt sich feststellen,  daß aufgrund der veränderten  Familienstrukturen
bis C 6.1.3-3 (z. B. mehr alleinerziehende Mütter und Väter, Berufstätigkeit beider Elternteile) ein

größerer Bedarf an Kinderbetreuungseinrichtungen besteht, die ganztags zur Verfü-
gung stehen oder zumindest eine Mittagsbetreuung einschließen.

Aus den Tabellen der Bevölkerungsentwicklung ist zu ersehen, in welchen Städten
und Gemeinden aufgrund der Veränderungen in der Altersstruktur ein planerischer
Neubedarf an Kindertagesstätten und –plätzen erforderlich wird. Für die Region ins-
gesamt sinkt die Zahl der Kinder im Alter zwischen 3 und 6 Jahren bis 2010 auf 80 %
des Ausgangsniveaus (1995). Dieser Trend ist nicht zu generalisieren, vielmehr ist die
zu erwartende Entwicklung in den Städten und Gemeinden der Region sehr unter-
schiedlich.

C 6.3.2 Jugend- und Familieneinrichtungen

C 6.3.2-1 (G) Einrichtungen für Jugendliche und Familien sollen bedarfsgerecht an den zentralen
Orten vorgehalten werden. Insbesondere folgende Jugend- und Familienhilfen sind
bei der Planung zu berücksichtigen:

� Beratungsstellen zur Familienplanung
� Erziehungsberatungsstellen
� Frauenhäuser/Zufluchtstätten für Gewaltbetroffene
� geschlechtsspezifische und emanzipatorische Angebote für Mädchen und Jungen
� Bereitschaftspflegestellen für Kinder mit besonderen Problemlagen
� Jugendsozialarbeit
� Jugendberufshilfe
� Familienbildung
� Maßnahmen zwischen Jugendhilfe und Schule

Begründung
zu C 6.3.1-2 Komplexe gesellschaftliche Strukturen mit zunehmenden Individualisierungs- und

Pluralisierungsprozessen erfordern die Unterstützung und Förderung junger Men-
schen und Familien. Vielfältige, auf die speziellen Bedürfnisse und Problemlagen von
Jugendlichen und Familien zugeschnittene Angebote sollen die Heranwachsenden zu
Selbstbestimmung und gesellschaftlicher Mitverantwortung befähigen.

Ebenso ist es notwendig, insbesondere Kinder, Jugendliche und Frauen vor Gewalt,
Mißhandlung und Vernachlässigung zu schützen. Die Einrichtung von Frauenhäusern
und Zufluchtstätten für Gewaltbetroffene ist deshalb flächendeckend an zentralen Or-
ten zu gewährleisten.
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C  6 . 4 A l t e n e i n r i c h t u n g e n

C 6.4-1 (G) Maßnahmen zur Altenhilfe sollen einer Isolierung alter Menschen entgegenwirken und
ihnen so weit wie möglich eine selbständige, aktive Teilnahme am gesellschaftlichen
Zusammenleben ermöglichen. Die Einbindung in das soziale und familiäre Umfeld soll
erhalten werden. Daher sind auch dezentrale Einrichtungen nach örtlichen Gegeben-
heiten zu prüfen. Sie sollten ÖPNV-Anbindung haben.

C 6.4-2 (G) Für alte Menschen, die in der Lage sind, allein und ohne ständige fremde Hilfe zu
leben, sollen innerhalb der Wohngebiete altengerechte Wohnungen erstellt werden.

C 6.4-3 (G) Um diesen Menschen möglichst lange eine eigenständige Haushaltsführung zu er-
möglichen, sollen vielfältige soziale Hilfen in Form ambulanter Dienste wie Hauspfle-
ge, Tagespflege und Kurzzeitpflege, Haushaltshilfe, Essenszubringerdienste, Betreu-
tes Wohnen und Altenberatung angeboten werden.

C 6.4-4 (G) Unter Berücksichtigung der Tragfähigkeit sind mindestens in zentralen Orten Einrich-
tung der halboffenen Altenhilfe (Altentagesstätten) zu schaffen. Es sollen Gelegen-
heiten zur Gymnastik, zur Beschäftigung, zum Mittagessen, zur Kommunikation u. ä.
angeboten werden. Hierbei sollte die vorhandene Infrastruktur (z. B. örtliche Vereine,
Gaststätten) aktiv einbezogen werden.

C 6.4-5 (G) Altenwohnheime, Altenheime und Altenpflegeheime sollen in möglichst enger räumli-
cher und organisatorischer Beziehung stehen. Es sollten die alten Menschen Unter-
kunft und Pflege finden können, die nur noch bedingt oder gar nicht mehr zur eigen-
ständigen Haushaltsführung fähig sind und die keine familiengebundene Hilfe erfah-
ren.

C 6.4-6 (G) Über den Bestand hinaus werden nur noch Altenpflegeheime gefördert. Es soll fol-
gender Orientierungswert Anwendung finden: 25 Pflegeplätze je 1.000 Einwohner und
Einwohnerinnen über 65 Jahre und 2,5 Plätze in der Tagespflege. Darüber hinaus 2
Plätze in der Kurzzeitpflege je 1.000 Einwohner/innen über 75 Jahre. Regional erfor-
derlicher Mehrbedarf an Pflegeplätzen kann auf der Grundlage besonderer Bedarfs-
nachweise festgestellt werden. Die Bedarfsplanung ist mit der kommunalen Altenhilfe-
planung abzustimmen. Die interkommunale Planung und Abstimmung insbesondere
in den Grundversorgungsbereichen ist erwünscht.

C 6.4-7 (G) Offene Altenhilfe (Altentagesstätten)
In jeder Gemeinde ist die Schaffung einer Altentagesstätte evtl. mit Beratungsstelle
anzustreben. Angebote und Kombination der einzelnen Einrichtungsarten (wie z. B.
Beratungsstellen, Tagesstätten, Mahlzeitendienste, Clubs) sind nach örtlichen Bedürf-
nissen möglichst in den zentralen Ortsteilen zu schaffen.

Die Nutzung vorhandener öffentlicher Räumlichkeiten (z. B. Gemeinschaftshäuser) ist
anzustreben.
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Begründung
zu  C 6.4-1 Abgeleitet  aus den  Orientierungswerten des Kap.  6.4.6 und aus  der Bevölkerungs-
bis C 6.4-7 projektion ergibt sich für das Jahr 2010 folgender zusätzlicher Bedarf an Altenpflege-

plätzen in Mittelbereichen mit folgenden Standortvorschlägen, ausgehend vom Be-
stand am 31.12.1998:

Mittelbereich
zusätzl. benötigte

Plätze bis zum Jahr 2010
in Altenpflegeheimen

Standortvorschlag 18

Alsfeld 19 -
Biedenkopf 37 Dautphetal/Biedenkopf
Dillenburg - Haiger - -
Gießen 383 Allendorf(Lda.), Biebertal/

Heuchelheim, Buseck,
Gießen, Linden, Rabenau

Gladenbach - -
Grünberg - Laubach - -
Herborn 9 -
Kirchhain 33 -
Lauterbach - -
Limburg - Limburg a.d.L., Runkel
Marburg - -
Stadtallendorf Stadtallendorf
Weilburg 20 -
Wetzlar - -

Abgeleitet aus den Orientierungswerten des Kap. 6.4.6 und aus der Bevölkerungs-
projektion ergibt sich für das Jahr 2010 folgender Bedarf an Kurzzeitpflegeplätzen in
den Mittelbereichen:

Mittelbereich
Einwohner

über 65 Jahre
2010

Tagespflege-
plätze

2,5 je 1.000

Einwohner
über 75 Jahre

2010

Kurzzeit-
pflegeplätze
2 je 1.000

Alsfeld   8.883   22   4.057   8
Biedenkopf   8.180   20   3.582   7
Dillenburg - Haiger 11.379   28   5.072 10
Gießen 42.538 106 18.653 37
Gladenbach   4.864   12   2.168   4
Grünberg - Laubach   8.903   22   4.065   8
Herborn   8.915   22   3.881   8
Kirchhain   5.125   13   2.300   5
Lauterbach   9.619   24   4.623   9
Limburg 24.376   61 10.469 21
Marburg 20.107   50   8.906 18
Stadtallendorf   6.419   16   2.597   5
Weilburg   6.822   17   2.684   5
Wetzlar 30.918   77 13.522 27

                                          
18 Die Standortvorschläge ergeben sich für die Gemeinden mit einem errechneten Fehlbedarf von > 50 Plätzen



107

C  6 . 5  S p o r t -  u n d  F r e i z e i t e i n r i c h t u n g e n

C 6.5-1 (G) Die Grund- und Mindestausstattung mit Sport- und Freizeiteinrichtungen (Sportplätze,
Sporthallen, Freibäder und Hallenbäder) ist in der Region Mittelhessen flächende-
ckend gewährleistet; darüber hinaus kann sich ein spezifischer Bedarf an Einrichtun-
gen aufgrund besonderer lokaler Aktivitäten ergeben.

C 6.5-2 (G) Es ist begrüßenswert, wenn für Sport- und Freizeitaktivitäten in der Region eine große
Vielfalt an Einrichtungen erhalten bzw. neu geschaffen wird. Bei Neueinrichtung sol-
cher Einrichtungen sind neben der natürlichen Eignung als Standortkriterien zu be-
achten:

� kurze Fahrwege und gute Anbindung mit öffentlichen Personennahverkehrsmitteln
� die Möglichkeit der ganzjährigen Nutzung
� Wohnortnähe
� die Freizeit-, Erholungs- und Sportinteressen der verschiedenen Bevölkerungs-

gruppen
� Multifunktionalität

Der Erhaltung, Sanierung und Modernisierung bestehender Sportanlagen muß eine
größere Bedeutung beigemessen werden. Bestehende Sportstätten sind von dem zu
dichten Heranrücken von Wohnbesiedlung zu sichern.

C 6.5-3 (G) Schwimmbäder haben neben ihrer Bedeutung für Freizeit und Sport vor allem ge-
sundheitspolitische Bedeutung. Sofern die Notwendigkeit besteht, vorhandene Über-
angebote abzubauen und Schwimmbäder zu schließen, soll dies nach raumordneri-
schen Gesichtspunkten (Einzugsbereich, zentralörtliches System) vorgenommen wer-
den.

Begründung
zu  C 6.5-1 Durch  die festgestellte gute  Grundausstattung der  Städte und Gemeinden mit Sport-
bis C 6.5-3 und Freizeitanlagen ist der Investitionsbedarf der öffentlichen Hand für Neuinvestitio-

nen nur noch an vereinzelten Orten vorhanden.

Die in zunehmendem Umfang zur Verfügung stehende Freizeit und ausdifferenzierte
Freizeitbedürfnisse bringen neue und andere Formen der Freizeitgestaltung mit sich,
so daß es zukünftig insbesondere darauf ankommen wird, flexibel auf lokalen und re-
gionalen Bedarf zu reagieren. Folgende Probleme und allgemeine Entwicklungsten-
denzen sind jedoch bereits deutlich erkennbar:

� Zunehmende Zielkonflikte zwischen Vorhaltung und Bau von Sportstätten und
Lärmschutz bzw. Naturschutz/Landschaftspflege,

� Zunahme von Sport- und Freizeitaktivitäten im Raum und damit einhergehende
Inanspruchnahme von Natur und Landschaft,

� steigender Bedarf hinsichtlich multifunktionaler Sport- und Freizeitanlagen ohne
normierte (leistungssportorientierte) Determination; dies insbesondere im Badebe-
reich (vgl. die Entwicklung der sog. „Spaß-Bäder“),

� deutlich steigender Bedarf an überdachten Sportstätten, insbesondere in den Bal-
lungsgebieten,

� Professionalisierung und damit Steigerung des Qualitätsstandards,
� zunehmende Kostenproblematik.

Zur Sicherung von Standorten und zur Verbesserung von Angeboten sind kommunale
Kooperationen teilweise wünschenswert.
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C 7 Tour is mus /Fre ize i t

C  7 . 1 T o u r i s m u s

C 7.1-1 (G) Der Tourismus ist als Wirtschaftsfaktor, insbesondere im ländlichen Raum, nachhaltig
zu entwickeln. Bei seiner Weiterentwicklung sind qualifizierte und existenzsichernde
Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen.

Für Teilräume der Region sind unter Einbeziehung ihrer landschaftlichen Erholungs-
eignung, der touristischen Infrastruktur und bisheriger touristischer Funktionen die
Leitbilder als Rahmen für die zukünftige Entwicklung zu formulieren.

Das touristische Angebot ist breit gefächert auf die in der Region entwicklungsfähigen
Segmente und Nachfragegruppen auszurichten. Öffentliche Tourismus-Infrastruktur ist
schwerpunktmäßig zu fördern. Sie richtet sich bevorzugt an Projekte mit überörtlicher
Wirkung, die mit den Akteuren des Tourismus abgestimmt und in ein touristisches
Leitbild eingepaßt sind.

C 7.1-2 (G) Die naturräumlichen Gegebenheiten, kulturhistorischen Werte, traditionelles Brauch-
tum und historisches Handwerk und Gewerbe sind als Grundlage zu erhalten und mit
„sanften“ Urlaubsformen sowie landschaftsbezogenen Freizeitaktivitäten zu fördern.

Heilbäder und Kurorte sind als wichtiges Segment des Tourismus marktgerecht fort-
zuentwickeln.

Städtetourismus ist anzubieten und auch durch Verknüpfung mit kulturellen Angebo-
ten auszubauen.

Begründung
zu   C 7.1-1 In den  Teilräumen der  Region Mittelhessen kommen unterschiedliche Ausprägungen
und C 7.1-2 der einzelnen Segmente des Tourismus zum Tragen. Dazu gehören Familienferien,

Kurzreise, Kurbetrieb, Geschäfts- und Tagestourismus und auch besondere Aktivi-
tätsformen wie z. B. Kanu- und Fahrradwandern. Die regionalwirtschaftliche Bedeu-
tung ist dabei sehr unterschiedlich; gleiches gilt für den Stellenwert bezüglich des Ar-
beitsmarktes.

Die insgesamt positiven Impulse und Wirkungen aus dem Tourismus sollen auch zu-
künftig, angepaßt an die Marktsituation weiterentwickelt werden. Hier sind in besonde-
rem Maß die öffentlichen und privaten Akteure aufgefordert, gemeinsam die touristi-
schen Stärken und Entwicklungsperspektiven der Teilregionen herauszuarbeiten und
Leitbilder als Bestandteile regionaler Entwicklungskonzepte zu formulieren. Regionale
touristische Leitbilder spiegeln die endogenen Potentiale und Handlungsansätze wie-
der; sie dienen als Basis für die zukünftig schwerpunktmäßig erfolgende Förderung
der öffentlichen Tourismus-Infrastruktur. Im Vordergrund stehen dabei Projekte mit
besonderer regionaler bzw. überörtlicher Wirksamkeit.

Die touristischen Leitbilder sollen die regionalen, themenbezogenen Ausrichtungen
des Tourismus aufgreifen und deren Bedeutung für den Dienstleistungssektor und als
weicher Standortfaktor darstellen. Bei der Organisation und Bündelung der Aktivitäten
und zur Stärkung der Effektivität ist eine breite Zusammenarbeit – auch über die Re-
gionsgrenzen hinweg – anzustreben.

Alle Maßnahmen im Tourismus sind darauf auszurichten, diesen Wirtschaftszweig
nachhaltig zu entwickeln. Dies gilt insbesondere für die naturräumlichen und kulturel-
len Potentiale in der Region, die als wesentlicher Nachfragefaktor zu schonen sind.

C 7.1-3 (Z) Touristische Leitbilder sind an den landschaftlichen, kulturellen und kulturhistorischen
Besonderheiten der jeweiligen Teilräume und Orte zu orientieren.
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Als regional bedeutsame Teilräume sind hervorzuheben:
� Burgwald
� Lahn-Dill-Bergland
� Lahntal
� Taunus
� Vogelsberg
� Westerwald

Wichtige Orte für den Städtetourismus:
� Alsfeld
� Amöneburg
� Bad Camberg
� Biedenkopf
� Braunfels
� Dillenburg/Herborn
� Gießen
� Gladenbach
� Kirchhain
� Laubach
� Lauterbach(Hessen)
� Limburg a. d. Lahn
� Marburg
� Weilburg
� Wetzlar

Die Organisationen und Träger des Tourismus sollen bisherige Ansätze und Entwick-
lungsperspektiven im Konsens vor Ort in die Leitbilder einbringen und verwirklichen.

Begründung
zu C 7.1-3 In Abwandlung der in den bisherigen Regionalen Raumordnungsprogrammen prakti-

zierten Ausweisung von Fremdenverkehrsgebieten werden im Regionalplan diejeni-
gen Teilräume hervorgehoben, in denen tourisitische Leitbilder und Entwicklungskon-
zepte zu erarbeiten sind. Damit wird eine größere Berücksichtigung der spezifischen
touristischen Funktionen (Kur, Städtetourismus, Ferienerholung usw.) in den jeweili-
gen Teilräumen bzw. den darin gelegenen Orten erreicht. Gleichzeitig liefern diese
entwicklungsorientiert formulierten Leitbilder eine Grundlage für die Beurteilung von
Einzelprojekten touristischer Infrastruktur (und ggf. sonstiger Maßnahmen) im Rah-
men der schwerpunktmäßigen Förderung.

Vorrangig für die aufgeführten Schwerpunkträume sollen entsprechende Leitbilder von
den regionalen Akteuren formuliert werden. Darüber hinaus besteht für die übrigen
Teilräume die Möglichkeit, weitere touristische Entwicklungsziele zu erarbeiten. Der
Regionalplan bestimmt hiermit einen Handlungsauftrag (s. Teil II Handlungsempfeh-
lungen).

C 7.1-4 (G) In den Schwerpunkträumen mit Tourismusfunktion und Freizeitanlagen bzw. –nutzun-
gen von regionaler Bedeutung sind andere Planungen und Maßnahmen auf ihre Ver-
einbarkeit mit den touristischen Entwicklungszielen und dem vorhandenen Eignungs-
potential so abzustimmen, daß eine Beeinträchtigung vermieden wird.

Begründung
zu C 7.1-4 Tourismusfunktionen und Freizeitaktivitäten bzw. deren Entwicklungsaufgaben sind

gegenüber anderen Raumansprüchen dahingehend zu sichern, daß gegenseitige Be-
einträchtigungen vermieden werden. Auch hier bieten die Leitbilder und Entwicklungs-
konzepte eine Grundlage bzw. Orientierungslinie.

Aufgrund der jeweiligen spezifischen Situation bei einzelnen touristischen Funktionen
bzw. in einzelnen Teilräumen soll hier die Entscheidungskompetenz vor Ort zur weite-
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ren Differenzierung aufgefordert werden. Auf eine direkte Vorgabe hinsichtlich spe-
zieller (Problem)Lösungen wird seitens der Regionalplanung bewußt verzichtet.

C  7 . 2 F r e i z e i t / E r h o l u n g

C 7.2-1 (G) Die Eignung der Landschaft für die Erholung ist zu sichern. Störungen und Beein-
trächtigungen sind zu verringern und zukünftig zu vermeiden. Die Zugänglichkeit von
Landschaftsteilen mit besonderer Erholungseignung und –funktion soll sichergestellt
und verbessert werden. Die Belange des Naturschutzes, der Land- und Forstwirt-
schaft sind von Beginn an in die Überlegungen und Planungen einzubeziehen und
entsprechend zu berücksichtigen.

C 7.2-2 (G) Sanfte Erholungsformen sollen gefördert und landschaftsbezogene Freizeitaktivitäten
sollen naturschonend gelenkt werden.

C 7.2-3 (G) Wander- und Radwege sollen landschaftsschonend ausgebaut und mit den Sied-
lungsbereichen vernetzt werden.

Begründung
zu C 7.2-1 Teilräume der Region Mittelhessen haben nicht nur für die hier ansässige Bevölke-

rung eine Bedeutung als Erholungsraum, sondern auch für benachbarte Regionen.
Das landschaftliche Potential und die Erholungseignung der Kulturlandschaft ist daher
als besonderer Faktor der Attraktivität – auch im Sinne der Daseinsvorsorge – zu si-
chern.

Zur Nutzung dieses Potentials, aber auch zur Lenkung dieser Inanspruchnahme ist
eine entsprechende Erschließung erforderlich, die umwelt- und landschaftsschonend
die Zugänglichkeit der Landschaft ermöglicht.

Teilräume und Bereiche, die aufgrund ihrer Naturausstattung eine besondere Bedeu-
tung für die landschaftsbezogene Erholung aufweisen, sowie siedlungsnahe Bereiche
und der „Regionale Grünzug“ sind in ihrer Zugänglichkeit für die Allgemeinerholung zu
sichern, soweit nicht andere wichtige Zwecke, insbesondere Belange des Naturschut-
zes, entgegenstehen. Private oder der Allgemeinheit nicht zugängliche Einrichtungen
und Flächen dürfen die Zugänglichkeit von Bereichen mit besonderer Erholungsfunk-
tion nicht behindern.

Die Zugänglichkeit ist vor allem dort sicherzustellen, wo besondere Eignung (z. B.
Gewässerränder, Ufergrundstücke), aber auch besonderer Bedarf aufgrund der Sied-
lungsdichte („Regionaler Grünzug“) besteht. Dabei hat die Allgemeinerholung für die
gesamte Bevölkerung Priorität gegenüber den überwiegend privaten bzw. nur kleinen
Bevölkerungsgruppen zugänglichen Formen der Freizeitnutzung. In diesem Sinn dür-
fen Gebiete für Freizeitwohnen oder z. B. großflächige Sportanlagen (Golfplätze) die
Zugänglichkeit der Landschaft nicht einschränken.

Bereiche mit anderen wichtigen Funktionen (z. B. Naturschutz), für die eine Erho-
lungsnutzung beeinträchtigend wirkt, sind durch Maßnahmen der Besucherlenkung
entsprechend zu sichern bzw. von der Erholungsnutzung auszuschließen.

zu C 7.2-2 Bewährte Instrumente sind z. B. die Naturparke. Als bedeutende Erholungsgebiete
sind die Naturparke „Hochtaunus“ und „Hoher Vogelsberg“ zu sichern. Die Einrichtung
eines Naturparks im Lahn-Dill-Bergland ist fördern.

zu C 7.2-3 Entsprechende Konzeptionen sind in der kommunalen Landschaftsplanung zu erar-
beiten; eine kartenmäßige Darstellung findet im Regionalplan nicht statt.

C 7.2-4 (Z) Die „Erholungsschwerpunkte“ in der Landschaft sind als Standorte für Freizeit und
Erholung außerhalb des Siedlungsbereichs zu sichern. Gestaltungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen müssen darauf ausgerichtet sein, die Umweltverträglichkeit dieser
Nutzungen langfristig zu gewährleisten. Überlastungen und Beeinträchtigungen von
Natur und Landschaft durch die Erholungsnutzung sind zu vermeiden, vorhandene
Belastungen sind zu verringern.
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(K) Die regional bedeutsamen „Erholungsschwerpunkte“ sind in der Karte dargestellt.

C 7.2-5 (G) Großflächige bzw. publikumsintensive Freizeit- und Erholungseinrichtungen sollen mit
dem ÖPNV erreichbar sein.

Begründung
zu   C 7.2-4 Bereiche, die aufgrund ihrer Attraktivität bzw. ihrer Erholungsmöglichkeiten eine regio-
und C 7.2-5 nale Bedeutung (z. B. Naturparke) aufweisen, sind zu sichern. Hier ist eine Beein-

trächtigung der Erholungsfunktion ebenso zu verhindern wie eine zu Überlastungser-
scheinungen führende Ausnutzung. Im Sinne einer langfristigen Sicherung sind daher
Entwicklungs- und Gestaltungsmaßnahmen zu konzipieren, die eine nachhaltige Er-
haltung der landschaftlichen Voraussetzungen beinhalten sowie u. U. bereits vorhan-
dene Überlastungen mindern.

C 8 La ndw ir ts c ha f t

C 8-1 (G) Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit qualitativ hochwertigen Nah-
rungsmitteln und Rohstoffen – vorzugsweise aus der Region – ist durch eine nachhal-
tige landwirtschaftliche Produktion sicherzustellen. Eine marktgerechte Erzeugung,
Verarbeitung und Verteilung der Produkte mit kurzen Transportwegen ist anzustreben.

C 8-2 (G) Eine Mindestagrarstruktur zur Erhaltung einer flächendeckenden umweltgerechten
Landbewirtschaftung muß aufrechterhalten bzw. entwickelt werden.

C 8-3 (G) Landwirtschaftlich gut nutzbare Böden sind als Produktionsgrundlage zu erhalten.

C 8-4 (G) Die Sicherung der Landbewirtschaftung und die Erhaltung landwirtschaftlicher Betrie-
be ist durch Maßnahmen zur Stabilisierung der Produktions- und Absatzbedingungen
zu fördern. Eine Mindeststruktur aus vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbetrieben ist
aufrecht zu erhalten bzw. zu entwickeln.

C 8-5 (G) Agrarstrukturelle Schwerpunkte in gründlandstärkeren Mittelgebirgslagen mit entspre-
chender Tierhaltung sind zu sichern.

Begründung
zu  C 8-1 Die  Produktion von  Nahrungsmitteln  muß auch zukünftig die vorrangige Aufgabe der
bis C 8-4 Landwirtschaft/Landbewirtschaftung sein. Dies ist jedoch nur realisierbar, wenn aus

der Agrarproduktion angemessene Einkommen erzielt werden können.

Die Sicherung landwirtschaftlicher Betriebe ist auf alle tragfähigen bzw. entwick-
lungsfähigen Betriebe zu beziehen (Haupt- und Nebenerwerb). In Anbetracht der der-
zeitigen Situation mit deutlichem Rückgang der Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe
und teilweise einer Verringerung der landwirtschaftlich genutzten Flächen muß diese i.
d. R. einzelbetrieblich erfolgende Entwicklung aufgegriffen werden. Dazu sind über-
betriebliche Voraussetzungen zu schaffen sowie Betriebskonzepte zu entwickeln, die
die Existenzmöglichkeiten der verbleibenden, für die Landbewirtschaftung erforderli-
chen Betriebe verbessern, z. B. die Erhöhung der Bodenmobilität, Zusammenlegung,
Gemeinschaftsanlagen und andere strukturverbessernde Maßnahmen sowie die
Schaffung organisatorischer Voraussetzungen für die Weiterbewirtschaftung der Flä-
chen, Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz. Sofern erforderlich, ist zur Vorbe-
reitung der Einzelmaßnahmen die Erstellung einer landwirtschaftlichen Nutzungskon-
zeption anzustreben.

Insbesondere in Mittelgebirgslagen ist die Grünlandwirtschaft als wichtiges Element
der Landbewirtschaftung und Landschaftspflege durch eine geeignete Agrarstruktur
aufrechtzuerhalten. Bei der Ausweisung der „Bereiche für Landwirtschaft“ (s. C 8-6
(G) und B 6.3-2 (Z)) wird dieser Aspekt einbezogen.
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C 8-6 (G) Die landwirtschaftlichen Flächen sind entsprechend der natürlichen Standorteigen-
schaften zu nutzen. Eine nachhaltige landwirtschaftliche Bodennutzung soll zum
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, insbesondere zum Boden- und Grundwas-
serschutz und zur Sicherung des Ertragspotentials, zur Erhaltung und Gestaltung der
Kulturlandschaft sowie zur Erhaltung und Wiederherstellung einer artenreichen Tier-
und Pflanzenwelt beitragen.

In den landwirtschaftlich genutzten Bereichen ist ein ausreichender Bestand an natur-
nahen Strukturen zu erhalten und zu entwickeln. Einzelelemente sollen zu zusam-
menhängenden Vernetzungssystemen verbunden werden; dabei sind extensiv bewirt-
schaftete Flächen einzubeziehen.

Begründung
zu C 8-6 Zur Erhaltung der eigenen Produktionsvoraussetzungen ist eine Agrarproduktion in

besonderem Maße auf die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen auszurichten;
dies gilt besonders für den Boden und seine natürliche Fruchtbarkeit. Die auch im
Sinne des Bodenschutzes nachhaltige Nutzung schließt die Vermeidung von Boden-
abtrag und –verdichtung sowie die qualitative Veränderung des Bodens durch Stoff-
einträge mit ein. (siehe auch C 1-7 (G)). Darüber hinaus tragen die landwirtschaftli-
chen Nutzflächen schon allein wegen ihres Flächenumfanges zur Ausbildung von
Landschaftsfunktionen einschließlich des Landschaftsbildes bei. Sie erfüllen ebenso
eine wichtige gesellschaftliche Funktion.

Im Rahmen einer nachhaltigen Landwirtschaft leistet die Nutzung der eigenen Ener-
gie- und Futterbasis, d. h. die Reduzierung einer Zuführung von Fremdmaterial einen
wesentlichen Beitrag zum schonenden Umgang mit den natürlichen Lebensgrundla-
gen (ausgeglichene Stoffbilanzen) und kann der Verringerung von Überproduktion und
Produktionsrückständen dienen. Naturnahe Flächen, als Verbundstrukturen innerhalb
landwirtschaftlich genutzter Bereiche steigern die Bedeutung der Landwirtschaft für
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen insgesamt sowie für den Erhalt von
Landschaftsbild und Landschaftsfunktionen.

C 8-7 (Z) Die für die landwirtschaftliche Nutzung geeigneten Böden sind einer Landbewirt-
schaftung vorzuhalten, die der nachhaltigen Sicherung der Bodenfruchtbarkeit dient.

(K) Sie sind als „Bereich für die Landwirtschaft“ dargestellt. Andere Nutzungen, die eine
nachteilige Veränderung des Eignungspotentials bewirken können, sind auszuschlie-
ßen.

Begründung
zu C 8-7 Die natürliche Nutzungseignung des Bodens ist als Ressource langfristig und nach-

haltig zu bewahren; dieser Schutz muß unabhängig von agrarpolitischen oder agrar-
strukturellen Rahmenvoraussetzungen verwirklicht werden (s. a. Abschnitt B 6.3).

Durch Besiedlung und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur sind in der Vergangenheit
wesentliche Anteile landwirtschaftlich gut nutzbarer Flächen beansprucht worden. Im
Sinne des Bodenschutzes (Schutz der natürlichen Nutzungseignung) ist hier ein lang-
fristig orientierter Ressourcenschutz erforderlich.

Auch die landwirtschaftliche Bodennutzung muß einen Beitrag zur Schonung des Bo-
dens leisten. Insbesondere Stoffeinträge (z. B. Dünge- und Pflanzenschutzmittel) und
Bodenbearbeitung (Verdichtung, Erosionsgefahr) sind an diesem Ziel auszurichten.
Die für eine Grünlandnutzung prädestinierten Standorte sind vor einem Umbruch zu
bewahren. Die Wiederherstellung von Grünland ist nur dort sinnvoll und zu fördern, wo
die landwirtschaftliche Verwertung des Aufwuchses in Verbindung mit einer entspre-
chenden Tierhaltung gesichert ist (s. a. B 6.3-2 (Z)).

Als Grundlage für die kartographische Darstelung im RPl dient die Bewertung der
landwirtschaftlichen Nutzungseignung, ergänzt durch die standortbezogenen und ag-
rarstrukturellen Kriterien.
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C 9 Wald  und Fors tw i r tsc haf t

C 9-1 (G) Der Wald ist in seinem Bestand, mit seinen Schutz- und Erholungsfunktionen, für die
Holzproduktion und für die Arbeitsplatzerhaltung nachhaltig zu sichern. Großflächige,
weitgehend unzerschnittene Waldbereiche sind vor weiterer Rodung, Zersplitterung
oder Durchschneidung mit Verkehrs- und Energietrassen zu bewahren. Waldflächen
in Gemengelagen sind zu erhalten.

(K) Die Waldbereiche sind im Regionalplan dargestellt.

Begründung
zu C 9-1 Waldflächen bestimmen als Bestandteil der Mittelgebirgslandschaft der Planungsregi-

on nicht nur den Charakter des Landschaftsbildes, sondern sie erfüllen wichtige Funk-
tionen im Naturhaushalt (Bodenschutz, Wasserhaushalt, Klima, Lebensraum für
Pflanzen und Tiere) sowie als Ausgleichs- und Erholungsraum. Waldbestände wirken
stabilisierend gegenüber globalen Klimaveränderungen, insbesondere durch die Bin-
dung von Kohlendioxid bei Konservierung des Holzes (Holzprodukte). Darüber hinaus
ist die nachhaltige Holzproduktion eine Voraussetzung für die wirtschaftliche Bedeu-
tung des Waldes, insbesondere für die forstwirtschaftlichen Arbeitsplätze im ländli-
chen Raum sowie für die holzbe- und –verarbeitenden Betriebe. Zur Sicherung des
Waldes und seiner Funktionen sind bei Nutzungen (insbesondere Siedlung) ausrei-
chende Abstände einzuhalten.

Als Waldbereiche sind im Regionalplan diejenigen Waldflächen dargestellt, die auf
Dauer bewaldet bleiben sollen.

C 9-2 (Z) Im Verdichtungsraum hat die Inanspruchnahme von Wald zu unterbleiben.

C 9-3 (G) Im Ordnungsraum, in Teilräumen mit niedrigem Waldanteil sowie in Waldbeständen
mit besonderen Waldfunktionen hat die Inanspruchnahme von Wald ebenfalls zu un-
terbleiben.

C 9-4 (G) Wenn übergeordnete Interessen der Allgemeinheit eine Rodung oder Durchschnei-
dung von Waldflächen erfordern, sollen Eingriffe zugelassen werden, wenn die Wald-
funktionen nicht über ein vertretbares, ausgleichbares Maß hinaus beeinträchtigt wer-
den und gleichzeitig durch Ersatzaufforstungen ein funktionsgerechter Ausgleich ge-
schaffen wird.

C 9-5 (G) Besonders wertvolle und für die Allgemeinheit unverzichtbare Waldgebiete sowie be-
sonders gefährdete bzw. schutzbedürftige Wälder im Verdichtungs- und Ordnungs-
raum sollen durch die Erklärung zu Schutzwald bzw. Bannwald gesichert werden.

Begründung
zu  C 9-2 Die  besondere  Situation im  Verdichtungsraum sowie im  Ordnungsraum und in Teil-
bis C 9-5 räumen der Region mit niedrigem Waldanteil erfordern einen hervorgehobenen

Schutz des Waldes und seiner positiven Wirkungen für die Siedlungsbereiche bzw.
die Landschaft insgesamt. Diese Erfordernisse können nur in denjenigen Ausnahme-
fällen zurücktreten, in denen wichtige Vorhaben und fehlende Alternativen eine Wald-
inanspruchnahme unumgänglich machen und nur eine geringfügige, flächenhaft und
funktional ausgleichbare Beeinträchtigung vorliegt.

Für die Umsetzung dieser Ziele und Grundsätze bietet das forstrechtliche Instrumen-
tarium über die Erklärung von Schutz- und Bannwald die geeigneten Ansätze und die
Möglichkeiten der Berücksichtigung der spezifischen örtlichen Situation. Fachplaneri-
sche Grundlage bildet der „Forstliche Rahmenplan Mittelhessen“.

C 9-6 (G) Die Bewirtschaftung des Waldes soll einen hohen Beitrag zu den Umwelt-, Lebens-
und Wirtschaftsverhältnissen leisten. Artenreich und standortgerecht aufgebaute, sta-
bile Waldbestände sind zu entwickeln und zu fördern. Der Laubwaldanteil ist zu erhö-
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hen; die günstigen ökologischen Wirkungen des Waldrandes sind zu sichern und zu
entwickeln. Die Sicherung und Weiterentwicklung der Waldfunktionen soll auch durch
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (siehe C 1-7) gefördert werden.

Begründung
zu C 9-6 Die Baumartenzusammensetzung, Nutzung und Pflege der Waldbestände soll die

Entwicklung stabiler Waldbestände sichern und fördern, so daß die Waldfunktionen für
den Naturhaushalt und den Menschen gesichert werden.

C 9-7 (G) In waldarmen Teilräumen und auf geeigneten Standorten, auf denen die landwirt-
schaftliche Nutzung aufgegeben wird, soll der Waldbestand in angemessenem Um-
fang vermehrt werden. Bei der Standortwahl sind die örtlichen ökologischen, land-
schaftspflegerischen und landwirtschaftlichen Belange zu beachten.

C 9-8 (G) Waldmehrung soll sowohl durch Waldneuanlage unter maßgeblicher Verwendung
heimischer Laubbaumarten erfolgen als auch durch Gehölzsukzession. Es sollten
möglichst zusammenhängende Waldflächen geschaffen werden.

C 9-9 (G) In waldreichen Teilräumen soll die Vergrößerung des Waldanteils unterbleiben.

C 9-10 (Z) Waldneuanlage, Ersatzaufforstung sowie Sukzession hat vorrangig innerhalb des
„Waldbereich-Zuwachs“ zu erfolgen. Bei der Waldneuanlage sind die Waldfunktionen
besonders zu fördern, sie soll auch der Entwicklung schutzwürdiger Waldbiotope und
dem Biotopverbund dienen. Für die Abgrenzung und Gestaltung der Flächen sind die
Möglichkeiten der kommunalen Landschaftsplanung zu nutzen.

(K) Die „Waldbereiche-Zuwachs“ sind im Regionalplan dargestellt.

Begründung
zu   C 9-7 Aufgrund der überwiegend positiven Umweltwirkungen des Waldes  (z. B. für  den Bo-
und C 9-10 den, den Wasserhaushalt, das Klima) soll auf geeigneten Standorten eine Waldmeh-

rung erfolgen. Damit sind insbesondere Teilräume mit deutlich unterdurchschnittli-
chem Waldanteil (weniger als 20 %) einbezogen und Standorte, an denen die Neube-
gründung von Wald zu einer Verbesserung der landschaftlichen Situation bzw. Um-
weltsituation beiträgt. Gleichzeitig wird damit der langfristige Vorrat des Rohstoffes
Holz vergrößert. Waldmehrung ist auf Flächen zu verwirklichen, auf denen die land-
wirtschaftliche Produktion aufgegeben wird. Dabei sind die örtlichen Kleinstrukturen
(z. B. Biotopfunktion, Landschaftsbild) sowie die zu erwartenden Wirkungen auf an-
grenzende, weiterhin von der Landwirtschaft genutzte Flächen dahingehend zu würdi-
gen, daß ggf. Teilflächen weiterhin offengehalten werden. Waldränder sind funktions-
gerecht aufzubauen. Aus landschaftspflegerischen und landeskulturellen Gründen soll
von einer Waldmehrung in waldreichen Teilräumen (mit mehr als ca. 60 – 70 % Wald-
anteil) abgesehen werden.

Die im Regionalplan dargestellten „Waldbereiche-Zuwachs“ sind auf der Grundlage
des „Forstlichen Rahmenplanes Mittelhessen 1997“ und des „Landschaftsrahmenpla-
nes Mittelhessen“ erarbeitet. Sie stellen ein Angebot dar und beinhalten keine rechtli-
che Verpflichtung zur Aufforstung. Eine Inanspruchnahme für Vorhaben, die eine
spätere Aufforstung – nach Einstellung der landwirtschaftlichen Nutzung – ausschlie-
ßen, ist nicht statthaft.
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C 10 Rohsto f fs ic herung

C 10-1 (G) Die verfügbaren, mengenmäßig begrenzten, nicht vermehrbaren und standortgebun-
denen Lagerstätten und Vorkommen mineralischer Rohstoffe sind langfristig zu si-
chern. Primärrohstoffe sind sparsam zu verwenden und unter Ausnutzung aller Mög-
lichkeiten einer sinnvollen und zweckangepaßten Verwendung von Sekundärrohstof-
fen (Recycling und Substitution) zu schonen. Sie sind nur für Verwendungszwecke in
Anspruch zu nehmen, an die spezifische Qualitätsanforderungen gestellt werden.

C 10-2 (Z) Bedeutsame Lagerstätten und Vorkommen mineralischer Rohstoffe sind als „Bereich
(K) oberflächennaher Lagerstätten“ dargestellt und für die langfristige Versorgung der Be-

völkerung und Wirtschaft gesichert. Eine anderweitige, zwischenzeitliche Nutzung o-
der Ausweisung dieser Flächen ist nur für Ansprüche zulässig, die eine künftige Roh-
stoffgewinnung nicht unmöglich machen oder unzumutbar erschweren.

Begründung
zu   C 10-1 Der  sparsame und  schonende Umgang  mit nicht erneuerbaren  Ressourcen ist eine
und C 10-2 wesentliche Voraussetzung für deren möglichst langfristige Verfügbarkeit. Daher steht

die Nutzung von Sekundärrohstoffen (Recyclingmaterial) im Vordergrund vor der Ver-
wendung von Primärrohstoffen, die nur Verwendungszwecken mit speziellen, hohen
Qualitätsansprüchen vorbehalten sind.

Die Sicherung der Lagerstätten und Rohstoffvorkommen vor anderweitigen Flächen-
inanspruchnahmen (s. Abschnitt B.6) ist ein weiteres Erfordernis zur Erhaltung der
langfristigen Verfügbarkeit. Dementsprechend beinhaltet die Ausweisung der „Berei-
che oberflächennaher Lagerstätten“ einen langfristigen verbindlichen Schutz dieser
Ressourcen. Die Abgrenzung beruht auf geowissenschaftlichem, rohstoffwirtschaftli-
chem und abbautechnischem Kenntnisstand unter Berücksichtigung des regionalen
Siedlungskonzeptes. Mit der Darstellung ist keine regionalplanerische Abstimmung ü-
ber eine Rohstoffgewinnung an diesen Standorten erfolgt bzw. verbunden. In den „Be-
reichen oberflächennaher Lagerstätten“ sind die land- und forstwirtschaftliche Nutzung
sowie die Beibehaltung weiterer Schutzfunktionen weiterhin möglich.

Nutzungsänderungen (z. B. in Siedlungs-/Gewerbefläche), sonstige Vorhaben, im
Einzelfall auch die formelle Ausweisung von Schutzgebieten sind nur zulässig, wenn
die Möglichkeit einer späteren Rohstoffgewinnung an diesen Standorten gesichert
bleibt (s. a. B 6.3-4 (Z)).

C 10-3 (Z) Die Gewinnung mineralischer Rohstoffe hat in den „Bereichen für den Abbau oberflä-
chennaher  Lagerstätten“  Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen.  Sie sind  in der

(K) Karte dargestellt.

C 10-4 (G) Bei der Gewinnung mineralischer Rohstoffe aus oberflächennahen Lagerstätten sind
langfristige nachteilige Auswirkungen auf den Naturhaushalt und die Umwelt ingesamt
zu vermeiden. Vor der Verwirklichung von Abbauvorhaben sind die Umweltauswirkun-
gen zu überprüfen und Maßnahmen zu ihrer Vermeidung, ihrem Ausgleich oder eines
Ersatzes festzulegen. Rekultivierungs- bzw. Renaturierungsmaßnahmen abgebauter
Lagerstätten oder Lagerstättenteile sind kontinuierlich zu verwirklichen. Bei der Fest-
legung der Nachfolgenutzungen sind die standörtlichen Gegebenheiten – auch der
angrenzenden Flächen – sowie die Entwicklungsvorstellungen für den jeweiligen Teil-
raum einzubeziehen.

Begründung
zu   C 10-3 Die „Bereiche für den Abbau oberflächennaher Lagerstätten“ dienen der Sicherung

der
und C 10-4 Rohstoffgewinnung und –versorgung. Sie sind mit den übrigen Erfordernissen der

Raumordnung abgestimmt und umfassen i. d. R. die Flächen fachgesetzlich geneh-
migter Vorhaben sowie die für die Laufzeit des Regionalplans erforderlichen Erweite-
rungen.
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Die Versorgungssituation mit mineralischen Rohstoffen ist in der „Rohstoffsicherungs-
konzeption für Hessen (HLT, 1997) dargestellt und bilanziert. Danach gewährleisten
– für die Region Mittelhessen insgesamt – die derzeit genehmigten Gewinnungsstel-
len eine ausreichende Versorgung bis zum Jahr 2010. Aufgrund der jeweiligen teil-
räumlichen Gewinnungs- bzw. Versorgungssituation und der betriebsspezifischen Si-
tuation ist es jedoch erforderlich, für einzelne „Bereiche für den Abbau oberflächenna-
her Lagerstätten“ eine Erweiterung gegenüber der bisherigen Ausweisung im RROPM
1995 vorzunehmen.

Die Rohstoffgewinnung ist mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden. Zur Be-
grenzung nachteiliger Auswirkungen ist daher über die jeweilige fachgesetzliche Ge-
nehmigung eine Minimierung dieser Auswirkungen zu gewährleisten. Soweit möglich
sind wertvolle, nicht wiederherstellbare Landschaftsbestandteile zu schonen. Bei
großflächigen Vorhaben sind Maßnahmen zur Rekultivierung/Renaturierung kontinu-
ierlich vorzunehmen, so daß die jeweilige genutzte Abbaufläche (Eingriffsfläche) mög-
lichst gering gehalten werden kann.

Bekannte oder bisher verborgene archäologische Bodendenkmäler sollen in Abstim-
mung mit der Denkmalschutzbehörde dokumentiert bzw. gesichert werden.

Grundsätzlich soll die Gewinnung aus bestehenden erweiterungsfähigen Betrieben,
d. h. die weitgehende Nutzung der Lagerstätte gegenüber Neuaufschlüssen bevorzugt
werden.

Da i. d. R. der ursprüngliche Zustand vor dem Abbau nicht wiederherzustellen sein
wird, sind Nachfolgenutzungen bzw. Gestaltungsmaßnahmen an den angestrebten
Funktionen des Teilraumes zu orientieren (z. B. Biotopverbund, Erholung o. ä.). Bei
geeigneten Voraussetzungen ist ebenso die Folgenutzung Landwirtschaft zu ermögli-
chen.

C 11 Ene rg ie d ie ns t le is tunge n

C  1 1 . 1 R e s s o u r c e n -  u n d  k l i m a s c h o n e n d e  E n e r g i e n u t -
z u n g

C 11.1-1 (G) Inanspruchnahme, Verbrauch und Qualitätsverschlechterung von Umweltmedien wie
die Belastung der Atmosphäre mit klimagefährdenden Gasen durch Energienutzung
sind ist auf ein Maß zu begrenzen, welches mit der nachhaltigen Nutzung der Lebens-
räume, der Wirtschaftsgrundlagen und den natürlichen Lebensgrundlagen vereinbar
ist.

C 11.1-2 (G) Bei der Energienutzung und der Schaffung der für eine bedarfsgerechte Bereitstellung
von Energiedienstleistungen erforderlichen Infrastruktur und sonstigen Einrichtungen
sind zu beachten:

1. Die rationelle Energienutzung einschließlich der Abwärmenutzung ist zu fördern.
2. Die Ausschöpfung von Potentialen zur Verringerung von Energieverbrauch hat

Vorrang vor neuen Investitionen zur Bereitstellung von Energie.
3. Stromanwendungen für Niedrigtemperaturwärme ist zu vermeiden.
4. Die Nutzung regionaler und lokaler erneuerbarer Energiequellen unter Einschluß

geothermischer Energien hat Vorrang vor fossilen Energieträgern.
5. Eine Raumstruktur mit möglichst geringem Bedarf an Energiedienstleistungen,

insbesondere an fossilen Energieträgern, ist zu entwickeln.
6. Flächeninanspruchnahme und Landschaftsbildbeeinträchtigung durch Hochspan-

nungsfreileitungen (220/380 kV) sind möglichst gering zu halten. Bei Hochspan-
nungsleitungen (110 kV) hat die Erdverkabelung Vorrang, soweit sie technisch
sinnvoll und umweltschonender ist.

Begründung
zu   C 11.1-1 Energie  ist derzeit  in den Industrieländern  kein knapper Produktionsfaktor,  sondern
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und C 11.1-2 viel zu preisgünstig und trotz begrenzter Ressourcen im Überangebot vorhanden.
Dies gilt auch für Mittelhessen, wo Versorgungsengpässe allenfalls vorübergehend,
teilräumlich und energiespezifisch auftreten. In Mittelhessen wird Energie in nen-
nenswertem Umfang nicht erzeugt oder umgewandelt, dafür aber verbraucht sowie ü-
ber Leitungen, Schiene und Straße transportiert.

Das Hauptproblem des Verbrauchs von Energie liegt außer in der Ressourcenver-
schwendung in den durch Verbrauch, Erzeugung, Umwandlung und Transport verur-
sachten Emissionen, insbesondere von Kohlendioxid und anderen energiebedingten
Gasen, die den Treibhauseffekt der Erdatmosphäre und damit die drohende Klima-
katastrophe bewirken.

Ein in der derzeitigen Höhe und Zusammensetzung fortwährender Energieverbrauch
ist global, regional und lokal aus Gründen der Ressourcenschonung für die nachfol-
genden Generationen wegen ökologischer Schäden und der Gefahr einer Klimaka-
tastrophe nicht zu verantworten.

Die Enquete-Kommission des 11. Deutschen Bundestages zum Schutz der Erdatmo-
sphäre beschreibt in ihrem 3. Bericht von 1990 die Bedrohlichkeit des vom Menschen
verursachten (zusätzlichen) Treibhauseffektes. Dies wurde durch die Konferenzen der
UN für Umwelt und Entwicklung von Rio de Janeiro 1992 und die Klimakonferenz von
Kyoto 1997 bestätigt.

Der globalen Herausforderung dieses zusätzlichen Treibhauseffektes muß auch mit
regionalen und lokalen Mitteln begegnet werden. CO2-Reduktionspotentiale sind in er-
ster Linie an die Energieeinsparung gebunden. Dabei spielen die Systemwirkungs-
grade bzw. Umwandlungsverluste oder die Differenz zwischen Primärenergie und
Nutzenergie eine ausschlaggebende Rolle (Umwandlungs- und Verbrauchssektoren).

So werden bei der Stromerzeugung in Großkraftwerken von 100 % eingesetzter Pri-
märenergie nur 35 % genutzt (Nutzenergie). 65 % gehen bei der Energieumwandlung,
vor allem in Form der unvermeidbaren Verlustwärme (Kühltürme), beim Transport und
durch Verluste bei der Nutzung verloren. Daraus ergibt sich, daß mit jeder einge-
sparten Kilowattstunde Strom derzeit das Dreifache an Primärenergie eingespart
wird (Umwandlungssektor). Daher ist der Stromeinsatz zur Wärmeerzeugung (Hei-
zung, Niedertemperaturprozeßwärme, Warmwasserbereitung) zu vermeiden.

Bei der Kraft-Wärme-Kopplung wird Strom dort erzeugt, wo die entstehende Abwärme
genutzt werden kann. Durch die Nutzung der "Verlustenergie" erhöht sich der Ge-
samtwirkungsgrad bei der gemeinsamen Erzeugung (Kopplung) von Kraft (Strom) und
Wärme gegenüber der getrennten Erzeugung. Das Prinzip hat sich auch durch z. T.
erhebliche Wirkungsgradverbesserungen der getrennten Stromerzeugung in Gas- und
Dampfturbinen (auf ca. 50 %) einerseits und in Brennwertkesseln (auf ca. 100 %) an-
dererseits nicht geändert. Allerdings ist der Wirkungsgrad der Kraft-Wärme-Kopplung
an die Voraussetzung geknüpft, daß die Wärme weitgehend genutzt werden kann
(saisonunabhängig). Deshalb werden Blockheizkraftwerke (BHKW) vorrangig für Ein-
richtungen mit ganzjährigem Wärmebedarf konzipiert.

In den Verbrauchssektoren werden die technischen Energieeinsparpotentiale auf 35
bis 45 % geschätzt, im Heizungsbereich auf 70 bis 90 % (vgl. RROG 1991, Kap. 9 E-
nergie).
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C  1 1 . 2 Au s b a u k o n z e p t  r e g i o n a l e r  E n e r g i e e f f i z i e n z
u n d  - d i e n s t l e i s t u n g e n

C 11.2-1 (Z) Es ist darauf hinzuwirken, daß bei der Planung von Wohn- und Gewerbegebieten
möglichst große Einsparungen an Primärenergie und eine möglichst hohe Schadstoff-
entlastung erzielt wird. Ein möglichst großer Teil des Bedarfs an Energiedienstleistun-
gen, der nicht durch erneuerbare Energien gedeckt werden kann, insbesondere des
Wärmebedarfs, ist aus Anlagen und Verteileinrichtungen zur rationellen Energienut-
zung zu decken. Hierzu kommt der Planung geeigneter, den Wärmeverteilungssyste-
men angepaßter und räumlich zugeordneter Standorte sowie der Errichtung von Anla-
gen zur gekoppelten Erzeugung von Wärme und Strom eine besondere Bedeutung
zu.

Begründung
zu C 11.2-1 Die Gefährdung der wirtschaftlichen und natürlichen Lebensgrundlagen durch störfall-

oder unfallbedingte Verbreitung radioaktiver Stoffe ist auszuschließen. Deshalb wird
eine möglichst rasche Beendigung der Nutzung der Kernenergie angestrebt.

Es ist darauf hinzuwirken, daß der Kernenergieanteil am mittelhessischen Strom-
verbrauch durch Einsparung und andere, möglichst CO2-arme Erzeugungsweisen zu-
nehmend substituiert wird. Insgesamt soll die in Mittelhessen stattfindende Nachfrage
nach Energiedienstleistungen möglichst weitgehend durch Einsparung, den Einsatz
erneuerbarer Energien und rationelle Energienutzung gedeckt werden, so daß die
klimaschädlichen Emissionen bis zum Jahr 2005 um 25 % niedriger als im Aus-
gangsjahr 1990 liegen.

Der zukünftige Energiebedarf muß vorrangig umweltschonend und mit minimalen
Kohlendioxid-Emissionen klimaverträglich, sicher, zuverläussig und sozialverträglich
gedeckt werden. Unter Beachtung der gebotenen ökonomischen Anforderungen an
Versorgungssicherheit und Preiswürdigkeit der Energieversorgung gilt es, angesichts
der vielfältigen und gravierenden energiebedingten Bedrohungen unserer Umwelt ei-
ne umweltverträgliche Energiepolitik zu forcieren.

Die Ausschöpfung von Energieeinsparpotentialen sowie der verstärkte Einsatz erneu-
erbarer Energien und dezentraler Technologien der rationellen Energieerzeugung soll
zugleich dazu dienen, den Verbrauch von außerhalb Mittelhessens erzeugtem Atom-
energiestrom in Mittelhessen zunehmend entbehrlich zu machen.

Unabhängig von der Forderung nach einem vollständigen Verzicht auf die Nutzung
der Kernenergie erscheint deren Versorgungsbeitrag zur Stromerzeugung in Mittel-
hessen wie in Hessen unter den Aspekten der Diversifizierung, Flexibilität und Zentra-
lität als unausgewogen. Eine vorrangig angebotsseitige Strategie wird den heutigen
Anforderungen an eine umweltverträgliche Energieversorgung nicht mehr gerecht.
Deshalb ist eine stärker nachfrageorientierte Politik mit Anreizen zur Energieeinspa-
rung auf allen Ebenen unabdingbar geworden.

Da der Energieeinsparung im Sinne der rationellen Energieverwendung und –bereit-
stellung auch und gerade unter dem Aspekt ihrer zeitlichen Realisierbarkeit oberste
Priorität zuzumessen ist, muß die Energiewirtschaft zur Abwehr der drohenden ener-
giebedingten Klimagefahren dringend einen Beitrag zur Reduktion klimarelevanter E-
missionen leisten. Dabei orientiert sich Mittelhessen an den auf Bundesebene ge-
setzten Reduktionszielen. Neben der Energieeinsparung müssen aber auch andere,
von klimabedeutsamen Spurengasen praktisch freie Energiequellen genutzt werden.
Dabei kommt den erneuerbaren Energien, speziell der Sonnenenergie, der Windkraft
und der Biomassenutzung, eine besondere Bedeutung zu. Deren Versorgungsbeitrag
kann besonders im Zusammenhang mit einem deutliche reduzierten Energie-
verbrauch stärker ins Gewicht fallen.
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Die regionalen Träger öffentlicher Belange unterstützen den Beschluß der Bundesre-
gierung, CO2-Emissionen bis zum Jahre 2005 um 25 bis 30 % und die Emissionen der
anderen Treibhausgase – insbesondere Methan, Stickoxid und Ozon – um 50 %, be-
zogen auf die Emissionsvolumina von 1990, zu reduzieren. Mit der Realisierung der
Ziele des Regionalplans nutzen in Mittelhessen die Träger öffentlicher Belange ihre
Möglichkeiten, einen adäquaten Beitrag zur Erreichung dieses ehrgeizigen Ziels zu
leisten. Sie streben die schnellstmögliche Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen
in allen klimarelevanten Handlungsfeldern an und bekräftigen in diesem Zusammen-
hang ihren Willen zur Zusammenarbeit mit allen gesellschaftlichen Kräften.

Klare energie- und klimaschutzpolitische Richtungsentscheidungen auf Bundes- und
EU-Ebene und neue, verläßlich staatliche Rahmenbedingungen sind Voraussetzung
für die Realisierung effektiver Klimaschutzmaßnahmen. Die Landesregierung nutzt ih-
re Einflußmöglichkeiten auf Bundes- und EU-Ebene, um diesen Prozeß zu beschleu-
nigen. Sie will im Rahmen ihrer eigenen Gesetzgebungskompetenz eine konsequente
Klimaschutzpolitik verfolgen und entsprechend den Quellen treibhauswirksamer Gase
in allen betroffenen Politikfeldern Maßnahmen ergreifen bzw. fortsetzen oder intensi-
vieren.

Den Gebietskörperschaften kommt eine besondere Bedeutung bei der Umsetzung der
Grundsätze und Ziele für eine umwelt- und klimaschonende Energienutzung zu.

C 11.2-2 (G) Soweit möglich, führen die Gebietskörperschaften im Zusammenwirken mit der örtli-
chen Wirtschaft und den Unternehmen der Energiewirtschaft die Aufstellung regiona-
ler und örtlicher Energiekonzepte fort. Energiekonzepte sind, soweit sinnvoll, zu Kli-
maschutzkonzepten weiterzuentwickeln. In den öffentlichen Liegenschaften sind
Maßnahmen zur Wärme- und Stromeinsparung zu ergreifen. Neue bauliche Einrich-
tungen der beachtenspflichtigen Stellen sind, soweit technisch sinnvoll, in Niedrig-
energiebauweise zu errichten, auf eine möglichst rationelle Elektrizitätsanwendung ist
zu achten. In öffentlichen Liegenschaften sind Maßnahmen zur Wärme- und Strom-
einsparung sowie zur Nutzung von regenerativen Energien zu ergreifen.

C 11.2-3 (G) Die Gebietskörperschaften wirken auf die in ihrem Eigentum bzw. Anteilseigentum
stehenden Energieunternehmen ein, damit diese beschleunigt den notwendigen Wan-
del vom Energieversorgungsunternehmen zu Energiedienstleistungsunternehmen
vollziehen und in Zusammenarbeit mit der übrigen Energiewirtschaft verstärkt Maß-
nahmen zur Senkung des Bedarfs an fossilen Energieträgern ergreifen.

C 11.2-4 (G) Um die privaten Energieverbraucher zu veranlassen, Investitionen zur Einsparung von
Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien durchzuführen, kommt der Beratung
über Möglichkeiten der Energieeinsparung und des Klimaschutzes durch die Energie-
dienstleistungsunternehmen eine hohe Bedeutung zu. Kraft-Wärme-Kopplung und
Nah- und Fernwärmenetze sind im Versorgungsbereich der Energieunternehmen, die
durch Gebietskörperschaften kontrolliert werden, beschleunigt auszubauen.

Zur Überwindung finanzieller Hemmnisse bei der Umsetzung technischer Maßnahmen
sind auch neue Betreibermodelle (z. B. Contracting) und moderne Methoden der Pro-
jektplanung einzusetzen. Die Energieaufsicht (Investitions- und Preisaufsicht sowie
Kartellaufsicht) des Landes unterstützt die Energieversorgungsunternehmen im Rah-
men ihrer rechtlichen Möglichkeiten bei der Nutzung der Methoden des Least-Cost-
Plannings und der integrierten Ressourcenplanung.

C 11.2-5 (G) Die Kommunen sollen Energiekonzepte erstellen und dabei Finanzierungsformen wie
Contracting einbeziehen.

Begründung
zu  C 11.2-2 In  kommunaler  Planungshoheit  sind die kommunalen  Möglichkeiten  der  Minde-

rung
bis C 11.2-4 von Emissionen zu nutzen, die aus der Energienutzung in den Kommunen resultieren.

Durch kommunale Energiekonzepte wird ergänzend zur Bauleitplanung und kom-
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munalen Verkehrsplanung der kommunale Handlungsspielraum im Energiebereich
abgedeckt. Kommunale Energiekonzepte erfassen und bewerten die kommunalen
Möglichkeiten der Energieeinsparung (Bedarfsminderung) im öffentlichen und privaten
Bereich, der rationellen Energieverwendung (z. B. in Kraft-Wärme-Kopplung, Nah-
und Fernwärme) und der örtlichen erneuerbaren Energien (Klärgas, Biogas, Deponie-
gas, land- und forstwirtschaftliche Abfälle, Wasserkraft, Wind- und Sonnenenergie).
Darauf aufbauend entwickeln kommunale Energieversorgungskonzepte Maßnahmen
zur Nutzung dieser Energiepotentiale mit Wirtschaftlichkeitsberechnungen und Kon-
zepten für Finanzierung und Trägerschaft (vgl. auch RROG 1991, Kap. 9 Energie).

C 11.2-6 (G) In kommunalen Energiekonzepten sind die örtlichen Möglichkeiten der Energieeinspa-
rung, die Potentiale effizienter Energieverwendung und der Nutzung erneuerbarer E-
nergien und der örtliche energiewirtschaftliche Sanierungsbedarf zu berücksichtigen.

zu 11.2-6 Begründung
� Durch die Bauleitplanung sind kompakte Bauweise mit hohem Wärmeschutz,

Nahwärmeversorgung aus Kraft-Wärme-Kopplung oder erneuerbaren Energien so-
wie die aktive und passive Solarnutzung durch Gebäude- und Dachflächenausrich-
tung anzustreben.

� Auch die öffentlichen Bauträger sollten die Möglichkeiten der solaren Energiever-
sorgung mehr beachten und deren Verbreitung durch Erstellung von Pilotprojekten
in allen Landkreisen unterstützen.

� Der Energieverbrauch ist durch Verbesserung der Heizanlagen und durch Wärme-
schutz der Gebäude zu verringern.

� Öl soll in Überschwemmungsgebieten möglichst durch andere Energieträger (je-
doch nicht durch Strom) ersetzt werden. Vorrangig ist der Ausbau der Fernwärme,
nachrangig Gasversorgung in den überschwemmungsgefährdeten Gebieten zum
Ersatz von Öltanks vorzusehen.

� Standorte für Heizkraftwerke und Blockheizkraftwerke, die im Zusammenhang mit
dem Ausbau der Verbundwärme stehen, können durch kommunale oder regionale
Energiekonzepte ermittelt werden. Dabei sind die Möglichkeiten der Nutzung von
Pflanzenöl zu prüfen.

� Die Schaffung weiterer kleiner Wärme-Inselnetze, die später in einem größeren
Verbund zusammengeschlossen werden können, ist anzustreben.

� Die Wasserkraftreserven der Region, z. B. an alten Mühlenstandorten und Staustu-
fen, sind zu ermitteln, in bezug auf ihre wirtschaftliche Nutzung zu überprüfen und
unter Berücksichtigung ökologischer Belange zu nutzen.

� Die Industrie soll wie bisher mindestens alle wirtschaftlichen Maßnahmen zur E-
nergieeinsparung durchführen. Soweit über die Eigennutzung hinaus noch Abwär-
mepotentiale vorhanden sind, sind die Möglichkeiten der Abwärmenutzung für
Raumheizzwecke durch die Kommunen zu prüfen.

� Die besonders großen Möglichkeiten der Energieeinsparung bei Haushalten und
Kleinverbrauchern, insbesondere im Raumwärmebereich, sind durch sorgfältig ab-
gestimmte Planungen und Maßnahmen zu nutzen (Verminderung von Heizanla-
genverlusten und Heizwärmeverlusten).

� Die elektrische Raumheizung (Widerstandsheizung) ist möglichst abzubauen. Dies
gilt insbesondere für Schul- und öffentliche Bürogebäude.

� Das Erdgas- und Verbundwärmenetz ist weiter auszubauen. In der Konkurrenzsi-
tuation zwischen Erdgas und Fernwärme ist alternativ zu neuen Erdgasnetzen für
Wohngebiete auch die Fernwärmeversorgung zu prüfen.
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� Vorrangig sind Kapazitätsreserven der vorhandenen Fernheizwerke durch den
Ausbau der Wärmeversorgung zu nutzen.

� Auch bei vorhandenen Gasnetzen ist die Möglichkeit des Ausbaus der Wärmever-
sorgung zu prüfen.

� Die Abwärmequellen (Industrie, Gewerbe, Viehhaltung, Abwässer, Gewässer) sind
zu erfassen und in bezug auf ihre Nutzung zu prüfen.

� Die Möglichkeiten der Bio-Gaserzeugung aus flüssigen und festen organischen
Abfällen - soweit sie nicht kompostiert werden - aus Klärschlamm und Deponien
sind zu nutzen.

� Die Nutzung von Stroh als Brennstoff in zu planenden Anlagen ist der Stroh-
verbrennung auf den Feldern vorzuziehen. Die Bestimmung des möglichen Beitra-
ges von Stroh zu Heizzwecken muß unter Berücksichtigung von dessen Bedeu-
tung für die Humusbildung erfolgen.

� Der mögliche Beitrag von Holz als CO2-neutraler, nachwachsender Brennstoff ist in
kommunalen und regionalen Energiekonzepten unter Berücksichtigung neuer
Heiztechnologien zu bestimmen.

� Restmengen von Siedlungsabfällen, deren vorrangig stoffliche Verwertung nicht
möglich ist (z. B. Restmüll-Trockenstabilat), sind zur Substitution fossiler Brenn-
stoffe zu verwerten, wenn sie sich in bezug auf die Abgasemissionen  durch Vor-
konditionierung nicht ungünstiger auswirken.

� Zur Nutzung von Biodiesel und Pflanzenöl sind Umrüstbetriebe für LKW und PKW-
Motoren und eine Verdichtung des Tankstellennetzes erforderlich.

Aus der Aufschlüsselung der CO2-Emissionen nach den Sektoren (vgl. RROG 1991)
ergibt sich, daß der Umwandlungssektor mit 35 % den größten Anteil aufweist, der
fast ausschließlich auf die Stromerzeugung aus fossilen Brennstoffen entfällt (32 %).
Auch in Mittelhessen wird der Strom aus diesen Kraftwerken verbraucht, und es wer-
den somit die mit der Stromerzeugung verbundenen CO2-Emissionen verursacht.

Der nächstgrößte CO2-Verursacherbereich ist der Verkehr mit 20 %; es folgt die In-
dustrie mit 18 % und die Haushalte (ohne PKW) mit 16 %. Nach einer anderen Auf-
schlüsselung emittiert der Wärmemarkt (Heizung und Warmwasser in Haushalten, In-
dustrie und Sonstigen) 34,6 % des CO2. Damit sind die Hauptemittenten von CO2 be-
nannt, für die bei regionalen und lokalen Energiekonzepten die Emissionsminde-
rungsmaßnahmen zu planen sind.

Der derzeitige energiewirtschaftliche Ordnungsrahmen behindert die Ausschöpfung
des Energiesparpotentials und bedarf dringend einer grundlegenden, ökologisch aus-
gerichteten Reform. Da Mittelhessen eine Energieimportregion ist, führt dieser
Hemmnisabbau tendenziell zu einer wirtschaftlich positiven Wertschöpfung in Mittel-
hessen.

Energiekonzepte haben sich als geeignetes Instrument bewährt, um im Vorfeld von
Investitionsentscheidungen Schwachstellen von Gebäuden und Anlagen und ganzen
Siedlungsgebieten systematisch zu erkennen. Integrierte Energiekonzepte dienen der
Untersuchung von technischen, betriebs- und volkswirtschaftlichen Handlungsvarian-
ten. Grundlage für eine erfolgreiche Erstellung und Umsetzung von Energiekonzepten
sowie die Erfolgskontrolle bei organisatorischen und investiven Maßnahmen ist eine
systematische Energieverbrauchskontrolle. Eine EDV-gestützte Energieverbrauchs-
und Energiebezugskontrolle kann bereits zu einer wesentlichen Kostensenkung bei-
tragen. Erfahrungsgemäß lassen sich durch die Kontrolle von Energieverbrauch und
Energiekosten ca. 10 bis 15 % einsparen. Das Land Hessen hat ein entsprechendes
Programm erarbeiten lassen, das den Kommunen kostenlos zur Verfügung steht.
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Die Hessen-Energie GmbH trägt als Landes-Energie-Agentur mit modellhaften Inves-
titionsvorhaben, Dienstleistungen und Informationsangeboten dazu bei, die Hemmnis-
se zur Einsparung von Energie zu überwinden und – wo heute schon möglich – die
Nutzung erneuerbarer Energien voranzubringen.

C  1 1 . 3 B e r e i c h e  f ü r  d i e  W i n d e n e r g i e n u t z u n g  ( B W E )

C 11.3-1 (Z) In den raumordnerisch abgestimmten Bereichen für die Windenergienutzung sollen
Windkraftanlagen zu Windenergieparks gebündelt werden, um raumordnerische Aus-
wirkungen zu minimieren und den Stromnetzanschluß zu erleichtern. Sie sind in der

(K) Regionalplankarte ausgewiesen. Für Windkraftanlagen außerhalb dieser Bereiche mit
über 500 kW Leistung sind Abweichungsverfahren erforderlich*).

C 11.3-2 (G) Zur Minderung der Fernwirkung sollte die Farbgebung der Anlagen in landschaftsan-
gepaßter Farbe erfolgen. Innerhalb eines Windenergieparks sollen Anlagen optisch
ähnlichen Typs aufgestellt werden.

Begründung
zu   C 11.3-1 Die BWE liegen in Räumen mit Windgeschwindigkeiten über 5 m/sec. (nach Angaben
und C 11.3-2 des Deutschen Wetterdienstes in 50 m Höhe) außerhalb von (entgegenstehende,

raumordnerische, öffentliche Belange):

� Siedlungsbereichen des Regionalplans, Bestand und Planung, incl. 5 ha-
Freistellungen

� 500 m Abstandsfläche von Siedlungsbereichen des Regionalplans (im Einzelfall
nach Topographie auch weniger)

� Bereiche für Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft nach Regionalplan
� Naturschutzgebiete nach Verordnung und Planung
� 200 m Abstandsfläche von Naturschutzgebieten
� für den Biotopschutz wichtigen Gebieten nach dem Landschaftsrahmenplan mit

- Schwerpunktgebieten für die Sicherung des regionalen Biotopverbunds
- Gebieten zur Erhaltung kulturhistorischer Kulturlandschaften
- Gebieten landschaftsverbessernde Waldmehrung
- besonderen Ruheräumen.

� größeren Abständen als 200 m zu NSG, wenn nach Angaben der ONB durch den
geringeren Abstand das Schutzziel gefährdet ist

� Brut- und Nahrungsgebieten geschützter Vorgelarten nach spezifizierten Angaben
der ONB, gem. Meldung nach EU-Vogelschutzrichtlinie

� regionalbedeutsamer Rastplätze des nordischen Vogelzugs nach spezifizierten
Angaben der ONB, gem. Meldung nach EU-Vogelschutzrichtlinie

� Flora-Fauna-Habitat gem. Meldung nach EU-Richtlinie, sofern sie insbesondere
dem Schutz bedrohter Vogelarten dienen, die durch Windkraftanlagen gefährdet
würden

� Rückhaltebecken gem. Regionalplan
� Denkmalpflegerisch zu schützende Expositionen gem. Regionalplan
� Flugplätze, Landeplätze: Bauschutzzone

Eine Reduzierung der Landschaftsbildbeeinträchtigung erfolgt durch die Bündelung
der Windkraftanlagen in Windenergieparks und wo möglich durch die Standortorien-
tierung an Vobelastungen wie Hochspannungsleitungen, Autobahnen und Fernstra-
ßen, Deponien und vorhandenen Windkraftanlagen. Eine Landschaftsbildbeeinträch-
tigung nach der Sichtexposition ist kein objektivierbarer Ausschlußgrund, da Sichtex-
position und Windhöffigkeit als Voraussetzung für die Windenergienutzung zwangs-
läufig zusammentreffen. Landschaftsschutzgebiete (großräumig) sind kein
Ausschlußgrund. Die meisten WKA stehen in LSG. Ausgeschlossen werden könnten
LSG mit spezifischem Schutzgrund, wenn dieser durch WKA gefährdet ist.

                                          
*) Erfordernis von der Genehmigung ausgenommen.
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Landschaftsverbessernde Waldmehrungsflächen mit Ausnahme von landschaftsver-
träglichen Standorten, z. B. an Autobahnen, sind ausgeschlossen. Ein Ausschluß aller
Waldmehrungsflächen ist weder zur Verringerung der Landschaftsbeeinträchtigung
noch zur Verringerung von Nutzungskonflikten geboten; Windkraftnutzung und Wald-
mehrung sind vereinbar und privatrechtlich regelbar. Der generelle Ausschluß von
Wald und Waldnähe ist zur Verringerung von Nutzungskonflikten nicht geboten; unter
Landschaftsschutzaspekten sind die (wenigen) Standorte im Wald oder in Waldnähe
ohne Rodungen geeignete Standorte (Beispiel: Deponie Schelderwald, Grube Fal-
kenstein).

Wald kann im Zusammenhang mit Eignungskriterien, insbesondere in Räumen mit
hohem Waldanteil, für Einzelstandorte und Vorrangflächen in Betracht kommen, wenn
in diesen Räumen die windhöffigen Bereiche überwiegend bewaldet sind und die Nut-
zung dieser Standorte energiewirtschaftlich sinnvoll ist. Neben dem Einverständnis
des Waldeigentümers wird dabei vorausgesetzt, daß an Waldstandorten nur Anlagen
gebaut werden, die das Kronendach ausreichend überragen (über 60 m Nabenhöhe),
so daß Rodungen nur in dem für den Bau der Anlagen notwendigen Umfang erfolgen
und spätere Rodungen vertraglich mit dem Waldeigentümer ausgeschlossen werden
(können). Die Wirtschaftlichkeitsbeeinträchtigung durch verminderte Windgeschwin-
digkeit an Waldstandorten ist dabei Investorenangelegenheit, wie auch die Erschlie-
ßungs- und Baukosten. Rodungen zur Erhöhung der Windgeschwindigkeit (Anlaufflä-
chen) kommen nicht in Betracht.

Standorteinzelfestlegungen, z. B. Abstände zu Einzelwohnhäusern und anderen bau-
lichen Anlagen im Außenbereich, sind im baurechtlichen Genehmigungsverfahren zu
treffen.

Die Flugkorridore des nordischen Vogelzuges sind wegen der größeren Höhe nicht
standortrelevant für WKA (Vogelschlag durch Windkraftanlagen wurde auch bei
schlechter Flugsicht nicht beobachtet; der Abweisungseffekt von Windkraftanlagen in
der Nähe von Hochspannungsleitungen verringert den Vogelschlag an diesen Leitun-
gen).

Windenergie ist eine von CO2 und anderen Luftschadstoffen freie Stromerzeugung.
Windkraftanlagen erreichen die energetische Amortisation, nach der der Energiege-
winn den Energieaufwand übersteigt, je nach Standort nach 4 bis 8 Monaten (Kraft-
werke mit Brennstoffverbrauch erreichen keine energetische Amortisation). Die
Stromgestehungskosten sind den aus anderen neuen Kraftwerken vergleichbar.

Nach neueren Potentialschätzungen lassen sich ca. 300 MW Leistung durch Wind-
kraftanlagen in Mittelhessen nutzbar machen. Da geeignete Standorte für eine Wind-
kraftnutzung im hessischen Mittelgebirge nur begrenzt vorhanden sind, müssen sie
optimal genutzt und planerisch gesichert werden.

Zu den Grundsätzen des Regionalplans und den öffentlichen Belangen zählen im
Sinne einer integrierten Planung neben den Aspekten des Natur- und Landschafts-
schutzes mit den vorranstehenden Kriterien u. a. auch:
� die Nutzung endogener Potentiale zur Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft,
� die Förderung einer regionalen Eigenentwicklung,
� die Nutzung CO2-freier, erneuerbarer Energien,
� die Förderung regionaler Akteure und Investoren,
� die Erhöhung der regionalen Wertschöpfung durch Substitution  von regionalen

„Importen“ (hier: Strom),
� die Sicherung und der Ausbau von Standortqualitäten,
� die Förderung des Strukturwandels und der Innovation,
� die Verringerung des Ressourcenverbrauchs und der Umweltbelastung (Emissi-

onsminderungskonzept).

Die Grundsätze erfordern die Sicherung der nach den öffentlichen Belangen geeig-
neten Standorten für die Windkraftnutzung.



124

Der Bundesgesetzgeber hat mit der Baugesetzbuch-Novelle in 1996 Windkraftanla-
gen im Außenbereich privilegiert und ist damit in Umsetzung der (Selbst-
)verpflichtungen der Bundesregierung nach der Weltkonferenz von Rio de Janeiro und
der Weltklimakonferenz von Kyoto zur Verringerung der CO2-Emissionen um 25 %
und zur Förderung der erneuerbaren, emissionsarmen Energiequellen zugunsten von
WKA im Außenbereich vorbereitend planerisch tätig geworden.

Nach § 35 BauGB sind Windkraftanlagen im Außenbereich zulässig, wenn öffentliche
Belange nicht entgegenstehen: „Raumbedeutsame Vorhaben (wie Windkraftanlagen)
dürfen den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen; öffentliche Belange stehen
raumbedeutsamen Vorhaben (wie Windkraftanlagen) nicht entgegen, soweit die Be-
lange bei der Darstellung dieser Vorhaben als Ziele der Raumordnung in Plänen im
Sinne des § 8 oder 9 des Raumordnungsgesetzes abgewogen worden sind. Öffentli-
che Belange stehen einem Vorhaben (z. B. Windkraftanlagen) in der Regel auch dann
entgegen, soweit hierfür durch Darstellungen im Flächennutzungsplan oder als Ziele
der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist.“

Eine Reduzierung der möglichen Landschaftsbildbeeinträchtigung geschieht durch die
Konzentration von WKA in BWE. Die Konzentration ist mit den öffentlichen Belangen
begründet (Auswahlkriterien), um Standortplanungen der WKA-Investoren außerhalb
der BWE dadurch möglichst zu vermeiden, daß das Nicht-Entgegenstehen raumord-
nerisch relevanter und nachprüfbarer, öffentlicher Belange innerhalb der BWE festge-
stellt wird. Eine willkürliche Auswahl von BWE wäre dabei nicht zielführend. Sie würde
die Zahl der Bauanträge und Abweichungsverfahren außerhalb der BWE erhöhen, die
nach den gleichen Kriterien öffentlicher Belange zu behandeln sind. Bei den BWE
handelt es sich um nicht parzellenscharfe Standortsicherungen.

C 11.3-3 (G) Bei energiewirtschaftlichen Planungen der Energieversorgungsunternehmen sind
auch Alternativen konkurrierender Anbieter und nachfrageseitiger Einspartechniken
sowie die versorgungsstrukturellen und räumlichen Auswirkungen zu prüfen.

Zur Energiebedarfsminderung und rationellen Energienutzung sind beispielsweise zu
prüfen:

� Potential der rationellen Energienutzung,
� Potentiale kommunaler und regionaler Energiekonzepte,
� Energiebedarfsminderung,
� Lastminderungspotentiale,
� Potential von Abwärme und Umgebungswärme,
� Vermeidungspotential Strom zur Wärmeerzeugung,
� Ausbau der Wärmeversorgung,
� Ausbau der Gasversorgung,
� Potentiale erneuerbarer Energien (Wasser, Wind, Sonne, Pflanzen, Biogas),
� Kraft-Wärme-Kopplungspotential,
� dezentrale Stromerzeugung.

C 11.3-4 (G) In der raumordnerischen Abstimmung und der energieaufsichtlichen Freigabebeurtei-
lung sind zur Stärkung des energiewirtschaftlichen Wettbewerbs zur Ermittlung der
wirtschaftlichsten Versorgungsvariante (angebotsorientiert) oder Dienstleistungsvari-
ante (nachfrageorientiert) sowie der umweltverträglichsten Lösung alternative Ange-
bote von Wettbewerbern im Bereich der Energiebereitstellung und der Energiebe-
darfsminderung zu prüfen.

Begründung
zu   C 11.3-3 Das Instrument der energiedienstleistungsorientierten Minimalkostenplanung (Least-
und C 11.3-4 Cost-Planning) ermöglicht den systematischen Vergleich von Energieeinsparung und

Energiebereitstellung bei der Einbeziehung der Umwelt- und Sozialkosten. Damit wird
eine geplante Energiebereitstellung mit einem Energieeinsparprogramm verglichen
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(vgl. auch RROG 1991, Kap. 9 Energie). Auch hier kann die Hessische Energie
GmbH beraten bzw. eingeschaltet werden.

Im Hinblick darauf können die anzeigepflichtigen Energieversorgungsunternehmen
das Verfahren erheblich beschleunigen, wenn sie z. B. durch Formulierung von Pro-
jektalternativen und Ausführungsvarianten etc. dazu beitragen, die Befriedigung eines
erforderlichen Energiebedarfs möglichst umweltschonend zu realisieren. Sofern für
das Vorhaben ein Raumordnungsverfahren (ROV) notwendig ist, sind Alternativen in
die vorausgehende Bedarfsbeurteilung einzubeziehen.

C 11.3-5 (G) Bei Neuplanungen von Hochspannungsleitungen sind unter Einschluß der Prüfung der
Umweltverträglichkeit Varianten zu prüfen wie:

� verbrauchsmindernde Maßnahmen (Nachfrageseite),
� spitzenlastmindernde Maßnahmen (Nachfrageseite),
� dezentralere Stromerzeugung (Angebotsseite),
� Führung auf vorhandenen Masten,
� Führung in bereits bestehender Trasse/Parallelführung,
� Verstärkung bestehender Leitung, stärkere Nutzung, höhere Belastung vorhande-

ner Leitungen, Netzverknüpfungen,
� Vermeidungspotential Strom zur Wärmeerzeugung,
� zusätzliche Einspeisung von höherer Spannungsebene,
� Neu- oder Ausbau anderer Spannungsebenen einschl. Maßnahmen in Umspann-

werken,
� Einspeisung aus anderem Netz- bzw. Konzessionsgebiet (verstärkte Nutzung des

Netzverbundes),
� Führung als Erdkabel,
� Trassenvarianten zur Eingriffsminimierung,
� Nullvariante.

Begründung
zu C 11.3-5 Vor dem Hintergrund der bestehenden Landschaftsbeeinträchtigung durch Hoch-

spannungsleitungen sind alle Maßnahmen zu überprüfen, die zu einer Entlastung
beitragen können. Zur Eingriffsminimierung ist bei landschaftlichen und ökologischen
Beeinträchtigungen daher verstärkt die Erdverkabelung in Betracht zu ziehen. Dafür
sind im Einzelfall auch höhere Kosten gerechtfertigt.

Der Regionalplan stellt nach der Energierechtsnovelle für raumbedeutsame Planun-
gen im Energiebereich die einzige umfassende Planabstimmung dar; insoweit müs-
sen die Elemente der Bedarfs- und Umweltverträglichkeitsprüfung in ausreichendem
Umfang erfüllt sein. Da für Hochspannungsleitungen weder ein energierechtliches
Planfeststellungsverfahren noch eine Umweltverträglichkeitsprüfung (nach UVPG)
vorgesehen ist und das energiewirtschaftliche Freigabeverfahren nach der Energie-
rechtsnovelle entfällt, kommt dem ROV mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung
in bezug auf die Realisierbarkeit einer Hochspannungsleitung eine besondere Be-
deutung zu. Daher ist im ROV das geplante Vorhaben möglichst so abzustimmen,
daß den nachfolgenden Einzelgenehmigungen, z. B. naturschutzrechtlicher Art, keine
rechtlichen Gründe mehr entgegenstehen.

Für eine sach- und fachgerechte Entscheidung im Anzeigeverfahren sind die Ergeb-
nisse der raumordnerischen Begutachtung von grundlegender Bedeutung. Neue Pla-
nungen, für die noch kein Raumordnungsverfahren eingeleitet ist, sind nicht angemel-
det.

C 11.3-6 (Z) In der Karte sind die bestehenden, in landesplanerischen Abstimmungsverfahren be-
(K) findlichen und landesplanerisch abgestimmten geplanten Hochspannungsleitungen,

Umspannanlagen und überörtlichen Gasleitungen dargestellt.
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Begründung
zu C 11.3-6 Für die geplante 380 kV-Freileitung Limburg a. d. Lahn - Kriftel (bis Regierungsbe-

zirksgrenze) wurde ein Raumordnungsverfahren mit der raumverträglicheren, kürze-
ren Variante Limburg a. d. Lahn - Hünfelden abgeschlossen.

Die geplante 380 kV-Freileitung Limburg a. d. Lahn – Dauersberg (bis Landesgrenze)
ist ebenfalls raumordnerisch abgestimmt, wobei eine weitgehende Verwendung der
vorhandenen 220 kV-Leitungstrasse erfolgen wird.

Neubaumaßnahmen an den Umspannwerken Gießen-Nord und Aßlar mit 110 kV- und
380 kV-Leitungsneubauten von 2,5 km in Verbindung mit Demontagen von 110 kV-
Freileitungen im Umfang von 35,2 km sind landesplanerisch abgestimmt.

Für einen geplanten 110 kV-Nordanschluß von Marburg ist ein Raumordnungsverfah-
ren erforderlich.

Demgegenüber werden bzw. wurden durch landesplanerisch abgestimmte Netzopti-
mierungen insgesamt 146 km der folgenden Hochspannungsfreileitungen in Mittel-
hessen abgebaut:

� 220 kV-Leitung: Borken - Großkrotzenburg 25 km
� 110 kV-Leitung: Borken - Wölfersheim 66 km
� 110 kV-Leitung: Alsfeld - Ottrau 9 km
� 110 kV-Leitung: Alsfeld - Lauterbach(Hessen) 8 km
� 110 kV-Leitung: Alsfeld - Oberscheld 19 km
� 110 kV-Leitung: Friedensdorf - Oberscheld 3 km
� 110 kV-Leitung: Gießen-Nord – Aßlar 13 km
� 110 kV-Leitung: Gießen-Nord     3 km

146 km

C  12 Wasse rw i r tsc ha f t

C  1 2 . 1 W a s s e r ve r s o r g u n g

C 12.1-1 (G) Die Wasserversorgung hat die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit qualita-
tiv einwandfreiem Trinkwasser sicherzustellen. Trinkwasser ist sparsam zu nutzen und
darf nur für Zwecke verwendet werden, bei denen der Trinkwasser-Qualitätsstandard
erforderlich ist.

Der Trinkwasserverbrauch ist weiter zu reduzieren; Einsparpotentiale sind auszunut-
zen. Langfristig ist in der Verbrauchsgruppe „Haushalte“ der Verbrauch auf unter 100 l
pro Person und Tag zu reduzieren.

Die Grundwasserförderung ist an dem Bedarf der Region Mittelhessen auszurichten.
Trinkwasserabgaben an andere Regionen sind auf den derzeitigen Umfang zu be-
schränken und soweit möglich zu reduzieren.

C 12.1-2 (G) Die Versorgung der Betriebe (einschl. Landwirtschaft) mit Wasser, an dessen Ver-
wendungszwecke keine hohen Qualitätsanforderungen gestellt werden, ist, soweit
möglich, durch Wasser geringerer Qualität sicherzustellen. Die Brauchwassernutzung
ist auszubauen und zu fördern.
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Begründung
zu C 12.1-1 Eine sparsame Verwendung von Trinkwasser ist wesentliche Voraussetzung zur Scho-

nung und nachhaltigen Sicherung der Grundwasservorkommen (s. Abschnitt B.6)
sowie der Trinkwasserversorgung. Daher soll für alle Verwendungszwecke, für die die
geringere Wasserqualität ausreichend ist, auf die Nutzung hochwertigen Trinkwassers
verzichtet werden. Mit der Ausschöpfung der Einspar- und Substitutionspotentiale ist
anzustreben, daß bei der Neuausweisung von Wohnbaugebieten – aber auch im Be-
stand – die bereitzustellende Trinkwassermenge zunächst ohne Neuerschließung o-
der Fremdbezug sichergestellt wird. Gleiches gilt im betrieblichen, gewerblichen Be-
reich. Die Löschwasserversorgung ist sicherzustellen.

In der Region Mittelhessen werden größere Mengen des geförderten Grundwassers
zur Versorgung benachbarter Regionen abgegeben. Für die Schonung der Grund-
wasservorkommen in den betroffenen Teilräumen (südlicher und westlicher Vogels-
berg) und zur Begrenzung der mit der Wassergewinnung verbundenen Auswirkungen
auf Natur, Landschaft und Landschaftsnutzung soll diese Abgabemenge nicht erhöht,
sondern reduziert werden. Mehrbedarf in anderen Regionen ist primär durch Ausnut-
zung dortiger Einsparpotentiale zu decken.

zu C 12.1-2 Über die Bauleitplanung sind entsprechende Vorgaben und Maßgaben zur sparsamen
Trinkwasserverwendung sowie zur Brauchwassernutzung (im allgemeinen Regen-
wasser) zu unterstützen. Mit der Reduzierung des Trinkwasserverbrauchs müssen im
Rahmen der Bauleitplanung neue Konzepte zur Sicherung des Brandschutzes
(Löschwasserversorgung) verfolgt werden.

Der Trinkwasserverbrauch soll bis zum Jahr 2000 jährlich 2 %, danach bis zum Jahr
2010 um jährlich 1 % reduziert werden. Durch weitergehende Ausnutzung aller Ein-
sparmöglichkeiten soll für die Verbrauchsgruppe „Haushalte“ ein Pro-Kopf-Verbrauch
von weniger als 100 l/EW.d erzielt werden. Dies ist durch entsprechende Maßnahmen
im Versorgungssystem, in den Haushalten und im Verbrauchsverhalten zu ermögli-
chen.

C 12.1-3 (Z) Die Standorte der Anlagen zur Trinkwassergewinnung und Verteilung sind zu sichern.
Trinkwassergewinnung soll vorrangig dezentral erfolgen; in Teilräumen mit geringen
Gewinnungsmöglichkeiten ist zur Erhöhung der Versorgungssicherheit der Versor-
gungsverbund zu stärken. Durch Festsetzung von Wasserschutzgebieten ist die Qua-
lität des Grundwassers vor Beeinträchtigungen zu schützen.

C 12.1-4 (G) Trinkwassergewinnungsanlagen, in denen erhöhte Werte oder Steigerungen an
Schadstoffgehalten festzustellen sind, müssen bereits deutlich vor Erreichen der fest-
gesetzten Grenzwerte überprüft und Sanierungsmaßnahmen eingeleitet werden. So-
weit die Verunreinigungen nicht behebbar sind, ist die Nutzung des Wassers als Be-
triebswasser anzustreben.

(K) In der Karte sind die Anlagen mit regionaler Bedeutung zur Wassergewinnung und
–versorgung – Wassergewinnungsanlagen mit einer Fördermenge von mehr als 1
Mio. cbm/a sowie Wasserleitungen mit einem Durchmesser von 400 mm und mehr –
dargestellt.

Begründung
zu   C 12.1-3 In der Region  Mittelhessen ist  aufgrund der  hydrogeologischen  Situation eine unter-
und C 12.1-4 schiedliche Ergiebigkeit der Grundwasservorkommen zu verzeichnen. Daher müssen

in Teilräumen (insbesondere Lahn-Dill-Bergland, südöstl. Teil des Landkreises Lim-
burg-Weilburg) mit geringem Grundwasserdargebot im Rahmen der Versorgungssi-
cherheit geeignete Verbundnetze gesichert/geschaffen werden. Generell ist die de-
zentrale, oft auf Ortsteile bezogene Versorgungsstruktur beizubehalten, um Gewin-
nungsschwerpunkte mit hohen Entnahmemengen zu entlasten bzw. nicht weiter zu
belasten.
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Vorsorgende Sicherung der Wasserversorgung verlangt neben der kontinuierlichen
Überwachung auch die Einleitung von Sanierungsmaßnahmen bereits vor Erreichen
kritischer Belastungswerte.

Soweit möglich wird mit der Umstellung kontaminierter Anlagen auf eine Betriebswas-
sernutzung ein Beitrag zur sparsamen, zweckentsprechenden Grundwassernutzung
geleistet. Gleichzeitig kann über die Grundwasserneubildung eine Verringerung der
Schadstoffgehalte erreicht werden. Die Schonung bisher unbelasteter Ressourcen
steht dabei im Vordergrund.

C  1 2 . 2 Ab w a s s e r b e s e i t i g u n g

C 12.2-1 (G) Abwässer sind so zu reinigen, daß die Gewässergüte der Oberflächengewässer und
des Grundwassers gegenüber dem heutigen Zustand erhalten und, wo erforderlich,
verbessert wird.

C 12.2-2 (G) Die Gehalte an Pflanzennährstoffen sind nach dem Stand der Technik zu reduzieren.
Schwer abbaubare und toxische Stoffe, langlebige oder sich im Naturhaushalt anrei-
chernde Substanzen sind aus den Abwassereinleitungen fernzuhalten.

C 12.2-3 (Z) Die Abwasserableitungs- und Abwasserreinigungsanlagen sind in ihrem Ausbaustan-
dard dem Ziel einer optimalen Reinigungsleistung anzupassen. Bei den einzelnen
Maßnahmen müssen die örtlichen Verhältnisse sowie die jeweiligen ökologischen,
technischen und wirtschaftlichen Anforderungen berücksichtigt und unter diesen As-
pekten sinnvolle Lösungen konzipiert werden.

Ortsteile, die noch keine Abwasserbehandlung aufweisen, sind vorrangig in die Maß-
nahmen einzubeziehen. In ländlichen Bereichen mit geringem Abwasseranfall sind
dezentrale Konzeptionen und naturnahe Kläranlagen zu bevorzugen.

(K) Die Kläranlagen von regionaler Bedeutung (20.000 EGW und mehr) sind in der Karte
dargestellt.

Begründung
zu  C 12.2-1 Zur Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und der Reinhaltung
bis C 12.2-3 der Gewässer sind Kläranlagen entsprechend dem jeweils in Betracht kommenden

Verfahren nach dem Stand der Technik anzupassen. Nicht zuletzt aus Kostengründen
werden für noch anzuschließende Siedlungsgebiete Lösungen erforderlich, die an die
topographischen und siedlungsstrukturellen Gegebenheiten angepaßt sind. Großflä-
chige, zentrale Entsorgungsnetze können sich ungünstig auf die Wasserführung der
Fließgewässer und damit den Naturhaushalt auswirken.

Ergänzend zu der Instandhaltung und Optimierung der Funktion vorhandener Abwas-
seranlagen sind folgende Maßnahmen erforderlich:

� einwandfreie Behandlung von Mischwasser,
� Sanierung undichter Abwasserleitungen,
� Verringerung der Abwassermengen und Schadstofffrachten,
� getrennte Ableitung von Niederschlagswasser und dessen Versickerung.

C  1 2 . 3 Ab f l u ß r e g e l u n g  u n d  H o c h w a s s e r s c h u t z

C 12.3-1 (G) Die schädlichen Auswirkungen von Hochwasser als Folge verstärkten Oberflächenab-
flusses und starker Niederschlagsereignisse sind zu verringern. Die Gewässerbe-
schaffenheit und Gewässerökologie sind zu erhalten und zu verbessern.

Gewässerrandstreifen und die als Abfluß- und Retentionsraum wirksamen Bereiche
sind in ihrer Funktionsfähigkeit für den Hochwasserschutz von entgegenstehenden
Nutzungen und Maßnahmen freizuhalten.



129

C 12.3-2 (Z) Die zur Minderung vorhandener Spitzenabflüsse errichteten „Hochwasserrückhaltebe-
cken“ und Talsperren sind in ihrer Funktionsfähigkeit zu sichern. Unterhalb gelegene
Auenbereiche sind auch weiterhin als Abfluß- und Retentionsraum freizuhalten.

Für den Haigerbach (Haiger-Allendorf) ist die Errichtung eines Hochwasserrückhalte-
beckens erforderlich.

(K) Hochwasserrückhaltebecken und Talsperren sind in der Karte dargestellt.

C 12.3-3 (G) Voraussetzung für Planung und Bau künftiger Hochwasserrückhaltebecken ist die
vorherige Ausschöpfung aller Möglichkeiten des vorbeugenden Hochwasserschutzes.

Begründung
zu  C 12.3-1 Schwerpunkt  des vorsorgenden  Hochwasserschutzes  ist die  Erhaltung  der  Funkti-
bis C 12.3-3 onsfähigkeit der als Abfluß- und Retentionsraum wirksamen Bereiche, d. h. der Ge-

wässerrandbereiche und der Talsohlen (s. Abschnitt B 6), der Hochwasserschutzan-
lagen sowie dezentrale Möglichkeiten wie Flächenentsiegelung, Niederschlagsspei-
cherung und –versickerung. Darüber hinaus darf durch Bauleitplanung, Bauvorhaben
oder Maßnahmen der Land- und Forstwirtschaft der Oberflächenabfluß nicht gestei-
gert werden. Alle Möglichkeiten der standortgemäßen Bodennutzung und –bearbei-
tung sowie der retentionssteigernden Renaturierung von Fließgewässern sind auszu-
schöpfen, stoffliche, strukturelle und hydraulische Aspekte sind einzubeziehen. Dafür
sind auch einfache und damit schnelle Bodenordnungsverfahren einzusetzen.

Im Einzugsgebiet der Lahn werden Maßnahmen zur Verbesserung der Gewässersitu-
ation und des vorbeugenden Hochwasserschutzes verwirklicht. Sie sind u. a. aus den
Ergebnissen von Gutachten mit Bundes- und EU-Förderung abgeleitet.

Für die Minderung vorhandener Spitzenabflüsse, i. d. R. als Folge starker Nieder-
schlagsereignisse sind zur Speicherung und zeitversetzten Abgabe größerer Abfluß-
mengen die errichteten Hochwasserrückhaltebecken und Talsperren in ihrer Funktion
zu sichern.

Neue Anlagen sollen nur errichtet werden, wenn die dezentralen Möglichkeiten aus-
geschöpft sind. Im Bereich des Haigerbachs ist aufgrund der Abflußsituation die Opti-
on für ein Hochwasserrückhaltebecken bzw. eine Talsperre gegeben.

C 13 Ab fa l lw i r ts c haf t

C 13-1 (G) Die in Mittelhessen entstehenden Abfälle dürfen das Wohl der Allgemeinheit nicht
beeinträchtigen.

Eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit liegt insbesondere vor, wenn
� die Gesundheit der Menschen beeinträchtigt wird,
� Tiere und Pflanzen gefährdet,
� Gewässer und Boden schädlich beeinflußt,
� schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Lärm herbeige-

führt werden.

C 13-2 (G) Zur Schonung der natürlichen Lebensgrundlagen ist das Entstehen von Abfällen durch
eine abfallarme Kreislauftwirtschaft vorrangig zu vermeiden. Hierzu dienen insbeson-
dere

� die abfall-, energie- und schadstoffarme Produktion und Produktgestaltung,
� die anlageninterne Kreislaufführung von Stoffen,
� die Entwicklung langlebiger und reparaturfreundlicher Produkte und
� die Wiederverwendung von Stoffen und Produkten.
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C 13-3 (G) Nicht vermiedene Abfälle sind vorrangig stofflich zu verwerten. Ist eine stoffliche Ver-
wertung nicht möglich, kann eine thermische Nutzung erfolgen. Nicht verwertbare
Abfälle sind gemeinwohlverträglich zu beseitigen.

C 13-4 (G) Die Verwertungs- und Entsorgungspflichtigen müssen darauf hinwirken, daß Abfälle
weitestgehend vermieden und unvermeidbare Abfälle zum Zwecke der Wiederver-
wendung oder stofflichen Verwertung gesammelt oder behandelt werden, daß die er-
forderlichen Behandlungs- und Verwertungsanlagen geplant werden und daß für ihren
Betrieb gesorgt wird, soweit nicht gesetzlich andere dafür bestimmt sind. Sie haben
das Schadpotential unvermeidbarer, nicht verwertbarer Abfälle durch Behandlung so-
weit möglich zu reduzieren und den daraus resultierenden Restmüll umweltverträglich
abzulagern.

C 13-5 (G) Die Flächeninanspruchnahme bei Behandlungsanlagen und Deponien ist so gering
wie möglich zu halten.

C 13-6 (G) Die Gemeinden als Einsammlungspflichtige haben durch ein geeignetes Sammelsys-
tem dem Gebot der jeweiligen Verwertung und der Schadstoffentfrachtung Rechnung
zu tragen.

C 13-7 (G) Für die von den Abfallbesitzern durchzuführende Vorsortierung müssen seitens des
Einsammlungspflichtigen die entsprechenden Möglichkeiten der Getrenntsammlung
geboten werden. Für Schadstoffe im Hausmüll, die einer getrennten Beseitigung zu-
geführt werden sollen, sind Sammelstellen oder Sammlungen einzurichten.

C 13-8 (G) Bioabfälle sowie Garten- und Parkabfälle sind zum Zwecke der Verwertung einer vor-
herigen Behandlung (Kompostierung, Vergärung) zuzuführen. Die Kompostierung von
Bioabfällen in privaten Gärten ist zu fördern. Die getrennte Sammlung und Verwertung
von kompostierbaren oder vergärbaren Hausmüllbestandteilen ist unter der Regie der
entsorgungspflichtigen Gebietskörperschaften (öffentlich-rechtliche Entsorgungsträ-
ger) durchzuführen.

C 13-9 (Z) Die Landkreise als entsorgungspflichtige Gebietskörperschaften haben zur Vermei-
dung, Minderung, Sortierung, Verwertung und Getrenntsammlung von Abfällen integ-
rierte Abfallwirtschaftskonzepte zu entwickeln.

C 13-10 (G) Unbelasteter Erdaushub und Bauschutt sind grundsätzlich einer Verwertung zuzufüh-
ren, um eine weitgehende Schonung von natürlichen Vorkommen von Steinen und
Erden zu bewirken.

Begründung
zu  C 13-1 Die  genannten Pflichten  ergeben sich aus den geltenden Bundes- und Landesgeset-
bis C 13-10 zen, -verordnungen und sonstigen Regelungen. Die Maßnahmen zur Abfallvermei-

dung sind von den Betrieben bei der Entwicklung neuer Produkte, der Planung von
Produktionsanlagen, der Produktion und der Vermarktung von Waren wesentlich stär-
ker als bisher zu beachten.

Die Personen des öffentlichen und privaten Rechts sollen durch ihr Verhalten dazu
beitragen, daß die vorgenannten Ziele und Grundsätze beachtet werden. Sie können
bei Bauvorhaben und sonstigen Aufträgen sowie bei der Beschaffung von Ge- und
Verbrauchsgütern Produkten den Vorzug geben, die

� mit rohstoffschonenden oder abfallarmen Produktionsverfahren hergestellt sind,
� aus Abfällen hergestellt sind,
� langlebig, reparaturfreundlich und wiederverwendbar sind,
� im Vergleich zu anderen Produkten zu weniger oder schadstoffärmeren Abfällen

führen.

Zur Beachtung der o. g. Ziele und Grundsätze zählen beispielsweise auch die Nut-
zung von Mehrwegsystemen und die Eigenkompostierung von biogenen Küchen- und
Gartenabfällen.
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Die Abfallentsorgung umfaßt die Abfallverwertung und die Abfallbeseitigung, nicht
jedoch die Abfallvermeidung. Nach den Grundsätzen des Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetzes und den hierzu ergänzenden Ausführungsbestimmungen wie z. B. das
Hessische Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz sind Abfälle
in erster Linie zu vermeiden, insbesondere durch die Verminderung ihrer Menge und
Schädlichkeit. Hierzu geeignete Maßnahmen sind insbesondere die anlageninterne
Kreislaufführung von Stoffen, die abfallarme Produktgestaltung sowie das auf den Er-
werb abfall- und schadstoffarmer Produkte gerichtete Konsumverhalten. Diese pro-
duktionsbezogenen Maßnahmen sind über die vorhandenen abfallrechtlichen und
immissionsschutzrechtlichen Instrumente durchzusetzen. Das angestrebte Konsum-
verhalten kann durch eine zielgerichtete Öffentlichkeitsarbeit gefördert werden.

Zur Umsetzung des Verwertungsgebotes sollen die Abfälle nach Möglichkeit bereits
am Anfallort getrennt gehalten, gesammelt und ggf. behandelt werden. Dies gilt insbe-
sondere für schadstoffbelastete Abfälle, für Bioabfälle sowie für sonstige, noch ver-
wertbare Abfälle. Eine Vermischung schadstoffbelasteter und sonstiger Abfälle im
Verlauf der Entsorgung ist grundsätzlich verboten.

Die Erzeuger oder Besitzer von Abfällen sind verpflichtet, diese nach Maßgabe fol-
gender Anforderungen zu verwerten:

1. Die Pflicht zur Verwertung von Abfällen ist einzuhalten, soweit dies technisch mög-
lich und wirtschaftlich zumutbar ist, insbesondere wenn für einen gewonnenen
Stoff oder Energie ein Markt vorhanden ist oder geschaffen werden kann.

2. Die Verwertung von Abfällen, insbesondere durch ihre Einbindung in Produkte, hat
ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen.

3. Nach Art und Beschaffenheit des Abfalls ist eine hochwertige Verwertung anzu-
streben.

4. Bodenaushub, Bauschutt, Klärschlämme und Bioabfälle sollen vorrangig im Ent-
sorgungsgebiet oder in der näheren Entsorgungsregion verwertet werden.

5. Zwischen der stofflichen und der energetischen Verwertung von Abfällen hat je-
weils die umweltverträglichere Verwendung Vorrang.

6. Der Vorrang der Verwertung entfällt, wenn die Beseitigung die umweltverträgliche-
re Lösung darstellt.

Soweit die Erzeuger oder Besitzer von Abfällen zu einer Verwertung nicht in der Lage
sind oder diese nicht beabsichtigen, sind diese dem hierzu bestimmten Entsorgungs-
träger zu überlassen. Dieser ist verpflichtet, die ihm überlassenen Abfälle und die in
seinem Gebiet angefallenen Abfälle nach Maßgabe der vorgenannten Anforderungen
zu verwerten bzw. zu beseitigen.

Nach den Grundsätzen des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes und den hierzu
ergänzenden Ausführungsbestimmungen wie z. B. das Hessische Ausführungsgesetz
zum Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz sind Abfälle in zweiter Linie zu verwer-
ten. Die stoffliche Verwertung umfaßt den Ersatz von Rohstoffen durch das Gewinnen
von Stoffen aus Abfällen oder die Nutzung der stofflichen Eigenschaften der Abfälle
für den ursprünglichen Zweck oder für andere Zwecke mit Ausnahme der unmittelba-
ren Energierückgewinnung. Hierbei muß der Hauptzweck der Verwertung in der Nut-
zung des Abfalls und nicht in der Beseitigung eines Schadstoffpotentials bestehen.
Die energetische Verwertung beinhaltet den Einsatz von Abfällen als Ersatzbrennstoff.
Unberührt bleibt die thermische Behandlung von Abfällen zur Beseitigung, wobei für
die Abgrenzung auf den Hauptzweck der Maßnahme abzustellen ist.

Die Verwertung von Abfällen ist auch dann technisch möglich, wenn hierzu eine Vor-
behandlung erforderlich ist. Die wirtschaftliche Zumutbarkeit ist gegeben, wenn die mit
der Verwertung verbundenen Kosten nicht außer Verhältnis zu den Kosten stehen, die
für eine Abfallbeseitigung zu tragen wären. Die Verwertung erfolgt ordnungsgemäß,
wenn sie im Einklang mit den abfallrechlichen und den anderen öffentlich-rechtlichen
Vorschriften steht. Sie erfolgt schadlos, wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle,
dem Ausmaß der Verunreinigungen und der Art der Verwertung Beeinträchtigungen
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des Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwarten sind. Bei der Bewertung der Hochwer-
tigkeit und der Umweltverträglichkeit einer Verwertung sind folgende Gesichtspunkte
maßgebend:

� die zu erwartenden (incl. vermiedener) Emissionen,
� das Ziel der Ressourcenschonung,
� die einzusetzende oder zu gewinnende Energie,
� die Anreicherung von Schadstoffen in Produkten, Abfällen zur Verwertung oder

daraus gewonnenen Produkten.

Umweltverträglich ist eine Verwertung auch dann, wenn sie nach dem Grundsatz der
„ortsnahen Entsorgung“ in der Nähe des Entstehungsortes erfolgt.

Die Landkreise sind als öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger grundsätzlich ver-
pflichtet, die in ihrem Gebiet angefallenen oder überlassenen Abfälle aus privaten
Haushaltungen und Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen nach Maßgabe der vor-
stehenden Grundsätze zu verwerten. Dies gilt nicht für „besonders überwachungsbe-
dürftige Abfälle“ zur Beseitigung und für Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als
private Haushaltungen, soweit Dritten oder privaten Entsorgungsträgern entsprechen-
de Pflichten zur Entsorgung übertragen worden sind.

C 13-11 (G) Abfälle sind im Inland zu beseitigen, wobei der Grundsatz der gebietsbezogenen und
ortsnahen Beseitigung nach Maßgabe des Abfallentsorgungsplanes Hessen zu be-
achten ist.

C 13-12 (G) Abfälle zur Beseitigung sind soweit erforderlich vor der Ablagerung zu behandeln, um
die im Abfall vorhandenen Stör- und Schadstoffe zu separieren und den Abfall selbst
zu inertisieren bzw. zu inaktivieren. Die nicht verwertbaren Rückstände aus der Be-
handlung sind auf Dauer sicher und nachsorgefrei zu deponieren.

Begründung
zu   C 13-11 Abfälle,  die nicht verwertet werden,  sind Abfälle zur Beseitigung.  Die  Erzeuger oder
und C 13-12 Besitzer von Abfällen, die nicht verwertet werden, sind verpflichtet, diese nach den

Grundsätze der gemeinwohlverträglichen Abfallbeseitigung zu beseitigen.

Die Landkreise sind als öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger grundsätzlich ver-
pflichtet, die in ihrem Gebiet angefallenen oder überlassenen Abfälle, die nicht ver-
wertet werden, nach Maßgabe der vorstehenden Grundsätze zu beseitigen. Dies gilt
nicht für „besonders überwachungsbedürftige Abfälle“ zur Beseitigung und für sonsti-
ge, nicht verwertbare Abfälle, soweit Dritten oder privaten Entsorgungsträgern ent-
sprechende Pflichten zur Entsorgung übertragen worden sind.

Die Entsorgungsträger haben die zur Beseitigung der Abfälle erforderlichen Sammel-
systeme, Einrichtungen und Anlagen zu schaffen und bereitzuhalten.

Die Abfallwirtschaft und Abfallwirtschaftsplanung in Mittelhessen hat grundlegende
Fortschritte erzielt, so daß Entsorgungsnotstände nicht mehr zu befürchten sind. Die
mittelhessische Abfallwirtschaftsplanung ist geprägt von regionaler und überregionaler
Kooperation in vertraglichen Verbundlösungen mit Aufgabenteilung.

In bzw. über Mittelhessen hinaus kooperieren im ALDO (Zweckverband „Abfallwirt-
schaftsverbund Lahn-Dill-Oberhessen) die Landkreise Gießen, Lahn-Dill, Vogelsberg
und Wetterau bei Planung und Nutzung vorhandener und zu bauender Anlagen zur
Abfallbehandlung und –ablagerung durch Kooperationsvereinbarung sowie die Land-
kreise Marburg-Biedenkopf und Schwalm-Eder-Kreis zur gemeinsamen Deponienut-
zung und Restmüllentsorgung in der MVA Kassel.

Die Abfallwirtschaftsplanung kämpft mit Prognoseunsicherheiten bezüglich der zu
erwartenden Restabfallmengen vor dem Hintergrund

� unausgelasteter Kapazitäten,
� steigender Kosten und Gebühren der Verwertung und Ablagerung
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� abnehmender Finanzierungsspielräume der Entsorgungspflichtigen,
� gestiegener Verwertungsquoten,
� gesetzlicher Verpflichtungen zu einer weiteren Erhöhung der Verwertung,
� zunehmender Konkurrenz privater Entsorgungsbetriebe (Privatisierung),
� zunehmender Kreislaufwirtschaft innerhalb der Privatwirtschaft und durch gesetzli-

che Verpflichtung,
� freien EU-Warenverkehrs,
� von Rechtsunsicherheiten bei der Abgrenzung

- zwischen Abfällen zur Verwertung oder Beseitigung und zur thermischen Verwer-
  tung oder Behandlung,
- zwischen Abfall und Wirtschaftsgut und
- zwischen öffentlicher und privater Entsorgung.

Der Abfallentsorgungsplan Hessen sieht für das Jahr 2000 eine 80%ige Verwertung
der Siedlungsabfälle (incl. Siedlungsabfälle aus Gewerbe, Industrie und Kläranlagen)
vor.

C 13-14 (G) Die Entsorgung/Ablagerung von vorbehandelten bzw. inertisierten oder inaktivierten
Restabfällen von Siedlungsabfall erfolgt für die Landkreise Lahn-Dill, Vogelsberg,
Limburg-Weilburg und Gießen auf den Deponien Aßlar, Bastwald und Beselich. Die
Deponie Reiskirchen wird abgeschlossen. Für eine langfristige Weiternutzung der De-
ponien sind auch die Möglichkeiten des Deponierückbaus zu berücksichtigen.

C 13-15 (G) Für den Landkreis Marburg-Biedenkopf, der zunächst noch auf der Deponie Utters-
hausen im Schwalm-Eder-Kreis entsorgt, sind Kapazitäten für die Restmüllentsorgung
in der MVA Kassel gesichert.

(K) Abfallentsorgungsanlagen sind in der Karte dargestellt.

Begründung
zu   C 13-14 Die Abfallbeseitigung umfaßt das Bereitstellen, Überlassen, Einsammeln, die Beförde-
und C 13-15 rung, Behandlung, Lagerung und die Ablagerung von Abfällen zur Beseitigung.

Die Abfallbehandlung zielt darauf ab, das Volumen und Gewicht der Abfälle weitge-
hend zu vermindern, gefährliche Abfallinhaltsstoffe abzutrennen, umzuwandeln, zu
zerstören oder zu immobiliseren und verbleibende Behandlungsrückstände in ver-
wertbare Stoffe zu überführen oder ablagerungsfähig zu machen. Näheres hierzu ist
den Technischen Anleitungen Abfall bzw. Siedlungsabfall zu entnehmen.

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger haben die Aufgabe, die erforderlichen
Maßnahmen zur gemeinwohlverträglichen Beseitigung von Abfällen planerisch zu
gestalten, organisatorisch vorzubereiten und rechtzeitig umzusetzen. Der Nachweis
kann auch über einen vorhandenen oder geplanten Entsorgungsverbund mit benach-
barten öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern erbracht werden. Sofern die Errich-
tung von Entsorgungsanlagen erforderlich ist, sind deren Standorte im Rahmen der
Abfallwirtschaftsplanung und Regionalplanung auszuweisen und zu sichern.

Anlagen zur Abfallverwertung und/oder zur Abfallbeseitigung werden zusammenfas-
send Abfallentsorgungsanlagen genannt.

Zwei mittelhessische Deponiestandortplanungen, für die Abweichungen vom RROPM
zugelassen wurden, werden nicht mehr verfolgt bzw. die Inanspruchnahme zurückge-
stellt:

� Arzbachtal, Landkreis Marburg-Biedenkopf (nicht mehr verfolgt)
� Pohlheim-Holzheim, Landkreis Gießen (Standortoption bleibt erhalten, Planfest-

stellungsverfahren ausgesetzt).

Dies entspricht dem RROPM-Grundsatz einer möglichst geringen Flächeninanspruch-
nahme durch Deponien (RROPM 1995, Kap. 3.7.6 (G)).
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Die Deponien des Vogelsbergkreises (Bastwald) und des Lahn-Dill-Kreises (Aßlar)
werden im ALDO-Verbandsgebiet gemeinsam genutzt; mit Preisfestlegungen wird de-
ren Finanzierung gesichert.

Anstelle der gemeinsam vom Landkreis Marburg-Biedenkopf und Schwalm-Eder-Kreis
geplanten Errichtung einer thermischen Restmüllbehandlungsanlage im Industrie-
und Gewerbepark Kirchhain, die im RROPM 1995 nicht als Standort ausgewiesen ist,
wurde die Inanspruchnahme freier thermischer Behandlungskapazitäten in der MVA
Kassel gesichert.

Eine mechanisch-biologische Restmüllbehandlungsanlage (MBA) ist im Lahn-
Dill-Kreis (Aßlar-Bechlingen) in Betrieb.

An die Anlage in Aßlar-Bechlingen sind vom ALDO-Verbund nur die Landkreise Gie-
ßen und Lahn-Dill angeschlossen. Der Vogelsbergkreis hat mit dem Wetteraukreis
vertraglich vereinbart, daß der Restabfall beider Landkreise in der seit 1999 in Betrieb
befindlichen mechanisch-biologischen Restabfallbehandlungsanlage in Grund-
Schwalheim vorbehandelt wird. Die nicht verwertbare Unterkornfraktion soll demnach
bis Juni 2005 auf der Deponie abgelagert werden. Die erzeugten Stabilatballen sollen
bis zur Schaffung von ordnungsgemäßen und wirtschaftlich vertretbaren Verwertungs-
wegen auf der Deponie Bastwald zwischengelagert werden.

Das in der mechanisch-biologischen Restmüllbehandlungsanlage Aßlar erzeugte
Trockenstabilat ist in geeigneten und hierfür genehmigten Anlagen zu verwerten.

Zum Bau einer mechanischen Sperrmüll- und Gewerbeabfallbehandlungsanlage
für das Verbandsgebiet des ALDO hat sich der Kreis Gießen verpflichtet.

Für das Recycling und die Entsorgung von Elektrogeräten und ggf. anderer Wert-
stoffe kann nach dem Beispiel des ZAUG (Zentrum für Arbeit und Umwelt Gießen
GmbH) eine Arbeitsgemeinschaft „Kreislaufwirtschaft im Verbund“ der vier mittelhes-
sischen Landkreise Gießen, Marburg-Biedenkopf, Lahn-Dill, Vogelsberg und dem
Wetteraukreis mit ihren darauf spezialisierten Beschäftigungsgesellschaften und Ar-
beitslosen-Initiativen oder eine Privatfirma zuständig sein.
Die vorhandenen mittelhessischen Abfallverwertungsanlagen (vor allem Kompostie-
rungsanlagen) sowie die vereinbarten Kooperationen und Planungen erfüllen gleich-
zeitig mehrere regionale Entwicklungsziele:

Entsorgungssicherheit, Abfallminderung, Ressourcenschonung, Schadstoffentfrach-
tung, Emissionsminderung, Kreislaufwirtschaft, Kapazitätsauslastung, Kostenminimie-
rung, Beschäftigung, Qualifizierung, sparsame Flächeninanspruchnahme, Wertschöp-
fung, regionale Eigenentwicklung, Nachhaltigkeit, Technologieentwicklung (Umwelt-
technik), Exportsteigerung (Anlagen), Importsubstitution (Energie, Rohstoffe).

C 13-17 (G) Klärschlamm aus kommunalen Anlagen
Zukünftig soll Klärschlamm, soweit er den Anforderungen der Klärschlammverordnung
entspricht, landwirtschaftlich verwertet werden, die Behörden sollen darauf hinwirken,
daß diese Verwertung  durchgängig möglich wird (Indirekteinleiterkontrolle).

Begründung
zu C 13-17 Nach der TA Siedlungsabfall sollen Klärschlämme bevorzugt nach Maßgabe der Klär-

schlammverordnung verwertet werden. In einer Veröffentlichung aus dem HMUEB zur
Klärschlammentsorgung in Hessen wird festgestellt: „Die bisher in Hessen vorliegen-
den Schwermetallanalysen zeigen ebenfalls, daß nur noch wenig Überschreitungen
der Werte der Klärschlammverordnung vorkommen. (...)“

Der Hessische Bauernverband hat sich grundsätzlich bereiterklärt, das von ihm mit
Hilfe öffentlicher Mittel durchgeführte Modellvorhaben zur Klärschlammverwertung im
Wetteraukreis auf weitere Teile Hessens auszudehnen. Wie dieser Modellversuch ge-
zeigt hat, konnte innerhalb von zwei Jahren der Verwertungsanteil von 50 % des Ab-
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falls auf 100 % gesteigert werden. Die Unbedenklichkeit für den landwirtschaftlichen
Anwender von Klärschlamm wird durch eine Versicherungslösung gewährleistet, die
die Produzentenhaftung abdeckt.

C 13-18 (G) Altlasten
Für eine Wiedernutzung kontaminierter Flächen sind die Altlasten (Altablagerungen
und Altstandorte) zu erfassen, zu untersuchen und ggf. zu sanieren. Die den Kommu-
nen vorliegenden Erkenntnisse über Altlasten sind dem Hessischen Landesamt für
Umwelt und Geologie mitzuteilen. Zu diesem Zweck sind verfügbare Daten zu erhe-
ben oder bereits erhobene Daten fortzuschreiben.

Begründung
zu C 13-18 Altlasten sind durch fehlerhaftes Handeln in der Vergangenheit erzeugte Lasten im

Boden, von denen (potentielle) Gefährdungen für Mensch und Umwelt ausgehen.

Die Sanierung von Altlasten dient zum einen der Verhinderung von Gefährdungen, die
von den Altlasten ausgehen können, und zum anderen der Bereitstellung bereits sa-
nierter Flächen für eine bevorzugte Wiederverwendung zur Schonung bisher unbe-
einträchtigter Bereiche. Die flächendeckende Erfassung und genaue Dokumentation
von Altlasten verhindert, daß „ruhende“ Altlasten nicht unbeabsichtigt und unkontrol-
liert durch menschliche Eingriffe „aktiviert“ werden.

Altlastenverdächtige Flächen (Altablagerungen, Altstandorte), Altlasten sowie Sanie-
rungsmaßnahmen sind in den gesetzlichen Regelungen definiert (Bundes-Boden-
schutzgesetz, Hess. Altlastengesetz, Hess. Wassergesetz). In der Region Mittelhes-
sen ist eine Vielzahl von Altablagerungen (ehem. Deponien) und gewerblichen
Altstandorten vorhanden; sie weisen z. T. branchentypische Schadstoffbelastungen
auf. Kontaminierungen sind z. T. durch schwermetallhaltige Schlacken, ehem. Gas-
werkstandorte sowie z. T. auf militärischen Liegenschaften gegeben. Die Sanierung
von Altlasten erofrdert erhebliche finanzielle Aufwendungen.

C 14 Bi ldung,  Wis sensc haf t  und  Ku l tur

C  1 4 . 1 S c h u l e n

C 14.1-1 (G) In allen Teilen der Region Mittelhessen sollen zur Förderung der allgemeinen und der
beruflichen Bildung leistungsfähige Schulen vorhanden sein.

C 14.1-2 (G) Kinder und Jugendliche, die zur Gewährleistung ihrer körperlichen, sozialen und emo-
tionalen sowie kognitiven Entwicklung in der Schule sonderpädagogischer Hilfen be-
dürfen, haben einen Anspruch auf sonderpädagogische Förderung. Den sich aus die-
sem Anspruch ergebenden sonderpädagogischen Förderbedarf erfüllen die Son-
derschulen in ihren verschiedenen Formen oder die übrigen allgemeinbildenden und
beruflichen Schulen, an denen eine angemessene personelle, räumliche und sachli-
che Ausstattung vorhanden ist oder geschaffen werden kann.

Für entsprechende Sicherstellung des anfallenden sonderpädagogischen Förderbe-
darfs ist Sorge zu tragen.

C 14.1-3 (G) Schulen aller Schulstufen und -formen sollen in möglichst enger Verbindung zu ande-
ren, nicht störenden zentralen Einrichtungen im Siedlungsbereich der zentralen Orte
des jeweiligen Einzugsbereiches errichtet bzw. erhalten werden. Bei der Standortwahl
müssen neben der anzustrebenden optimalen Größe und der Standortpräferenz zen-
traler Orte der Bestand an vorhandenen Gebäuden sowie die Entfernungen zwischen
dem Wohnort der Schüler und dem Schulort mit dem damit verbundenen Beförde-
rungsproblem berücksichtigt werden.
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C 14.1-4 (G) Neue Schulstandorte sollen so festgelegt werden, daß in der Regel kein unzumutbarer
Zeit- und Wegaufwand für die Schüler entsteht. Dies gilt besonders für Grundschüler.

C 14.1-5 (G) Die Integration des Schülerverkehrs in den allgemeinen ÖPNV ist - soweit noch nicht
geschehen - anzustreben, bei der Wahl neuer Schulstandorte ist dieser Aspekt zu be-
rücksichtigen.

C 14.1-6 (G) Im übrigen soll bei der Aufstellung der Schulentwicklungspläne durch die Schulträger
darauf geachtet werden, daß bei benachbarten Schulstandorten Konkurrenzsituatio-
nen vermieden werden, die zur Auszehrung bestehender Schulen führen können. In
Anlehnung an die zentralörtliche Zuordnung sind daher unter Berücksichtigung des
ÖPNV-Angebotes Schuleinzugsbereiche zu benennen und ggf. schulträgerübergrei-
fend aufeinander abzustimmen.

C 14.1-7 (G) Betreuungsangebote, insbesondere an Grundschulen, schulische Sozialarbeit und
Ganztagsschulen sind zu fördern und bedarfsgerecht auszubauen.

C 14.1-8 (Z) Die beruflichen Schulen in Trägerschaft des Landes

� Staatliche Technikerschule in Alsfeld und Weilburg
� Erwin-Stein-Schule – Staatliche Glasfachschule Hadamar

sind zu erhalten und den technologischen Entwicklungen in Lehre und Ausstattung
(Abstimmung mit dem Berufsbildungs- und Technologiezentrum der Handwerkskam-
mer Wiesbaden in Wetzlar) anzupassen.
Es ist zu prüfen, ob das Fächerangebot erweitert werden kann.

Begründung
zu C 14.1-1 Die Planungen und Maßnahmen im Schulbereich ergeben sich aus den Schulentwick
bis C 14.1-8 lungsplänen der Schulträger. Bei der Aufstellung der Schulentwicklungspläne sind die

Ziele der Raumordnung und Landesplanung zu beachten (Hess. Schulgesetz § 145
Abs. 4).

Ein allgemeiner Trend der Schülerzahlen läßt sich kleinräumlich nur ungenau ermit-
teln, weil sich aufgrund unterschiedlicher Altersstrukturen unterschiedliche Entwick-
lungen der Schülerzahlen in den einzelnen Mittelbereichen ergeben. Es soll deshalb
nur die voraussichtliche Entwicklung in der Gesamtregion kommentiert werden. Die
Tendenzen in den einzelnen Städten und Gemeinden ergeben sich aus dem Kap. B 4
(Regionale Bevölkerungsentwicklung).

Bei den Grundstufenschülern (1993) wird bis zum Jahr 2000 ein Anstieg um ca. 5000
(auf ca. 49.394) erwartet, anschließend sinken die Zahlen bis 2010 um rund 7.400 auf
41.900.

In der Mittelstufe ist die Tendenz ähnlich, jedoch sind Anstieg und Abfall der Zahlen
bei weitem nicht so stark. Hier wird eine Entwicklung von 66.500 Schülern (1993) über
77.900 (2000) auf 73.000 (2010) erwartet.

In der Altersgruppe der 16-20 jährigen (Gymnasiale Oberstufe/Berufliche Schulen/
z. T. universitärer Bereich) nimmt die Zahl der jungen Menschen von 44.000 (1993)
auf 54.500 im Jahr 2010 zu.

C  1 4 . 2 E r w a c h s e n e n b i l d u n g

C 14.2-1 (G) Die Angebote der Erwachsenenbildung sind zu sichern, zu verbessern und zu fördern.
Die Träger beruflicher Bildungsmaßnahmen sind in die Angebote einzubeziehen.
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Begründung
zu C 14.2-1 Die Erwachsenenbildung ist flächendeckend durch die jeweiligen Volkshochschulen

abzudecken. In den Städten und Gemeinden werden in den Zentralen und den Zweig-
stellen der Kreisvolkshochschulen dezentrale Weiterbildungs- und Bildungsveran-
staltungen angeboten. Darüber hinaus sind auch andere freigemeinnützige Träger in
vielfältiger Weise in der Erwachsenen- und Weiterbildung engagiert. Ein unmittelbarer
regionalplanerischer Handlungsbedarf besteht im Bereich der Erwachsenenbildung
nicht. Allerdings sind alle auf Verbesserung des Angebotes zielenden Aktivitäten zu
begrüßen und unterstützenswert. Es sind allgemein Bedingungen zu schaffen bzw. zu
erhalten, die diesen Zielsetzungen dienen. Hinzuweisen ist hierbei auf den "Kulturat-
las Mittelhessen (Band IV)", der diese vielfältigen kulturellen Angebote dargestellt und
gewürdigt hat.

C  1 4 . 3 W i s s e n s c h a f t  u n d  F o r s c h u n g

Hochschulen
C 14.3-1 (G) Hochschulstandorte in Mittelhessen sind die Oberzentren Gießen und Marburg mit

den beiden Universitäten und der Fachhochschule Gießen-Friedberg (mit dem Teil-
standort Gießen).

C 14.3-2 (G) Die Weiterentwicklung und der Ausbau der mittelhessischen Hochschulen und die Er-
haltung ihrer weit über die Regionsgrenzen hinausgehenden Bedeutung ist zu sichern
und zu fördern.

C 14.3-3 (G) Bei dem vorgesehenen Ausbau der Fachhochschule Gießen-Friedberg um 4.500 Stu-
dienplätze (flächenbezogen) soll als neuer Teilstandort die Stadt Wetzlar berücksich-
tigt werden.

C 14.3-4 (G) An den mittelhessischen Hochschulen ist insbesondere ein dem Bildungsbedürfnis der
Frauen und ihren spezifischen Belangen entsprechendes Angebot zu sichern.

C 14.3-5 (G) Die Leistungsfähigkeit und die Kapazität der für den Raum bedeutsamen mittelhessi-
schen Hochschulen darf nicht zugunsten anderer hessischer Hochschulen einge-
schränkt werden.

C 14.3-6 (G) Zur Unterstützung der Forschungs- und Technologieförderung soll das Potential der
Hochschulen in der Region für die öffentliche und private Wirtschaft genutzt werden.
Die dabei entstehenden Beziehungen können die praxisorientierte Lehre und For-
schung an den Hochschulen stärken.

Begründung:
zu C 14.3-1 - 6 Im Hochschulbereich liegt die Rahmenkompetenz als Gemeinschaftsaufgabe auf der

Bund-/Länderebene. Die Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landesplanung
sind laut § 2, Abs. 5 Hochschulbauförderungsgesetz zu beachten.

Nach dem Rahmenplan für den Hochschulbau sind für Mittelhessen vorgesehen:
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Tab. C 14.3-1: Ausbaustand und Ausbauzielzahlen für die Hochschulen Mittel-
hessens – Entwicklung der Studentenzahlen -

Studienplätze (flächenbe-
zogen) Studenten (gesamt)

Hochschule Bestand
31.12.1994 Ausbauziel-

zahlen

korrigierte
Ausbauziel-

zahlen
Ist Projektion

Jahr 2000
Projektion
Jahr 2010

Universität Gießen 13.251 12.000 12.000 15.950 17.000 18.600

Fachhochschule
Gießen-Friedberg 2.452 2.500 7.000 5.271 9.800 10.800

Universität Marburg 14.307 11.500 11.500 15.515 15.200 16.700

Zusammen 30.010 26.000 30.500 36.736 42.000 46.100

Es wird begrüßt, daß die Ausbauzielzahl für die Fachhochschule Gießen-Friedberg
von 2.500 Studienplätzen auf 7.000 erhöht wird. Dies geschieht, weil insgesamt die
Zahl der Studienplätze bei Fachhochschulen so gesteigert werden soll, daß der Stu-
dienanfängeranteil von derzeit 33 % auf 40 % wächst. Die Steigerung sollte dazu ge-
nutzt werden, Wetzlar als neuen Teilstandort der Fachhochschule Gießen-Friedberg
auszuweisen.

Kritisiert wird hingegen, daß die Zielzahlen im universitären Bereich in Mittelhessen
angehalten sowie gegenüber dem Bestand deutlich reduziert werden, wohingegen sie
an der Universität Frankfurt am Main weiter angehoben werden (von 17.100 auf
20.000). Die gegenüber der Rhein-Main-Region von Mittelhessen erwartete und aus-
geübte Ausgleichsfunktion darf sich nicht auf Trinkwasserbeschaffung und ein Ange-
bot an „Schlafstätten“ beschränken. Vielmehr haben bisher die Universitätsstädte
Gießen und Marburg – nicht zuletzt aus gewachsenen historischen Strukturen heraus
– auch für das Rhein-Main-Gebiet den universitären Bildungs- und Ausbildungsauf-
trag teilweise wahrgenommen. Dies sollte auch als sinnvolle strukturpolitische Aus-
gleichsfunktion erhalten bleiben und nicht abgeschwächt werden.

Die mittelhessischen Hochschulen sind die wichtigste, innovative und zukunftsfähige
öffentliche Dienstleistung der Region. Diese Dienstleistung ist „export“-orientiert, was
ihren die Regionsgrenzen übergreifenden Einzugsbereich an Studenten (für die Klini-
ken sind es Patienten) betrifft und durch spezielle Angebote für ausländische Stu-
denten noch verstärkt werden kann. Sie sind der größte Arbeitgeber in Mittelhessen
mit hochqualifiziertem Personal und erzeugt unschätzbare spin-off- und Synergieef-
fekte. Sie sind der entscheidende Träger eines zukunftsfähigen Strukturwandels in
Mittelhessen. Die Planungsregion verfügt nicht über die Dienstleistungen, die in Süd-
hessen den Strukturwandel tragen (Flughafen, Bahn, Messe, Börse, Banken- und Bü-
rokonzentration) und eine Entwicklung in diese Richtung kann auch für Mittelhessen
nicht erwartet werden. Daher ist ein weiterer Ausbau in Mittelhessen vordringlich er-
forderlich, eine weitere Konzentration des Universitätsausbaus auf die Metropolregion
Frankfurt widerspricht allen strukturpolitischen Erfordernissen.

Technologie- und Forschungseinrichtungen:
C 14.3-7 (G) Die vorhandenen Technologie- und Forschungseinrichtungen in der Region, z. B. das

Transferzentrum Mittelhessen in Gießen, das Institut für Mikrostrukturtechnologie und
Optoelektronik in Wetzlar, das Dienstleistungs- und Innovationszentrum im Vogels-
bergkreis und das Institut für Entwicklungsmethodik und Fertigungstechnologie um-
weltgerechter Produkte (IUP) in Herborn, sind zu fördern und weiterzuentwickeln. Dies
gilt ebenfalls für andere bestehende und zukünftig entstehende Technologie- und For-
schungseinrichtungen.
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Begründung
zu C 14.3-7 Die Konkurrenzfähigkeit der mittelhessischen Wirtschaft hängt nicht zuletzt davon ab,

ob es gelingt, die vorhandenen Forschungs- und Wissenschaftspotentiale der Region
umzusetzen und zu nutzen. Einrichtungen, die diesem Ziel dienen, sind daher beson-
ders förderungswürdig.

C  1 4 . 4 K u n s t p f l e g e  ( K u l t u r )

C 14.4-1 (G) Dem kulturellen Angebot als "weichem" Standortfaktor soll in der Region wachsende
Bedeutung zugemessen werden.

C 14.3-2 (G) Die Regionalplanung soll Rahmenbedingungen schaffen, die ein gutes Klima für viel-
fältige bestehende und wünschenswerte Aktivitäten im Kulturbereich eröffnen. Dabei
ist die Lebenssiutation von Frauen sowohl als Kulturschaffende als auch als Kultur-
konsumierende zu berücksichtigen. Kulturelle Angebote auch von und für Frauen sind
- insbesondere im ländlichen Raum - zu fördern.

C 14.4-3 (G) Die im mittelhessischen Raum befindlichen Theater in Gießen und Marburg sind zu
fördern.

C 14.4-4 (G) Die Museen in der Region sollen erhalten und entwickelt werden mit dem Ziel, die kul-
turellen Leistungen und naturgegebenen Besonderheiten dieses Raumes zusammen-
zufassen und der Nachwelt zu erhalten.

Begründung
zu  C 14.4-1 Ein  vielfältiges kulturelles  Angebot in der Region Mittelhessen ist regionalplanerisch
bis C 14.4-4 erwünscht. Allerdings entziehen sich die kulturpolitischen Aktivitäten weitgehend re-

gionalplanerischer Einflußnahmen.

In Mittelhessen besteht ein vielfältiges kulturelles Angebot. Der 1993 gegründete mit-
telhessische Kulturförderverein widmet sich der Pflege und Entwicklung der kulturel-
len Landschaft Mittelhessens. Er führt kulturelle Veranstaltungen durch und koordi-
niert die kulturellen Aktivitäten und Ereignisse in der Region.

Einen guten Überblick über Ämter, Einrichtungen, Vereine, Firmen und Personen, die
Kulturarbeit leisten, gibt der "Kulturatlas Mittelhessen", der im Auftrag der Mittelhes-
senrunde erstellt und vom Regierungspräsidium herausgegeben wird.

Für die Museen im Regierungsbezirk existiert darüber hinaus ein spezielller Muse-
umsführer (Herausgeber: Regierungspräsidium Gießen, Neuauflage 1990), der auf
fast 200 Seiten den Lesern Informationen über hundert Museen gibt.

C 15 Sonde r f läc he n Bund

C 15-1 (G) Mit „Sonderfläche Bund“ sind Flächennutzungen des Bundes im Außenbereich ge-
kennzeichnet, die durch verfahrensmäßig abgesicherte Rechte des Bundes einer
Sondernutzung zugeführt wurden. Sofern sie mit Schutzbereichen ausgestattet sind,
gelten die festgelegten Einschränkungen.

C 15-2 (Z) Entfällt die Sondernutzung treten die Ziele der Raumordnung  und Landesplanung  an
(K) ihre Stelle.  Die „Sonderflächen-Bund“ sind in der Plankarte dargestellt, ausgenom-

men sind die Flächen unter 10 ha.
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C 15-3 (G) Die wirtschaftlichen Nachteile der Truppenreduzierung und der Umstrukturierung des
Bundesgrenzschutzes sind durch gewerbliche Folgenutzungen dort zu kompensieren,
wo Gewerbe in die städtebauliche Entwicklung integriert werden kann.

C 15-4 (G) Flächen und Einrichtungen, die für Wohnen geeignet sind oder die die öffentliche Inf-
rastruktur ergänzen, sollen entsprechend den kommunalen Entwicklungszielen ge-
nutzt werden; eine Altlastenuntersuchung soll vorausgehen. Dies gilt insbesondere für
Sportanlagen und Schießstände. In vormaligen Depots sollen privilegierte Nutzungen
ermöglicht werden.

Begründung
zu   C 15-1 In der Karte des Regionalplans sind insbesondere für die Standortübungsplätze die
und C 15-2 raumordnerischen Ziele dargestellt, die gelten sollen, wenn die Sondernutzung entfällt

(z.B. „Siedlungsfläche-Zuwachs“, „Bereich für den besonderen Schutz der Natur“
o. ä.).

Die mit der Truppenreduzierung einhergehenden wirtschaftlichen Probleme wurden
bereits im RROG 1991 und RROPM 1995 behandelt. Dieser Konversionsprozeß ist
weitestgehend abgeschlossen.

zu   C 15-3 Die  Schließung der  Bundesgrenzschutzkaserne in Alsfeld ist eine neue Konversions-
und C 15-4 maßnahme, für die noch keine konkreten Folgenutzungen festgelegt sind. Die sich für

die Stadt ergebenden wirtschaftlichen Probleme sollen mit Hilfe des hessischen Kon-
versionsprogrammes und durch Unterstützung der kommunalen Zielvorstellungen ab-
gemildert werden.
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Teil II

Umsetzungsstrategien für den Regionalplan Mittelhessen

H a n d l u n g s e m p f e h l u n g e n  f ü r  r e g i o n a l e  u n d  l o k a l e  Ak -
t e u r e  s o w i e  d i e  B e t e i l i g t e n  i m  P l a n u n g s p r o z e ß

1. Rechtliche und politische Ausgangssituation

Mit der Novellierung des Raumordnungsgesetzes (ROG 1998) ergeht an Planungsträger und Pla-
nungsbeteiligte der Auftrag, konkrete Schritte zur Umsetzung der Planung zu gestalten. Hierzu sollen
insbesondere Entwicklungskonzeptionen für die Teilräume beitragen sowie eine Intensivierung der
Kommunikation und Kooperation auf der kommunalen Ebene (§ 13 ROG).

Der Raumordnungspolitische Orientierungsrahmen19 formuliert Leitbilder für die räumliche Entwick-
lung der Bundesrepublik. Dort wird besonders das Erfordernis betont, die regionalen Eigenkräfte zu
stärken und dafür geeignete Kooperationsformen zu entwickeln. Die formalisierte Regionalplanung
sollte durch regionale Initiativen und regionale Aktionsprogramme auf breiter Front ergänzt und abge-
stützt werden. Dabei kommt der Zusammenarbeit von Gemeinden und Kreisen eine herausgehobene
Bedeutung zu.

Die institutionelle Regionalplanung will den Akteuren und Planungsbeteiligten mögliche Aktionsfelder
aufzeigen und Handlungsempfehlungen geben. Einerseits soll der hier vorliegende Teil II des Regio-
nalplans den o. g. Zielsetzungen dienen und andererseits entwickelt sich über die fortschreitende EU-
Strukturpolitik eine auf regionale Aktivitäten aufbauende Raumentwicklungskonzeption sowie eine
damit in Verbindung stehende europäische Förderpolitik.20

Die Regionen sind daher aufgefordert, über die eigentlichen Planwerke (und deren Bindungswirkung)
hinaus Umsetzungsstrategien und Handlungserfordernisse zu entwickeln. Dieser Aufgabe stellen sich
Regionalversammlung und Planungsbehörde, in dem sie mit dem Teil II des Regionalplans erstmals
den Versuch unternehmen, diesen Aufforderungen Rechnung zu tragen. Es werden daher sowohl
Kooperationserfordernisse und -möglichkeiten dargestellt als auch fachliche Entwicklungskonzeptio-
nen, die die im Regionalplan an verschiedenen Stellen enthaltenen Ziele und Grundsätze zu einer
spezifischen Fragestellung zusammenführen. Hierdurch soll für nachfolgende Umsetzungsstufen das
regionalplanerische Zielsystem transparenter werden; darüber hinaus sollen die regionalen und loka-
len Akteure durch Informationen, Kommunikation (Dialog-Kultur) und Moderation zu kooperativem
Handeln angeregt und ermuntert werden. Im übrigen sollen hierdurch auch Beschlüsse der Regional-
versammlung umgesetzt werden.

                                          
19  Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (1993)
20  Zum Europäischen Raumentwicklungskonzept (EUREK) hat die Regionalversammlung am 09.12.1997 ausführlich gegen-

über der Obersten Landesplanungsbehörde Stellung genommen.
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2. Kooperationserfordernisse und Aktionsfelder

Übersicht: Kooperationserfordernisse und Aktionsfelder aus Teil I des Regionalplans

KAPITEL

Ziele und Grundsätze
Plansatz-Nr.

B 2 REGIONALES LEITBILD
� Stärkung und Förderung der Eigenständigkeit B 2-3 (G)
� Kooperation der Zentren und des jeweiligen Umlands B 2-4 (G), B 3.3-12 (G),

zu B 3.3-13
� Interkommunale gemeinsame Projekte für Wohnen und Arbeiten B 2-7 (G)
� Kooperation von Forschung und Lehre untereinander B 2-8 (G)
� Sicherung der Grundversorgung in den Bereichen soziale und kulturelle

Infrastruktur durch Kooperation und Koordination
B 2-9 (G), zu B 3.3-9

B 3 REGIONALE RAUMSTRUKTUR
� Interkommunale Kooperation beim Flächenmanagement B 3.2-8 (Z), B 3.2-6 (G)
� Interkommunal abgestimmte Konzepte zur Entwicklung des großflächigen

Einzelhandels (Ziel: Sicherung der Innenstädte)
B 3.2-8 (Z)

� Kooperationen zur Nutzung von Einsparpotentialen und Synergieeffekten zu B 3.2-8
� Kooperationen zur Vermeidung von Reibungsverlusten und falsch ver-

standener Konkurrenz
zu B 3.2-8

� Einstimmung der regionalen Akteure auf gemeinsame Entwicklungsziele
und –strategien

B 3.2-20 (G)

� Besonderer (konkreter) Kooperationsbedarf bestimmter Mittel- und Unter-
zentren

B 3.3-22 (E), B 3.3-28 (E)

� Teilräumliche Entwicklungskonzepte fördern B 3.2-19 (G), zu B 3.3-28

B 6 FREIRAUMSICHERUNG
� Gemeinde- und fachübergreifende Zusammenarbeit zu B 6-1 bis zu B 6-3
� Sicherung und Entwicklung der Freiräume zu B 6-1 bis zu B 6-3
� Freiflächen des Siedlungsbereichs überörtlich vernetzen – Regionaler

Grünzug -
B 6.1-4 (Z)

� Entwicklung der Auendynamik für Vernetzung nutzen zu B 6.4-9 bis
zu B 6.4-11

C 1 NATURSCHUTZ UND LANDSCHAFTSPFLEGE
� Teilräumliche Betrachtung zur Konkretisierung spezifischer Ziele zu C 1-4
� Fachübergreifenden Handlungsrahmen schaffen zu C 1-5
� Maßnahmen an naturraumspezifischen Leitvorstellungen orientieren C 1-7 (G)
� Einbindung von Einzelmaßnahmen in überörtliche Konzepte zu C 1-7

C 5 WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG
� Regionalisierte Strukturpolitik nutzen C 5.1-1 (G), C 5.1.1-1

(G),
C 5.2.1-1 (G)

� Regionales Standortmarketing stärken C 5.3-1 (Z)
� Regionale Eigenentwicklung und Strukturwandel fördern
� Entwicklungsschwerpunkte und Mitorte benennen

zur Begründung wird auf
Teil II des Regionalplans
verwiesen
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C 6.4 ALTENEINRICHTUNGEN
� Interkommunale Planung und Abstimmung ist erwünscht C 6.4-6 (G)
� Kombination von Einzeleinrichtungen schaffen C 6.4-7 (G)

C 7 TOURISMUS
� Teilräumliche Leitbilder entwickeln C 7.1-1 (G)
� Gemeinsame Projekte realisieren C 7.1-1 (G)

C 11 ENERGIEDIENSTLEISTUNGEN
� 19(!) einzelne, konkrete Empfehlungen in der Begründung zu C 11.2-6

Kooperationsfelder im Stadt Umland-Bereich sind:
� Abstimmung der Wohnsiedlungsentwicklung mit der Gewerbeflächenentwicklung (Arbeitsplätze)

unter Berücksichtigung des ÖPNV-Angebotes bzw. der ÖPNV-Entwicklungsmöglichkeiten.
� Abstimmung der Entwicklung des großflächigen Einzelhandels mit dem Ziel, lebensfähige Innen-

städte zu erhalten.
� Kooperation bei der Sicherung und beim Ausbau sozialer kultureller und Erholungsinfrastruktur.
� Kooperation bei der Wirtschaftsförderung beim Standortmarketing.
� Kooperation bei der Förderung von Kultur (Einrichtungen, Initiativen, Veranstaltungen).

Die Vorteile der interkommunalen Kooperation liegen in der Bündelung der Potentiale (mehr Leis-
tungskraft). Zielen die Akteure in die gleiche Richtung, wird die Wirkung größer. Kontraproduktives
(Konkurrenz-)Verhalten kann vermieden werden. Vorteile ergeben sich u. a. durch

� eine mögliche und bessere Auslastung von Einrichtungen; dadurch wird gleichzeitig der Investiti-
ons- und Unterhaltungsbedarf geringer,

� die Sicherung und Ausweitung von Versorgungsangeboten und
� günstigere Voraussetzungen und mehr Gewicht bei übergeordneten Ebenen.

Diese Vorteile müssen für jede beteiligte Kommune deutlich – am besten nachrechenbar – werden.
Wenn die Nichtbeteiligung keine Nachteile beinhaltet, gibt es keine Anreize zu kooperieren.

Die Zielsetzungen und Vorteile der kommunalen Zusammenarbeit dürfen sich nicht gegen die Interes-
sen der Gesamtregion richten. Eine Schwächung der Ober- und/oder Mittelzentren beinhaltet
Nachteile für die Planungsregion insgesamt oder für bestimmte Teilräume. Die im Raumordnungspoli-
tischen Orientierungsrahmen (B 11 Raumordnung und Bauwesen) und im Landesentwicklungsplan-
Entwurf angesprochenen Entlastungsfunktionen für Verdichtungsräume gelten nicht dem Kernraum
Mittelhessens, sondern sollen gegenüber dem hochverdichteten Rhein-Main-Raum wahrgenommen
werden. Es muß der Eindruck vermieden werden, daß zwischen Umland und den jeweiligen Zentren
systematisch Konfliktstrategien entwickelt werden. Dem wird am besten dadurch begegnet, daß so-
wohl die höherrangigen Zentren als auch Vertreter der Regionalversammlung mit ins Boot genommen
und gemeinsame Konzepte verfolgt werden.

Im Zuge des Gegenstromprinzips gemeinsame Entwicklungsvorstellungen zu erarbeiten und sie in die
Regionalplanung einzubringen, entspricht nicht nur den Intentionen des Gesetzgebers, sondern liegt
auch im Trend. Wenn diese Absichten aber gegen die Ober- und Mittelzentren und gegen die Landes-
und Regionalplanung durchgesetzt werden sollen, dann wird der im Leitbild erzielte Konsens aufge-
geben.

2.1 Kommunale und administrative Zusammenarbeit

Die Möglichkeiten der kommunalen Zusammenarbeit sind vielfältig. Einerseits gibt das BauGB (§ 204
(1)) vor: „Ein gemeinsamer Flächennutzungsplan soll insbesondere aufgestellt werden, wenn die Ziele
der Raumordnung oder wenn Einrichtungen und Anlagen des öffentlichen Verkehrs ... eine gemein-
same Planung erfordern.“ Andererseits können selbst Abstimmungsverfahren so ausgewogen durch-
geführt werden, daß das Niveau einer institutionalisierten Zusammenarbeit erreicht wird. Die Bestim-
mung des § 4 a (1) BauGB: „Bei Bauleitplänen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten ha-
ben können, sind die Gemeinden und ... nach den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertig-
keit zu unterrichten.“ (diese Bestimmung) sollte analog angewendet werden, auch wenn sie für die
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europäische Ebene gedacht ist. Auf regions- bzw. ländergrenzenüberschreitende Zusammenarbeit
wird an anderer Stelle hingewiesen.

Einige Grundsätze für die Anregung und Umsetzung interkommunaler Kooperationen sind oben be-
reits genannt und werden hier ergänzt:

� vorteilhaft ist eine freiwillige Beteiligung,
� Vereinbarungen/Verpflichtungen müssen eingehalten werden,
� Beschränkung der Kooperation der Beteiligung auf ein tatsächlich erforderliches und definiertes

Maß,
� Vorteile und Lasten müssen für alle Beteiligten deutlich gemacht werden,
� Vorteile und Lastenm üssen angemessen (gerecht) aufgeteilt sein. Öffentlich-rechtliche Organisati-

onsformen ermöglichen die Aufteilung von Kosten und Erträgen.

Eine angemessene (gerechte) Verteilung der Vorteile und Lasten hat sich an den geplanten (voraus-
sichtlichen) Wirkungen zu orientieren. Diese müssen beschrieben bzw. erfaßt werden.

Organisations- und Rechtsformen für interkommunale Kooperationen:

Abstimmung zwischen Gebiets-
körperschaften (Art. 28 II GG)

Kommunale Arbeitsgemeinschaft
(§ 3 ff KGG)

Verwaltungsgemeinschaft
(§ 33 KGG)

Eigenbetriebe/Regiebetriebe
(Eigenbetriebsgesetz, § 127 HGO)

Öffentlich-rechtliche
Organisationsformen

Zweckvereinbarung
(§ 54 VwVfG, § 204 BauGB)

Zweckverband
(§ 5 ff KGG)

Planungsverband
(§ 205 BauGB)

Städteverbund
(Art. 28 II GG)

GG (Grundgesetz)
KGG (Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit)
HGO (Hess. Gemeindeordnung)
BauGB (Baugesetzbuch)
VwVfg (Verwaltungsverfahrensgesetz)
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eingetragener Verein (e. V.)
(§ 21 ff BGB)

Stiftung
(§ 80 ff BGB)

privatrechtliche
Organisationsformen

Gesellschaft mit beschränkter
Haftung (GmbH)       (GmbHG)

Aktiengesellschaft (AG)
Aktiengesetz

Public-Private-Partnership
(§ 245 BGB (Vertrag)

BGB (Bürgerliches Gesetzbuch)

Quelle: R. Winkel, interkommunale Zusammenarbeit schafft erhebliche Vorteile, Der Landkreis, 12, 1997

Über Formen der interkommunalen Kooperation wurde auch im Raumordnungsgutachten 1991 be-
richtet (weitere Informationen bei W. Hoppe, „Organisation der Stadt-Umlandbeziehungen in der
Stadtregion Kassel“, Kassel 1991).

Spezielle Kooperationsmöglichkeiten schafft das BauGB im § 11 mit dem städtebaulichen Vertrag, der
zwischen Kommunen (auch mehreren) und Dritten geschlossen werden kann.

Bei den in Teil I des Regionalplans genannten Mittel- und Unterzentren mit besonderem Kooperati-
onsbedarf und den Bereichen, in denen kooperiert werden soll, handelt es sich um Handlungsemp-
fehlungen. Aus der überörtlichen Sicht werden dort Zusammenarbeiten für erforderlich oder für be-
sonders sinnvoll gehalten. Die Kommunen können den Handlungsrahmen ausdehnen oder beschrän-
ken, sie sind in der Gestaltung frei und können weitere Kooperationspartner für bestimmte Projekte
gewinnen. Die Liste im Teil I ist nicht abschließend, sie kann im Anhörungsverfahren ergänzt werden.

Regions- und ländergrenzenübergreifende Kooperationen gibt es auf der Länderebene (Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz) im Raum Siegen-Betzdorf-Dillenburg, dort wurden 1986 ge-
meinsame Empfehlungen zur Lösung landesplanerisch bedeutsamer Probleme verabschiedet. Der-
selbe Raum, ergänzt um die Städte Wetzlar, Gießen und Marburg, arbeitete im Städtenetz Lahn-Sieg-
Dill zusammen.

Ebenfalls regions- und ländergrenzenüberschreitend (Hessen und Rheinland-Pfalz) wurde im Raum
Diez-Limburg ein Raumnutzungskonzept erarbeitet, das insbesondere die erwarteten Wachstumsim-
pulse des ICE-Bahnhofs entwickeln und ordnen soll. Unter intensiver Betreuung der jeweiligen Regio-
nalplanung und durch umfassende Mitwirkung der Gemeinden ist dieses Entwicklungskonzept erstellt
worden (s. a. Teil I Regionalplan).
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2.2 Fachübergreifende Teilraumkonzepte und lokale sowie regionale Ent-
wicklungsprojekte 21

Vielfalt, Dezentralität, Mittelstandsförderung, Subsidiarität, regionale Kooperation der Akteure, Partizi-
pation, Beteiligung der betroffenen und engagierten Bürger sind Merkmale einer regional eigenständi-
gen und nachhaltigen Entwicklung. Teilraumkonzepte, lokale und regionale Entwicklungsprojekte sol-
len wesentliche Elemente der Zukunftsfähigkeit sein. Außerdem lassen sich viele Probleme gemein-
sam besser lösen, deshalb werden Kooperationen an Bedeutung gewinnen. Die Förderpolitiken von
EU, Bund und Land tragen dem in vielen Bereichen Rechnung.

Die jeweiligen Akteure sind deshalb zu Kooperationen aufgerufen. Die Regionalplanung ist bereit,
Moderatorenfunktion zu übernehmen. Ansätze und Teilerfolge liegen bereits vor. Sie reichen aber
nicht aus, Regionalbewußtsein, Eigenverantwortung/Eigenständigkeit, vertikale! und horizontale Ko-
operationen dauerhaft zu etablieren. Der Wille zur Kommunikation (Voraussetzung für Kooperation)
und die Kommunikationsstrukturen selbst sind noch nicht so entwickelt, daß wirkliche Effektivität – im
Sinne von Strukturverbesserung – erreicht wäre bzw. würde.

Die Kooperation zwischen Kommunen, Verbänden und Wissenschaft hat in Mittelhessen Tradition
(Mittelhessenrunde) und beachtliche Erfolge aufzuweisen (z. B. Transferzentrum Mittelhessen, Bio-
technologie-Region), die weiter ausgebaut, gefördert und zu einem stabilen Standortfaktor entwickelt
werden soll.

In Forschung und Lehre soll offensiv das vorhandene Potential abgesichert werden. Die Qualifizie-
rungsangebote der Hochschulen und Fachhochschulen sollen, wie in der Vergangenheit, auch von
Menschen außerhalb der Region genutzt werden (insbesondere aus dem Rhein-Main-Raum). Die
Hochschulen/Fachhochschulen werden von den Einsparbestrebungen erheblich tangiert werden, die
nachteilige Wirkungen befürchten lassen. Durch Initiativen und Kooperationen zwischen den Hoch-
schulen und sonstigen Forschungseinrichtungen sollen Nachteile vermieden oder gemildert werden.
Unter günstigen Umständen sind auch Synergieeffekte denkbar.

Durch Zusammenarbeit und (tlw.) finanzielle Förderung wurden in Mittelhessen mehrere Zentren,
Gesellschaften und Institute gegründet, um den Wissenstransfer von den Hochschulen zu den An-
wendern zu verbessern, oder um direkt selbst neue Erkenntnisse zu gewinnen oder umzusetzen. 22

Meist sind neben den Hochschulen auch die Kommunen/Landkreise, die Industrie- und Handelskam-
mern, einige Kreditinstitute, das Land und spezielle Unternehmen beteiligt. Diese Zusammenarbeit
war bisher erfolgreich und soll weitergeführt werden.

Beschäftigungsgesellschaften und Initiativen sollen in regionale und lokale Dialog- und Kooperations-
prozesse miteinbezogen werden.

Die sogenannten weichen Standortfaktoren der Region, z. B. Erholung, Kultur, Sport, sollen weiter-
entwickelt werden. Das Beispiel Kulturförderkreis Mittelhessen zeigt, wie Kultur von „unten“ durch
Kooperation unterschiedlichster Akteure (Landkreise, Kommunen, Kulturvereine, Bürger, Künstler)
erfolgreich weiterentwickelt werden kann. Die kulturelle Vielfalt der Region wird damit zum bedeuten-
den „weichen“ Standortfaktor. Derartige Dialog- und Zusammenarbeitsprozesse sollen entwickelt und
ausgebaut werden.

Weitere erfolgreiche Kooperationen sind die Entwicklung der Lahntouristik (von der Quelle bis zur
Mündung) und auch im Sport hat sich regionale Zusammenarbeit erfreulich weiterentwickelt.

                                          
21 Regionale Entwicklungsprojekte haben überörtlichen Charakter. Ein einzelnes Projekt tangiert die Planungsregion als ganzes

nicht oder nur gering. Mit Hilfe vieler derartiger Projekte soll jedoch eine regionale Wirkung erreicht werden.
22 Im Raumordnungsgutachten sind diese Institutionen beschrieben.
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3. Regionalwirtschaftliches Entwicklungskonzept Mittelhessen

Die  für eine nachhaltige regionalwirtschaftliche Entwicklung sind mit Zielen und Grundsätzen sowie
den jeweiligen Bindungswirkungen im Regionalplan, Teil I, enthalten. Der Teil II enthält demgegen-
über Empfehlungen, die der Umsetzung der vorgegebenen Ziele und Grundsätze dienen; er ist
gleichzeitig in Teilen Begründung zum Teil I.

Im regionalwirtschaftlichen Entwicklungskonzept sind Ziele und Maßnahmenbereiche für die regionale
Entwicklung und die Schaffung von Arbeitsplätzen vorgeschlagen, die der Umsetzung auf der privaten
und kommunalen Ebene in ökonomischen, sozialen und politischen Netzwerken bedürfen.

Regionalisierte Strukturpolitik
In regionalwirtschaftlichen Entwicklungskonzepten sollen Maßnahmen zur nachhaltigen Stärkung der
regionalen Wettbewerbsfähigkeit fachübergreifend von den regionalen Akteuren vorgeschlagen wer-
den. Sie umfassen den wirtschaftsrelevanten Bereich einer regionalen Agenda 21 unter Berücksichti-
gung der sozialen und ökologischen Ziele.

„Bei integrierten Entwicklungskonzepten handelt es sich um Gesamtkonzepte, in denen alle struktur-
bedeutsamen Handlungsfelder zusammengeführt, verschiedene Fachpolitiken integriert und sektor-
spezifische Initiativen miteinander verknüpft werden. Regionale Entwicklungskonzepte sollen das
strukturpolitische Handeln verstetigen und den Zusammenhang zwischen den Entwicklungszielen für
die Region und konkreten strukturverbessernden Maßnahmen herstellen.

Die Regionalplanung und die regionale Strukturpolitik sollen miteinander verknüpft werden. Auch die
Handlungsschwerpunkte und Fördermittel sollen verstärkt auf die Umsetzung von regional abge-
stimmten Entwicklungskonzepten konzentriert werden. Mit dem Grundsatzpapier zur „Regionalisie-
rung der Strukturpolitik in Hessen“ hat das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landes-
entwicklung diese Vorgabe präzisiert ... Regionale Entwicklungskonzepte sollen im Mittelpunkt der
Arbeit der Regionalforen stehen und die Grundlagen für gemeinsame strukturpolitische Anstrengun-
gen aller regionalen Akteure bieten. Das Land will bei seinen Investitionsentscheidungen und bei
Projektförderungen schlüssige regionale Entwicklungskonzepte im Rahmen der finanziellen Möglich-
keiten berücksichtigen, sofern keine überregionalen Gesichtspunkte – insbesondere Ziele der Lan-
desplanung – entgegenstehen ...

Auch in der Förderpolitik der Europäischen Strukturfonds und im Rahmen der Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ ist die Erarbeitung von re-
gionalen Entwicklungskonzepten als Grundlage für die Identifizierung geeigneter Projekte und für die
Sicherstellung eines effizienten Mitteleinsatzes zu einem wichtigen Element geworden. Der raumord-
nungspolitische Handlungsrahmen des Bundes und der Länder mißt regionalen Entwicklungskonzep-
ten ebenfalls eine zentrale Funktion bei.“ 23

Landes- und Regionalplanung tragen dazu bei, raumordnerische Leitbilder und Konzepte über Akti-
onsprogramme in Projekte umzusetzen und Entwicklungsprozesse auszulösen. Aus diesen Gründen
sind Landes- und Regionalplanung künftig enger mit den Instrumentarien der regionalen Strukturpo-
litik zu verknüpfen.

Die Regionalplanung soll deshalb um informelle, prozeßhafte und umsetzungsorientierte Elemente
erweitert werden. Neben der Erstellung und Fortführung der Regionalpläne soll sie auch bei der Ent-
stehung und Umsetzung von räumlichen, organisatorischen und finanziellen Konzeptionen für regio-
nale Strukturpolitik (regionale Entwicklungskonzepte) -–auch unterhalb der Ebene der Planungsregio-
nen – mitwirken. Die für die Ebene der Planungsregionen relevanten Aussagen solcher Konzepte
sollen in die Regionalpläne einfließen.

                                          
23 HMWVL, Leitfaden für regionale Entwicklungskonzepte, 1997
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In der regionalen Strukturpolitik sind die Handlungsfelder und Fördermittel verstärkt auf die Umset-
zung von regionalen Entwicklungskonzepten unter Berücksichtigung frauenspezifischer Angebote zu
konzentrieren und regional abgestimmt einzusetzen. Zur Koordinierung des Mitteleinsatzes werden
die Bewilligungskompetenzen für die Förderprogramme weitestgehend dezentralisiert und auf die
regionale Ebene verlagert.

Die Durchführung der Programme und die Entscheidung über die Förderanträge der örtlichen Projekt-
träger obliegt den Landesbehörden. Diese orientieren sich bei ihren Entscheidungen an vorhandenen
regionalen Entwicklungskonzepten und an den Empfehlungen bestehender Regionalforen, soweit
dem keine überregionalen Gesichtspunkte entgegenstehen.

Die regionalen Akteure kommen in Regionalforen oder anderen Formen regionaler Initiativen zu-
sammen, um sich – ausgehend von einer Situationsanalyse – auf gemeinsame Entwicklungsziele und
–strategien zu verständigen, um notwendige und prioritäre Maßnahmen in den verschiedenen Politik-
bereichen zu identifizieren. Sie sollen aus ihren Vorstellungen selbst regionale Entwicklungskon-
zepte erstellen bzw. an ihrer Erstellung mitwirken. Darüber hinaus sollen sie regionale Kooperationen
anregen, den Dialog in den Regionen organisieren, selbstorganisiertes Regionalmanagement aus-
üben, um geeignete Projekte zu initiieren, und in der Verteilung von Fördermitteln mitwirken. Sie sol-
len zu gleichberechtigten Dialog- und Handlungspartnern der Verwaltungen werden. In der Landes-
und Regionalplanung sollen sie als informelles Dialogelement außerhalb der Gremien an der Erstel-
lung von Regionalplänen und ihrer praktischen Umsetzung mitwirken.

Bei den raumwirksamen Investitions- und Förderungsentscheidungen des Landes werden die Arbeits-
ergebnisse und die Empfehlungen der Regionalforen auf der Grundlage regionaler Leitbilder und Ent-
wicklungskonzepte im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten berücksichtigt, sofern dem keine über-
regionalen Gesichtspunkte entgegenstehen.

Die von regionalen Initiativen erstellten Entwicklungskonzepte werden von den zuständigen Stellen
der Regionalplanung auf ihre innere Plausibilität und ihre Verträglichkeit mit den Aussagen der Lan-
des- und Regionalplanung geprüft und den Regionalversammlungen vorgelegt. Diese stellen durch
Beschluß die Übereinstimmung der regionalen Entwicklungskonzepte mit den Vorgaben der Landes-
und Regionalplanung und ihre Eignung als Koordinierungsgrundlage für strukturpolitische Förderun-
gen fest.

Einzelne Projekte und Maßnahmen sollen aus regionalen Entwicklungskonzepten abgeleitet sein.
Diese werden den Regionen nicht vorgegeben. Sie sind unter der Regie regionaler Initiativen selbst zu
erarbeiten. Auch die räumliche Abgrenzung handelnder Regionen wird nicht als geographische oder
administrative Gebietskategorie vorgegeben, sondern von den regionalen Initiativen nach Hand-
lungsfeldern selbst definiert.

Regionalwirtschaftliche Ausgangslage Mittelhessens
Die regionalwirtschaftlichen Herausforderungen für Mittelhessen bestehen in den regional realisierba-
ren Beiträgen zur Verringerung der Arbeitslosigkeit, in der Förderung eines zukunftsfähigen Struktur-
wandels und nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung (Regionale Agenda 21), in der Bewältigung der
Auswirkungen der Militärkonversion (Aufgabe von u. a. 10 Kasernen in Mittelhessen), in der Nutzung
der Chancen des europäischen Binnenmarktes mit Osterweiterung und des globalen Standortwettbe-
werbs der Regionen sowie in der Verringerung des Fernpendlerüberschusses nach Südhessen (regi-
onale Entlastungsfunktion).

Die wirtschaftliche Situation Mittelhessens ist von der Nachbarschaft zum südhessischen Verdich-
tungsgebiet geprägt. Im Vergleich zum Regierungsbezirk Darmstadt weist Mittelhessen, wenn man
den Bevölkerungsanteil von 17,5 % als Maßstab nimmt, stark unterdurchschnittliche Beschäftigten-
zahlen (14,6 %) bei durchschnittlichen Industriebeschäftigtenanteilen (17,4 %) und stark unterdurch-
schnittliche Beschäftigtenanteile im Dienstleistungsbereich auf (12,8 %). Die Wohnfläche in Mittelhes-
sen entspricht dem Bevölkerungsanteil (17,7 %). Unterdurchschnittlich sind in Mittelhessen auch die
Einkommen der Privathaushalte (14,9 bzw. 14,4 % von Hessen).
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Nach dem Bruttoinlandsprodukt (pro Kopf) rangiert Mittelhessen in einer Rangfolge der 179 europäi-
schen Regionen auf Platz 69, während Südhessen hinter den Stadtregionen Ile de France (Paris) und
Hamburg die dritte Stelle einnimmt. Nach einer mittelfristigen Wachstumsprognose liegt Südhessen
unter den Westdeutschen Regionen an zweiter, Mittelhessen an sechster, Nordhessen an siebenter
Stelle. Südhessen ist der Wachstumsmotor Hessen, dem Hauptnettozahler im Länderfinanzausgleich,
Mittelhessen sollte als Nachbarregion eigentlich davon profitieren.

Die Arbeitslosigkeit in Mittelhessen von 11,8 % (im Februar 1997) liegt über dem Landesdurch-
schnitt (außer im Arbeitsamtsbezirk Limburg), obwohl Mittelhessen zusätzlich einen hohen
Auspendlerüberschuß nach Südhessen aufweist, der eine noch höhere Arbeitslosigkeit verhindert.
Die Zahl der Arbeitslosen in Mittelhessen betrug im Februar 1997  49.913, der Auspendlerüberschuß
nach Südhessen 1995  36.500. Diese großräumliche Funktionstrennung zwischen Wohnen und Ar-
beiten kann tendenziell zu einer nach Mittelhessen auswuchernden südhessischen Megastadtent-
wicklung, einer mittelhessischen Schlafregion und zu zeitweisen Verkehrsinfarkten führen. Dies
kann den mittelhessischen Standortvorteil der räumlichen Nähe zur Wachstumsregion Rhein-Main
gefährden. Dieser Gefahr ist mit der vorsorgenden raumordnerischen Planung wirtschaftsnaher Infra-
struktur in Mittelhessen und der Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze zu begegnen.

Insgesamt ist die Arbeitslosigkeit in Mittelhessen durch das Angebot von Arbeitskräften aufgrund hö-
herer Erwerbsbeteiligung (Frauen, Zuwanderungen) mehr demografisch als durch die Nachfrage der
Wirtschaft nach Arbeitskräften bestimmt. Unter den mittelhessischen Landkreisen liegt eine maximale
Differenz der Arbeitslosenquote von 3 % zwischen den Landkreisen Gießen (11,5 %) und Limburg-
Weilburg (8,5 %), die anderen um 10 %, die den unterschiedlichen Verflechtungsgrad mit Südhessen
und den Strukturwandel wiederspiegelt. Nach einer mittelfristigen Beschäftigtenprojektion des Lan-
desarbeitsamtes sind Beschäftigungsgewinne in den Landkreisen Limburg-Weilburg und Marburg-
Biedenkopf, Stagnation bis leichte Gewinne im Landkreis Gießen, Stagnation im Vogelsbergkreis und
Beschäftigtenverluste im Lahn-Dill-Kreis zu erwarten.

Neben der regionalwirtschaftlichen Verflechtung mit Südhessen ist die regionale Verbindungsfunktion
in Nord-Süd- und in Ost-West-Richtung sowie die internationale Verflechtung der mittelhessischen
Wirtschaft von Bedeutung. Eine an der Zukunftsfähigkeit orientierte raumordnerische Entwicklungs-
planung fördert die Innovation und sorgt für eine nachhaltige Verbesserung der regionalen Standort-
qualität im globalen Wettbewerb.

Nicht erst seit der jüngsten Struktur- und Konjunkturkrise ist die Wettbewerbsfähigkeit einer Region
das wichtigste Maß für ihre wirtschaftliche Entwicklung im Standortwettbewerb der Regionen. Trotz-
dem gibt es dafür keine regionalstatistischen Daten. Die regionale Wettbewerbsfähigkeit wird im Ver-
gleich zu anderen Regionen (national und international) bestimmt. Sie wird definiert als „Export“-
Überschuß der Regionen über die Regionsgrenzen. Die regionale Wettbewerbsfähigkeit kann daher
sowohl über die Steigerung der „Exporte“ als auch über die Verminderung der „Importe“ für die Region
positiv beeinflußt werden. Dabei sind nicht die nationalen Grenzen, sondern die Regionsgrenzen ent-
scheidend (Exportorientierung, Export-Basis-Konzept der Wirtschaftsförderung), wofür es aber keine
Statistik gibt. Voraussetzung für jede Exportsteigerung und/oder Importminderung ist die Wettbe-
werbsfähigkeit bei den Preisen (Kosten) und Qualität.

Die Internationalisierung der Wirtschaft betrifft auch das Handwerk, und zwar in abgeschwächter
Form und zeitlich versetzt zum Konjunkturverlauf der Industrie. Auch hier gibt es neuen Wettbewerbs-
druck und neue Marktmöglichkeiten z. B. an den Übergängen zwischen Industrie und Handwerk sowie
Handel und Handwerk. Dadurch wirkt das Handwerk ausgleichend und puffernd und damit stabilisie-
rend für die Gesamtkonjunktur. Gleichzeitig ist der Strukturwandel von einer zunehmenden Ver-
flechtung zwischen Industrie und Dienstleistungen geprägt.

Die Globalisierung der Wirtschaft findet schon seit Jahrhunderten statt, aber sie hat sich durch den
technischen Fortschrit, vor allem im Transport- und Kommunikationsbereich, durch Treibstoffniedrig-
preise (die die Verschwendung nicht erneuerbarer Energien fördern) sowie durch weltwirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen der Liberalisierung und Deregulierung in den letzten Jahren sehr beschleunigt (Eu-
ropäischer Binnenmarkt, Welthandelsabkommen, Freihandelszonen). Die internationale Arbeitsteilung
wird weiter durch den sektoralen Strukturwandel beschleunigt, da der vermehrte Bedarf an Informati-
on, Kommunikation, Innovation und Verkehr den Wertschöpfungsanteil von Dienstleistungen erhöht,
die zudem weniger standortgebunden sind. Der Anteil des Weltexportes an der Weltwirtschaftsleis-
tung ist 1995 bereits auf 15 % angewachsen. Weltwirtschaftspolitisches Ziel ist ein weiteres Zusam-
menwachsen der Weltwirtschaft, vor allem im Dreieck Nordamerika, Ost- und Südostasien und West-
europa, aber auch mit und zwischen den Drittweltländern durch weitere Liberalisierungenund Deregu-
lierungen. Interventionistisches Abschotten und Handelskriege werden dagegen als Rückschläge ge-
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wertet. Das wichtigste Potential im globalen Wettbewerb ist die berufliche Qualifikation, deren Wie-
terentwicklung auch regional zu organisieren ist.

Ziel für die Unternehmen und die staatliche Wirtschaftsförderung der Regionen muß es sein, am ex-
pandierenden Welthandel angemessen teilzuhaben. Da Exportüberschüsse der einen Region Import-
überschüsse der anderen bedeuten, werden tendenziell ausgeglichene, regionale Handelsbilanzen
angestrebt. Ohne regionale Import-Export-Daten ist diese Zielerreichung nur ungenau zu bewerten
oder zu steuern.

Zur Sicherung der mittelhessischen Wettbewerbsfähigkeit muß die Exportentwicklung mit der weltwirt-
schaftlichen Verflechtung Schritt halten. Dafür müssen neue Märkte erschlossen werden. Im Sinne
einer ausgeglichenen Handels- bzw. Leistungsbilanz (die allerdings regional nicht erstellt wird) werden
sich auch die Importe erhöhen müssen. Beides gehört zum Ziel einer regionalen Eigenentwicklung,
die nicht mit regionalwirtschaftlichem Autarkiebestreben verwechselt werden darf.

Die Globalisierung wird durch Regionalisierung ergänzt. Sie nutzt regionale Potentiale für die regio-
nale Entwicklung, stärkt regionale Wirtschaftskreisläufe und verringert die Notwendigkeit von Fern-
transporten und –reisen.

3.1 Entwicklungsziele

Die regionale Wirtschaftsentwicklung Mittelhessens soll nachhaltig, d. h. zukunftsfähig in ökonomi-
scher, sozialer und ökologischer Hinsicht erfolgen. Eine verstärkt auf Nachhaltigkeit ausgerichtete
regionale Wirtschaftsentwicklung nutzt auch die Möglichkeiten einer regionalisierten Strukturpolitik.

„Mittelhessen nimmt aufgrund seiner großräumigen Lage und Verflechtungen insbesondere mit dem
Rhein-Main und Rhein-Ruhr-Gebiet, dem Siegerland und Teilen Nordhessens sowie aufgrund seiner
ökonomischen Struktur, siedlungsstrukturellen Gegebenheiten und der derzeitigen sowie geplanten
Infrastruktur mehrere raumordnungspolitisch bedeutsame Funktionen wahr: eine Entlastungsfunkti-
on für das Rhein-Main-Gebiet, eine Brückenfunktion insbesondere zwischen den erwähnten Ver-
dichtungsräumen und eine Funktion als eigenständiger Wirtschaftsraum.“ 24

Zu sichern ist die überregionale Bedeutung der drei mittelhessischen Hochschulen als wichtigste
innovative und zukunftsfähige Dienstleistung der Region auch als Beitrag zur regionalen Entlastung
Südhessens.

Mittelhessen kann nicht wie der dynamische Metropolraum Südhessen auf starke exogene Wachs-
tumsimpulse reagieren, sondern muß für seine regional eigenständige Wirtschaftsentwicklung selbst
initiativ werden. Die Region muß die eigenen Stärken und Potentiale erkennen, darauf aufbauen und
sie weiterentwickeln und andererseits ihre Schwächen definieren und abbauen. Eine notwendige,
unverzichtbare Bedingung für die regionale Entwicklung ist die Nachhaltigkeit bzw. Zukunftsfähig-
keit, die nach der UN-Weltkonferenz von Rio de Janeiro 1992 gleichermaßen die wirtschaftliche, ö-
kologische und sozio-kulturelle Dimension umfaßt (Agenda 21). Das soziale Ausgleichsziel umfaßt
neben der gesellschaftlichen und generationenübergreifenden auch die räumliche Dimension (teil-
räumlicher Disparitätenausgleich). Eine auf dem Raubbau endlicher Ressourcen aufbauende Wirt-
schaft darf nicht mehr gefördert, sondern muß zurückentwickelt werden. Zu fördern ist die Entwicklung
von Unternehmen, die auf der Nutzung erneuerbarer, regionaler Potentiale basieren. Vielfalt, Dezen-
tralität, Mittelstandsförderung, Subsidiarität, Integration wichtiger Aspekte und Belange, regionale Ko-
operation der Akteure (horizontal und vertikal) und Partizipation, Beteiligung der betroffenen und en-
gagierten Bürger sind weitere Merkmale einer regional eigenständigen und nachhaltigen Entwicklung.
Sie wird durch dieses Entwicklungskonzept angeregt. Zur Umsetzung sind die jeweiligen Akteure in
Kooperation aufgerufen. Die Regionalplanung ist bereit, Moderationsfunktionen zu übernehmen.

Die nachstehenden wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Hauptentwicklungsziele dienen
gleichrangig der regionalen Wirtschaftsentwicklung:

� Erhöhung der Beschäftigung
� Nutzung und Entwicklung der Humanressourcen

                                          
24 LEP Hessen 2000. Der Regionalplan, Teil I, A, betont darüber hinaus den Stellenwert der natürlichen Ressourcen und des
Lehr- und Forschungspotentials der Region.
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� Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit
� Sicherung und Ausbau der Standortqualitäten
� Förderung des Strukturwandels und der Innovation
� Schaffung gleichwertiger Lebenbedingungen in den Teilräumen
� Sicherung und Ausbau der Infrastruktur
� Abbau großräumlicher Funktionstrennungen von Wohnen und Arbeit
� Verringerung des Ressourcenverbrauchs (Boden, Wasser, Luft, Rohstoffe), Energie
� Verringerung von Umweltbelastungen
� Förderung des Strukturwandels (z. B. Dienstleistungen)
� Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe

Regionale Entlastungsfunktion für Südhessen

Für den benachbarten Verdichtungsraum Rhein-Main hat die Region eine wirtschaftliche Entlas-
tungsfunktion zu übernehmen. Um die unverzügliche Erreichbarkeit z. B. des Flughafens zu sichern,
soll die tägliche Verkehrsüberlastung (überregionale Berufspendler nach Frankfurt am Main) abgebaut
werden, indem durch die Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze Mobilitätszwänge (Berufspendler)
reduziert werden.

Die Raumordnungsgutachten 1991 und 1997 haben festgestellt, daß ein wirtschaftlicher „Über-
schwappeffekt“ von Süd- nach Mittelhessen nur in Teilräumen (z. B. in Limburg) erkennbar ist. Daher
muß die regionale Entlastungsfunktion von mittelhessischer Seite durch Angebotsplanung organisiert
werden, z. B. Gewerbeflächenbereitstellung für wohnortnahe Arbeitsplätze (Fernpendlerreduzierung),
Gewerbeparks und Bürozentren mit Telearbeitsplätzen, verstärktes Regionales Standortmarketing,
Wirtschaftsförderung. Einerseits sind die Fühlungsvorteile zu Südhessen herauszustellen und zu nut-
zen, und Gewerbeflächen für Logistikbetriebe sind vorzuhalten. Andererseits sind die überregionalen
Wasserlieferungen am nutzbaren Dargebot zu orientieren. Der wichtige Standortvorteil Mittelhessens,
der in der unverzüglichen Erreichbarkeit z. B. des Rhein-Main-Flughafens besteht, darf nicht durch
häufige Verkehrsüberlastungen gefährdet werden.

Der benachbarte Verdichtungsraum Rhein-Main ist intensiv mit der Region Mittelhessen durch Nut-
zung des mittelhessischen Arbeitskräftepotentials verflochten bzw. dadurch, daß Rhein-Main Arbeits-
plätze anbietet (so unterschiedlich werden die Fakten beschrieben und bewertet). Mittelhessen verfügt
über Studienplätze in überregional bedeutendem Umfang; auch südhessischer Bedarf wird damit ab-
gedeckt. Gleichzeitig ist Mittelhessen sowohl Ressourcenlieferant (besonders Wasser) als auch
Erholungs- und Transitraum und es profitiert vom Angebot an hochwertiger Kultur und einer internati-
onal bedeutenden Verkehrsinfrastruktur wie sie im Ballungsraum vorhanden ist. Die historisch ge-
wachsenen Strukturen erschweren die Wahrung regionaler Eigenständigkeit und den Aufbau einer
regionalen Identität. Gleichwohl ist es immer aufs Neue erforderlich, die spezifisch regionalen Interes-
sen zu definieren und deren Wahrung über Grundsätze, Ziele und Handlungskonzepte aktiv zu verfol-
gen.

Es darf zu keiner ausschließlichen Konzentration der Entwicklung in der Rhein-Main-Region kommen.
Immer weitere Arbeitswege führen zu immer mehr Verkehr und zu weiter sinkender Lebensqualität
sowie zu immer höherer Arbeitslosigkeit im Ballungsraum und in den ‘Auspendlerregionen’, die zum
Versorgungsgürtel des Ballungsraums zu werden drohen. . Es ist das Ziel der Landespolitik, im Zu-
sammenwirken mit der Region insbesondere diesem drohenden regionalen Arbeitsmarktungleichge-
wicht entgegenzuwirken.
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Die im Landesentwicklungsplan nach Vorschlägen von Mittelhessen aufgenommene Entlastungsfunk-
tion soll verhindern, daß Mittelhessen zur „Schlafregion“ Südhessens wird und daß weiter zuneh-
mende Fernpendlerzahlen durch den Verkehrsinfarkt zu den Hauptverkehrszeiten den wichtigsten
Standortvorteil Mittelhessens, die Nähe zum Rhein-Main-Raum (Flughafen, Messe, Börse, Banken,
Unternehmen) gefährden.

Das Erreichen des Entlastungsziels ist daran zu messen, wie weit es gelingt, den Fernpendlerüber-
schuß von Mittel- nach Südhessen durch die Ansiedlungsförderung wohnortnaher Arbeitsplätze (ein
allgemeines Ziel im LEP Hessen 2000) nicht weiter ansteigen zu lassen und nach Möglichkeit zu ver-
ringern. Anstatt nur Mobilitäts-„bedürfnissen“ zu entsprechen, sollte festgestellt werden, wie weit es
sich dabei um Mobilitätszwänge handelt, deren Ursache in der regionalen Funktionstrennung zwi-
schen Wohnen und Arbeiten liegt. Die Mobilitätszwänge sind zu verringern.

So wird in das regionale Leitbild aufgenommen, die großräumliche Funktionstrennung zwischen Woh-
nen und Arbeit zurückzuentwickeln und die damit verbundenen Mobilitätszwänge, Unproduktivitäten,
Zeit-, Flächen- und Treibstoffverbrauch sowie Abgasemissionen zu verringern („Arbeit zu den Men-
schen“).

Zur regionalen Entlastung ist auch die Absicherung und der Ausbau der mittelhessischen Hochschu-
len zu rechnen, die ihre innovativen Dienstleistungen überregional „exportieren“.

Brückenfunktion
Die zentrale Standortgunst ist über die überregionalen Verkehrsanbindungen zu sichern und zu nut-
zen. Deren Ausbaustand, insbesondere im Schiennetz, ist zu verbessern.

Zwischen den Ballungsräumen Rhein-Main und Rhein-Ruhr, durch die Entwicklung des europäischen
Binnenmarktes und der EU-Osterweiterung hat Mittelhessen Brückenfunktionen mit zusätzlichen Ver-
kehrsbelastungen zu übernehmen. Durch integrierte Verkehrskonzepte und strategische Maßnahmen
ist dieser Funktion sowohl unter Umwelt- als auch unter Sicherheitsaspekten Rechnung zu tragen
(näheres siehe C 4 Verkehr).

3.2 Eigenständige Regionalentwicklung

Die Stärkung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der mittelhessischen Wirtschaft und die damit
verbundene Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Arbeitsplätze sind vorrangiges Ziel der
Wirtschaftsförderung für Mittelhessen. Basis der wirtschaftlichen Erfolge Mittelhessens sind neben
Produktionsunternehmen, deren Produkte exportiert werden, auch Dienstleistungen wie z. B. Hoch-
schulbildung und Forschung, die über die Regionsgrenzen hinaus „exportiert“ werden. Die Bestands-
sicherung, Ansiedlung und Erweiterung solcher Unternehmen mit wettbewerbsfähigen und damit
langfristig sicheren Arbeitsplätzen ist im Hinblick auf die überregionale oder internationale Standort-
konkurrenz vorrangige Aufgabe. Eigenständige Regionalentwicklung fördert regionale Wirtschafts-
kreisläufe.

Die Entwicklungskonzeptionen nach Wirtschaftsbereichen:

Landwirtschaft
Erforderlich sind in der Landwirtschaft eine verstärkte Markt- und Qualitätsorientierung, Regional-
marktausrichtung, die Erhöhung der Wertschöfpung durch Veredelung, die Standortsicherung von
Weiterverarbeitungsbetrieben (Schlachthöfe, Molkereien, Brauereien, Keltereien), weitere Diversifizie-
rungen in Richtung Vollwert- und Bioprodukte, mehr ökologischer Landbau, flächenbezogene, artge-
rechte Tierhaltung, regionale Markterschließung für Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen, Di-
versifizierung in Freizeit- und Fremdenverkehrsangebote, Pflanzenabfallverwertung, Wind- und Was-
serkraftnutzung und Nachwuchsqualifizierung.

Der geringe Beschäftigtenanteil in der Landwirtschaft von 0,8 % der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten (ohne vor- und nachgelagerte Bereiche) ist möglichst zu sichern und auszubauen. Für die
marktorientierte  Diversifizierung auf ökologischen Landbau und artgerechte Tierhaltung wird unter
der Voraussetzung entsprechender Nachfrage eine Erhöhung der landwirtschaftlich Beschäftigten (bis
zur Verdoppelung) für möglich und nötig gehalten. Ein Arbeitsplatzeffekt ergibt sich auch aus der Er-
höhung der landwirtschaftlichen Wertschöpfung in Verbindung mit verstärkter, regionaler Vermark-
tung. Z. B. ist zur regionalen Vermarktung von Rapsdiesel das vorhandene Tankstellennetz zu ver-
dichten.
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Die Markterschließung für Pflanzenöl kann auch durch die Förderung von Pflanzenöl-Blockheiz-
kraftwerken (wie durch den Freistaat Bayern) vorangetrieben werden. Ebenso können Gülle-
Biogasanlagen erneuerbare Energie nutzen, die Wertschöpfung im landwirtschaftlichen Betrieb erhö-
hen, die Ausbringung des Naturdüngers erleichtern und Grundwasserschutz bewirken (Fördermittel
aus der Grundwasserabgabe). Die thermische Pflanzenabfallnutzung und Beteiligung an der Wind-
kraftnutzung wird mit Landesmitteln gefördert.

Forstwirtschaft
Zu fördern sind in der ForstwirtschaftArbeitsplätze von ländlichen Kleinunternehmern des Holzrü-
ckens, regionale Holzvermarktung, Holzbauweise und Holzverwendung sowie die stoffliche und ther-
mische Restholznutzung.

Zur Nutzung von Waldrestholz werden inzwischen Heizkraftwerke für Hackholzschnitzel schlüsselfer-
tig in zwei Tagen gebaut. Die Beteiligung an Windkraftanlagen ist geeignet, die Akzeptanz von Wald-
besitzern an Waldstandorten für Windkraftanlagen zu erhöhen.

Energiebereich
Der Energiebereich ist nach dem Verkehr der Hauptverantwortliche für die Klimagasemissionen.
Kommunale und regionale Energiewirtschaftskonzepte im Regionalplan zielen vor allem auf die
Verminderung der klimaschädlichen CO2-Emissionen durch Erhöhung der Energieeffizienz und Nut-
zung der Potentiale der Energieeinsparung und von regional erneuerbaren Energien.
Zur Erhöhung der Energieeffizienz sollten sich regionale und kommunale Energieversorgungsunter-
nehmen zu Energiedienstleistungsunternehmen entwickeln: Die regionale Wertschöpfung soll erhöht
bzw. gefördert werden durch:
� die Nutzung regionaler erneuerbarer Energiequellen (Wasser, Wind, Sonne, Pflanzen, geeignete

Abfälle),
� Existenzgründer- und Innovationsförderung für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien,
� regionale und kommunale Energiekonzepte zur Bestimmung und Nutzung von Potentialen zur

Energiebedarfsminderung,
� rationelle Energienutzung,
� regionale Markterschließung für Energie aus Pflanzenproduktion.

Durch Standortplanung und Genehmigungserleichterung sollen die o. g. Konzepte gestützt werden.

Energiedienstleistungsunternehmen verkaufen im Unterschied zu Energieversorgungsunterneh-
men nicht nur angebotsseitig Energie, sondern nachfrageseitig die gewünschte Dienstleistung wie
Licht, Wärme, Kälte, Kraft unter Einschluß der Einsparmöglichkeiten, die vertraglich mit „verkauft“
werden (Contracting). Die eingesparte Energie wird zu einem reduzierten Preis mitbezahlt. So kann
das wirtschaftlich nutzbare Energiesparpotential als Ware bzw. Dienstleistung handelbar gemacht
werden und den wirtschaftlichen Zwang, mehr Energie zu verkaufen, vermeiden. In diesem Wand-
lungsprozeß von der Energielieferung zur Dienstleistung sind vor allem die kommunalen, aber auch
die regionalen (theoretisch auch die überregionalen) Energieversorgungsunternehmen gefordert. In
kommunalen und regionalen Energiekonzepten können darüber hinaus Projekte zur Nutzung der er-
neuerbaren Energien bestimmt werden.

Standorte für die Wasserkraftnutzung sind durch Wasserrechte (auch eingezogene) vorgegeben.
Standorte bzw. Gebiete für die Windkraftnutzung werden nach der Privilegierung von Windkraftanla-
gen im Außenbereich (Baugesetzbuch-Novellierung 1996) im Regionalplan ausgewiesen. Damit wird
eine Genehmigungserleichterung erreicht.

Die im Abschnitt Landwirtschaft erwähnten Maßnahmen zur Markterschließung und Verwendung, z.
B. von Biodiesel, Rapsöl, Biogas und thermisch verwertbaren landwirtschaftlichen Abfällen, sind zu
nutzen.
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Die Nutzung regionaler, erneuerbarer Energiequellen ist neben der Umweltentlastung auch wirtschaft-
lich relevant, da durch regionalen „Import“-Substitution, Investition und Wartungsbedarf Einkommen,
Wertschöpfung und Arbeitsplätze geschaffen werden.

Industrie, Strukturwandel und Technologie
Dem Arbeitsplatzabbau bzw. der Verlagerung von Arbeitsplätzen aus Mittelhessen soll entwgegenge-
wirkt werden, ohne eine defensive, auf Konservierung abzielende Strukturpolitik zu betreiben. Mittel-
hessen hat sich immer dem Strukturwandel gestellt und seine Chancen offensiv genutzt. Es gilt des-
halb, die Rahmenbedingungen so auszugestalten und die Standortbedingungen so zu schaffen, daß
für aus strukturellen Gründen wegfallende Arbeitsplätze neue zukunftsträchtige Arbeitsplätze für Män-
ner und Frauen nachwachsen.

Mittelhessen soll auch als Produktionsstandort Zukunft haben. Dabei ist im Industriebereich das Un-
terschreiten einer „kritischen Masse“ wegen der bestehenden und weiter wachsenden Verflechtungen
zwischen Industrie und Dienstleistungen auch aus arbeitsmarktpolitischen Gründen möglichst zu ver-
hindern.

Regional und kommunal sind Industrieflächen bereitzustellen für die Bestandsentwicklung und für
Ansiedlungen, für die Planung von Industrie- und Gewerbeparks (s. Gewerbeparkkonzept Mittelhes-
sen) und für Innovations- und Gründerzentren. Industrieflächenrecycling hat Vorrang. Das regionale
Standortinformationssystem ist zur Ansiedlungswerbung zu nutzen. Wichtig sind: die Sicherung des
Technologietransferzentrums und der TransMIT GmbH, eine weitere Ergänzung der Technologiein-
stitute und der Technologieprojekte durch industrielle Förderkooperation, weitere Technologieberichte
(Medizinreport, BioRegio-Initiative, Neue Werkstoffe-Report), Mittelstandsförderung, Hilfen zur Markt-
einführung neuer Produkte, berufliche Qualifizierung und Weiterbildung, die Förderung der Energie-
und Rohstoffeffizienz, betriebliche Produktverantwortung, Recycling, Euro-Qualitätszertifizierungen,
Öko-Audits, Exportsteigerungen zur Sicherung der Weltmarktanteile und Importsubstitutionen durch
die Rückverlagerung von Vorproduktionen.

In Mittelhessen hat es trotz starker Beschäftigtenverluste in der Industrie (1991 – 1994: - 18.700;
1984 – 1995: - 4.659) von 1984 bis 1998 einen deutlichen Zuwachs von 483 neuen Industriebetrie-
ben gegeben (erst 1996 wieder ein Rückgang um 59 Industriebetriebe). Daher und im Hinblick auf die
Verlagerung vieler industrieorientierter Tätigkeiten bzw. Beschäftigten von der Industrie in den
Dienstleistungssektor wäre es falsch, von einer De-industrialisierung in Mittelhessen zu sprechen.
Bei sektoraler Betrachtung gibt es eine Verlagerung von Beschäftigten aus der Industrie zu den
Dienstleistungen, bei funktionaler Betrachtung bleiben Tätigkeiten in den Bereichen Forschung, Ent-
wicklung, Maschinenwartung, Managementberatung, Marketing, Werbung und Vertrieb auch wenn sie
in Dienstleistungsbetrieben ausgeführt werden, industriebezogen.

Mittelhessen ist auf seine industrielle Basis weiterhin angewiesen, da wichtige expandierende
Dienstleistungen wie in Südhessen (Flughafen, Banken, Börse, Messe, Versicherungen, Bürokonzent-
ration) nach den Standortanforderungen hier nicht zu erwarten sind. Die in Mittelhessen überdurch-
schnittlich vertretene Dienstleistung Hochschulen und die öffentliche Verwaltung sind durch die staat-
liche Finanzknappheit stark gefährdet. Industrieflächenengpässe  müssen vor allem in den Teilräu-
men mit überdurchschnittlicher Industriedichte sowohl für die Bestandsentwicklung als auch für An-
siedlungen durch Angebotsplanung unabhängig von konkreter Nachfrage überwunden werden. Im
Dill- und oberen Lahngebiet ist die Industrieflächenknappheit durch die hohe Industriedichte und
durch die Topographie bedingt. Hier besteht die Gefahr einer De-industrialisierung durch Industrieflä-
chenmangel, der durch die Folgenutzung der Aartalkaserne und evtl. der Dillenburger Bahnflächen
(erschwert durch sehr aufwendige Straßenanbindung) kaum entlastet wird. Im Dill- und oberen Lahn-
gebiet gibt es nicht die alternative Dienstleistungsentwicklung zur Industrie wie in Südhessen oder in
den mittelhessischen Oberzentren und Limburg a. d. Lahn.
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In den Oberzentren Gießen und Marburg und in Wetzlar haben Militärkonversionsflächen (in Gießen
auch Industriekonversion) vorübergehend Entlastung und Entwicklungsspielraum bei Gewerbe- und
Industrieflächen geschaffen. Für Gießen ist eine industrielle Stabilisierung von besonderer Bedeutung,
da hier industrielle Beschäftigtenverluste durch starke Verluste auch bei den Dienstleistungen noch
verschärft wurden.

Auch im Vogelsbergkreis und z. B. in Stadtallendorf ist die industrielle Stabilisierung ohne echte
Alternative; es sind hier die entsprechenden Flächenreserven vorhanden.

In Limburg a. d. Lahn gibt es durch den ICE-Bahnhof die Möglichkeit zu einer verkehrsdienstleis-
tungsorientierten, gewerblichen Alternative zur industriellen Entwicklung, die nicht ungenutzt bleiben
sollte (s. Beispiel Kassel).

Für die regionale Standortinformation wurde das regionale Standortinformationssystem zwischen
allen mittelhessischen Wirtschaftsförderern, der Regionalplanung und dem Transferzentrum geschaf-
fen, das auch die Voraussetzung für die regionale Ansiedlungswerbung z. B. auch im Internet bietet.

Die überdurchschnittlich mittelständisch strukturierte Industrie Mittelhessens ist ein Ansatzpunkt für
die Wirtschaftsförderung, da sich die kleineren und mittleren Betriebe als flexibler und arbeitsplatzsta-
biler erwiesen haben. Zur Verbesserung des industriellen Images der Region können Betriebsbesich-
tigungen auch in der Tourismuswerbung angeboten werden.

Eine Schwäche der mittelständischen Industrie ist die teilweise geringere Innovationskraft, da sie
nicht über die internen Entwicklungs- und Forschungskapazitäten wie die Großindustrie verfügt. Um
dieses Defizit zu beheben, ist Kooperation innerhalb der Wirtschaft und Technologietransfer zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft erforderlich. Der Aus- und Aufbau der wirtschaftlich-technischen
Infrastruktur und die Weiterentwicklung des Standes der Technik sind zentrale Aufgaben der hessi-
schen Technologiepolitik. Schwerpunkte der Technologiepolitik sind der integrierte Umweltschutz, der
Technologietransfer und die Innovationsberatung, Kooperationen von Unternehmen untereinander
und mit F+E-Einrichtungen sowie die Kommunikations- und Informationstechnik.

Die wichtigsten Innovationen werden auch in den kommenden Jahren von Technologien an den
Schnittstellen zwischen Mechanik, Chemie und Elektronik ausgehen und vor allem zu neuen Anwen-
dungen bei der Elektronik, Optik, Mechatronik, Bautechnik, Medizintechnik, Verfahrenstechnik, Hand-
habungstechnik, Umwelt- und Meßtechnik führen. Zentren, insbesondere Gemeinschaftseinrichtungen
von Unternehmen, die diese Technologien fortentwickeln, sollen zur Festigung und Verbesserung des
Wirtschafts- und Technologiestandorts Mittelhessen vorrangig gegründet und ausgebaut werden. Für
die neuen Technologiefelder müssen Nutzen und Machbarkeit der Gründung neuer Zentren geprüft
werden, insbesondere für die Bereiche Vakuumtechnologie, Recycling von Industrieabfällen, Werk-
stofftechnik Materialfluß und Logistik, Verpackungstechnologie und Medizintechnik. Die Zusammenar-
beit zwischen den Transferstellen der Hochschulen und den Technologiezentren ist weiter zu verbes-
sern und auszubauen.

Eine gute Basis dafür ist mit dem Transferzentrum Mittelhessen und dem der wirtschaftsorientierten
Technologieinstitute, der TransMit-Gesellschaft für Technologietransfer und der Technologieprojekte
und Branchenreports (BioRegio-Initiative, Medizintechnikreport, Neue Werkstoffe-Report etc.) in Mit-
telhessen gelegt und muß, nach dem Beispiel anderer Bundesländer, vom Land noch mehr gefördert
werden. Z. B. wäre in Mittelhessen die industrielle Basis für ein Institut für Verpackungstechnologie
vorhanden. Einzelne innovative Technologieprojekte wie das geotherme Energiekonzept für den Bun-
destag (Reichstagsgebäude) der JLU sind für das technologische Image der Region zu nutzen.

Die Steigerung der Rohstoff- und Energieeffizienz wird u. a. von den Öko-Audits und betrieblichen
Umweltbilanzen erwartet und kann durch Energieberatung und durch voraussichtliche Umweltsteuern
gefördert werden. Soweit sie die Wirtschaftlichkeit verbessert, wird sie sich auch arbeitssichernd aus-
wirken.
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Die Erhöhung der Exporte ist erforderlich, um in einem wachsenden Weltmarkt die Anteile zu sichern.
Auch durch die Substitution von Importen z. B. durch die Rückverlagerung von Vorproduktionen aus
dem Ausland kann die regionale Wertschöpfung erhöht werden.

Bauwirtschaft
In der Bauwirtschaft ist es erforderlich, den überregionalen Absatz zu steigern, die EU-Binnenmarkt-
orientierung und Südhessenorientierung zu verstärken; es sind mehr Umweltschutztechnologien und –
produkte einzusetzen, die Wertschöpfung zu erhöhen, mehr außerindustrielle Fertigung anzubieten
und die Kundenorientierung ist zu verstärken.

Die Bauwirtschaft muß sich der verstärkten Konkurrenz im europäischen Binnenmarkt stellen und
mehr überregional aquirieren. Innovationsmöglichkeiten z. B. im umwelttechnischen Bereich sind zu
nutzen. Auch die Bauwirtschaft kann die Innovationspotentiale der regionalen Hoch- und Berufsschu-
len mehr nutzen.

Auch das Baugewerbe ist z. T. mobil. Es ist in Mittelhessen mit 7,6 % der Beschäftigten vermutlich
deshalb stärker als in Südhessen vertreten (5,5 %), weil es mit seinen Bauleistungen auch nach Süd-
hessen „exportorientiert“ ist. Daraus resultiert zwangsläufig die bauspezifische Konjunkturabhängigkeit
im negativen wie im positiven Sinne. Unterstützungsmaßnahmen sind für kleine und mittlere Betriebe
des Baugewerbes durch gemeinsame Werbung, Akquisition, Verkauf und Auftragsverteilung möglich,
wie dies im Vogelsbergkreis mit Schreinerei- und Ausbauhandwerksbetrieben sowie Metzgern und
Bäckern in der überregionalen Direktvermarktung erprobt wurde.

Marktanteile können durch mehr Bauleistungen vor Ort gegenüber industrieller Vorfertigung zurück-
gewonnen werden. Durch verstärkte Kundenorientierung im Ausbaubereich mit der Einbeziehung
umweltverträglicher Produkte und Technologien können „importierte“ vorgefertigte Produkte und Bau-
leistungen z. B. auch aus dem Heimwerkerbereich zurückgewonnen werden.

Handwerk
Die Zukunft des Handwerks liegt mehr in der Dienstleistung und weniger in der Produktion. Die Stärke
des Handwerks ist die Flexibilität, die es ermöglicht, auf neue Märkte und Nischen schnell reagieren
zu können. Das Handwerk als letztes Glied der Wertschöpfungskette muß durch die Region unter-
stützt werden. Die Kooperation und das Zusammenwirken handwerklicher Dienstleister muß daher
ausgebaut und unterstützt werden.

Die „Facilitiy Management AG i.G. des Handwerks“ weist dabei den richtigen Weg. Durch Umbau-,
Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen trägt das Handwerk dem Gedanken der Nachhaltigkeit
Rechnung, in dem beispielsweise Wohnraum geschaffen wird, ohne neue Gebäude zu bauen. Dies
geschieht durch den Umbau ehemaliger militärischer Liegenschaften. Die Region kann dies durch
Rahmenbedingungen, die ressourcenschonend wirken, unterstützen.

Handwerksbetriebe sind eng in die Region eingeflochten und tragen damit zur Stabilisierung der Re-
gion bei. (Die Beschäftigten haben im Handwerk von 1985 bis 1995 in Mittelhessen von 66.848 um 31
% auf 87.812 zugenommen; die Zahl der Betriebe blieb konstant: 10.758 zu 10.754; die Umsätze ha-
ben sich um 43 % erhöht). Bedingung hierfür ist das Vertrauen der Kunden in den Inhaber (Hand-
werksmeister), der durch seine Qualifikation auch als Vermittler zwischen Industrie und Verbrauchern
agiert. Für einen qualifizierten Meisternachwuchs braucht es qualifizierte Gesellen und Lehrlinge. Die
Region kann dies unterstützen durch eine Verbesserung der schulischen Ausbildung.

Einzelhandel
Der Einzelhandel muß seine regionale und zentralörtliche Kaufkraftbindung sichern und stärken, den
regionalen Binnenmarkt durch regionalen Bezug und Vermarktung verstärken. Stadtrandstandorte
sind planerisch durch restriktive Sondergebietsausweisungen zugunsten der innerstädtischen Stand-
orte zu begrenzen, das Rapsdieseltankstellennetz ist zu verdichten.

Vor allem im Lebensmitteleinzelhandel können durch den verstärkten regionalen Bezug von Fleisch,
Gemüse, Obst, Getränken, Molkereiprodukten, Wurst- und Backwaren, Blumen etc. Transportwege, -
kosten und Verkehrsemissionen verringert, Konsumentenvertrauen und –bindung verstärkt, die Um-
stellung der landwirtschaftlichen Produktion aus biologische Vollwertprodukte gefördert und die regio-
nale Wertschöpfung erhöht werden. Für neue Produkte wie Biodiesel sind Markterschließungsmaß-
nahmen wie Verarbeitung, Motorenumstellung, Tankstellennetz etc. notwendig.



157

Verkehrsdienstleistungen
Die Verkehrsdienstleistungen sind zu verbessern: durch dezentrale Teilstandorte eines regionalen
Güterverkehrszentrums mit Schiene-Straße-Verknüpfung, durch die Nutzung der zentralen Standort-
gunst mit Gewerbeflächenbereitstellung auch für Logistik- und Distributionsbetriebe in Kooperation mit
Südhessen, durch den Ausbau der überregionalen Verkehrsverbindungen vor allem der Schiene und
durch die Verbesserung des ÖPNV.

Die zentrale Lage Mittelhessens in Deutschland und Europa bedeutet neben dem Nachteil des Tran-
sitverkehrs gleichzeitig einen Ansiedlungsvorteil für Betriebe der Logistik und Distribution. Diese
sind zwar wenig arbeitsplatz-, aber flächenintensiv und stehen daher mit dem Ziel einer sparsamen
Flächeninanspruchnahme in Konflikt (s. Ziel Gewerbeflächenbedarf), sind aber in zentraler Lage eher
verkehrsmindernd, vor allem, wenn sie Schiene und Straße verknüpfen und in Güterverkehrszentren
(Bsp. GVZ Kassel) integriert sind.

Der Ausbau der überregionalen Verkehrsverbindungen (s. unter Nr. 3 Brückenfunktion) ist unter dem
Aspekt der Nachhaltigkeit im Hinblick auf den Zuwachs des Transitverkehrs auf der Straße zu prüfen.

Eine Verdichtung des ÖPNV-Netzes schafft Arbeitsplätze (Bsp. Busfahrerinnen im Vogelsbergkreis)
und vermindert Emissionen des individuellen Binnenverkehrs.

Telekommunikation
In der Telekommunikation sind Infrastruktur, Datennetze, Server und regionale Datenverbundnetze
auszubauen: Die virtuelle Messe Mittelhessen, der KGRZ-Kommunale Datenverbund, die virtuelle
Weiterbildungsakademie, der Bildungsatlas und das Standortinformationssystem Mittelhessen sind
weiter auszubauen und zu nutzen. Weitere Telehäuser sind neben Schotten und Wetter einzurichten
und Telearbeitszentren in Büroparks zur Fernpendlerreduzierung zu konzipieren. Internetcafés kön-
nen in privater Trägerschaft in allen zentralen Orten entstehen.

Im Bereich Nachrichtenverkehr und Telekommunikation wird die Verfügbarkeit einer leistungsfähigen,
kommunikationstechnischen Infrastruktur mit muldimedialen Diensten zum schnellen Informations-
austausch zwischen verschiedenen Standorten immer bedeutsamer. Dabei ist ein früher und mög-
lichst zeitgleicher Anschluß aller Teilräume an moderne Kommunikationsnetze anzustreben sowie die
frühe und breite Nutzung der neuen Telekommunikationstechniken durch Wirtschaft und Verwaltung
zu ermöglichen. In diesem Rahmen soll ein landesweites Kommunikationsnetz für die Landesverwal-
tung und die landesnahen Einrichtungen aufgebaut werden, das als Option auch eine Integration regi-
onaler Netze vorsieht.

Insbesondere ist auch für die Zeit nach der Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte sicherzu-
stellen, daß ein flächendeckend angemessenes und ausreichendes sowie kostengünstiges Angebot
an Dienstleistungen im Bereich des Postwesens und der Telekommunikation zur Verfügung steht.
Dieser Universaldienst sollte bedarfsgerecht auch innovative Dienste einschließen und ist dynamisch
an die wachsenden technischen Möglichkeiten anzupassen.

Zur Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen des ländlichen Raumes und insbesondere der struktur-
schwachen Gebiete gegenüber dem Verdichtungsgebiet Rhein-Main bei der Einführung innovativer
Telekommunikations- und Informationstechnologien ist in Kooperation mit Hochschulen und sonstigen
Einrichtungen aus Wissenschaft und Wirtschaft der Ausbau regionaler Dienstleistungszentren für In-
formation und Schulung, Beratung und Technologietransfer weiterzuführen. Internetcafés auch in den
zentralen Orten des ländlichen Raumes, sind geeignet, teilräumliche Nachteile beim Zugang zur Tele-
kommunikation abzubauen.
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Hochschulen
Der mittelhessische, überregional bedeutende Hochschulanteil ist in der Ausbauplanung sichern.

Die wichtigste Dienstleistung Mittelhessens sind die drei Hochschulen: Justus-Liebig-Universität Gie-
ßen, Philipps-Universität Marburg und Fachhochschule Gießen-Friedberg. Sie sind hochinnovativ,
zukunftsfähig und in regionaler Betrachtung „export“-orientiert, was ihren die Regionsgrenzen über-
greifenden Einzugsbereich an Studenten und für die Kliniken Patienten betrifft. Dies kann durch spe-
zielle Angebote für ausländische Studenten noch verstärkt werden. Diese produktive Dienstleistung ist
der größte Arbeitgeber in Mittelhessen mit dem am höchsten qualifizierten Personal und erzeugt un-
schätzbare spin-off- und Synergieeffekte. Sie ist der entscheidende Träger eines zukunftsfähigen
Strukturwandels in Mittelhessen, das über keine Dienstleistungen verfügt, die in Südhessen den
Strukturwandel tragen (Flughafen, Fernbahn, Straßenverkehrsknoten, Messe, Börse, Banken- und
Bürokonzentration). Mittelhessen kann eine Entwicklung in diese Richtung auch nicht erwarten. Die
mit den Hochschulen erfolgende regionale Entlastung Südhessens durch Mittelhessen muß erhalten
bleiben.

Hochschuldienstleistungen sind nicht sehr standortgebunden. Daher können und müssen landesweite
Ausbaukonzepte strukturpolitischen Kriterien folgen.

Sonstige öffentliche Dienstleistungen
Zur Stärkung sonstiger öffentlicher Dienstleistungen sind kommunale Energiedienstleistungsunter-
nehmen zu entwickeln, die Beschäftigungsförderung und die regionale Abfallverwertung weiter auszu-
bauen.

Im Bereich der öffentlichen Verwaltung (Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesen, Ver- und Entsor-
gung) steht die Beschäftigtenentwicklung unter dem Druck der öffentlichen Finanzmisere und den
Forderungen nach Privatisierung. Letzteres kann sich in bezug auf Arbeitsplatzsicherung positiv aus-
wirken. Rechtliche Unsicherheiten bei der Abgrenzung zwischen dem privaten und öffentlichen Sektor,
z. B. zwischen Abfallverwertung und entsorgung oder Energieversorgungs- und –dienstleistungsun-
ternehmen, erschweren entsprechende Entscheidungen.

Banken
Die Banken können ihre Funktion bei der Förderung der regionalen Wirtschaftsentwicklung z. B. durch
regionale Bankenkooperation für Innovationsfinanzierung und Entwicklungschancenkredite noch wei-
ter verstärken.

Die Finanzdienstleistungen der Banken sind in Mittelhessen im Unterschied zu Südhessen nicht „ex-
port“, sondern nur auf den regionalen Bedarf orientiert. Hier sollten sie im eigenen Interesse verstärkt
die regionale Entwicklung zum Ziel haben und Existenzgründungen mehr unter dem Chancenaspekt
als dem Risikoaspekt beurteilen. Schließlich fließen Löhne, Einkommen, Umsätze, Gewinne und Kre-
dite an sie zurück. Verstärkte regionale Kooperation wie in der TransMIT Gesellschaft für Technolo-
gietransfer mbH ist geeignet, die Erkenntnisse über konkrete Entwicklungschancen zu verdichten.

Kultur
Die Kulturdienstleistungen, wie z. B. der mittelhessische Kultursommer, können stärker nach außen
für das Regionsimage genutzt werden. Die mittelhessischen Kulturdienstleistungen sind nur wenig
exportorientiert; eine bedeutende Ausnahme sind z. B. die Weilburger Schloßkonzerte.

Es ist zu prüfen, wie der in Mittelhessen etablierte Kultursommer mehr für die Imagewerbung der Re-
gion außerhalb genutzt werden kann.

Tourismus
Mittelhessen läßt sich als Gesamtregion nicht am touristischen Markt positionieren. Die touristische
Vermarktung in Mittelhessen sollte sich an den bekannten Landschaftsregionen orientieren. Träger
der regionalen touristischen Vermarktung sind die bereits bestehenden regionalen Tourismusorgani-
sationen. Neben der regionalen Koordination der Aktivitäten sollten die Ziele und Aktivitäten benach-
barter Regionen und des Landes Hessen Berücksichtigung finden.
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Bei der Geschäftsreisetätigkeit profitiert Mittelhessen z. T. von der Nähe zu Frankfurt am Main
(Messe, Wirtschaftsstandort und internationale Verkehrsdrehscheibe). Für einen schienenverkehrsori-
entierten Tagungsschwerpunkt (wie Kassel) fehlen bisher die erstklassigen Schienenfernverbindun-
gen, die aber am neuen ICE-Bahnhof Limburg a. d. Lahn entstehen. Hier sollten entsprechende Ho-
telkapazitäten eingeplant werden. Die hochschulbezogenen Hotelkapazitäten in Gießen und Marburg
weisen eine akzeptable Auslastung auf.

Bei der Tourismusentwicklung kann Mittelhessen für Kurzurlaube durch seine zentrale Lage mit
naturnaher Mittelgebirgslandschaft und kulturhistorischen Städten werben. Verbesserungen wären
durch eine regional koordinierte Werbung und durch einen regionalen Buchungsservice im Verbund
(vergleichbar dem mittelhessischen Standortinformationsverbund). Der Lahntourismus wurde durch
den Lahn-Radwanderweg und Infrastruktur für das Bootswandern wesentlich gefördert und das Land-
schaftspotential durch das Auenschutzprogramm gesichert. Für den Artenschutz ist hier eine Touris-
muslenkung notwendig.

In regionaler Betrachtung sollten auch Standortplanungen für ein bis zwei auf Massenpublikum ausge-
richtete Freizeit- oder Ferienparks durchgeführt werden, die auf der Verkehrsgunst Mittelhessens auf-
bauen und als Frequenzbringer für die vorhandenen Attraktionen dienen können.

Eine zusammenfassende Darstellung der besten Urlaubs- und Freizeitangebote würde die Attraktivität
Mittelhessens erhöhen. Zielgruppenorientierung erfordert auch Broschüren in englisch, holländisch
etc.

Die Förderung der öffentlichen Tourismus-Infrastruktur erfolgt schwerpunktmäßig. Sie richtet sich be-
vorzugt an Projekte, die eine besondere regionale – nicht nur lokale – Wirksamkeit entfalten, die in der
Region zwischen den öffentlichen und privaten Akteuren des Tourismus im Konsens abgestimmt und
in ein regionales touristisches Leitbild eingepaßt sind.

Die touristischen Leitbilder sind als Bestandteile integrierter regionaler Entwicklungskonzepte in den
Regionen oder in landschaftsbezogenen abgegrenzten Teilregionen zu erarbeiten. Sie sollen unter
Berücksichtigung der unterschiedlichen Interessen und Einflußfaktoren auf die touristische Entwick-
lung der Region den Rahmen beschreiben, in dem sich das zielorientierte Handeln der am Tourismus
Beteiligten bewegen soll und im Rahmen einer Prioritätensetzung Auskunft darüber geben, welche
Maßnahmen für die Tourismusentwicklung als notwendig erachtet werden. Die Leitbilder haben die
endogenen Potentiale der Regionen aufzunehmen. Regionale Identität, regionaltypische Gegeben-
heiten, kultureller Reichtum und heimische Angebote sollen die Basis aller Überlegungen für die Erar-
beitung der regionalen touristischen Leitbilder bilden.

Neben dem klassischen „Urlaub auf dem Bauernhof“ mit der Hauptzielgruppe Familien mit Kindern,
der eine Annäherung an die naturräumlichen Gegebenheiten der Region, ihrer Tier- und Pflanzenwelt,
ihrer historisch-kultureller Wurzeln oder an die Lebens- und Arbeitszusammenhäng ihrer Menschen
erlaubt, sollen andere „sanfte“ Urlaubsformen wie z. B. Fahrrad- und Wasserwandern oder Reiterfe-
rien durch den Ausbau der notwendigen Infrastruktur gezielt gefördert werden. Dabei ist auch eine
geeignete Einbeziehung der Naturschutzgebiete (nach dänischem Vorbild) anzustreben. Ein auf den
Tourismus abgestimmtes Angebot von Betriebsbesichtigungen verbessert die Schlechtwetteraktivitä-
ten.

Die mittelhessischen Kurorte Bad Endbach und Bad Camberg sind angesichts verschärfter Wettbe-
werbsbedingungen und der kostendämpfenden Maßnahmen im Gesundheitswesen als wichtiger Teil-
bereich des Tourismus zu sichern und marktgerecht fortzuentwickeln. Zur Deckung des Investitions-
bedarfs sind eigenständige Finanzierungsinstrumente auf Landesebene – wie die Sonderstellung im
Kommunalen Finanzausgleich – auch künftig notwendig, die durch die Landesförderung touristischer
Infrastruktur nur ergänzt werden können. Der qualitätssteigernde Ausbau der Heilbäder soll auch zur
regionalen Stärkung des Tourismus beitragen. In Kurorten und Heilbädern sind alle Planungen und
Maßnahmen im Rahmen öffentlicher Genehmigungsverfahren daraufhin zu überprüfen, ob sie mit
dem Kurortstatus vereinbar sind und ob Tourismusbelange angemessen berücksichtigt worden sind.
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Regionalpolitik und Verwaltung
Auch Regionalpolitik und Verwaltung können noch weiter zur regionalen wirtschaftlichen Entwicklung
beitragen, z. B. durch regionale Kooperation und regionale Interessenvertretung (Regionalversamm-
lung, Mittelhessenrunde). Notwendig ist es, mehr das Regionsimage zu fördern, den regionalen
Standortinformationsverbund zu nutzen, die Wirtschaftsförderung zu koordinieren, teilräumliche Ent-
wicklungs-, Energie- und Nachhaltigkeitskonzepte zu erstellen, Kommunale Agenden 21 und das Ge-
werbeflächenkonzept umzusetzen sowie die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren fortzufüh-
ren.

Die in der Regionalversammlung und Mittelhessenrunde bereits entwickelte regionale Kooperation
kann noch sehr viel weiter ausgebaut und intensiviert werden. Dabei ist den Prinzipien der Subsidia-
rität, Partizipation, Dezentralität, Diversität, Kooperation und Integration Rechnung zu tragen. Dabei
sind weiche Organisationsstrukturen in Kooperationen z. B. für teilregionale Entwicklungskonzepte
anstelle hierarchischer Strukturen als Stärke, nicht als Schwäche zu verstehen. Obwohl Kooperati-
onsnetzwerke zerbrechlich und von der Bereitschaft abhängig sind, Vereinbarungen aufkündbar, Kon-
flikte nur begrenzt austragbar und Entscheidungen unzureichend legitimiert sind, liegen ihre Vorteile in
der Aktivierung und Nutzung von Initiativen, die ohne die Kooperation ungenutzt blieben. Viele Bedin-
gungen für die regionale Wirtschaftsentwicklung sind auf der regionalen und Landesebene beeinfluß-
bar, auch wenn die volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen, wie z. B. das Steuersystem, noch
entscheidender sind.

Neben der Organisation regionaler Kooperation sind Verwaltungsmodernisierung z. B. zur effektive-
ren Koordinierung der Träger öffentlicher Belange bei Genehmigungsverfahren, ziel- und ergebnisori-
entierte Verwaltungsabläufe, öffentlich-private Partnerschaft und als Dienstleistung verstandene Ver-
waltung als Entwicklungsreserven zu mobilisieren. Ein wichtiges regionales Koordinierungsinstrument,
das die regionalen Flächennutzungsansprüche langfristig abstimmt und das regionale Entwicklungs-
konzept umfassend abgestimmt beinhaltet, ist der Regionalplan Mittelhessen.

Beschäftigungs- und Ausbildungsförderung
Berufliche Qualifikation ist das wichtigste regionale Potential im globalen Wettbewerb. Sie ist auch
durch überbetriebliche regionale Ansätze auf den neuesten Stand zu bringen.

Die Beschäftigungs- und Ausbildungsförderung ist aufgrund des großen Bedarfs weiter durch Lohn-
kostenzuschüsse für Existenzgründer (Beschäftigungsbrücken zum ersten Arbeitsmarkt) auszubauen,
Beschäftigungsgesellschaften (Arbeit statt Sozialhilfe) sind zu fördern, Förderprogramme regional zu
koordinieren, Arbeitsmarktfonds zum Kompetenzerhalt und zur Qualifikationssicherung und betriebli-
che Ausbildungsverbünde sind zu schaffen.

Ziel muß es sein, auf Regionsebene eine Verzahnung der aktiven Arbeitsmarktpolitik mit struktur- und
wirtschaftspolitischen Strategien zu fördern und ausgehend von einer Analyse der Stärken und
Schwächen der Region mittel- und langfristige Perspektiven für eine erfolgreiche Arbeitsmarkt- und
Wirtschaftspolitik zu entwickeln. Darüber hinaus sollten Empfehlungen für eine Koordinierung mögli-
cher Handlungsansätze gegeben werden können.

Die Beschäftigungsförderung sollte mehr mit der Wirtschaftsförderung koordiniert werden. Zum Ziel
der Bundesregierung die Arbeitslosigkeit wesentlich zu reduzieren, sind neben wirtschafts- auch be-
schäftigungspolitische Maßnahmen erforderlich.25 Sie sind überwiegend überregionaler, gesetzlicher
und tarifrechtlicher Natur. Auf der regionalen Ebene gibt es die Möglichkeiten von Beschäftigungs-
brücken (über den „zweiten“ zum „ersten“ Arbeitsmarkt), der Synergieeffekte durch Koordinierung der
öffentlichen Förderprogramme und der Mobilisierung unternehmerischer Verantwortung in privat-
öffentlichen Kooperationen. Beschäftigungsbrücken wie Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei den
Kommunen und anderen öffentlichen Trägern sind in den Landkreisen und Kommunen Mittelhessens
unterschiedlich entwickelt.

                                          
25 Europäische Kommission: Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung, Weißbuch, Brüssel, Luxemburg, 1994.
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Beschäftigungsgesellschaften existieren in den mittelhessischen Landkreisen z. T. mit finanzieller
Beteiligung von Kommunen. Die größte ist das Zentrum für Arbeit und Umwelt Gießen (ZAUG) mit
über 500 Beschäftigten bzw. Auszubildenden und Zu-Qualifizierenden u. a. in einem Biolandhof, Ent-
sorgungs- und Recyclingzentren, Zuchtbetrieben für Pilze und Blutegel, Großküche, Café, Partyservi-
ce, Wäscherei, Schneiderei. Als öffentlich geförderte Beschäftigungs- und Ausbildungsmaßnahmen,
die davon ausgehen, Arbeit statt Arbeitslosigkeit 26 zu finanzieren, sind sie durch die Defizite der öf-
fentlichen Haushalte und durch die Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen gegenüber dem ersten
Arbeitsmarkt in der Entwicklung begrenzt, auch weil subventionierte Arbeitsplätze nicht gegen nicht-
subventionierte konkurrieren sollten.

Die Quantität ist durch die Haushaltsmittel eng begrenzt (1995 in Hessen  ca. 8.000 Teilnehmer an
den arbeitsmarktpolitischen Programmen der Hessischen Landesregierung 27, das sind ca. 3 % der
ca. 240.000 Arbeitslosen). Wettbewerbsverzerrungen sind unbedeutend im Vergleich zu Subventio-
nen auf Bundesebene im sog. „ersten“ Arbeitsmarkt: z. B. Kohle, Werften, Luft- und Raumfahrt, Kern-
forschung, industrielle Kerne in den neuen Bundesländern und Landwirtschaft. Sie dienen z. T. struk-
turerhaltenden, strukturverändernden oder auch sozialen und ökologischen Zielen. Auf der kommu-
nalen Ebene wird meist ein ordnungspolitisch engerer Maßstab angelegt.

Von einer besseren Koordinierung der arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischen Programme auf
der regionalen Ebene wird ein synergetischer Effektivitätsgewinn erwartet. Zu dem Zweck hat die
Hessische Landesregierung im Haushaltsjahr 1995 zunächst in einer modellhaften Erprobungsphase
fünf regionale Koordinierungsstellen in fünf hessischen Landkreisen, darunter der Lahn-Dill-Kreis
und der Kreis Gießen, gefördert. Sie sind als Stabsstellen grundsätzlich der politischen Spitze (Land-
rat, Oberbürgermeister) zugeordnet und kooperieren mit den Wirtschaftsförderern, dem Sozialamt und
der Frauenbeauftragten. Sie bestehen aus Koordinator/in und einer Verwaltungskraft. Regionale Ko-
ordinierungsmaßnahmen sollen als Teil einer integrierten regionalen Zusammenarbeit in Regionalfo-
ren verstanden und in regionale Entwicklungskonzepte integriert werden.

Mit der Zusammenarbeit aller Arbeitsmarktakteure (Unternehmen, Gewerkschaften, Arbeitsamt, Be-
schäftigungsgesellschaften, Initiativgruppen) ergibt sich die Möglichkeit, regionale und kommunale
Arbeitsmarktfonds zu bilden. Aus einem Arbeitsmarktfonds erhalten Arbeitslose Hilfen zum Kompe-
tenzerhalt und zur weiteren Qualifikation. Die Leistungen zum Lebensunterhalt werden durch Unter-
haltsgeld bzw. Arbeitslosengeld seitens des Arbeitsamtes sichergestellt. Insbesondere Betriebe, in
denen es zu betriebsbedingten Kündigungen kommt, und die Kommune sorgen dafür, daß keine pas-
sive Arbeitslosigkeit entstehen kann, sondern vielmehr Maßnahmen für aktive Arbeitslosigkeit sicher-
gestellt werden. Betriebe und Kommune stellen berufliche Bildungskapazitäten zur Verfügung, sei es,
daß sie diese finanzieren oder als Sachleistung einbringen.28

Analysen für regionale Entwicklungskonzepte sollten sich auf Angaben beschränken,
� die das besondere Profil der Region beschreiben,
� die regionsspezifischen Stärken und Schwächen sowie Entwicklungschancen und –hemmnisse

aufzeigen und
� die zur unmittelbaren Begründung von Handlungsschwerpunkten und Projekten führen.

                                          
26   Hessisches Landesprogramm: Arbeit statt Sozialhilfe.
27   Hessischer Landtag, Drucksache Nr. 13/7159: Effizienz der hessischen Arbeitsmarktpolitik.
28  Im Ingolstädter Arbeitsmarktfonds z. B. beteiligen sich (1995) 11 Firmen, Kirche und Stadt mit einer Industrieführungsgesell-
    schaft.
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3.3 Wirtschaftliche Stärken und Schwächen Mittelhessens

Die entwicklungsfähigen Stärken und abzubauenden Schwächen Mittelhessens sind nachstehend im
Überblick zusammengefaßt. Er verdeutlicht, daß viele Bedingungen für die regionale Entwicklung auf
regionaler und Landesebene beeinflußbar sind.

Stärken Nutzungs- bzw. Verbesserungsmöglichkeiten

 1. Nähe zur Rhein-Main-Region Erreichbarkeit sichern
(Flughafen, Börse, Messen, Ban- Pendlerreduzierung, ÖPNV
ken, Unternehmen, Märkte) Lieferbeziehungen stärken

 2. Zentrale Lage verbessern Distribution und Logistik
 3. Polyzentralität Städtekooperation
 4. Mittelständische Struktur Mittelstandsförderung
 5. Gewerbeflächenvorsorge Flächenverfügbarkeit sichern
 6. rel. niedrige Bodenpreise
 7. Wissenschaftspotential Technologietransfer verbessern
 8. Hochschulbildungspotential sichern, reformieren
 9. Innovations- und Transfereinr. ausbauen und ergänzen
10. Bio-Regio-Konzept anwenden, umsetzen
11. Erholungs- und Freizeitwert sichern und entwickeln
12. Raumordnungskonsens fortsetzen
13. Regionale Kooperation Regionalversammlung,

Mittelhessenrunde
14. Freiwerdende Militäreinrichtungen erfolgreiche Konversion
15. Erneuerbare Energien noch mehr nutzen
16. Beschäftigungsgesellschaften weiter entwickeln
17. Abfallverbund erweitern

Schwächen Abhilfe

 1. Arbeitslosigkeit Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung
 2. Auspendler Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung
 3. Niedriger Dienstleistungsanteil Mittelstands- und Existenzgründerförderung
 4. Teilräuml. Gewerbeflächenknappheit Flächenvorsorgeplanung
 5. Heterogenität Regionale Kooperation
 6. Regionsimage Präsentation (Kultursommer)
 7. Transitverkehr Beschleunigung, Verlagerung
 8. Politische Repräsentanz Mittelhessenrunde, Initiativgruppe
 9. Regionale Eigenverantwortlichkeit Regionalisierung

3.4 Gewerbeflächenkonzept

Die im Regionalplan (Karte) ausgewiesenen 1.700 ha Gewerbeflächen (Bereich für Industrie und Ge-
werbe, Zuwachs) sind nach dem prognostizierten Defizit von 90.000 Arbeitsplätzen berechnet.

Die Prognose der Arbeitsmarktbilanz für das Jahr 2010 ergibt (wie im RROPM 1995) ein Arbeits-
platzdefizit in der Größenordnung von rd. 100.000 (67.700 Erwerbslose, darunter 45.000 Arbeitslose,
22.700 Stille Reserve und 40.000 Pendlersaldo), wobei eine Zunahme der Erwerbstätigen (Arbeits-
plätze) zwischen 1995 und 2010 in der Prognose enthalten ist; vgl. Arbeitsmarktbilanz im RROG
1997, Kap. 8.5.

In Gewerbeflächenbedarf umgerechnet ergibt dies mit 75 Arbeitsplätzen pro Hektar 1.300 ha. Einer-
seits wird eine vergleichsweise hohe Beschäftigtendichte von 75/ha wird gewählt, um eine möglichst
sparsame Flächeninanspruchnahme anzuregen. Denn tatsächlich gibt es eine große Bandbreite bei
der Beschäftigtendichte, z. B. zwischen mehrgeschossigen Bürobauten und Logistikbetrieben, die
auch nebeneinander in einer Gewerbefläche vorkommen (Ex-Steubenkaserne/Euro-Viertel in Gie-
ßen). Andererseits sind nicht für alle fehlenden Arbeitsplätze neue Flächen erforderlich, da Arbeits-
platzreserven z. T. auch noch in betrieblich untergenutzten Flächen und in den Bestandsflächen des
RPl vorhanden sind. Zu berücksichtigen ist aber auch die tendenziell spezifische Flächenbedarfszu-
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nahme pro Arbeitsplatz, die eher für eine geringere zu realisierende Beschäftigtendichte spricht. Eine
Beschäftigtendichte von 50 Arbeitsplätzen/ha ergäbe einen Bedarf von 2.000 ha.

Für die in Mittelhessen ansässigen Unternehmen sowie Unternehmen, die neu gegründet werden,
sind zur Sicherung der wirtschaftlichen Entwicklung und von Arbeitsplätzen von der Regional- und
Bauleitplanung im notwendigen Umfang Flächen für die Erweiterung, Verlagerung und Neuansiedlung
auszuweisen.

Vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich für die gewerbliche und industrielle Nut-
zung ist die Reaktivierung nicht mehr genutzter oder die Intensivierung nicht optimal genutzter Bauflä-
chen unter den Gesichtspunkten eines vertretbaren Kosten- und Zeitaufwandes zu prüfen. Die Mög-
lichkeit der Arrondierung vorhandener Gewerbe- und Industriestandorte ist, soweit das städtebaulich
und ökologisch vertretbar ist, vor der Inanspruchnahme anderer Flächen auszuschöpfen.

Von der Regionalplanung sind Gewerbeflächenkonzepte, und zwar gemeindeübergreifend, für die
Regionen zu entwickeln, in denen anhand des Umfanges der zur Verfügung stehenden Gewerbeflä-
chen, ihrer Verfügbarkeit, des örtlichen und überörtlichen Bedarfs und anderer Kriterien Vorstellungen
zu weiteren notwendigen Flächenausweisungen festgelegt werden. Diese Konzepte sind regional und
zwischen den Regionen abzustimmen. Landesweite Bedarfe und landesweit bedeutsame Einrichtun-
gen sind dabei angemessen zu berücksichtigen. Die Gewerbeflächenkonzepte sind regelmäßig fort-
zuschreiben.

In den Verdichtungsräumen Mittelhessens ist die Ausweisung von Gewerbe- und Industrieflächen an
dem Bedarf zur langfristigen Sicherung der wirtschaftlichen und umweltverträglichen Entwicklung zu
orientieren. Die Flächenbereitstellungen für Neuansiedlungen sollen im Sinne einer Angebotspla-
nung schwerpunktmäßig in den Ober- und Mittelzentren stattfinden. In den weiteren Gemeinden ist
eine bedarfsorientierte gewerbliche Flächenausweisung vorzusehen. Zur Optimierung der Flächenin-
anspruchnahme ist die verstärkte interkommunale Zusammenarbeit anzustreben.

Auf der Basis der abgestimmten regionalen Gewerbeflächenkonzepte ist die regionale und interkom-
munale Zusammenarbeit von der Regionalplanung zu unterstützen und zu fördern. Bereits ausgewie-
sene, aber noch nicht mobilisierte Flächen sind an den Standortanforderungen der Wirtschaft und an
der Verfügbarmachung zu überprüfen. Die Bedarfsdeckung ist ggf. durch Flächentausch oder Neu-
darstellung zu sichern. Die Gemeinden sollen durch die Bauleitplanung eine intensivere Nutzung von
Industrie- und Gewerbeflächen anstreben. Mehrgeschossigkeit, sparsame Erschließungssystem und
sinnvolle Lösungen zu Stellplätzen können zur Minderung des Flächenverbrauchs beitragen. Kon-
zepte zur gemeinschaftlichen Standortnutzung durch mehrere Betriebe, wie z. B. Gewerbeparks oder
Gewerbehöfe, sind zu fördern.

Zur Bewältigung des Strukturwandels sind für die Umstellung und Neuansiedlung von Betrieben
Flächen bereitzustellen. Die gewerbliche Flächenbereitstellung muß neben dem grundsätzlichen Ord-
nungssystem der Flächenbereitstellung in den Ober- und Mittelzentren u. a. für die Angebotsplanung
an den Flächenkapazitäten und der Nachfragesituation auch in den weiteren Orten ausgerichtet wer-
den. Hierzu ist die Erstellung von Gewerbeflächenkonzepten auf der Basis von Bedarfsanalysen not-
wendig. Mit diesen Gewerbeflächenkonzepten, die verstärkt die Nachfrage einbeziehen, wird die Be-
rücksichtigung von örtlichen Problemen im regionalen Kontext ermöglicht, gleichzeitig aber auch die
Initiative vor Ort gestärkt.

Der Strukturwandel führt zwar auf der einen Seite zu Flächenfreisetzungen, diese kommen jedoch
aufgrund von Lagemerkmalen, Gebäuden etc. nicht immer für eine weitere Nutzung durch Gewerbe in
Frage. Auch die zunehmenden Konflikte mit anderen Nutzungen führen zu Flächennachfrage. Dies
bedeutet, daß einerseits verstärkte Initiativen zur Wiedernutzung aufgegebener Flächen, insbeson-
dere Militärflächen, andererseits neue Flächen für die gewerbliche Entwicklung zur Verfügung gestellt
werden müssen. Die insgesamt zunehmende Flächenknappheit bedingt eine verstärkte kommunale
und regionale Zusammenarbeit bei der Flächenbereitstellung und Wiederaufbereitung von Flächen.
Für strukturbestimmende Betriebe müssen ausreichend Flächen vorgehalten werden. Dies betrifft
insbesondere die Sicherung vorhandener Standorte, an denen auch Umstrukturierungs- und Erweite-
rungsmöglichkeiten angeboten werden müssen.

Die Ausweisung von Gewerbeflächen (Bereiche für Gewerbe einschließlich Industrie) gehört zu den
zentralen Aufgaben und Instrumenten der Regionalplanung als Vorsorgeplanung für den Produkti-
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onsfaktor Boden für Standortsicherung und Strukturwandel im Wettbewerb der Regionen. Gewerbe-
flächen sind ein notwendiger „harter“ Standortfaktor.
Vor dem Hintergrund der Wettbewerbs- und Niederlassungsfreiheit in Verbindung mit den regionalen
Kohäsionszielen muß es sich dabei vorrangig um eine Angebotsplanung handeln, die wegen der
Langfristigkeit der Regionalplanung und der Kurzfristigkeit gewerblicher Investorenentscheidungen
unabhängig von konkreter Nachfrage vorgenommen wird.

Die Beschäftigungswirksamkeit von Gewerbeflächen zeigt sich in der gemeindeweisen Analyse der
Beschäftigtenentwicklung zwischen 1990 und 1995. In diesem Zeitraum allgemeiner Beschäftigten-
verluste haben Städte und Gemeinden mit verfügbaren Gewerbeflächen deutliche Beschäftigtenge-
winne zu verzeichnen, soweit sie nicht von Einbrüchen im betrieblichen Bestand kompensiert wurden.

Gründe für die Gewerbeflächenausweisung in Mittelhessen sind:
� für das Entstehen neuer Arbeitsplätze in der Größenordnung, die in der Arbeitsmarktbilanz prog-

nostiziert wird, die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen,
� die regionale Wettbewerbsfähigkeit beim Standortfaktor Flächenverfügbarkeit,
� den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten der vorhandenen Betriebe zu sichern,
� wohnortnahe Arbeitsplätze (räumliche Funktionsmischung von Arbeit und Wohnen mit kurzen

Arbeitswegen, dezentrale Konzentration),
� die regionale Eigenentwicklung mit umweltverträglichem Strukturwandel und
� die regionale Entlastung Südhessens zum Abbau regionaler Disparitäten mit Begrenzung und

Verringerung der mittelhessischen Auspendlerüberschüsse zur überregionalen Verkehrsvermei-
dung.

Wohnortnahe Arbeitsplätze sollen über den Abbau beruflicher Mobilitätszwänge ökonomische, ökolo-
gische und soziale Kosten vermeiden helfen.

Gewerbeflächenangebote dienen vorrangig der Entwicklung ansässiger Betriebe (Erweiterungs- und
Verlagerungsbedarf) sowie der Neugründung von Betrieben und der Neuansiedlung von Betrieben
aus anderen Regionen. Die Inanspruchnahme der Gewerbeflächen in den zurückliegenden Jahren
zeigt, daß die Entwicklung aus dem Bestand einschließlich Neugründungen gegenüber Ansiedlungen
überwiegt.

Im „ländlichen“ Raum ist der notwendige Strukturwandel durch die Schaffung außerlandwirtschaftli-
cher Arbeitsplätze mit dem Vermeiden des Fernauspendelns großer Teile der Erwerbsbevölkerung
ohne neue wohnortnahe Gewerbeflächen nicht möglich.

Gewerbeflächeninanspruchnahme sollte kein Flächenverbrauch, sondern Flächennutzung sein, die
- unter Nachhaltigkeitskriterien - Folgenutzungen ermöglicht. Daß dies vor allem möglich ist, wenn
Altlasten nicht vorhanden oder sanierbar sind, zeigt die Wiedernutzung von gewerblichen und militä-
rischen Flächen, die grundsätzlich Vorrang hat. Zudem können, wie z. B. beim ökologisch optimierten
Gewerbepark Wettenberg, durch technische Maßnahmen mögliche Umweltbeeinträchtigungen ver-
mieden werden: rationelle Energieverwendung und -erzeugung, Abfallvermeidung und -recycling,
Brauchwassernutzung, Regenwasserversickerung zur Kompensation des Versiegelungseffektes, An-
siedlung nicht emittierender Betriebe, umweltverträgliche Produkte und Produktionsverfahren, Berück-
sichtigung architektonisch-landschaftlicher Ästhetik, Vernetzung von Siedlung und Landschaft und
Verkehrsmeidung.

Die raumordnerische Ausweisung von Gewerbeflächen im RPl ist eine Vorsorgeplanung bis zum Jahr
2010 zur regionalen Standortsicherung und Wettbewerbsfähigkeit, die zunächst nichts kostet, aber
der Umsetzung durch die kommunale Bauleitplanung bedarf. Bei den gegebenen kurzfristigen Inves-
torenentscheidungen sind kurzfristig verfügbare Gewerbeflächenreserven auf der kommunalen Ebene
in jeder zentralörtlichen Stufe für den örtlichen Strukturwandel entscheidend.

Über den RROPM 1995 hinausgehende Gewerbeflächenauswiesungen sind voraussichtlich nur in
Teilräumen wie dem Dillgebiet, oberen Lahntal und dem Gladenbacher Bergland sowie durch die
Wiederaufnahme der von der Feststellung ausgenommenen Flächen Gießen-Lützellinden und Dillen-
burg-Manderbach erforderlich.
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Gewerbliche Schwerpunkte
Die Schwerpunktbildung der Gewerbeflächen im RPl erfolgt im Hinblick auf wirtschaftliche Fühlungs-
vorteile nach den zentralen Orten, vorrangig an Ober- und Mittelzentren, aber u. U. auch an Unter-
zentren und für den örtlichen Bedarf, an Kleinzentren im Rahmen der Bauleitplanung.

Auch an nicht zentralen Orten hat der RPl mit der 5-ha-Regel Entwicklungsspielraum für den Struk-
turwandel geschaffen, der auch teilräumlich und besonders im „ländlichen“ Raum auch örtlich gesi-
chert werden muß, wo die landwirtschaftlichen Arbeitsplätze auf Kreisebene unter 2 % ausmachen.
Die örtliche Eigenentwicklung schließt zur Sicherung des Strukturwandels neben der Entwicklung
ansässiger Betriebe auch geeignete Neuansiedlungen ein, soweit sie nicht besser am zentralen Ort
erfolgen. Die Sicherung der „Eigenart des ländlichen Raumes“ darf dem Strukturwandel und der
Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze nicht entgegenstehen.

Im ländlichen Raum muß die Bauleitplanung der kommunalen Gewerbeflächenbedarfsplanung zur
Sicherung des Strukturwandels Rechnung tragen. Die Sicherung und Entwicklung der außerland-
wirtschaftlichen Arbeitsplätze im „ländlichen“ Raum, der z. T. überdurchschnittlich industrialisiert ist,
z. B. Gladenbacher Bergland und Teile des Vogelsbergkreises, muß in regionalen Entwicklungskon-
zepten für den ländlichen Raum berücksichtigt werden, was nicht heißt, daß die Sicherung und Ent-
wicklung der landwirtschaftlichen Arbeitsplätze vernachlässigt werden darf.

Nach einer Umfrage der IHK Dillenburg sind von 1993 bis 1995 knapp 1.000 Arbeitsplätze verlagert
worden: über 80 % ins Ausland, davon 60 % nach Osteuropa und Asien (Verlagerungsbeispiele in
Mittelhessen sind die Firmen Ergee-Strümpfe, Neustadt(Hessen) und Fa. Stixi, Limburg a. d. Lahn).
Trotzdem hat der Lahn-Dill-Kreis von 1990 bis 1995 keinen Beschäftigtenverlust zu verzeichnen. Bei
der internationalen Unternehmensverflechtung und Arbeitsteilung dürfen regional beeinflußbare Grün-
de nicht die Ursache für Arbeitsplatzverlagerungen sein. Die international verflochtene, mittelständi-
sche Industrie des Dillgebietes darf nicht aus Gewerbeflächenmangel zur Arbeitsplatzverlagerung
veranlaßt werden, was ihr mit ihren zahlreichen Auslandsniederlassungen leicht möglich ist.

Mit hoher Priorität muß im Dillgebiet Gewerbeflächenrecycling (z. B. Bahnflächen in Dillenburg) von
den Kommunen planerisch vorangetrieben und mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, da sich neue
Gewerbeflächen dort, obwohl raumordnerisch abgestimmt, kommunalpolitisch z. T. als kaum oder nur
schwer realisierbar erwiesen haben. Eine Landesförderung ist für außerordentliche Kosten der Er-
schließung (z. B. Verkehrsanbindung und Altlastensanierung) erforderlich.

Für das obere Dillgebiet hat der RPl diesem besonderen Flächenbedarf durch die Ausweisung der
Gewerbefläche „Kalteiche“ bei Haiger Rechnung getragen, nachdem eine frühere Fläche bei Sechs-
helden aus Gründen des Umweltschutzes nicht realisierbar war. Die Fläche „Kalteiche“ ist bauleitpla-
nerisch noch nicht realisiert.

Aufgrund teilräumlicher Strukturschwächen werden unter Verfolgung des Schwerpunktprinzips und zur
Nutzung von Fühlungsvorteilen gewerbliche Schwerpunkte ausgewiesen, um vorrangig dort Arbeits-
plätze zu schaffen.
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Durch die Entwicklung gewerblicher Schwerpunkte (GS) soll das wirtschaftliche Gefälle zwischen ein-
zelnen Landesteilen vermindert werden. Monostrukturen sollen aufgelockert werden.

In den GS sollen für den industriell-gewerblichen Bereich ausreichende Grundlagen (Tragfähigkeit,
Nachfragepotential) für hochwertige Infrastruktureinrichtungen geschaffen werden.

Es werden folgende gewerbliche Schwerpunkte und Mitorte ausgewiesen:

 1. Gießen
 2. Marburg
 3. Wetzlar
 4. Laubach/Grünberg/Hungen (in Funktionsverbindung)
 5. Lich (in Funktionsverbindung mit Hungen)
 6. Biedenkopf und Mitort

� Dautphetal
� Breidenbach

 7. Gladenbach, Flächenkooperation mit Mitort
� Lohra

 8. Kirchhain
 9. Dillenburg/Herborn/Haiger (in Funktionsverbindung)
10. Limburg a. d. Lahn
11. Weilburg und Mitort

� Merenberg
� Löhnberg

12. Alsfeld
13. Lauterbach(Hessen)
14. Homberg(Ohm) und Mitort

�Mücke-Atzenhain
15. Stadtallendorf

Die Funktion der bisherigen gewerblichen Entwicklungsschwerpunkte soll von den zentralen Orten
erfüllt werden, wobei diese (wie bisher einige gewerbliche Entwicklungsschwerpunkte) der Gewerbe-
flächen-„spende“ durch „Mitorte“ (nicht zentrale Orte) bedürfen, wenn sie selbst unter Gewerbeflä-
chenknappheit leiden. Dafür ist z. T. kommunale Kooperation notwendig. Schwerpunktbildungen kön-
nen auch in teilräumlichen Gewerbeflächenkonzepten festgelegt werden.

Die früheren Mitorte für Gießen - Buseck, Reiskirchen, Heuchelheim, Lollar und Wettenberg - werden
nicht mehr als Flächenspender benötigt, weil Gießen durch Militär- und Industriekonversion kurz- und
mittelfristig ausreichende Gewerbeflächenreserven zur Verfügung hat und für den langfristigen Bedarf
nach den Vorschlägen der Regionalplanung die Gewerbefläche Lützellinden beplant, die u. a. auch
der regionalen Entlastung Südhessens dienen soll.

Gewerbeparkkonzept
Das Gewerbeparkkonzept orientiert sich als Schwerpunktkonzept für Gewerbeparks zur Landesförde-
rung, an den Erfordernissen des Arbeitsmarktes, der militärischen und gewerblichen Konversion und
an den bestehenden Konzentrationen der Kommunal- und Regionalentwicklung. Es dient der regio-
nalwirtschaftlichen Entlastung einerseits und den Möglichkeiten der regionalen Siedlungsentwicklung
und des Landschaftsschutzes andererseits.

Die nachstehenden in Realisierung und in Planung befindlichen Gewerbeparks beinhalten keine Prio-
ritätenrangfolge.
� Gießen, Europaviertel (Ex-Steubenkaserne)
� Gießen, Schiffenberger Tal
� Gießen, Ex-Rivers-Barracks, KFZ-Gewerbe
� Gießen, Technologiezentrum Ohlebergsweg
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� Gießen, Gewerbegebiet Lützellinden
� Marburg, Technologie- und Gewerbepark Stadtwaldviertel, Bahnhofsquartier
� Kirchhain, Industriepark
� Wetzlar, Gewerbeparks Spilburg und Westend
� Wetzlar, Dillfeld
� Limburg a. d.Lahn, Gewerbeparkkonzept, ICE-Bahnhof (Teilbereich)
� Limburg a. d. Lahn, Gewerbegebiet an der B 49
� Dillenburg-Manderbach, Gewerbegebiet
� Dillenburg, Bahngelände
� Haiger, Gewerbegebiet „Kalteiche“
� Alsfeld, Gewerbegebiete, z. B. „Dirsröder Feld“
� Lauterbach(Hessen), Gewerbegebiet Wallenrod
� Gladenbach/Lohra (in Realisierung)
� Laubach, Gewerbegebiet
� Weilburg/Löhnberg, Wohn- und Gewerbepark
� Neustadt(Hessen), Gewerbegebiet
� Heuchelheim, Industrie- und Gewerbepark
� Wettenberg, ökologisch-optimierter Gewerbepark
� Langgöns, Gewerbepark
� Schlitz, Gewerbegebiet Fraurombach
� Mücke-Atzenhain, Gewerbegebiet
� Interkommunale Gewerbegebiete:
   - Gladenbach/Lohra/Bad Endbach
   - Angelburg/Steffenberg, Gewerbegebiet

Außerdem sind an geeigneten Standorten Büroparks mit Telearbeitsplätzen als wohnortnahe Arbeits-
plätze zu schaffen.
In einigen Teilräumen wie im hoch industrialisierten Dillgebiet, im oberen Lahntal und Gladenbacher
Bergland führen topographische Restriktionen in Verbindung mit dem notwendigen Hochwasser-,
Auen- und Naturschutz sowie mit Forst- und Verkehrsbelangen zu einer außerordentlichen Gewerbe-
flächenknappheit. Dadurch entsteht in diesen Gebieten die reale Gefahr einer De-industrialisierung
aufgrund von Gewerbeflächenmangel, und zwar dort ohne die Chancen einer ausgleichenden Tertiä-
risierung und trotz einer dynamischen mittelständischen Industriestruktur.

Standorte an der Schiene können wegen anderer Restriktionen nicht in allen Fällen gefunden werden.
Das Europa-Viertel (Ex-Steubenkaserne) Gießen hat einen Schienenanschluß mit Containerkran er-
halten. In den Dillenburger Bahn-Recyclingflächen ist der Schienenanschluß gegeben. Für die Ge-
werbefläche „Kalteiche“ bei Haiger ist ein Bahnanschluß möglich.

Die Gewerbeflächenknappheit im Gladenbacher Bergland bewirkte eine kommunale Kooperation
der Stadt Gladenbach mit der Gemeinde Lohra zur Realisierung einer gemeinsamen Gewerbefläche.
Eine weitere kommunale Kooperationsmöglichkeit zeigt sich für Gladenbach auch mit Bad Endbach.
Kommunale Kooperation ist das Mittel der Wahl, wenn sie zu besseren Ergebnissen als die kommu-
nale Konkurrenz führt, die auch eine wichtige Triebfeder kommunaler Wirtschaftsförderung ist. So ist
kommunale Kooperation auch den mittelhessischen Oberzentren mit ihren Umlandgemeinden zu
empfehlen, die unter Gewerbeflächenknappheit leiden.

Mit oder ohne kommunale Kooperation sollten vor allem die Städte Gießen, Marburg, Wetzlar und
Limburg a. d. Lahn bei der Bereitstellung der Gewerbeflächen des RPl bedarfsgerechte Gewerbe-
parkkonzepte entwickeln, die den besonderen Bedürfnissen kleiner und mittlerer Unternehmen, von
Existenzgründern, Handwerksbetrieben, technologieorientierten Unternehmen, unternehmensbezoge-
nen Dienstleistern mit infrastruktureller Ausstattung und Synergieeffekten entgegenkommen und evtl.
in Telearbeitszentren die Möglichkeiten der Telekommunikation nutzen und Pendler reduzieren helfen.
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4. Entwicklung eines Emissionssionsminderungskonzepts

Grundsätze für die Erarbeitung

Vorbemerkung

Die ehemalige Regionale Planungsversammlung Mittelhessen hat am 14. April 1997 beschlossen, zur
umfassenden Behandlung von Fragen des Klimaschutzes, der Luftreinhaltung, der Bekämpfung von
bodennahem Ozon, des Schadstoffeintrags in Boden und die Gewässer und weiteren Umweltproble-
men in der Region Mittelhessen ein Emissionsminderungskonzept als Beitrag zur Agenda 21 zu erar-
beiten.

Im Teil I des Regionalplans sind zwar in allen wesentlichen Kapiteln zahlreiche Grundsätze zur E-
missionsminderung enthalten (s. B 3.1 und B 3.2); sie bilden jedoch noch kein geschlossenes Emissi-
onsminderungskonzept.

Die nachfolgenden „Grundsätze zur Erarbeitung eines Emissionsminderungskonzeptes“ stellen die
Basis für die anschließend zum Regionalplan zu entwickelnde Konzeption dar. Diese Grundsätze
werden in die Bindungswirkung der Ziele der Raumordnung (Regionalplan Teil I) nicht einbezogen,
sondern dienen der weiteren Strukturierung der Vorgehensweise für das Emissionsminderungskon-
zept. Damit wird außerhalb des rechtlich fixierten Planungsauftrags der Regionalplanung die Möglich-
keit wahrgenommen, die regionalen Ansätze zur Umsetzung der Agenda 21 informell vorzubereiten
und unter Beteiligung von staatlichen Stellen, Verbänden, Wirtschaft, Umweltverbände, Unternehmen
und Öffentlichkeit partizipativ weiterzuentwickeln. Die Regionalversammlung (RV) wird dabei die Initi-
ativfunktion übernehmen.

Aufgabenstellung / Inhalt

Als Aufgabenstellung ist zunächst auf Basis der Gesamtschau der Emissionssituation in der Region
Mittelhessen und der bekannten vielfältigen Wirkungsmechanismen auf die Umwelt die Darstellung
von konkreten Handlungsempfehlungen für relevante Emittentengruppen vorgesehen.

Emissionssituation

Die Beurteilung der Emissionssituation setzt eine Erfassung der Emissionsquellen, d. h. ihre Lokalisie-
rung und die Ermittlung von Art und Menge der emittierten Stoffe voraus (Emissionskataster). Diese
Informationen liegen für die Region nur sehr begrenzt und nicht quantifizierbar vor. Sie sind für die
Formulierung verursacherbezogenen Handlungsansätze unverzichtbar und müssen im Sinne der o. g.
Aufgabenstellung erhoben werden.

Aus den für ausgewählte Substanzen (für einzelne Meßstationen) vorliegenden Daten zur Immissi-
onsbelastung kann für einzelne Stoffgruppen eine grobe Einschätzung zur Emissionssituation bzw.
der Charakteristik der Emissionsausbreitung abgeleitet werden (z. B. jahreszeitliche Verteilung, diffe-
renzierte Belastung in unterschiedlichen Teilräumen; s. Abbildungen im Anhang).

Insgesamt sind zur Charakterisierung der Emissionssituation folgende Zusatzinformationen zu erhe-
ben bzw. auszuwerten:

•  Standorte der Emittenten in der Region (differenziert nach punktförmigen, linienhaften und
flächenhaften Emissionsquellen

•  Art der emittierten Stoffe
•  räumliche Ausbreitung der Emissionen (einschl. Ausbreitungsverhalten, Abbau, Kompen-

sation, Verdünnung/Anreicherung)
•  Einträge aus Quellen außerhalb der Region
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Der überwiegende Anteil der in der Region freigesetzten Emissionen kann auf Grundlage der vorlie-
genden Daten nicht quantifiziert werden. Für den konzeptionellen Ansatz eines Emissionsminde-
rungskonzeptes mit der Zielrichtung einer Verminderung der Freisetzung von relevanten (Schad-
)Stoffen erscheint eine qualitative Analyse zunächst ausreichend. Danach können für die Komplexe
Landschaft und Siedlung einzelne Nutzungstypen differenziert betrachtet werden (s. Übersicht 1 ).

Übersicht 1: Regionale Emissionsquellen (qualitative Analyse)

Landschaft
Landschaft, Landschaftsnutzung (Schutz-, Sozial- und Produktionsfunktion)

Themenkomplex Emissionsquelle
sonstige Relevanz /
Sekundäreffekt Bemerkungen

Naturschutz u.
Landschaftspflege

i.d.R. keine Kompensationswirkung z.T. hohe Empfindlichkeit
gegenüber Stoffeinträgen
(u. Immissionsbelastung)

Landwirtschaft Austrag in Luft, Boden,
Wasser 1)

Kompensationswirkung

Forstwirtschaft i.d.R. keine Kompensationswirkung z.T. hohe Empfindlichkeit
gegenüber Stoffeinträgen
(u. Immissionsbelastung

Wasserwirtschaft i.d.R. keine
(Abwasserbehandlung,
- einleitung)

Transport/Verlagerung
von Einträgen

z.T. hohe Empfindlichkeit
gegenüber Stoffeinträgen
(u. Immissionsbelastung

Rohstoffgewin-
nung

im Einzelfall;
Gewinnung u. Transport 2)

Erho-
lung/Fremden-
verkehr

Infrastruktur
(vgl. Siedlung), Mobilität 3)

Kompensationswirkung
von Landschaft (Erho-
lungsgebiete)

z.T. hohe Empfindlichkeit
gegenüber Stoffeinträgen
(u. Immissionsbelastung

1) externe Stoff- u. Energiezufuhr (Importe): Treib- u. Betriebsstoffe, Futtermittel, Handelsdünger
 relevante Stoffausträge in die Luft: CH4, N2O, NH3, CO2;
 Austräge in Boden und Wasser: Mineraldünger (Verbrauch in Hessen stark rückläufig: N, P2O5, K2O), Gülle, Pflanzen-
schutzmittel,
 Transport bei überregionaler Verarbeitung/Vermarktung     > Verkehr, Raumstruktur

2) Energieeinsatz, Staubemissionen, Transportaufkommen     > Verkehr, Raumstruktur
3) Beherbergungsbetriebe u. Infrastruktur vergleichbar Siedlungsbereich (Gebäude, Gebäudetechnik);

Freizeitverkehr     > Verkehr, Raumstruktur

Kompensationswirkung der Landschaft
Im Zusammenhang mit den Auswirkungen der Emissionen als belastende Immissionen trägt das Re-
generationspotential der Landschaft bei einzelnen Stoffe/Stoffgruppen zur Reduzierung der Immissi-
onsbelastung bei (Begrenzung der Ausbreitung von Emissionen, Verdünnung, Verteilung/ Konzentra-
tionsminderung, Deposition).

Mit dem Instrumentarium der Freiraumsicherung leistet die Regionalplanung einen Beitrag zur Minde-
rung der belastenten Wirkungen von Immissionen für einzelne Substanzen.
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Besonders hervorzuheben sind die regionalen und lokalen Klimafaktoren:

•  Frisch-/Kaltluftzufuhr,
•  Durchlüftung (Lufthygiene, thermische und stoffliche Komponente),
•  Minderung von Überwärmung durch Luftaustausch.

Sie tragen - ergänzend zu einer verursacherbezogenen Reduzierung der Emissionen - zu
einer Entlastung bei (klimatischer Ausgleich).

Zentralörtliches System
Das zentralörtliche System der Raumstruktur (zentralörtliche Konzentration von Siedlungsbreichen)
bedeutet eine räumliche Konzentration der siedlungsbezogenen Emissionsquellen mit einem (flä-
chenbezogen) erhöhtem Ausstoß relevanter Stoffe/Stoffgruppen (s. Siedlung) gegenüber dem Um-
land.

Großflächige Siedlungsgebiete (einschl. gewerblich-industrieller Nutzung sowie Versorgungs- und
Verkehrsanlagen) gelten als bedeutende Emissionsquelle; für einzelne Emittentengruppen bewirkt die
räumliche Konzentration gleichzeitig Einspareffekte gegenüber einer dispersen Verteilung im Gesamt-
raum.

Zentralität bzw. Konzentration ist wichtig zur Verringerung der Mobilitätserfordernisse („kurze Wege“);
Schaffung von kompakten, bedarfsangepaßten und optimal auslastbaren Einheiten.

Zentralität ist eine Voraussetzung für die optimierte räumliche Zuordnung von Funktionen entspre-
chend der Häufigkeit ihrer Inanspruchnahme und der Distanzempfindlichkeit der Nutzer; sie trägt da-
mit zur mengenmäßigen Verringerung von emittierter Stoffe - bezogen auf den Gesamtraum - bei.
(„Zentralörtliches Prinzip als historische Enstehung aus Zeiten, in denen die Überwindung von Entfer-
nungen mit hohen Kosten (Zeit, Arbeitskraft, Material) verbunden war; heute durch z.Z. kostengünsti-
gen Energieeinsatz - und damit auch Emissionen-  ersetzt“).

Die räumliche Konzentration der Siedlung fördert die Freihaltung von Räumen mit Ausgleichs- und
Kompensationsfunktionen (s. Landschaft).

Problem:
Die zu beobachtenden Konzentrationstendenzen unterschiedlicher Funktionen (Wohnen, Arbeiten,
Infrastruktur, Versorgung....) basieren oft auf geringbewerteten Kosten für Distanzüberwindung, sie
führen z. Z. zu teilw. nicht deckungsgleichen räumlichen Verteilungsmustern und erhöhen damit Ent-
fernungen und Mobilitätsbedarf; Vorteile von (sektoraler) Konzentration werden durch teilw. fehlende
Bündelung kompensiert.

Siedlung
Die Bedeutung der Siedlungsbereiche als (flächenhafte) Emissionsquelle begründet sich aus der ge-
samträumlichen Nutzungs- und Funktionsstruktur und insbesondere der Siedlungsstruktur. Mit der
Ausdehnung der Siedlungsfläche und der Höhe der Siedlungsdichte steigt die Dichte der siedlungs-
bedingten Emissionsquellen (Gebäudeheizung, Verkehrsdichte), gleichzeitig sinkt mit dem Anteil von
Freiräumen der Ausgleichseffekt. Dennoch trägt die räumliche Konzentration zu Minderungseffekten
bei, da sie für einzelne Sektoren (z.B. auch Verkehr) das spezifische Emissionsaufkommen senken
kann (Vorteile der Verdichtung).

Einflußgrößen zu Beurteilung der Emissionsintensität (auch durch Sekundäreffekte z.B. Mobilitätser-
fordernisse bzw. -bedürfnisse) sind:

•  Zuordnung der Funktionsbereiche Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Freizeit (Mobilitätser-
fordernis)

•  Siedlungs- und Einwohnerdichte
•  Wohnumfeldqualität (Mobilitätswünsche, Freizeitverkehr)
•  Erschließungssysteme (Verkehr)
•  Versorgungssysteme (Energie-/Wärmeversorgung
•  Gebäudestellung, -ausführung u. -gestaltung (z.B.: WSVO)
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Für einzelne Siedlungstypen lassen sich grobe Einschätzungen ihrer Bedeutung als Emissionsquelle
geben (s. Übersicht 2).

Übersicht 2: Spezielle Siedlungstypen

Siedlungstyp
(BauNVO)

Emissionsquelle sonstige Relevanz /
Sekundäreffekt

Bemerkun-
gen

Wohngebiet Gebäudeheizung Wärmequelle, Ausstrah-
lung

z.T. hohe
Empfindlich-
keit

Mischgebiet Gebäudeheizung, Pro-
duktion u. Verarbeitung, 1)

Wärmequelle, Ausstrah-
lung

Gewerbe-/Industrie-
gebiet

Gebäudeheizung, Pro-
zeßwärme, Produktion u.
Verarbeitung, 1)

Wärmequelle, Ausstrah-
lung (befestigte Flächen,
Dachflächen)

Sonderbaugebiete
(insbes. Handel)

Gebäudeheizung,
Temperierung  1)

Wärmequelle, Ausstrahlung
(befestigte Flächen, Dach-
flächen)

Versorgungs- und Ent-
sorgungsanlagen

Abwasser-/Abfallbehandlung
Austräge in Luft, Wasser,
Boden  1)

Wärmequelle, Ausstrah-
lung

Verkehrsflächen KFZ-Verkehr, Luftverkehr
1)

Wärmequelle, Ausstrah-
lung

innerörtliche Grünflä-
chen

i.d.R. keine Kompensationswirkung
von Vegetationsflächen

z.T. hohe
Empfindlich-
keit

1)  nicht berücksichtigt: Emissionen aus Stör- und Schadenfällen

Ansatz für ein Emissionsminderungskonzept

Im Regionalplan 2001 - Teil I sind als Ziele der Raumordnung und Grundsätze eine Vielzahl von
Aussagen zur Emissionsminderung aufgenommen (s. Übersicht 3). Sie bilden ein breites Spektrum
der Handlungsmöglichkeiten und Handlungsansätze ab, deren Umsetzung im Rahmen eines speziel-
len Emissionminderungskonzeptes weiter zu konkretisieren sind.

Der Regionalplan (Teil I und II) enthält an verschiedenen Stellen konzeptionelle Aussagen, Vorschlä-
ge und Empfehlungen zur Emissionsminderung.
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Übersicht 3: Aussagen zur Emissionsminderung im Regionalplan, Teil I

KAPITEL

Ziele und Grundsätze
Plansatz-Nr.

B 2 REGIONALES LEITBILD
� Verminderung der überregionalen Auspendler nach Südhessen B 2-5 (G)
� Schaffung integrierter Verkehrssysteme und strategische Maßnahmen B 2-10 (G)

B 3.3 ZENTRALE ORTE UND VERFLECHTUNGSBEREICHE
� Verringerung des Verkehrsbedarfs zu B 3.3-27
� Stärkung des ÖPNV durch bessere Ausnutzung B 3.2-2 (G)

B 5 SIEDLUNGSSTRUKTUR UND SIEDLUNGSENTWICKLUNG
� Wohnortnahe Arbeitsplätze schaffen zu B 5.2-2

B 6 FREIRAUMSTRUKTUR/FREIRAUMSICHERUNG
� Schutz vor schädlichen Luftverunreinigungen

(Integration des Landschaftsrahmenplanes)
B 6.4-12 (G)

C 5 WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG
� Schaffung wohnortnaher Arbeitsplätze C 5.2.1-1 (G)
� Förderung regionaler Eigenentwicklung C 5.2.1-1 (G)
� Verringerung der Auspendlerüberschüsse (überregionale Verkehrsvermeidung) C 5.1.1-1 (G)
� Abbau beruflicher Mobilitätszwänge C 5.2.1-2 (G)
� Schaffung von Telearbeitszentren als wohnortnahe Arbeitsplätze C 5.2.2-1 (Z)

C 7 TOURISMUS
� Sanfte Urlaubsformen sind zu entwickeln C 7.1-2 (G)

C 9 FORSTWIRTSCHAFT
� Waldmehrung zur Bindung von CO2 zu C 9-1

C 4 VERKEHR
� Verkehrsvermeidung durch abgestimmte Siedlungsplanung C 4-2 (G)
� Verminderung der Zuwachsraten im Straßenverkehr C 4-2 (G)
� keine neuen Landeplätze für den Flugverkehr C 4-2 (G)
� Verkehrsverlagerung auf energieeffektivere/emissionsärmere Verkehrsmittel C 4-2 (G)
� Verbesserung der Verkehrsauslastung C 4-2 (G)
� Technische Maßnahmen zur Emissionsminderung/Schadstoffrückhaltung C 4-2 (G)
� Verhaltensänderung der Verkehrsteilnehmer C 4-2 (G)
� Verminderung des MIV durch Bündelung (Car sharing)
� Schienenverkehr sichern und ausbauen (Massenverkehr) C 4-6 (G)
� Zugang zum leistungsfähigen Schienengüterverkehr sichern C 4-7 (G)
� ÖPNV verbessern, wo unzureichender Schienenverkehr C 4-9 (G)
� Beim Ausbau des Luftverkehrs Belange des Lärmschutzesund der Luftreinhal-

tung vorrangig berücksichtigen
C 4.2-3 (G)

� Vor Straßenbaumaßnahmen Verkehrsvermeidung prüfen C 4.3-4 (G)
� Umweltbelastungen durch Verkehrsberuhigung und Rückbau entgegenwirken C 4.3-10 (G)
� Schutzmaßnahmen gegen Verkehrslärm schaffen C 4.3-11 (G)
� Radverkehr fördern (Energieeinsparung) C 4.4-5 (G)
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� Schienenverkehr als umweltfreundlichere Alternative ist besonders ausbau- und
förderungswürdig

C 4.5-19 (G)

� ÖPNV soll Mobilität „öko“-verträglich sicherstellen C 4.6-1 (G)
� ÖPNV-Ausbau als umweltverträglichere Alternative fördern C 4.6-2 (G)
� Schienenpersonenverkehr soll Vorrang haben C 4.6-4 (G)
� Wohnortnahen Umstieg auf öffentlichen Verkehr ermöglichen C 4.6-8 (G)
� Schnittstellen des Verkehrs sollen unnötigen Verkehr vermeiden C 4.7-2 (G)

C 11 ENERGIEDIENSTLEISTUNGEN
� Klimagefährdung durch Energienutzung reduzieren und auf Nachhaltigkeit aus-

richten
C 11.1-1 (G)

� Rationelle Energienutzung (Abwärme) fördern
� Verringerung des Energieverbrauchs hat Vorrang vor Bereitstellung C 11.1-2 (G)
� Strom für Niedrigtemperatur vermeiden C 11.1-2 (G)
� Nutzung erneuerbarer Energiequellen hat Vorrang vor fossilen Energieträgern
� Raumstruktur mit geringem Bedarf an Energiedienstleistungen entwickeln C 11.1-2 (G)
� Siedlungsplanung auf Energieeinsparung ausrichten (Schadstoffentlastung) C 11.2-1 (G)
� Kraft-Wärme-Kopplung nutzen C 11.2-1 (G)
� Örtliche und regionale Energiekonzepte aufstellen und zu Klimaschutzkonzep-

ten weiterentwickeln
C 11.2-2 (G)

� Niedrigenergiebauweise vorsehen C 11.2-2 (G)
� Auf rationelle Elektrizitätsanwendung achten C 11.2-2 (G)
� Maßnahmen zur Senkung des Bedarfs an fossilen Energieträgern planen C 11.2-3 (G)
� Nah- und Fernwärmenetze beschleunigt ausbauen C 11.2-4 (G)
� Methode des Least-cost-planning anwenden C 11.2-4 (G)
� Kommunale Energiekonzepte zur Energieeinsparung nutzen C 11.2-6 (G)
� Gebiete für die Windenergienutzung ausweisen C 11.3-2 (G)
� Bei Planung von Hochspannungsleitungen Umweltverträglichkeit prüfen C 11.3-4 (G)

C 13 ABFALL
� Abfallbeseitigung darf Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigen (Luftverun-

reinigung, Lärm)
C 13-1 (G)

� Abfälle vermeiden durch abfallarme Kreislaufwirtschaft C 13-2 (G)
� Nicht vermiedene Abfälle vorrangig stofflich oder energetisch verwerten C 13-3 (G)
� Getrenntsammlung von Abfällen vorsehen C 13-7 (G)
� Organische Abfälle sind zu kompostieren C 13-8 (G)

Die in ein Emissionsminderungskonzept aufzunehmenden Handlungsempfehlungen für relevante
Emittentengruppen sind in spezifische Ansätze zu gliedern. Als Grundstruktur dieser Gliederung soll-
ten die Faktoren

•  regionaler/örtlicher Verursacher
•  Einträge von außerhalb der Region (überwiegend Luftpfad)
•  regionale/örtliche Ursache-Wirkung-Beziehung

und darüber hinaus Ansätze für

•  verursacherbezogene Emissionsminderung (Emittenten), nach Stoffgruppen und Verursa-
chergruppen (z.T. Produkt- und Prozeßnormen)

•  raumstrukturelle Ursachen (Reduzierung von Mobilitätserfordernissen, Energieaufwand
insg.)

•  Kompensation/Verminderung der Belastungswirkungen von Immissionen (landschaftliche
Komponente, Regional-/Lokalklima, Luftaustausch); Sicherung der Kompensationswir-
kung (>Freiraumsicherung)

einbezogen werden.
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Handlungsstrategien für die weitere Konkretisierung und Umsetzung der Ansätze sind bezüglich der
Adressaten und Handlungsebenen auszurichten und sektoral nach Planungs-/ Maßnahmenebenen
(EU, Bund, Land, Region, Kommune...) zu gliedern (s. Beispiele in Übersicht 4):

Übersicht 4: Handlungsebenen für Ansätze zur Emissionsminderung

EU/
Bund 1) Land 2) Regi-

on
Kommu-
ne Bemerkungen

Normen für Stoffe,
Stoffgruppen u. Pro-
dukte

+ (+) Gesetze, Verordnungen

Normen für Technolo-
gien + (+) Gesetze, Verordnungen

Landwirtschaft + (+) (+)
regionale Förderung emissi-
onsarmer Bewirtschaftungs-
formen

Landschaft insgesamt (+) + + (+) Sicherung der Kompensati-
onsfunktion

Siedlung insgesamt (+) (+) + +

Siedlungstypen (+) (+) + +

Bauwerksplanung und
-gestaltung (+) (+) + Gesetze, Verordnungen

örtliche Satzungen

Raumnutzungsstruktur (+) + (+)

zentralörtliche Gliede-
rung (+) + (+)

1) EU-/bundesweite Vorschriften und Standards
+ Handlungsansatz (Kompetenz) gegeben
(+) eingeschränkter Handlungsansatz gegeben
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Luftschadstoffe 1999 (Monatsmittelwerte)
Bei der Betrachtung der Meßwerte sind jahreszeitlich bedingte Tendenzen erkennbar:
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Ozon (O3)
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Kohlenmonoxid (CO)
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Erläuterungen zur Regionalplanung

Sinn und Zweck

Der Regionalplan legt die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Entwicklung der
Planungsregion fest. Aufgabe der Landesplanung und Raumordnung ist es,

•  eine an der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes orientierte, wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Entwicklung (des Landes) der Region sicherzu-
stellen mit Hilfe übergeordneter und überfachlicher Planungen.

Der Regionalplan ist der kommunalen Bauleitplanung als Rahmenplan übergeordnet, darüber
hinaus erreicht er auch durch die Integration unterschiedlicher fachlicher Planungen einen
überfachlichen Status. Rahmenplanung bedeutet, dass Handlungsspielräume offengehalten
und dass die fachgesetzlichen Abwägungs- und Ausfüllungsspielräume nicht unzulässig be-
schränkt werden.

Die Stellung der Regionalversammlung und des Planungsbeirates bei der Planaufstellung
gewährleistet ein parlamentarisch-demokratisch legitimiertes Verfahren. Die rechtlichen Fest-
setzungen zur frühzeitigen Beteiligung von Kommunen, Behörden und Verbänden sowie das
Anhörungs- und Offenlegungsverfahren schaffen Planungstransparenz, ermöglichen die
breite Diskussion von Alternativen und sichern Mitwirkungsmöglichkeiten aller gesellschaftlich
relevanten Gruppen in der Planungsregion.

Regionalplanung im Planungssystem

Regionalplanung ist Teil eines abgestuften Systems der Raumordnung. Es werden vier Ebe-
nen der Raumordnung unterschieden:

Planungsebenen

Staatsauf-
bau

Planungs-
ebenen

Rechtliche
Grundlagen

Planungsinstrumente Materielle Inhalte

Bund Bundesraum-
ordnung

Raumord-
nungsgesetz

(ROG)

Grundsätze der
Raumordnung

Landesplanung
(Raumordnung

der Länder)

Übergeordnete und zusammenfassende
Programme u. Pläne (in Hessen:

Landesentwicklungsplan)

Ziele und Grundsätze für die
großräumige Ordnung und
Entwicklung des Landes

Länder

Regional-
planung

Raum-
ordnungs-

gesetz
und

Landes-
planungs-
gesetze

überörtliche und überfachliche Pläne
räumliche Teilprogramme und -pläne

(in Hessen: Regionalpläne)

Ziele und Grundsätze für die
Entwicklung der Planungsregion

Umsetzungsstrategien

Flächennutzungspläne Darstellung der Art
der Bodennutzung

Gemeinden Bauleitplanung Baugesetzbuch
(BauGB)

Bauleit-
pläne

Bebauungspläne Festsetzungen für die städte-
bauliche Ordnung

Gesetzliche Grundlagen (siehe ff. Seiten)
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Mit dem Raumordnungsgesetz (ROG - 1997) hat der Bundesgesetzgeber den Rechtsrahmen
für das Hessische Landesplanungsgesetz (HLPG) vom 19. November 1994 sowie Leitvorstel-
lungen und Grundsätze vorgegeben. § 6 ROG bestimmt, dass die Länder Rechtsgrundlagen

für die Raumordnung und Landesplanung schaffen incl. zu erstellender Programme und Plä-
ne. § 7 ROG enthält allgemeine Vorschriften über Raumordnungspläne.

Im Hessischen Landesplanungsgesetz (HLPG, 1994) legen fest oder regeln die §§ 6, 7 und 8
Definitionen, Mindestinhalte, Aufstellungsverfahren, Änderung und Bindungswirkung der Re-
gionalpläne. Dort ist auch festgelegt, dass der Landesentwicklungsplan (LEP) verbindliche
Vorgaben für die Regionalpläne enthält. Als die Regionalverssammlung den Regionalplan
Mittelhessen am 10. Oktober 2000 beschlossen hat, lag kein beschlossener LEP vor. Die Lan-
desregierung hat den Landesentwicklungsplan Hessen 2000 am 14. November 2000 durch
Rechtsverordnung festgestellt.

Organisation der Regionalplanung in Hessen

Die drei hessischen Planungsregionen Nord-, Mittel- und Südhessen umfassen die jeweiligen Regie-
rungsbezirke Kassel, Gießen und Darmstadt. Die Regionalplanung wird maßgeblich von der kommu-
nalen Seite bestimmt: „Sie wird den Regionalversammlungen (RV) übertragen“ (§ 1 Abs. 2 HLPG).
Deren Bildung und Befugnisse sind ebenfalls durch das HLPG (§ 18) geregelt. Danach sind im Regio-
nalparlament Mittelhessens vertreten: 5 Landkreise und 3 kreisangehörige Gemeinden mit mehr als
50 000 Einwohnern. Die Zahl der zu entsendenden Mitglieder ist - nach Einwohnern gestaffelt durch
das HLPG (§ 19) - vorgegeben, danach hat die RV Mittelhessen 31 Mitglieder (siehe Übersicht).

Organigramm (RV)

Die RV bedienet sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben der Oberen Landesplanungsbehörde (Geschäfts-
stelle). Letztere erarbeitet den Regionalplan-Entwurf, der dann in den Ausschüssen beraten und von
der RV beschlossen wird. Die RV gibt sich eine Geschäftsordnung, ... bestellt einen Haupt- und Pla-
nungsausschuss und kann weitere Ausschüsse einrichten. Für die nächste Legislaturperiode stehen
die weiteren Ausschüsse noch nicht fest. In der vergangenen Legislaturperiode hat sich die RV von
einem Planungsbeirat beraten lassen. Das Gesetz lässt alternativ die Berufung von beratenden Mit-
gliedern (§ 19 HLPG) zu.
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Funktion des Regionalplans Mittelhessen 2001

Der Regionalplan enthält das langfristige, verbindliche Leitbild für eine ausgewogene Freiraum-,
Siedlungs- und Infrastruktur der Region. Auf der Grundlage der zu erhaltenden und sorgsam zu ver-
bessernden Ressourcen soll er eine ausgeglichene, nachhaltige soziale, wirtschaftliche und kulturelle
Entwicklung ermöglichen. Der Regionalplan ist ein gemeinde- und fachübergreifendes Raumord-
nungskonzept.

Der Regionalplan

•  ist ein Instrument zur Koordinierung raumbedeutsamer öffentlicher Planungen;
•  steuert rechtlich verbindlich die Raum- oder Flächennutzung auf regionaler Ebene;
•  sichert Flächen, Trassen und Standorte für verschiedene Raumnutzungen und Raumfunktionen;
•  schafft die planerischen und rechtlichen Voraussetzungen für raumbedeutsame Investitionen und

Vorhaben;
•  enthält Umsetzungsstrategien bzw. Handlungsempfehlungen für regionale und lokale Akteure.

Bindungswirkung des Regionalplans

Die Regionalpläne legen die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Planungsregion fest.
Dabei sind die Vorgaben des Landesentwicklungsplanes zu beachten (§ 6 Abs. 1 HLPG), die in § 4
Abs. 3 HLPG - nicht abschließend - genannt sind.

Die Regionalpläne sind nach Form und Inhalt einheitlich zu erarbeiten. Darstellungsmittel sind Text
und Karte im Maßstab 1:100 000. Weitere Anforderungen an Form und Mindestinhalt können durch
Rechtsverordnung festgelegt werden (§ 6 Abs. 1 HLPG und Planzeichenverordnung für Regionalpläne
vom 10. November 1997). Die Kartendarstellungen sind regionalplanerisch abgestimmte Angebote für
definierte Nutzungen oder sie sind Schutzkategorien mit denen bestimmte Freiraumfunktionen und
natürliche Ressourcen gesichert werden sollen.

Der Text enthält:

•  Ziele der Raumordnung und Landesplanung. Die entsprechenden Plansätze sind mit (Z) gekenn-
zeichnet und  lösen die Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch aus.

•  Grundsätze der Raumordnung. Diese Plansätze sind mit (G) gekennzeichnet. Sie sind zu berück-
sichtigen und unterliegen der Abwägung. Bei der Abwägung von Grundsätzen ist einerseits der
erforderliche Konkretisierungsgrad für Ziele nicht erreichbar und andererseits der für eine Zielbin-
dung notwendige Adressat nicht gegeben. Dies gilt insbesondere wegen des Subsidiaritätsprin-
zips in den sozialpolitischen Aussagen, aber z. B. auch im Abfall- und Energiebereich. In diesen
Fällen konnten aus Rechtsgründen nur Grundsätze formuliert werden.

•  Im Übrigen wird gekennzeichnet, wo textliche Aussagen im Kartenwerk aufgegriffen werden (K)

•  Mit den Empfehlungen werden Handlungsmöglichkeiten zur Umsetzung des Planes aufgezeigt;
die Regionalplanung trägt damit der politischen und wissenschaftlichen Diskussion insbesondere
zur Regionalentwicklung Rechnung. Planungsrechtliche Konsequenzen ergeben sich aus den
Empfehlungen nicht.

•  Die Begründung ist auch Erläuterung und dient dem Verständnis der Planaussagen. Sie geht -
soweit möglich - auch auf die getroffene Abwägung ein und ist den Fachkapiteln und Plansätzen
zugeordnet. Der Regionalplan besteht aus Text und (einer) Karte.

•  Umsetzungsstrategien für den Regionalplan Mittelhessen 2001. Die dortigen Handlungsempfeh-
lungen richten sich an regionale und lokale Akteure. Sie lösen keine Bindungswirkungen aus,
können jedoch sehr wichtig werden für die Förderung von Kooperationen
oder teilräumlichen Entwicklungskonzepten.
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Aufstellung (Verfahren) des Regionalplans

Der Zeitplan für die Erarbeitung des Raumordnungsgutachtens basiert auf der gesetzlich vorgegebe-
nen 5-Jahresfrist für die Fortschreibung des Regionalplanes.

Die Frist beginnt mit der Veröffentlichung des von der Landesregierung festgestellten Regionalpla-
nes am 26. April 1995 (Staatsanzeiger des Landes Hessen).
Die Frist endet mit der Vorlage des Planes bei der Obersten Landesplanungsbehörde.

Dazwischen liegen mehrere Phasen:
•  der Text- und Kartenbearbeitung,
•  der Abstimmung,
•  der Beratung in den Ausschüssen der Regionalversammlung und
•  der Anhörung und Beteiligung (Offenlegung).

Die 5-jährige Fortschreibungsfrist gliedert sich in folgende Phasen:

Das Zusammenwirken von Regionalversammlung, Geschäftsstelle und anderen Beteiligten wird aus
dem folgenden Ablaufsschema deutlich.

•  RROG1)-Informationsgewinnung, Einbeziehung von Expertenmeinungen und Interes-
senpositionen

•  Erfassung von Tatbeständen und Entwicklungstendenzen, ihre Bewertung sowie Er-
arbeitung von Szenarien, Regionalanalyse

•  Darstellung von Alternativen/Varianten (Abstimmung im Hause RP)
•  RROG-Beratung und Beschluss durch Regionalversammlung
                                                                                                                           
•  Regionalplan2)-Entwurf-Informationsgewinnung, räumliche und sachliche Konkreti-

sierungen durch die Geschäftsstelle (zugleich Obere Landesplanungsbehörde)
•  ROP-Entwurf-Abstimmung im Hause RP
•  Beratung durch Regionalversammlung
                                                                                                                           
•  Einarbeitung der Beratungsergebnisse (Beschlüsse)
•  Anhörung und Beteiligung (Offenlage) zum Planentwurf
•  Aufbereitung der Anhörungsergebnisse
•  Abstimmung im Hause RP
•  Beratung und Beschluss der Anhörungsergebnisse durch die Regionalversammlung;

ggf. Vorlagebeschluss

•  u. U. erneute Offenlage, Aufbereitung, Beratung usw.
•  Einarbeitung der Beratungsergebnisse und Vorlage bei der Obersten Landespla-

nungsbehörde

1) RROG = (regionales) Raumordnungsgutachten (zum Vergleich ROG = Raumordnungsgesetz)
2) Regionalplan entspricht dem vormaligen Regionalen Raumordnungsplan (ROP)
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Aufstellung des Regionalplans, Verfahrensablauf/Beschlüsse der Regionalver-
sammlung

Regionalversammlung Obere Landesplanungs- behörde Vorgaben, Mitwirkung,
Unterstützung, Beteiligung

Aufstellungsbeschluss Regio-
nalplan (§ 7 (1) HLPG

Beschluss: Erarbeitung RROG
als
Grundlage des Regionalplans
(§ 6 Abs. 2 HLPG)

Beschluss über „weitere Maß-
gaben“ (§ 7 (2) HLPG)

Beratungsphase
Beschluss über das RO-
Gutachten u. damit über das
Raumordnungskonzept

RAUMORDNUNGSGUTACHTEN
(RROG)

Darstellung von raumbedeutsa-
men Tatbeständen und Entwick-
lungstendenzen sowie deren Be-
wertung Darstellung von Hand-
lungsalternativen

Übernahme von verbindlichen
Vorgaben
Darstellung übergeordneter Funk-
tionen
Entwicklung von Leitbildern
Formulierung raumpolitischer
Grundsätze (Raumordnungskon-
zept für die Erstellung des Regio-
nalplans)
Abstimmung im Hause RP

Informationsbeschaffung, Abfragen
Kommunen:
Städtebauliche Entwicklungsvor-
stellungen, frühzeitige Beteiligung,
§ 7 (2) HLPG
Fachverwaltungen:
Entwicklungsvorstellungen, Rah-
menpläne, Planungen und Maß-
nahmen (frühzeitige Beteiligung)

Landesentwicklungsplan:
Verbindliche Vorgaben sind zu
übernehmen - § 6 (3) HLPG

Veröffentlichung RO-Gutachten
(Grundlage für den Regionalplan),
sichert frühe BeteiligungÜbernahme des Raumordnungs-

konzeptes aus dem RO-
Gutachten

REGIONALPLAN
Entwurfsbearbeitung
Abstimmung im Hause RP

Anhörung u. Offenlage-Frist,
4 Mon.

Aufbereitung der Anregungen u.
Bedenken

Ggf. erneute Offenlage-Frist
1 Monat
Aufbereitung der Anregungen und
Bedenken

Bearbeitung des Vorlageentwurfs

Rahmenpläne, Planungen und
Maßnahmen

Ggf. öff. Veranstaltungen der
Kommunen zur Bürgerinformation

Beratungsphase

Beschluss zur Anhörung u.
Offenlage

Beratungsphase
Beschluss über Bedenken und
Anregungen
Beschluss entweder Vorlage zur
Genehmigung oder erneute Of-
fenlage

Beratungsphase
Beschluss: Vorlage des Regio-
nalplans bei der Obersten Lan-
desplanungsbehörde

Oberste Landesplanungsbehörde
weist auf Unvereinbarkeit von Re-
gionalplan-Zielen mit übergeord-
neten Vorgaben hin

Entscheidung der Landesregie-
rung über die Genehmigung
des Regionalplans.
Frist: 6 Monate
(§ 8 Abs. 2)
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